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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit 
Deutschlands 2017 


Laut Beschluss des Deutschen Bundestages zur Neuordnung des Berichtswesens 
zu Forschung und Innovation vom 22. Juni 2006 legt die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag seit dem Jahr 2008 im Abstand von jeweils zwei Jahren 
Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit vor, 
die durch eine unabhängige Gruppe renommierter Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler verfasst und verantwortet werden. In den Zwischenjahren wer- 
den Darstellungen zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands in Form 
eines Kurzgutachtens vorgelegt. 

Das Gutachten 2017 wurde am 15. Februar 2017 von der Expertenkommission 
Forschung und Innovation an die Bundesregierung übergeben. Die Stellung- 
nahme zum Gutachten 2017 erfolgt im Rahmen des Umsetzungsberichts zur 
Hightech-Strategie der Bundesregierung im Frühjahr diesen Jahres. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums für Bildung und Forschung vom 15. Februar 2017 gemäß 
Beschluss vom 22. Juni 2006 (Bundestagsdrucksache 16/1705). 


Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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Vorwort 


Die Expertenkommission Forschung und Innovation legt im Jahr 2017 ihr zehntes Jahresgutachten 
vor. Sie nimmt das zum Anlass, um auf die letzten zehn Jahre bundesdeutscher Forschungs- und 
Innovationspolitik (F&I-Politik) zurückzublicken. Dabei zeigt die Expertenkommission grundle- 
gende Entwicklungslinien der F&I-Politik auf, würdigt wichtige Fortschritte und entwickelt vor 
dem Hintergrund der anstehenden Herausforderungen zentrale Handlungsempfehlungen. Im Wahl- 
jahr 2017 gilt es, den Bürgerinnen und Bürgern klar definierte Optionen für Maßnahmen der F&I- 
Politik in den nächsten Legislaturperioden vorzustellen. Dazu will die Expertenkommission einen 
Beitrag leisten. 

Im Eingangskapitel AO benennt die Expertenkommission Herausforderungen für die F&I-Politik 
und leitet Zielvorstellungen für das Jahr 2025 ab: die Steigerung der Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung (FuE) auf 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (3,5-Prozent-Ziel), eine deutlich ver- 
besserte internationale Sichtbarkeit deutscher Universitäten, die Verdoppelung des in Deutschland 
verfügbaren Wagniskapitals, eine international führende Position im Bereich der digitalen Infra- 
struktur, die Verdoppelung des Anteils der Fördermittel für Forschung und Wissenstransfer im Be- 
reich des digitalen Wandels sowie eine Führungsposition in Europa im Bereich des E-Govemment. 

Für sechs wichtige Handlungsfelder - Wissenschaftssystem (Kapitel Al), Erkenntnis- und Tech- 
nologietransfer (A2), Innovation in etablierten Unternehmen (A3), Entrepreneurship (A4), Gover- 
nance des F&I-Systems (A5) und Digitaler Wandel (A6) - beschreibt die Expertenkommission je- 
weils ein Bündel von Maßnahmen, mit denen sich die Innovationskraft Deutschlands stärken lässt. 
In den entsprechenden Kapiteln Bl bis B6 werden für die jeweiligen Handlungsfelder detaillierte 
Analysen vorgestellt und Vorschläge näher begründet. 

Zudem legt die Expertenkommission zwei Vorschläge für die Ausgestaltung einer steuerlichen 
FuE-Förderung vor (Kapitel B 7). In einer Analyse vorliegender quantitativer Untersuchungen steu- 
erlicher FuE-Förderung in wichtigen Ländern kommt die Expertenkommission zu einer positiven 
Empfehlung: Steuerliche FuE-Förderung ist - bei entsprechender Ausgestaltung - effektiv und 
führt zu einer Erhöhung der FuE- Aufwendungen der Unternehmen, insbesondere der kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU). Die Einführung eines solchen Förderinstruments in Deutschland 
ist sinnvoll. Nach Einschätzung der Expertenkommission kommen zwei Gestaltungsvorschläge in 
die engere Wahl: eine Steuergutschrift auf die Ertragsteuer, die proportional zu den internen FuE- 
Aufwendungen des Unternehmens ist, oder eine Steuergutschrift auf die Lohnsteuer, die sich aus 
den anfallenden FuE-Personalkosten berechnet. 

Die Expertenkommission präferiert die zweite Variante, da sie potenzielle Finanzierungsrestriktio- 
nen effektiver und schneller mindert und zudem auch bei Unternehmen ohne Ertragsteuerschuld un- 
mittelbar eine Förderung bewirkt. Die Expertenkommission plädiert dafür, die Förderung zunächst 
auf KMU gemäß der Definition der Europäischen Kommission zu begrenzen und anschließend 
gegebenenfalls auf größere Unternehmen zu erweitern. Eine solche Maßnahme ist mit einem über- 
schaubaren Einsatz an Mitteln zu leisten. Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung sieht die 
Expertenkommission die steuerliche FuE-Förderung als komplementär zur Projektförderung an. 
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In ihrem Rückblick würdigt die Expertenkommission Forschung und Innovation ausdrücklich 
wichtige Fortschritte der deutschen F&I-Politik. Insgesamt kann dieses Politikfeld auf eine positi- 
ve Entwicklung zurückblicken. Das Erreichen des Drei-Prozent-Ziels stellt eine außergewöhnliche 
Leistung dar, an der Staat, Wissenschaft und Unternehmen mitgewirkt haben. Mit der Exzellenz- 
initiative und verschiedenen „Pakten“ wurde die Leistungsfähigkeit des deutschen Wissenschafts- 
systems erheblich gestärkt. Die Fortsetzung dieser Maßnahmen wird begrüßt bzw. mit Nachdruck 
empfohlen. Besondere Würdigung verdienen auch die in den letzten Monaten angestoßenen Verbes- 
serungen der Rahmenbedingungen für Untemehmensgründungen und Wagniskapital, etwa bei der 
Verbesserung der Verlustverrechnung, der Weiterführung des High-Tech Gründerfonds (HTGF), 
beim INVEST-Zuschuss für Business Angels sowie der geplanten Einrichtung eines neuen Börsen- 
segments für junge Unternehmen. Die Expertenkommission hatte im Jahresgutachten 2016 deut- 
liche Kritik an der Leistungsfähigkeit und Benutzerfreundlichkeit von E-Govemment-Angeboten 
in Deutschland geübt. Inzwischen sind auch hier wichtige gesetzgeberische Schritte beschlossen 
worden, um die Mängel zu beseitigen. Zu bedenken ist jedoch, dass viele der in die Wege geleiteten 
Maßnahmen noch keine endgültigen Erfolge darstellen. Vielmehr muss nun auch ihre Umsetzung 
gelingen. 

Neben den Erfolgen ist unübersehbar, dass Deutschland vor allem im Bereich der digitalen Tech- 
nologien und Geschäftsmodelle erheblichen Nachholbedarf hat. Trotz einzelner positiver Entwick- 
lungen gab es hier noch keinen Durchbruch. Es bedarf auf der politischen Seite zudem dringend 
einer stärkeren Bündelung der Zuständigkeiten. Hier sollte eine Neuordnung angestrebt werden. 
Die Bewältigung des digitalen Wandels stellt auch eine große Herausforderung für Wissenschafts- 
organisationen, Unternehmen, andere Akteure der Zivilgesellschaft sowie jede Bürgerin und jeden 
Bürger dar - digitaler Wandel ist nicht nur eine Frage von Technologien und Geschäftsmodellen, 
sondern erfordert von allen Beteiligten Offenheit und Anpassungsfähigkeit. 

Die Expertenkommission ist optimistisch, dass diese Herausforderungen angesichts der Innovati- 
onsbereitschaft in Deutschland gemeistert werden können. Die Fc&I-Politik wird auch in den kom- 
menden Legislaturperioden - in einem unruhigen weltpolitischen Fahrwasser - ein zentrales poli- 
tisches Handlungsfeld bleiben. Um aus einer Position der Stärke agieren zu können, sind weitere 
Verbesserungen der Innovationskraft Deutschlands jedoch unerlässlich. 

Berlin, den 15. Februar 20 17 


Prof. Dietmar Harhoff, Ph.D. Prof. Dr. Monika Schnitzer 

(Vorsitzender) (stellvertretende Vorsitzende) 


Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner Prof Dr. Christoph Böhringer 


Prof. Dr. Uwe Cantner 


Prof Dr. Ingrid Ott 
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A Herausforderungen 
und Handlungsfelder 


Handlungsfeld 
Digitaler Wandel 


• Zukunftsfähige Infrastruktur aufbauen 

• KMU im digitalen Wandel unterstützen 

• Digitale Bildung ausbauen 

• Gezielte Forschungsförderung für Start-ups einführen 

• E-Government und Open Data als 
Innovationstreiber nutzen 

• Zukunftsorientierte rechtliche Rahmenbedingungen 
für digitale Wirtschaft schaffen 

• Governance der Digitalpolitik schlagkräftiger 
gestalten 


I 


Herausforderungen 

• Klimawandel und Nachhaltigkeit 

• Demografische Entwicklung 

• Gerechte Teilhabe 

• Energieversorgung 

• Mobilität 

• Digitaler Wandel 

• Europäischer Forschungsraum 

• Neue Innovationspfade 

• Agiler Staat 



Handlungsfeld 

Wissenschaftssystem 


Handlungsfeld 

Transfer 


• Grundfinanzierung der Hochschulen ausbauen und 
Hochschulpakt fortführen 

• Overhead-Pauschalen für Drittmittelprojekte erhöhen 

• Anzahl unbefristeter Professuren erhöhen 

• Karrierechancen für wissenschaftlichen Nachwuchs verbessern 

• Hochschulbauten sanieren und zukunftsfähige 
Infrastrukturen schaffen 

• Hochschulen differenzieren und Governance modernisieren 

• AUF weiter stärken - Pakt für Forschung und 
Innovation fortführen 


Transfer intensivieren, 
Transparenz erhöhen 
Rechtliche Rahmenbedingungen 
des Transfers verbessern 




urch die endgülti 
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Handlungsfeld 

Governance 

• Hightech-Strategie fortführen, Maßnahmen zügig umsetzen 

• Hightech-Strategie: Zielhierarchien klären, Silobildung vermeiden 

• Hightech-Strategie: Ressortübergreifende Kooperation institutionalisieren 

• Innovationspolitik auf europäischer Ebene gestalten 

• Soziale innovationen verstärkt berücksichtigen 

• Transparenz und Partizipation in der Innovationspolitik verankern 

• Öffentliche Beschaffung auf Innovationen ausrichten 

• Innovationspolitik evidenzbasiert weiterentwickeln 

• Governance der F&l-Politik kontinuierlich verbessern 


Ziele für das Jahr 2025 

• 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für FuE aufwenden 

• Mindestens drei deutsche Universitäten unter den 30 
weltweit führenden etablieren 

• Anteil des Wagniskapitals am Bruttoinlandsprodukt auf 
0,06 Prozent verdoppeln 

• Zu den fünf führenden Nationen im Bereich digitaler 
Infrastruktur aufschlleßen 

• Anteil der Fördermittel im Bereich Digitalisierung verdoppeln 

• Vorreiterrolle im E-Government einnehmen 


Handlungsfeld 

Entrepreneurship 


Administrative Kosten für 
Gründungen senken 

Mit Gründungsausbildung frühzeitig beginnen 
Gründungsfinanzierung verbessern, Anreize 
für private Investoren ausbauen 
Restriktive Behandlung von Verlustvorträgen 
beenden 

Attraktive steuerliche Rahmenbedingungen 
für Gründungen sichern 


• Gründungs- und 
Transferkompetenzen erhöhen 

• Marktzugang unterstützen 

• Glusterpolitik neu justieren 


Handlungsfeld 

Innovation in etablierten Unternehmen 

• Diversifikation der FuE-Tätigkeit in Deutschland vorantreiben 

• Chancen der Internationalisierung von FuE nutzen 

• Innovationsaktivitäten von KMU stärken 

• Fachkräftemangel: Stille Reserven besser einbinden für Innovation 

• Fachkräftemangel: Bildungssystem weiterentwickeln, 
Durchlässigkeit erhöhen 

• Projektförderung agil auf neue Herausforderungen ausrichten 

• Steuerliche FuE-Förderung für KMU einführen 


Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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Herausforderungen 



Deutschland kann auf wichtige Erfolge in seiner 
Forschungs- und Innovationspolitik (F&I-Politik) 
zurückblicken. So sind seit 2005 beachtliche Verbes- 
serungen in den Bereichen der öffentlichen und priva- 
ten FuE-Ausgaben, bei der Positionierung deutscher 
Forschungseinrichtungen und Hochschulen hinsicht- 
lich Attraktivität und Exzellenz sowie bei der Moder- 
nisierung der deutschen Wirtschaft gelungen. 

Diese Entwicklungen sind auch der Tatsache geschul- 
det, dass die F&I-Politik in den letzten zehn Jahren 
hohe Aufmerksamkeit genossen hat und erhebliche 
Mittel in die Bereiche Wissenschaft, Forschung und 
Innovation gelenkt wurden. Dem Ziel, eine führende 
Rolle als Innovationsstandort zu spielen, ist Deutsch- 
land erheblich näher gekommen. 

Gleichzeitig gilt der Satz von Roman Herzog: „Die 
Welt ist im Aufbruch, sie wartet nicht auf Deutsch- 
land“.' Die Herausforderungen sind in den vergan- 
genen Jahren weiter gewachsen. Die deutsche F&I- 
Politik muss konsequent weiterentwickelt werden, 
um einen Beitrag zur Bewältigung dieser Herausfor- 
derungen leisten zu können. Die Expertenkommissi- 
on sieht vor allem die folgenden Entwicklungen als 
wichtig an: 

Klimawandel und Nachhaltigkeit 

Mit dem Abkommen von Paris ist es gelungen, eine 
internationale Übereinkunft zum Klimaschutz zu 
finden. Implementierung und Umsetzung des Ab- 
kommens müssen nunmehr hohe Priorität haben. For- 
schung und Innovation können einen wesentlichen 
Beitrag dazu leisten, die Klimaziele zu erreichen. Das 
Politikziel der Dekarbonisierung der Wirtschaft muss 
daher auch in den Überlegungen der F&I- Verantwort- 
lichen eine wichtige Rolle einnehmen und in der Wis- 
senschafts- und Innovationsstrategie der neuen Bun- 
desregierung verankert sein. 


Demografische Entwicklung 

Die Alterung der Gesellschaft schafft erhebliche Pro- 
bleme für die Sozialversicherungssysteme. Zudem 
verstärkt sie den Fachkräftemangel. Forschung und 
Innovation können für eine weiter alternde Bevölke- 
rung Lösungen bereitstellen, um die Lebensqualität 
bis ins hohe Alter zu sichern und eine längere Mitwir- 
kung im Arbeitsleben zu ermöglichen. 

Gerechte Teilhabe 

Auch die F&I-Politik ist mit der Frage konfrontiert, 
ob Innovationsprozesse zunehmend Ungleichheit 
erzeugen. Gerade im Zuge des digitalen Umbruchs 
sind tiefgreifende Veränderungen zu erwarten, die 
aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger das Risiko ei- 
nes Arbeitsplatz- oder Wohlstandsverlustes erhöhen. 
Ohne geeignete Einbeziehung der Bevölkerung und 
eine Sicherung gerechter Teilhabe drohen auch Wis- 
senschaft und Innovation mit wachsender Skepsis 
konfrontiert zu werden. 

Energieversorgung 

Die F&I-Politik wird bei der Gestaltung der zukünf- 
tigen Energieversorgung eine wichtige Rolle spielen. 
So muss die Abhängigkeit von nicht erneuerbaren 
Energien weiter gesenkt werden. Es gilt, einen wirt- 
schaftlich vernünftigen Pfad hin zur fast ausschließli- 
chen Nutzung emeuerbarer Energien zu finden. 

Mobilität 

Im Mobilitätssektor vollzieht sich ein einschnei- 
dender Wandel von einer starken Ausrichtung an 
Automobilen hin zu multimodalen Systemen von 
Mobilitätsdienstleistungen. In Deutschland ist der 
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Automobilsektor volkswirtschaftlich besonders 
wichtig. Mit der Einführung der Elektromobili- 
tät, der beschleunigten Digitalisierung und dem 
Auftreten neuer Konkurrenz ist die Industrie un- 
ter erheblichen Druck geraten. Innovationen sind 
notwendig, um die Wettbewerbsposition deut- 
scher Unternehmen zu erhalten und auszubauen. 


Digitaler Wandel 

Deutschland ist auf den digitalen Wandel noch nicht 
hinreichend vorbereitet. In der Förderung wird der 
Bereich der Informations- und Kommunikationstech- 
nologien immer noch nicht ausreichend berücksich- 
tigt. Die F&l-Politik muss stärker als bisher Start-ups 
als neue Innovationsakteure in den Blick nehmen. 
Neben die Begleitung und Unterstützung etablierter 
Wirtschaftsbereiche im digitalen Wandel muss der 
Aufbau neuer Stärken treten. Bildung für die kompe- 
tente Nutzung digitaler Anwendungen und den ver- 
antwortungsvollen Umgang mit eigenen Daten wird 
eine zentrale Rolle spielen. 

Europäischer Forschungsraum 

Die F&l-Politik muss der Weiterentwicklung des Eu- 
ropäischen Forschungsraums weiterhin große Bedeu- 
tung beimessen. Nach dem Brexit muss vor allem im 
Bereich des Studierenden- und Wissenschaftleraus- 
tauschs die Weiterführung der Kooperation mit Groß- 
britannien gesichert werden. 

Neue Innovationspfade 

Innovationsprozesse wandeln sich. Zunehmend er- 
geben sich schon aus der Grundlagenforschung An- 
wendungs- und Translationsmöglichkeiten. Start-ups 
sind in einigen Bereichen der Wirtschaft Akteure von 
zentraler Bedeutung geworden. Neben die traditionel- 
len, hierarchisch organisierten F&l-Prozesse treten 
zunehmend neue Fonnen der Organisation, wie z.B. 
Crowd-Konzepte, Wettbewerbsformate und Real- 
labore. Die F&l-Politik in Deutschland sollte diese 
neuen Entwicklungen verstärkt aufgreifen. 

Agiler Staat 

Technologisch-ökonomische Möglichkeiten und das 
politische Umfeld verändern sich derzeit mit hoher 
Geschwindigkeit. Die deutsche F&l-Politik benötigt 


hohe Flexibilität, um zügig auf diese Entwicklungen 
reagieren zu können. Die Anpassung von Strukturen 
und Prozessen durch Digitalisierung und Öffnung der 
Innovationsprozesse kann vor Ministerien und öffent- 
licher Verwaltung nicht Halt machen. In Zukunft ist 
ein agiler Staat gefragt. 


Ziele für das 
Jahr 2025 

Ohne eine weitere Stärkung von Wissenschaft, For- 
schung und Innovation können die genannten (und 
weitere) Herausforderungen nicht angemessen beant- 
wortet werden. Die Expertenkommission empfiehlt 
der deutschen F&I-Politik, klare Ziele zu formulie- 
ren, anhand derer sich weitere Fortschritte messen 
und bewerten lassen. Die Kommission schlägt der 
Bundesregierung insbesondere vor: 

3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
für FuE aufwenden 

Bis zum Jahr 2025 sollten die privaten und öffentli- 
chen Engagements im Bereich der Forschung und 
Entwicklung weiter zunehmen. Ein sichtbares Zei- 
chen eines solches Engagements wäre ein Erreichen 
des 3,5-Prozent-Ziels durch die Bundesrepublik 
Deutschland bis 2025. Der derzeitige Wert der natio- 
nalen FuE-lntensität liegt bei knapp 3,0 Prozent. 

Mindestens drei deutsche Universitäten unter 
den 30 weltweit führenden etablieren 

Durch eine zielgerichtete Förderung deutscher Uni- 
versitäten und Hochschulen durch Bund und Länder 
sollte die internationale Wahrnehmung und Bedeu- 
tung des deutschen Wissenschaftssystems nachhaltig 
verbessert werden. Sichtbarer Ausdruck einer solchen 
Entwicklung wäre eine Platzierung von drei oder 
mehr deutschen Hochschulen unter den führenden 30 
Universitäten im Times Higher Education Ranking 
bis zum Jahr 2025. Derzeit ist nur eine deutsche Uni- 
versität unter den weltweit führenden 30 Hochschu- 
len zu finden. 
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Anteil des Wagniskapitals am Bruttoinlands- 
produkt auf 0,06 Prozent verdoppeln 

Bis zum Jahr 2025 sollte der Anteil des Wagniskapi- 
tals am BIP bei 0,06 Prozent liegen - also mehr als 
dem Doppelten des derzeitigen Wertes (0,027 Pro- 
zent). 


Eine zögerliche Positionierung der deutschen F&I- 
Politik ist nicht mehr angesagt - dazu sind die Her- 
ausforderungen zu groß. Die bisherigen Erfolge soll- 
ten die deutsche F&I-Politik darin bestärken, dass sie 
große Veränderungen bewirken kann, wenn sie sich 
ambitionierte Ziele setzt. 


Zu den fünf führenden Nationen im Bereich 
digitaler Infrastruktur aufschließen 

Die Bundesrepublik Deutschland sollte anstreben, 
bis zum Jahr 2025 eine der weltweit führenden Infra- 
strukturen im Bereich der Breitbandvemetzung auf- 
zuweisen. Bereits jetzt sollte die F&I-Politik sich von 
einer statischen Zielvorstellung abwenden und auf 
eine flexible, sich dynamisch anpassende Zielvorgabe 
verständigen. Sichtbares Zeichen einer positiven Ent- 
wicklung wäre es, wenn Deutschland bis 2025 zu den 
fünf Ländern mit führender digitaler Infrastruktur un- 
ter den OECD-Nationen gehören würde. Derzeit liegt 
Deutschland bei nahezu allen Indikatoren, die den 
Breitbandausbau mit Hochleistungsnetzen jenseits 
der 50 Mbit/s betreffen, im internationalen Vergleich 
zurück. 


Anteil der Fördermittel im Bereich Digitalisierung 
verdoppeln 

Die Bundesregierung muss auf die Herausforderung 
der Digitalisierung auch mit einer nachhaltigen Stär- 
kung der Forschungsförderung und des Technologie- 
transfers in diesem Bereich reagieren. Dabei sollte sie 
darauf abzielen, nachhaltig neue wissenschaftliche, 
technische und ökonomische Stärken aufzubauen, um 
2025 zu den auf diesem Gebiet weltweit führenden 
Volkswirtschaften zu zählen. Der Anteil der Förder- 
mittel des Bundes, die in den Bereich der Digitali- 
sierung fließen, sollte dazu schnell auf das Doppelte 
angehoben werden. 


Vorreiterrolle im E-Government einnehmen 

Im E-Government sollte Deutschland in Europa bis 
2025 zum anerkannten Erfolgsmodell für digitale Re- 
gierung und Administration werden. 
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AI Handlungsfeld 

Wissenschaftssystem 


Ein Bündel von Politikmaßnahmen hat in den letz- 
ten zehn Jahren im Hochschulsektor bzw. allgemein 
im Bereich der öffentlich geförderten Forschung zu 
deutlich besseren Forschungsbedingungen, zu mehr 
Drittmittelforschung und Forschungskooperationen 
sowie zu einem Zuwachs an wissenschaftlichem 
Nachwuchs geführt (vgl. Kapitel B 1). Die Attrakti- 
vität des Wissenschaftsstandorts Deutschland wurde 
deutlich erhöht. Der Bund hat einen substanziellen 
Mittelaufwuchs für die öffentlich geförderte For- 
schung bereitgestellt und damit einen wesentlichen 
Beitrag zur Erreichung des Drei-Prozent-Ziels sowie 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Forschungslandschaft geleistet. 

Die Expertenkommission hält es für notwendig, nun 
ein ehrgeizigeres Ziel zu verankern. Sie hat bereits in 
ihrem Gutachten 2015 eine Erhöhung der Zielquote 
auf 3,5 Prozent des BIP für FuE gefordert. 

Die Exzellenzinitiative hat den Wissenschaftsstand- 
ort Deutschland gestärkt. Die Expertenkommission 
begrüßt die im Jahr 2016 beschlossene Bund-Länder- 
Vereinbarung zur Exzellenzstrategie. Da 2020 der 
Hochschulpakt sowie der Pakt für Forschung und In- 
novation auslaufen, sind in den nächsten Jahren auch 
Entscheidungen zu treffen, ob bzw. in welcher Form 
diese beiden Pakte fortgeführt werden sollen. Wäh- 
rend die Budgetsteigerungen der letzten Jahre bei den 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen (AUF) 
mit dem Pakt für Forschung und Innovation über eine 
institutioneile Förderung erfolgten, besteht bei den 
Hochschulen das Problem, dass die Mittelaufwüchse 
zu einem hohen Anteil durch zeitlich befristete und 
zweckgebundene Mittel realisiert wurden. Dies bringt 
eine Vielzahl von Problemen an den Hochschulen mit 
sich; außerdem öffnet sich damit die Schere zwischen 
den Finanzierungsbedingungen an den Hochschulen 
und denen an den AUF. 


Grundfinanzierung der Hochschulen 
ausbauen und Hochschulpakt fortführen 

Eine zentrale Herausforderung der nächsten Jah- 
re wird sein, die Grundfinanzierung der deutschen 
Hochschulen substanziell zu verbessern, ihre struk- 
turelle Unterfinanzierung zu beseitigen und ihre in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit weiter zu stärken. 
Hier sind zunächst die Bundesländer in der Pflicht, in 
die Grundfinanzierung zu investieren. 

Gleichzeitig empfiehlt die Expertenkommission 
Bund und Ländern, ein Nachfolgeprogramm für den 
Hochschulpakt zu initiieren. Der Bund sollte die Län- 
der weiterhin bei der Finanzierung der Lehre und der 
Overheadkosten unterstützen. Dies darf jedoch nicht 
dazu führen, dass die Länder ihre Beiträge zur Hoch- 
schulfinanzierung reduzieren. Die Förderung durch 
den Bund ist an nachprüfbare Bedingungen zu knüp- 
fen. 


Overhead-Pauschalen für 
Drittmittelprojekte erhöhen 

Die Höhe der Programmpauschale der DFG sowie die 
Höhe der Projektpauschale des BMBF reichen in der 
Regel nicht aus, um die mit Drittmittelforschung ver- 
bundenen indirekten Kosten zu finanzieren (vgl. Ka- 
pitel B 1-1). Damit die Hochschulen bei wachsenden 
Drittmittelvolumen zur Deckung der Overheadkos- 
ten nicht zunehmend auf Grundmittel zurückgreifen 
müssen, sind Erhöhungen der Programmpauschale 
der DFG und der Projektpauschale des BMBF drin- 
gend notwendig. 
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Anzahl unbefristeter Professuren erhöhen 

Die Anzahl unbefristeter Professuren ist zu erhöhen. 
Gleichzeitig ist eine Verbesserung der Betreuungsre- 
lation und eine Reduktion der individuellen Lehrde- 
putate festzuschreiben. Durch die Kombination dieser 
Maßnahmen wird die Attraktivität des deutschen Wis- 
senschaftssystems im internationalen Wettbewerb um 
exzellente Forschende und besonders talentierte Stu- 
dierende erhöht. Zudem wird die Qualität der Lehre 
für alle Studierenden verbessert. 


Karrierechancen für wissenschaftlichen 
Nachwuchs verbessern 

Eine Erhöhung der Anzahl unbefristeter Professuren 
kommt auch dem wissenschaftlichen Nachwuchs 
zugute, da hierdurch die Karrierechancen der stark 
gewachsenen Anzahl an Nachwuchskräften verbes- 
sert werden (vgl. Kapitel B 1-3). Zudem kann so eine 
verstärkte Anwendung des Tenure Track- Verfahrens 
unterstützt werden. 

Für die Karriereplanung der Nachwuchskräfte muss 
auch der hochschulexteme Arbeitsmarkt stärker als 
bisher in den Blick genommen werden. Karrieren von 
Nachwuchskräften außerhalb des Hochschulsektors 
stellen ein wesentliches Element des Erkenntnis- und 
Technologietransfers dar, der das Forschungs- und 
Innovationssystem in Deutschland nachhaltig stärkt. 

Hochschulbauten sanieren und 
zukunftsfähige Infrastrukturen schaffen 

Im Bereich der Bauten und technischen Ausstattun- 
gen müssen langjährige Investitionsstaus behoben 
und Erweiterungsinvestitionen getätigt werden, um 
die zunehmend gravierender werdenden Mängel 
der allgemeinen Infrastruktur zu beseitigen und die 
Hochschulen auf den neuesten Stand der Technik zu 
bringen. Gleichzeitig müssen die Hochschulen den 
Anforderungen der Digitalisierung gerecht werden. 
Hier sind entsprechende Investitionsprogramme des 
Bundes und der Länder notwendig. 


Hochschulen differenzieren und Governance 
modernisieren 

Neben einer Verbesserung der personellen und räum- 
lichen Grundausstattung müssen aber auch Organisa- 
tion und Governance der Hochschulen modernisiert 
werden. Den Hochschulen müssen mehr Spielräume 
für eine stärkere Differenzierung sowie für das Ex- 
perimentieren mit neuen Governanceformen oder 
Schwerpunktsetzungen gegeben und entsprechende 
Anreize gesetzt werden. 

AUF weiter stärken - Pakt für Forschung und 
Innovation fortführen 

Die Expertenkommission empfiehlt, den Pakt für 
Forschung und Innovation zur Finanzierung der AUF 
über das Jahr 2020 hinaus fortzuführen. Eine weitere 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der AUF kann nur 
erreicht werden, wenn nicht nur nominale, sondern 
reale Aufwüchse erreicht werden. 
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A2 Handlungsfeld 
Transfer 


Innovation kommt durch den Transfer und die Neu- 
kombination des Wissens zahlreicher Akteure aus 
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft zustande. 
Hochschulen und Einrichtungen der außeruniversitä- 
ren Forschung (AUF) können hierzu einen wichtigen 
Beitrag leisten. Eine Kultur des Wissenstransfers hat 
sich in diesen Einrichtungen aber bisher nicht in aus- 
reichendem Maße bilden können. Deutschland kann es 
sich allerdings nicht leisten, auf die gesellschaftliche 
und ökonomische Nutzung exzellenter Forschungser- 
gebnisse zu verzichten. Das Ziel des Erkenntnis- und 
Technologietransfers sollte daher einen höheren Stel- 
lenwert in den Forschungseinrichtungen und in der 
F(&I-Politik erhalten. Gut entwickelt ist hingegen die 
Förderung von Clustern, in denen sich Kooperation 
und Wissenstransfer zwischen Wirtschaft und Wissen- 
schaft oft sehr effektiv organisieren lassen. Ein weite- 
rer Ausbau ist hier nicht mehr angezeigt. 

Transfer intensivieren, Transparenz erhöhen 

Die Expertenkommission begrüßt eine enge Koopera- 
tion zwischen Akteuren aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Die beteiligten Akteure haben aber 
unterschiedliche Anreize. Dennoch kann der Erkennt- 
nis- und Technologietransfer so gestaltet werden, dass 
er der Freiheit der Forschung nicht entgegensteht. Da- 
für muss es Transparenz schaffende Regelungen und 
Selbstverpflichtungen für diese Kooperationen geben. 
Darüber hinaus sollte der Kulturwandel in Hochschu- 
len und Forschungseinrichtungen hin zu einer besse- 
ren Nutzung der gewonnenen Erkenntnisse deutlich 
forciert werden. Grundlage hierfür ist, dass die Orga- 
nisations- und Anreizstrukturen ausreichend flexibel 
gestaltet werden. Zudem gilt es, die Govemance des 
Erkenntnis- und Technologietransfers an Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen selbst zu verbessern. 

Die Expertenkommission schließt sich den Empfeh- 
lungen des Wissenschaftsrates an^, denen zufolge 
Forschungseinrichtungen eine Strategie für einen ver- 


besserten Erkenntnis- und Technologietransfer erar- 
beiten und konsequent umsetzen sollten. 

Rechtliche Rahmenbedingungen des 
Transfers verbessern 

Die Rahmenbedingungen des Zugangs zu und des 
Austauschs von Forschungserkenntnissen sind in den 
vergangenen Jahren verbessert worden. Die Exper- 
tenkommission begrüßt ausdrücklich die zuletzt er- 
folgte Verankerung von Open Access als Grundprin- 
zip in derForschungsförderung. Ebenfalls begrüßt sie 
die Bestrebungen zur Einführung einer allgemeinen 
Wissenschafts- und Bildungsschranke, mit der im 
Wissenschaftsbereich urheberrechtliche Restriktio- 
nen für die Nutzung digitaler Quellen eingeschränkt 
werden. Damit wird die Freiheit von Forschung und 
Lehre verbessert. Jedoch sollte sich die Bundesregie- 
rung in der kommenden Legislaturperiode nicht auf 
diesen Erfolgen ausruhen. Die Expertenkommission 
erneuert ihre Forderung naeh der Einführung einer 
Neuheitsschonfrist im Patentrecht, die Zielkonflik- 
te für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
hinsichtlich der akademischen und kommerziellen 
Verwertung von Forschungsergebnissen entschärfen 
würde. 

Gründungs- und Transferkompetenzen erhöhen 

Neue Ideen und Erkenntnisse werden oft nicht ge- 
nutzt, weil es den Forschenden an den notwendigen 
Kompetenzen fehlt, die gewonnenen Erkenntnisse 
über den akademischen Kontext hinaus zu vermitteln. 
Ausgründungen aus Hochschulen und AUF stellen ei- 
nen wichtigen Transferkanal dar, der eine Verwertung 
und Anwendung der gewonnenen Erkenntnisse er- 
möglicht. Derzeit wird das Potenzial für akademische 
Ausgründungen nicht ausreichend genutzt. Hoch- 
schulen sollten sich deshalb verstärkt bei der Einfüh- 
rung oder Weiterentwicklung von Curricula zur Ver- 
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mittlung von Gründungs- und Verwertungswissen auf 
der gradualen und postgradualen Ebene engagieren. 

Talentierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft- 
lern stehen neben akademischen Karrierepfaden auch 
attraktive Beschäftigungsmöglichkeiten in Wirtschaft 
und Gesellschaft offen, in denen sie neue Methoden 
und Forschungserkenntnisse zur Anwendung bringen 
können. Solche Karriereoptionen werden bisher in 
der strukturierten Graduiertenausbildung oft vernach- 
lässigt, sollten zukünftig aber als weiterer Transferka- 
nal stärker unterstützt werden. 


Marktzugang unterstützen 

Darüber hinaus sollten die Transferstellen der Hoch- 
schulen und Forschungseinrichtungen ihr Unterstüt- 
zungsangebot auf die Phase der Vorbereitung des 
Marktzugangs ausdehnen und professionalisieren. 
Sie sollten gezielt Plattformen schaffen, auf denen 
Forschungseinrichtungen ihre Erkenntnisse präsen- 
tieren und sich mit Unternehmen über die jeweiligen 
Bedarfe austauschen können. Allerdings ist es nicht 
sinnvoll, wenn Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler generell zur selbstständigen Vermarktung 
ihrer wissenschaftlichen Erkenntnisse angehalten 
werden. Technologietransfer ist vielmehr arbeitsteilig 
zu organisieren, damit Spezialisierungsvorteile erhal- 
ten bleiben. 


Bisher hat die Clusterförderung eine große Anzahl 
von Clustern erreicht. Es ist davon auszugehen, dass 
sich die Fördereffekte sukzessive abschwächen, wenn 
zunehmend nur noch bereits entwickelte Cluster eine 
Förderung erfahren. Die Expertenkommission emp- 
fiehlt daher, die Fortsetzung der Clusterfbrderung auf 
Bundesebene kritisch zu überdenken. Insbesondere 
sollte der Spitzencluster- Wettbewerb vorläufig keine 
Fortsetzung erfahren, auch wenn dieser erste positi- 
ve Fördereffekte gezeigt hat. Die bisherige Cluster- 
politik trägt außerdem die Gefahr einer übermäßigen 
Konzentration auf regionale Netzwerke und einer 
damit verbundenen regionalen Abschottung in sich. 
Die Expertenkommission befürwortet Maßnahmen, 
die Abschottung verhindern und ein sogenanntes 
Delock-in zum Ziel haben. Das Förderprogramm des 
BMBF zur Intemationalisierung von Clustern wird 
daher ausdrücklich begrüßt. In gleicher Weise sollten 
Maßnahmen zur Verhinderung von Lock-in bei eta- 
blierten Technologien und zur Orientierung hin zu 
neuen Technologien entwickelt werden, die so eine 
Neuausrichtung der Clusterpolitik zusätzlich beför- 
dern könnten. 


Clusterpolitik neu justieren 

Gerade in Clustern lassen sich die Kooperation und 
der Wissenstransfer zwischen Wirtschaft und Wissen- 
schaft oft sehr effektiv organisieren. Clusterpolitische 
Maßnahmen sind sowohl auf Bundes- als auch auf 
Länderebene inzwischen fester Bestandteil der F&I- 
Politik - wenngleich über die Phase der Entstehung 
und des anfänglichen Wachstums hinaus selten eine 
hinreichende ökonomische Legitimation für politi- 
sche Marktinterventionen besteht. Gleichzeitig sind 
die langfristigen Innovationseffekte von Clusterpoli- 
tik derzeit kaum verlässlich abschätzbar. Die Exper- 
tenkommission hat vor diesem Hintergrund bereits in 
der Vergangenheit davor gewarnt, dem Instrument ein 
zu großes Gewicht zukommen zu lassen. Zwar sind 
Agglomerationseffekte wichtig für innovative Aktivi- 
täten. Sie können auch durch Maßnahmen der F&I- 
Politik gefördert werden - allerdings können sie nicht 
erzwungen werden. 
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A3 Handlungsfeld 

Innovation in etablierten 
Unternehmen 


Der Europäische Rat formulierte im März 2000 im 
Rahmen der sogenannten Lissabon-Strategie das 
Ziel „die Union zum wettbewerbsfähigsten und dy- 
namischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der 
Welt zu machen“.^ Vor diesem Hintergrund beschloss 
der Europäische Rat zwei Jahre später in Barcelona, 
die FuE-Ausgaben in der EU bis 2010 auf 3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts zu steigern.'* Zudem wur- 
de als Ziel formuliert, dass die Investitionen zu zwei 
Dritteln von der Privatwirtschaft finanziert werden 
sollen. 

Noch im Jahr 2005 war die Bundesrepublik mit ei- 
nem Wert von 2,48 Prozent von diesem Ziel weit 
entfernt. Umso bemerkenswerter ist die Steigerung 
in den letzten zehn Jahren. Im Jahr 2015 betrug der 
Anteil interner FuE am Bruttoinlandsprodukt 2,99 
Prozent*’ - würde man das 2005 verwendete Berech- 
nungsverfahren verwenden, sogar über 3 Prozent.'' 
Der starke Anstieg in den letzten zehn Jahren ist ein 
großer Erfolg der F&I-Politik, die zu einem deutli- 
chen Zuwachs der staatlich finanzierten FuE geführt 
hat. 

Fast zwei Drittel der internen FuE-Ausgaben wer- 
den durch die privaten Unternehmen finanziert.* Der 
Zuwachs in diesem Bereich ist ebenfalls groß, fällt 
relativ aber geringer aus. Die Stärkung der FuE in 
deutschen Unternehmen bleibt deshalb eine zentrale 
Herausforderung. 

Diversifikation der FuE-Tätigkeit in 
Deutschland vorantreiben 

Die FuE- Aktivitäten deutscher Unternehmen sind auf 
wenige Kembranchen konzentriert. Allein der Fahr- 
zeugbau stellt im Jahr 20 1 5 mehr als ein Drittel der in- 
ternen FuE-Ausgaben in Deutschland.“* Die FuE-Ak- 
tivitäten ausländischer Unternehmen in Deutschland 
verstärken diese Konzentration. Die umfangreichen 
und weiter steigenden FuE-Aktivitäten im Fahrzeug- 


bau sind zu begrüßen. Allerdings droht Deutschland 
hier eine hohe Abhängigkeit von einer Kembranche, 
und dies gerade in einer Zeit, in der Wettbewerbspo- 
sitionen neu definiert werden. Deutschland sollte da- 
her Maßnahmen für eine stärkere Diversifikation der 
FuE-Tätigkeit anstreben. 

Chancen der Internationalisierung von 
FuE nutzen 

In den letzten zehn Jahren haben die FuE-Ausgaben 
deutscher Unternehmen sowohl im Inland als auch 
im Ausland in nahezu allen Branchen zugenommen. 
Die Expertenkommission sieht mit Sorge, dass die 
FuE-Aktivitäten deutscher Unternehmen in bestimm- 
ten Branchen, wie z.B. der Pharmazie, verstärkt im 
Ausland durchgeführt werden (vgl. Kapitel B 3-4).*“ 
Es gilt, Deutschland weiterhin als Standort für inter- 
nationale FuE-Aktivitäten durch eine leistungsfähige 
Forschungsinfrastruktur und forschungsfreundliche 
Regulierung zu stärken. 

Innovationsaktivitäten von KMU stärken 

Bisher erreichte die staatliche Innovationsförderung 
- trotz gut ausgebauter Projektförderung - zu weni- 
ge KMU. Gerade die Vielzahl an spezifischen Bun- 
des- und Länderprogrammen macht die Fördermög- 
lichkeiten für antragstellende Unternehmen komplex 
und der mit der Antragstellung verbundene Aufwand 
ist von kleinen Unternehmen schwerer zu schultern 
als von größeren Unternehmen. Eine steuerliche FuE- 
Förderung, wie sie von der Expertenkommission in 
Kapitel B 7 vorgeschlagen wird, wäre deshalb eine 
wichtige Maßnahme, die sehr viel mehr KMU errei- 
chen würde als die bisherige antragbasierte Projekt- 
förderung. 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-23- 


Drucksache 18/11270 


Fachkräftemangel: Stille Reserven besser 
einbinden für Innovation 

Die demografische Entwicklung stellt für die Innova- 
tionsfahigkeit der Unternehmen eine große Heraus- 
forderung dar. Für deren Bewältigung ist ein ganzes 
Bündel an Strategien erforderlich. Eine Maßnahme 
ist die Nutzung der stillen Reserven, die gerade in 
Deutschland umfangreich sind. So ist die Ausbil- 
dungsbeteiligung von Frauen massiv gestiegen, die 
Berufsbeteiligung aber noch immer vergleichsweise 
gering. Hier gilt es, förderliche Rahmenbedingungen 
für eine höhere Erwerbsbeteiligung zu schaffen und 
Hemmnisse, beispielsweise auch steuerlicher Art, ab- 
zubauen. Auch eine längere Einbindung leistungsfä- 
higer älferer Arbeitskräfte ist vor diesem Hintergrund 
essenziell. Deshalb muss bei kommenden Rentenre- 
formen eine weitere Entkopplung des Rentenalters 
von der Lebenserwartung vermieden werden. 

Darüber hinaus gilt es, ein Einwanderungsgesetz auf 
den Weg zu bringen, um durch Zuwanderung quali- 
fizierter Arbeitskräfte demografisch bedingte Fach- 
kräftelücken zu schließen. Schließlich müssen auch 
die bereits zugewanderten Geflüchteten rasch für den 
deutschen Arbeitsmarkt qualifiziert und eingegliedert 
werden. 


an neue Herausforderungen, insbesondere die Digita- 
lisierung, angepasst wurde. 

Steuerliohe FuE-Förderung für KMU einführen 

Die F(&I-Politik Deutschlands hat bisher nicht auf 
eine steuerliche FuE-Förderung zurückgegriffen. Die 
Expertenkommission rät zur Einführung eines sol- 
chen Instruments mit Fokussierung auf den Bereich 
der KMU und macht im aktuellen Jahresgutachten ei- 
nen detaillierten Umsetzungsvorschlag (vgl. Kapitel 
B 7). Die Effektivität steuerlicher FuE-Förderung ist 
in zahlreichen internationalen Studien nachgewiesen 
worden. Die Fördereffekte sind bei KMU besonders 
ausgeprägt. Die von der Expertenkommission präfe- 
rierte Variante gewährt eine Steuergutschrift auf die 
Lohnsteuer. Die Höhe der Gutschrift soll proportional 
zur Höhe der FuE-Personalaufwendungen sein. Auch 
Unternehmen ohne Ertragsteuerschuld - wie z.B. 
Start-ups oder KMU in einer Umstrukturierungspha- 
se - würden regelmäßig von den Cashflow-Effekten 
dieser steuerlichen Vergünstigung profitieren können. 
Die Expertenkommission geht davon aus, dass damit 
eine erhebliche Intensivierung der FuE- Aktivitäten 
von KMU erfolgen würde. 


Fachkräftemangel: Bildungssystem 
weiterentwickeln, Durchlässigkeit erhöhen 

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die Bildungspolitik. 
Eine Weiterentwicklung des Bildungssystems sollte - 
bei klar differenzierten Profilen der beiden Pfeiler des 
deutschen Bildungssystems, der Berufsausbildung 
und der Hochschulen - eine möglichst hohe verti- 
kale und horizontale Durchlässigkeit gewährleisten. 
Verstärkte Anstrengungen für lebenslanges Lernen 
und entsprechende Anreize im Beschäftigungssys- 
tem sollten die Entwicklungen im Ausbildungssystem 
komplementieren. 


Projektförderung agil auf neue 
Herausforderungen ausrichten 

Private Innovationsaktivitäten werden durch eine 
ganze Reihe von Förderinstrumenten unterstützt. 
Dabei wird jedoch bisher ausschließlich auf direkte 
Projektförderung gesetzt, die sich als Förderinstru- 
ment in der Regel auch bewährt hat. Allerdings ist die 
Frage zu stellen, ob die Verteilung der Fördermittel 
auf die einzelnen Förderbereiche hinreichend zügig 
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A4 Handlungsfeld 
Entrepreneurship 


Start-ups leisten einen wichtigen Beitrag zum Wirt- 
schaftswachstum und zum Erhalt der Wettbewerbs- 
fähigkeit eines Landes. Erfolgreiche Gründungen 
schaffen durch lokale Wertschöpfung Arbeitsplätze. 
Die Zahl der Unternehmensgründungen in Deutsch- 
land ist im internationalen Vergleich allerdings ge- 
ring, speziell in der wissensbasierten Wirtschaft. 

Sowohl in der Gründungs- als auch in der Wachs- 
tumsphase ist die Finanzierung eine zentrale Heraus- 
forderung für junge Unternehmen. Sie benötigen ein 
flexibles Finanzierungsumfeld, das auch Börsenexits 
erlaubt. Der deutsche Wagniskapitalmarkt ist weni- 
ger gut entwickelt als jener in vielen anderen euro- 
päischen Ländern. Um hier Abhilfe zu schaffen, hat 
die Politik mittlerweile vielfältige Förderprogramme 
aufgelegt und weitere Maßnahmen angekündigt. Des 
Weiteren wurde, wie von der Expertenkommission 
wiederholt angeregt, die restriktive Behandlung von 
Verlustvorträgen neu geregelt. 

Trotz der gerade in jüngster Zeit erzielten Fortschritte 
besteht noch immer Handlungsbedarf, um die Grün- 
dungsaktivitäten in Deutschland dauerhaft auszuwei- 
ten. Hierfür sind eine Reduzierung bürokratischer 
Hemmnisse sowie die Schaffung von Planungs- 
sicherheit bezüglich der Finanzierung sowohl bei 
Gründerinnen und Gründern als auch bei Investoren 
zwingend erforderlich. Die Rahmenbedingungen für 
Gründungen und Unternehmenswachstum müssen 
so gestaltet sein, dass potenzielle Gründerinnen und 
Gründer und ihre Ideen nicht ins Ausland abwandem 
und ihr Potenzial bestmöglich genutzt werden kann. 

Auch an den Hochschulen und den außeruniversi- 
tären Forschungseinrichtungen (AUF) gibt es ein 
brachliegendes Gründungspotenzial, das besser ge- 
nutzt werden sollte. 


Administrative Hürden für Gründungen senken 

Die im internationalen Vergleich hohen administrati- 
ven Hürden für Gründungen müssen gesenkt werden. 
Ein Ansatzpunkt könnte das Projekt Einheitlicher An- 
sprechpartner 2.0 sein. Dieses Projekt muss jedoch 
noch effizient umgesetzt werden, damit ein gebündel- 
ter Zugang für Gründende zu Informationen und Ver- 
fahrensregeln der öffentlichen Verwaltung realisiert 
wird. Darüber hinaus ist es zwingend erforderlich, bei 
der Gestaltung und Umsetzung von Förderprogram- 
men die spezifischen Belange junger Unternehmen 
zu berücksichtigen. Mögliche Ermessensspielräume 
sollten großzügig zugunsten junger Unternehmen ge- 
nutzt werden. 

Mit Gründungsausbildung frühzeitig beginnen 

Eine Sensibilisierung für Gründungen ist mittlerweile 
in Studiengängen mit wirtschaftswissenschaftlichem 
Bezug zu finden, kaum jedoch in anderen Studien- 
gängen wie den Ingenieur-, Natur- oder Geistes- und 
anderen Sozialwissenschaften. Damit wird das in 
Deutschland vorhandene Gründungspotenzial nicht 
hinreichend ausgeschöpft. Neben den fachlichen 
Kompetenzen muss auch disziplinübergreifend ein 
Gründungsbewusstsein geschaffen werden, damit 
Selbstständigkeit als eine realistische Option wahr- 
genommen wird. Um dies zu erreichen, ist es förder- 
lich, wenn die Gründungsausbildung bereits früh im 
Bildungsverlauf ansetzt, idealerweise bereits in den 
Schulen. Erste positive Beispiele sind inzwischen 
deutschlandweit zu finden. 
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Gründungsfinanzierung verbessern - 
Anreize für private Investoren ausbauen 

Die Finanzierung von Start-ups in der Frühphase, 
aber vor allem auch in der Wachstumsphase, wird in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern zu we- 
nig durch private Finanzierungsquellen unterstützt. 
Die Expertenkommission plädiert für ein stärkeres 
Engagement privater Akteure, insbesondere von 
Großunternehmen. So könnte beim Fligh-Tech Grün- 
derfonds III ein deutlich höherer Finanzierungsanteil 
durch private Akteure beigesteuert werden als bei den 
Vorgängerfonds . 

Potenzielle Ankerinvestoren - wie etwa Lebensversi- 
cherer - halten sich oft aufgrund restriktiver Regulie- 
rungen in diesem Segment zurück. Deshalb sind die 
Rahmenbedingungen für institutioneile Investoren 
in Deutschland so zu gestalten, dass Investitionen 
in Wagniskapitalfonds zur Finanzierung innovativer 
und wachstumsträchtiger Unternehmen unterstützt 
werden und anerkannte Ankerinvestoren entstehen 
können. Die im Jahr 20 1 5 erfolgte Rückkehr der KfW 
als Fondsinvestor an den Markt ist als erstes positives 
Signal zu werten, da sie einen Beitrag zur Gewinnung 
weiterer in- und ausländischer institutioneller Inves- 
toren leisten kann. 

Der Fokus der Politik sollte weniger darauf liegen, 
weitere öffentliche Mittel bereitzustellen, sondern 
solche Anreize zu schaffen, die es für private Inves- 
toren attraktiv machen, in Wagniskapitalfonds und 
Start-ups zu investieren. Mit dem INVEST-Pro- 
gramm war dies bereits in beeindruckender Weise 
gelungen. 

Restriktive Behandlung von 
Verlustvorträgen beenden 

Im Zuge der Unternehmenssteuerreform 2008 hat 
Deutschland im internationalen Vergleich eine be- 
sonders restriktive Regelung der Nutzung von Ver- 
lustvorträgen eingeführt. Das im Dezember 2016 
verabschiedete Gesetz zur Weiterentwicklung der 
steuerlichen Verlustverrechnung bei Körperschaften 
kann nun eine erhebliche Verbesserung der Rahmen- 
bedingungen und Finanzierungsanreize bewirken. 
Der neu eingeführte § 8d KStG zielt darauf ab, dass 
nicht genutzte Verluste (Verlustvorträge) trotz eines 
Anteilseignerwechsels weiterhin genutzt werden kön- 
nen. Bedingung dafür ist, dass der Geschäftsbetrieb 
der Körperschaft nach dem Anteilseignerwechsel er- 
halten bleibt und eine anderweitige Verlustnutzung 


ausgeschlossen ist. Die Expertenkommission begrüßt 
das Gesetz. Allerdings muss bei seiner Umsetzung 
die Weiterführung des Geschäftsbetriebs ausreichend 
flexibel interpretiert werden, da es bei Start-ups häu- 
fig zu Änderungen des Geschäftsmodells, der Kun- 
denzielgruppen und der Technologie kommt. 

Attraktive steuerliche Rahmenbedingungen 
für Gründungen sichern 

Die Expertenkommission hatte bereits in der Vergan- 
genheit begrüßt, dass die Bundesregierung auf eine 
Steuerpflicht auf Veräußerungsgewinne bei Streu- 
besitzanteilen an Kapitalgesellschaften verzichtet. 
Diese sollte auch künftig nicht eingeführt werden. 
Des Weiteren sollte die bestehende Besteuerung der 
Fondsinitiatoren- Vergütung nicht erhöht werden. Um 
Verzerrungen im länderübergreifenden Steuerwettbe- 
werb zu verhindern, sollten die Bedingungen für den 
Aufbau und die Verwaltung von Wagniskapitalfonds 
international vergleichbar gestaltet werden. 
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A5 Handlungsfeld 
Governance 


Deutschland muss sich in der neuen Legislaturperiode 
verstärkt den großen gesellschaftlichen Herausforde- 
rungen unserer Zeit - u.a. Klimawandel, demografi- 
sche Entwicklung, Gesundheit und Emährungssicher- 
heit, Ressourcenverknappung und Energieversorgung, 
Zugang zu Informationen und Mobilität - stellen. Für 
die Bewältigung dieser Herausforderungen kommt es 
darauf an, dass der Staat die Entstehung und Verwen- 
dung von Wissen fordert. 

Von der Breite und Komplexität gesellschaftlicher He- 
rausforderungen sind zunehmend unterschiedliche Po- 
litikfelder und -ebenen betroffen. Damit fällt der Ko- 
ordination von F(&I-Politik eine wichtige Rolle zu, um 
negative Regulierungsüberlagerungen zu vermeiden 
und positive Synergien zu erschließen. Neben einer 
effektiven ressortübergreifenden Innovationsstrategie 
und der Setzung innovationsfreundlicher Rahmenbe- 
dingungen ist der Staat aber auch als Innovationsmo- 
tor bei der innovationsorientierten öffentlichen Be- 
schaffung aktiv. 

Hightech-Strategie fortführen, 

Maßnahmen zügig umsetzen 

Die Expertenkommission würdigt den seit 2006 mit 
der sogenannten Hightech-Strategie (HTS) verfolgten 
Ansatz einer ressortübergreifenden Politikkoordina- 
tion. Damit wurde zum ersten Mal ein verlässlicher 
Rahmen für eine übergeordnete Innovationsstrategie 
geschaffen. Innovation wird mittlerweile als wichtige 
politikfeldübergreifende Aufgabe verstanden. Der res- 
sortübergreifende Ansatz der HTS hat sich grundsätz- 
lich bewährt und sollte fortgesetzt werden. Allerdings 
hat sich die Implementierung der Neuen HTS in der 
Legislaturperiode 2013-2017 erheblich verzögert, so 
dass neue Maßnahmen, die einer ressortübergreifen- 
den Koordinierung bedürfen, bisher nur in geringem 
Umfang umgesetzt wurden. 


Hightech-Strategie: Zielhierarchien klären, 
Silobildung vermeiden 

Für die kommende Legislaturperiode muss die Bun- 
desregierung gleich zu Beginn die Zielhierarchien klä- 
ren und Meilensteine setzen. In der Zielhierarchie der 
Neuen HTS sollte die Förderung von intemetbasierten 
Technologien und Geschäftsmodellen ganz oben ste- 
hen. Die Lösungsansätze zur Bewältigung des digita- 
len Wandels sollten sich dabei nicht auf einzelne In- 
dustrien oder Technologiebereiche beziehen, sondern 
themenübergreifend angelegt sein. Eine Bildung von 
Themensilos ist zu vermeiden. 

Bei der Verteilung von Forschungsmitteln sollte dem 
Bereich der Informations- und Kommunikationstech- 
nologie, der für die Bewältigung des digitalen Wandels 
eine zentrale Rolle spielt, eine deutlich höhere Priori- 
sierung zukommen. 

Hightech-Strategie: Ressortübergreifende 
Kooperation institutionalisieren 

Für eine effektive Kommunikation, Vernetzung 
und Zusammenarbeit zwischen den Ministeri- 
en sowie einen kohärenten Außenauftritt sollte ein 
Staatssekretärsausschuss für die HTS fest verankert 
werden. Interne Anreize unterschiedlicher Ministeri- 
en, sich an der HTS zu beteiligen, könnten durch ein 
eigenes zusätzliches HTS-Forschungsbudget gestärkt 
werden. 

Innovationspolitik auf europäischer 
Ebene gestalten 

Die deutsche Forschungs- und Innovationpolitik muss 
sich in den kommenden Jahren - auch angesichts des 
Brexit - verstärkt im europäischen Forschungsraum 
engagieren und sich bei der Gestaltung eines Nachfol- 
geprogramms für Horizont 2020 frühzeitig einbringen. 
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Soziale Innovationen verstärkt berüoksichtigen 

Nicht nur technologische, sondern auch soziale Inno- 
vationen - d.h. die Veränderungen von sozialen Prak- 
tiken - köimen zur Lösung gesellschaftlicher Heraus- 
forderungen beitragen. Technologische und soziale 
Innovationen können dabei sowohl substitutiv als auch 
komplementär sein - ein breites Innovationsverständ- 
nis gewinnt für die Wissensmärkte der Zukunft immer 
mehr an Bedeutung. In der Neuen Hightech-Strategie 
wurde der Innovationsbegriff zwar entsprechend er- 
weitert, aber es gilt nun auch in der Umsetzung von 
Förderpolitik, soziale Innovationen gleichberechtigt 
mit technologischen Innovationen zu berücksichtigen. 
Vor allem die Entwicklung, Erforschung und Erpro- 
bung neuer Ideen zur Veränderung sozialer Praktiken, 
die für die Bewältigung der großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen wichtig erscheinen, sollten geför- 
dert werden. 

Transparenz und Partizipation in der 
Innovationspolitik verankern 

Bei der Identifizierung von großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen und der Definition von Zielhie- 
rarchien sollte intensiv geprüft werden, wie man ge- 
sellschaftliche Gruppen an der Gestaltung von For- 
schungs- und Innovationsprozessen beteiligen kann. 
Mit mehr Transparenz und Partizipation kann die ge- 
sellschaftspolitische Unterstützung für Innovationspo- 
litik nachhaltig erhöht werden. Dies wurde beispiels- 
weise im Rahmen der HTS mit der Einrichtung des 
Hightech-Forums umgesetzt. In der Gestaltung von 
Forschungspolitik könnten die zuständigen Ressorts 
verstärkt mit internetbasierten Verfahren wie Online- 
Plattformen zur Ideensammlung oder zur Meinungs- 
bildung experimentieren. Staatliche Innovationspolitik 
bleibt letztlich aber eine Aufgabe für demokratisch le- 
gitimierte Volksvertreterinnen und -Vertreter im dauer- 
haften und konstruktiven Diskurs mit Wissensträgerin- 
nen und -trägem in der Wissenschaft und Wirtschaft. 

Öffentliche Beschaffung auf Innovationen 
ausrichten 

Für die Herausbildung und Fortentwicklung innovati- 
onsorientierter Märkte kann nachfrageseitige staatli- 
che Innovationspolitik eine wichtige Rolle spielen. In 
Anbetracht eines öffentlichen Beschaffungsvolumens 
von jährlich ca. 450 Milliarden Euro plädiert die Ex- 
pertenkommission dafür, einen Teil dieser Mittel stär- 
ker und koordinierter als bisher für die Förderung von 
Innovationen zu nutzen. Dafür müssten vor allem auch 
die rechtlichen Rahmenbedingungen und die Praxis 


der öffentlichen Beschaffung mit einer „Priorität für 
das innovativere Angebot“ angepasst werden. Aller- 
dings warnt die Expertenkommission davor, dem Staat 
die wesentliche Rolle als Initiator von Innovationen 
und Investor zuzuweisen. Bei einem solchen Rollen- 
verständnis drohen durch die Schwächung marktwirt- 
schaftlicher Innovationsdynamiken erhebliche Fehlal- 
lokationen. Auch bleibt die Expertenkommission 
weiterhin skeptisch gegenüber direkten Absatzförder- 
programmen der privaten Nachfrage nach innovativen 
Gütern (z.B. Kaufprämien für Elektroautos). 

Innovationspolitik evidenzbasiert weiterentwickeln 

Evaluationen bilden die Grundlage für eine informier- 
te politische Entscheidung. Diese Aufgabe können sie 
nur dann erfüllen, wenn sie ergebnisoffen durchgeführt 
werden, werm sie auch die mittel- und langfristigen Ef- 
fekte einer Maßnahme in den Blick nehmen und wenn 
sie methodischen Standards genügen, die erlauben, 
kausale Wirkungen zu identifizieren. Bester Garant für 
die Qualitätssicherung sind die Transparenz, d.h. Of- 
fenlegung der verwendeten Methoden und Ergebnis- 
se, sowie ein wettbewerblicher Zugang zu den Daten 
zur Überprüfung der Ergebnisse. Die institutionelle 
Verankerung der Evaluationspraxis in den Ministerien 
sollte weiter gestärkt und ein besonderes Augenmerk 
auf Weiterbildung und methodische Kompetenz gelegt 
werden. Angezeigt ist auch die juristische Veranke- 
rung des Forschungsmandats der statistischen Ämter, 
um sicherzustellen, dass administrativ erhobene Daten 
für Evaluationszwecke genutzt werden können. Die 
Expertenkommission empfiehlt, Evaluationen auf der 
Grundlage randomisierter Experimente als eines der 
Standardinstrumente in das Evaluationsportfolio staat- 
licher F&I-Förderung aufzunehmen. 

Governance der F&l-Politik kontinuierlich 
verbessern 

Good Governance in der staatlichen Forschungspoli- 
tik beinhaltet und bedarf Innovationen im Sinne von 
Experimentieren mit neuen Förderkonzepten. Hierfür 
muss es ausreichend Freiraum bzw. strategische Fle- 
xibilität geben. Auch sollte es in den Ministerien auf 
der Arbeitsebene positive Anreize (integrative Prozes- 
steams, Gehalt, Karriereoptionen, Forschungsbudgets) 
für die Mitwirkung an zentralen F&I-Initiativen geben. 
Innovationspolitik findet wie Innovation vor dem Hin- 
tergrund von Wandel und Unsicherheit statt. Hier gilt 
es, Rahmenbedingungen und Anreize für agile Gover- 
nance zu schaffen, mit der flexibel und aktiv auf kurz- 
fristigen Anpassungsbedarf in der F&I-Politik reagiert 
werden kann. 
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A6 Handlungsfeld 
Digitaler Wandel 


Digitaler Wandel vollzieht sich schnell. Die dafür 
zentralen Technologien und Geschäftsmodelle gehö- 
ren nicht zu den Kemstärken des deutschen F&I-Sys- 
tems. Gerade für Deutschland stellt die digitale Trans- 
formation eine radikale Innovation dar, die langfristig 
erarbeitete Wettbewerbs- und Spezialisierungsvortei- 
le in Frage stellt. 

Die F(&I-Politik hat die diesem Wandel zugrunde lie- 
gende technische und ökonomische Dynamik bisher 
zu wenig beachtet. Dies spiegelt sich auch in einer 
Unterfinanzierung der FuE-Förderung der Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien wider. 
Deutschland muss in den kommenden Jahren neue 
technische und ökonomische Stärken aufbauen. Dazu 
bedarf es konsequenter und zügiger Politikmaßnah- 
men. Mit deren Umsetzung sollte in der neuen Legis- 
laturperiode unmittelbar begonnen werden. 

Zukunftsfähige Infrastruktur aufbauen 

Die bisherigen Maßnahmen zum Ausbau der digitalen 
Infrastruktur sind nicht nachhaltig angelegt. Deutsch- 
land benötigt einen ambitionierten Ausbau der Infra- 
struktur, der sich nicht an Durchschnittswerten der 
OECD orientiert, sondern hinsichtlich Leistungs- und 
Ausbaufähigkeit führend ist. Die Ausbauziele müssen 
an die jeweiligen technischen Standards dynamisch 
angepasst werden. 

KMU im digitalen Wandet unterstützen 

Im Untemehmenssektor droht derzeit eine „digitale 
Spaltung“. Nicht alle KMU scheinen die Bedeutung 
der anstehenden Veränderungen wahrzunehmen. 
Zudem behindern Finanzierungsbeschränkungen 
Unternehmen darin, notwendige Veränderungen kon- 
sequent anzugehen. Damit sollten gerade KMU in 
den Fokus der Maßnahmen rücken, die über digitale 


Technologien und Geschäftsmodelle aufklären und 
deren Implementierung erleichtern. Die Experten- 
kommission fordert die Einrichtung eines Programms 
„KMU Digital“, in dem wie im ZIM-Programm 
KMU antragsberechtigt sind und für die Planung und 
Umsetzung von Digitalisierungsprojekten staatliche 
Unterstützung erhalten können. 

Digitale Bildung ausbauen 

Die Bevölkerung in Deutschland ist im Umgang mit 
digitalen Technologien und Daten weniger erfahren 
als die in anderen Ländern. Wichtig erscheint vor die- 
sem Hintergrund eine breit angelegte Förderung von 
Kompetenzen im Umgang mit digitalen Technologien 
und Modellen - in allen Ausbildungs- und Weiterbil- 
dungssegmenten. 

Die PISA-Studien hatten in Deutschland transparent 
über den Bildungsstand deutscher Schülerinnen und 
Schüler informiert und Defizite offengelegt. Im Be- 
reich der digitalen Bildung ist ebenfalls eine entspre- 
chende Datenbasis erforderlich. Landesregierungen 
sollten nicht - wie im Falle der PISA-Studien - Bun- 
desländer vergleichende Erhebungen oder ihre Analy- 
sen blockieren können. 

Gerade die digitale Bildung in den Grundschulen 
und weiterführenden allgemeinbildenden Schulen in 
Deutschland sollte gestärkt werden. Die vom BMBF 
vorgeschlagene Bildungsoffensive für die digitale 
Wissensgesellschaft weist in die richtige Richtung. 
Das Konzept muss mit Budgets und konkreten, ambi- 
tionierten Zeitplänen untennauert werden. 

Studierende an tertiären Einrichtungen sollten - in 
allen Fächern - Kenntnisse in Informatik erwerben 
können. Informatik ist als neue Schlüsseldisziplin 
zu begreifen und stärker als bisher in die Curricula 
anderer Ausbildungsgänge einzubeziehen. Die neu- 
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en Möglichkeiten des Art. 91b GG sollten genutzt 
werden, um in einer gemeinsamen Anstrengung von 
Bund und Ländern geeignete Best Practice-Ansätze 
in Hochschulen umzusetzen. 

Gezielte Forschungsförderung für 
Start-ups einführen 

Start-ups tragen in besonderer Weise zur Bewälti- 
gung des digitalen Wandels bei. Die Belange von 
Start-ups werden in der FuE-Förderung bisher nicht 
ausreichend berücksichtigt. Die Expertenkommission 
schlägt vor, das EXIST-Programm um eine weitere 
Forschungskomponente zu ergänzen. Diese sollte 
auf den schon etablierten EXIST-Gründerstipendien 
aufbauen und den damit Geförderten die Möglichkeit 
geben, für kurzfristig anfallende Forschungsaufgaben 
beim Aufbau ihrer Unternehmen entsprechende Per- 
sonalkapazitäten zu finanzieren, ln den Fachprogram- 
men des BMBF, des BMWi und anderer Ressorts 
sollte zudem verstärkt versucht werden, die Förde- 
rung auf schon im Markt etablierte junge Unterneh- 
men auszurichten. 


E-Government und Open Data als 
Innovationstreiber nutzen 

Deutschland hat bei der digitalen Abwicklung von 
Regierungs- und Verwaltungsprozessen - dem so- 
genannten E-Government - nach wie vor Nach- 
holbedarf, der sich in einem begrenzten und wenig 
nutzerfreundlichen Angebot digitalisierter öffentli- 
eher Dienstleistungen widerspiegelt. Zudem werden 
die Datenbestände der öffentlichen Hand noch nicht 
standardmäßig als Open Government Data über gut 
strukturierte Zugänge bereitgestellt. Die Experten- 
kommission wertet es als sehr positiv, dass in den 
letzten Monaten wichtige gesetzgeberische Rahmen- 
bedingungen für den Aufbau und Betrieb von leis- 
tungsfähigen zentralen Portalen für E-Government 
und öffentliehe Datenbestände geschaffen wurden. 
Der Bund sollte in der neuen Legislaturperiode seine 
erweiterten Regelungskompetenzen engagiert nutzen, 
um die Qualität von Dienstleistungen der Behörden 
für die Bürgerinnen und Bürger deutlich zu verbes- 
sern und bedeutende Wertschöpfungspotenziale zu 
erschließen. 


Zukunftsorientierte reohtliche 
Rahmenbedingungen für digitale 
Wirtsohaft sohaffen 

Internet und intemetbasierte Technologien erfordern 
neue bzw. angepasste rechtliche Rahmenbindun- 
gen, u.a. im Urheberrecht, im Datenschutz und im 
Verbraucherschutz. Die Anpassung des rechtlichen 
Rahmens sollte nach Möglichkeit auf europäischer 
Ebene erfolgen, um den Binnenmarkt zu stärken. Da- 
bei darf die Gesetzgebung nicht darauf ausgerichtet 
sein, Schutzzäune um etablierte Wirtschaftsbereiche 
zu errichten." Vielmehr müssen die Rahmenbedin- 
gungen so gesetzt werden, dass neue Modelle der 
digitalen Wirtschaft in Deutschland und Europa in 
sinnvoller Weise und zügig eingeführt werden kön- 
nen." Bestandsschutz und Vergünstigungen für etab- 
lierte Geschäftsmodelle - so durch Einführung neuer 
Schutzrechte - gefährden auf Dauer die Wettbewerbs- 
fähigkeit Europas als Standort für die digitale Wirt- 
schaft. 


Governanoe der Digitalpolitik sohlagkräftiger 
gestalten 

Die Expertenkommission befürwortet eine stärkere 
Bündelung der bisher fragmentierten und zum Teil 
gegenläufigen Aktivitäten der mit der Digitalen Agen- 
da beauftragten Ressorts. Vor allem muss es in der 
nächsten Legislaturperiode gelingen, schnell weitere 
Maßnahmen zur Stärkung der digitalen Infrastruktur, 
Forschung und Innovation (vor allem bei KMU) in 
die Tat umzusetzen. Mögliche Lösungen wären eine 
bereits im Bundestag diskutierte Innovationsagentur, 
eine Koordinationsstelle im Bundeskanzleramt oder 
die Bildung eines Digitalministeriums mit weitrei- 
chenden Zuständigkeit für Infrastruktur, Innovations- 
forderung, E-Govemment und digitaler Beschaffung 
der öffentlichen Hand. Aus Sicht der Expertenkom- 
mission bedarf es einer politischen Entscheidung, die 
eine effektive Bündelung von Kompetenzen erreicht, 
ohne erneut hohe Komplexität zu schaffen. 


Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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KERNTHEMEN 

2017 



Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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B1 Wissenschaftssystem 


Pakt für Forschung und Innovation 


Förderphase Pakt I (2006-2010) 


1,1 Mrd. Euro 


Förderphase Pakt II (2011-2015) 


2005 

Pakt für 
Forschung und 
Innovation 


^2005 


Jährliche finanzielle Zuwendungen an Wissenschafts- und Forschungsorganisationen 

Steigerung der Förderung um 3 % jährlich ; Steigerung der Förderung um 5 % jährlich 


2009 

Pakt für 
Forschung und 


2006 

Einschränkungen der Finanzierungsmög- 
lichkeiten des Bundes im Hochschulbe- 
reich durch Änderung Art. 91a und b GG 


2007 

Inkrafttreten des 
Wissenschaftszeit- 
vertragsgesetzes 


Innovation 


Hochschulpakt 


Erste Programmphase (2007-2010) 


1. Säule: Aufnahme zusätzlicher Studienanfängerinnen und -anfänger 
22.000 Euro pro Person, davon 1 1.000 vom Bund finanziert 
Bundesmittel It. Bund-Länder-Vereinbarung: 565,7 Mio. Euro 

2. Säule: Programmpauschalen für von der DFG geförderte Forschungsvorhaben 
20 % der direkten Projektmittel 

Budget It. Bund-Länder-Vereinbarung: 703,5 Mio. Euro 
als Sonderzuwendung durch den Bund finanziert 


2007 

Bund-Länder-Vereinbarung 
zum Hochschulpakt 2020 
(erste Programmphase) 




Exzellenzinitiative 


Erste Förderperiode (2006-2011) 


2009 

Bund-Länder-Vereinbarung 
zum Hochschulpakt 2020 
(zweite Programmphase) 


2010 


Zweite Programmphase 


26.000 Euro pro Person, davon 

13.000 vom Bund finanziert 


20 % der direkten Projektmittel 


Bund-Länder- 
Vereinbarung 
über ein 
Programm für 
bessere Studi- 
enbedingungen 
und mehr 
Qualität in der 
Lehre 


Qualitätspakt Lehre 


Erste Förderperiode (2011-2015) 


I Programm für bessere Studien- 
I Förderung von 188 Hochschulen 


1,9 Mrd. Euro 


Exzellenzvereinbarung 
von Bund und Ländern 


Förderlinien: 1. Graduiertenschulen, 

2. Exzellenzcluster, 3. Zukunftskonzepte 

In den beiden Förderperioden der Exzellenzinitiative Förderung von insgesamt: 

• 51 Graduiertenschulen an 35 Universitäten 

• 49 Exzellenzclustern an 35 Hochschulen 

• Zukunftskonzepten von 14 Universitäten ^ 2009 

Exzellenzvereinbarung II 
von Bund und Ländern 


I 


2005 


2010 
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1,8 Mrd. Euro 


2016 

Bund-Länder- 
Vereinbarung 
über ein 
Programm zur 
Förderung des 
wissenschaftli- 
chen Nach- 
wuchses 


Programm zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 


^Förderung von Tenure Track-Professuren, 
Anschlussstellen und Ausstattungsaus- 
gaben an Hochschulen sowie Gewährung 
eines Strategieaufschlags durch den 
Bund 


Förderphase Pakt III (2016-2020) 


3,9 Mrd. Euro 


Steigerung der Förderung um 3 % jährlich, allein 
durch den Bund finanziert 


2014 

; Pakt für 
; Forschung und 
: Innovation III 


^2015 

Inkrafttreten des neuen 
Art. 91b, Abs. 1 GG 


(2011-2015) 


Bundesmittel It. zuletzt 2013 geänderter 
Bund-Länder-Vereinbarung: 5,561 Mrd. Euro zzgl. 
Auslauftinanzierung der ersten Programmphase 

Budget It. Bund-Länder-Vereinbarung: als 
Sonderzuwendung durch den Bund finanziert 


^2013 


Änderung der Bund-Länder-Vereinbarung zum 
Hochschulpakt 2020 (zweite Programmphase) 

^ 2014 

: Vereinbarung zum Hochschulpakt 
: 2020 (dritte Programmphase) 


2016 

Inkrafttreten des geänderten 
V\/issenschaftszeitvertragsgesetzes 




Dritte Programmphase (2016-2020) 


26.000 Euro pro Person, davon 1 3.000 vom Bund finanziert 
Bundesmittel It. Bund-Länder-Vereinbarung: 6,252 Mrd. Euro 
Auslauffinanzierung 

22 % der direkten Projektmittel 

(Finanzierung; 20 %-Punkte Bund, 2 %-Punkte Länder) 

Budget It. Bund-Länder-Vereinbarung; 2,174 Mrd. Euro 


zzgl. 



Zweite Förderperiode (2016-2020) 


d. Hochschulpakts), Bundesanteil It. Bund-Länder-Vereinbarung: 1,915 Mrd. Euro 
Förderung von 156 Hochschulen 




* Bundesmittel: bis 1 Mrd. Euro 

* Gesamtfinanzierung durch Länder 
sicherzustellen 

Föderale Rahmen- 
bedingungen 


bis 2006: Verankerung der 
Gemeinschaftsaufgabe 
»Hochschulbau« in Art. 
91a Abs. 1 GG; 
Möglichkeit des Zusam- 
menwirkens von Bund 
und Ländern bei der 
Förderung von Einrich- 
tungen und Vorhaben 
der wissenschaftlichen 
Forschung von überregi- 
onaler Bedeutung sowie 
bei der Bildungsplanung 
gemäß Art. 91 b GG 

2006: Änderung Art. 91a 
Abs. 1 GG: Abschaffung 
der Gemeinschaftsauf- 
gabe »Hochschulbau«; 
Änderung Art. 91b GG: 
Beschränkung der 
Förderung des Bundes 
auf Vorhaben, also 
thematisch und zeitlich 
begrenzte Projekte, auf 
Forschungsbauten in 
Hochschulen einschließ- 
lich Großgeräte und 
auf die Feststellung 
der Leistungsfähigkeit 
des Bildungswesens im 
internationalen Vergleich 

2015: Änderung Kapitel 
91a Abs. 1 GG: Mög- 
lichkeit des Zusam- 
menwirkens von Bund 
und Ländern bei der 
Förderung von Wis- 
senschaft, Forschung 
und Lehre (langfristige 
institutionelle Förderung 
von Hochschulen, einzel- 
nen Instituten oder Insti- 
tutsverbünden durch den 
Bund wieder möglich) 


Exzellenzstrategie 


Zweite Förderperiode (2012-2017): 


2.7 Mrd. Euro 


Überbrückungsfinanzierung: 734 Mio. Euro Keine Befristung: 533 Mio. Euro p.a 


I 


^2016 

: Bund-Länder-Vereinbarung zur Exzellenzstrategie 


I Förderlinien: 1. Exzellenzcluster, 

2 . Exzellenzuniversitäten 
•Exzellenzcluster (inkl. Universitätspauschale) 
45 bis 50 Förderfälle jährlich 
•zunächst 11 Exzellenzuniversitäten 


2014 2015 201 S 


2020 


Ouellenverzeichnis Infografiken siehe Kapitel D 2. 
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B 1-1 Forschung an 
Hochschulen 


Entwicklung der föderalen Rahmenbedingungen 

Hochschulen unterliegen in Deutschland - mit weni- 
gen Ausnahmen - dem Initiativ- und Exekutivrecht 
der Bundesländer. Die Möglichkeiten des Bundes, zur 
Finanzierung der Hochschulen beizutragen, sind im 
Grundgesetz geregelt. Hier gab es in den letzten Jah- 
ren wesentliche Veränderungen (vgl. Infografik BI). 
Die Grundgesetzänderung aus dem Jahre 2006, wel- 
che die vorher bestehenden Finanzierungsoptionen 
des Bundes im Hochschulwesen stark einschränkte, 
wurde vielfach kritisiert, da sie die Möglichkeiten, 
die Weiterentwicklung des deutschen Wissenschafts- 
systems voranzutreihen, schmälerte. Auch die Ex- 
pertenkommission sprach sich mehrfach dafür aus, 
den Bund wieder in die Lage zu versetzen, Hochschu- 
len langfristig institutionell zu fordern. Im Jahr 2014 
schließlich beschlossen Bundestag und Bundesrat, 
Art. 91b GG wieder zu ändern und damit eine lang- 
fristige institutioneile Förderung erneut zu ermögli- 
chen.'^ Dies schafft neue Möglichkeiten, die Weiter- 
entwicklung des deutschen Wissenschaftssystems 
voranzutreiben. Im Juni 2016 wurde auf Grundlage 
des geänderten Art. 91b GG die Bund-Länder- Verein- 
barung zur Exzellenzstrategie geschlossen (vgl. Ka- 
pitel B 1-2). 

Personelle und finanzielle Ausstattung 
der Hochschulen 

Im Jahr 2015 gab es in Deutschland 426 Hochschu- 
len, davon 107 Universitäten, 215 Fachhochschulen 
und 104 sonstige Hochschulen.'*’ An ihnen waren 
385.300 Personen beschäftigt, die dem wissenschaft- 
lichen und künstlerischen Personal zuzuordnen 
waren. Davon waren 239.200 hauptberuflich und 
146.100 nebenberuflich tätig.'’ Beim wissenschaftli- 
chen und künstlerischen Personal hat die Zahl der Be- 
schäftigten gegenüber dem Jahr 2005 um 60 Prozent 
zugenommen. Gleichzeitig hat sich die Struktur des 
Personals aufgrund eines überdurchschnittlich star- 


ken Wachstums von befristeten drittmittelfinanzierten 
Nachwuchsstellen deutlich verändert (vgl. hierzu aus- 
führlich Kapitel B 1-3). 

Trotz des Zuwachses an wissenschaftlichem und 
künstlerischem Personal hat sich die Betreuungsrela- 
tion - also das zahlenmäßige Verhältnis von Studie- 
renden zum wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personal in Vollzeitäquivalenten ohne drittmittelfi- 
nanziertes Personal - leicht verschlechtert: Sie hat 
sich im Zeitraum 2004 bis 2014 von 15,2 auf 16,6 
Studierende je Vollzeitäquivalent erhöht.'* Die Relati- 
on von Studierenden zu hauptamtlichen Professorin- 
nen und Professoren hat sich im selben Zeitraum von 
51,1 auf 59,0 verschlechtert."* 

Die Grundmittel™ der Hochschulen hatten im Jahr 
2014 ein Volumen von 23,1 Milliarden Euro und wa- 
ren in nominalen Werten seit dem Jahr 2005 um 43 
Prozent gestiegen.’' Zum Zuwachs beigetragen hat 
der Hochschulpakt, dessen Mittel aus der ersten Säu- 
le den Grundmitteln zugerechnet werden. Der Hoch- 
schulpakt wurde als Bund-Länder-Programm im Jahr 
2007 mit den Zielen initiiert, ein der Nachfrage ent- 
sprechendes Studienangebot sicherzustellen (erste 
Säule) und die Forschung an Hochschulen durch die 
Einführung von Programmpauschalen (zweite Säule) 
zu stärken (vgl. Infografik B I). 

Insgesamt hat über die letzten zehn Jahre die Dritt- 
mittelfinanzierung gegenüber der Grundmittelfinan- 
zierung erheblich an Bedeutung gewonnen. Während 
2005 pro Euro Grundmittel 0,23 Euro Drittmittel 
eingenommen wurden, waren es 2014 bereits 0,32 
Euro.” Dabei wird aus Drittmitteln in der Regel die 
Forschung, nicht aber die Lehre finanziert.” Die 
Lehre muss letztlich aus den Grundmitteln der Hoch- 
schulen bestritten werden, wobei hier die finanziellen 
Spielräume reduziert werden, wenn die Drittmittelfi- 
nanzierung die mit den Drittmittelprojekten verbun- 
denen Overheadkosten” nicht ausreichend abdeckt 
(vgl. nächster Abschnitt). 
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FuE-Ausgaben der Hochschulen 2005 bis 2014 in Milliarden Euro und Anteil der 
drittmittelfinanzierten FuE-Ausgaben der Hochschulen 2005 bis 2014 in Prozent 



FuE-Ausgaben der Hochschulen 


' Anteil der drittmittelfinanzierten FuE-Ausgaben der Hochschulen 


Lesebeispiel: 2009 betrugen die FuE-Ausgaben der Hochschulen 11,9 Milliarden Euro und der Anteil der drittmittelfinanzierten 
FuE-Ausgaben lag bei 46 Prozent, 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.3,2; eigene Berechnungen. 


Abb B 1-1-1 


FuE-Personal und Finanzierung von 
FuE an Hochschulen 

Im Jahr 2014, dem Jahr, für das die neuesten Statis- 
tiken vorliegen, beschäftigten die deutschen Hoch- 
schulen FuE-Personal im Umfang von rund 132.500 
Vollzeitäquivalenten. Das bedeutet gegenüber 2005 
ein Wachstum von 40 Prozent. Der Anteil des aus 
Drittmitteln finanzierten Personals am gesamten FuE- 
Personal erhöhte sich von 50 Prozent im Jahr 2005 
auf 62 Prozent im Jahr 2014. 

Die FuE-Ausgaben der deutschen Hochschulen be- 
trugen im Jahr 2014 rund 14,9 Milliarden Euro.“ Der 
Drittmittelanteil erhöhte sich von 42 Prozent im Jahr 
2005 auf 50 Prozent im Jahr 2014. Die erhöhten Dritt- 
mittel wurden dabei aus verschiedenen Quellen ge- 
speist. Absolut gesehen haben insbesondere die Dritt- 
mittelfinanzierung der DFG, inklusive der Förderung 
im Rahmen der Exzellenzinitiative, und die Drittmit- 
telfinanzierung des Bundes zugenommen.^^ 

Diese über die letzte Dekade gewachsenen Drittmittel 
haben zunächst große Vorteile gebracht, da sie eine 
deutliche Ausweitung der Forschung an Hochschulen 
erlaubten.“ Zudem kann unterstellt werden, dass sie 


zu einer Steigerung der Qualität beigetragen haben, 
da sich die Vergabe von Forschungsmitteln im Rah- 
men eines Antrags- bzw. Wettbewerbsverfahrens stär- 
ker an konkreten Qualitätskriterien orientiert, als dies 
bei der Zuweisung von Grundmitteln der Fall ist. 

Mit der zunehmenden Drittmittelfinanzierung ge- 
hen aber auch Gefahren einher. So kann die höhere 
Drittmittelorientierung die zeitlichen und inhaltlichen 
Freiräume der Forschenden einschränken. Das Ver- 
fassen von Forschungsanträgen ist sehr zeitaufwen- 
dig und auch die Begutachtung der Anträge durch 
andere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
bindet in zunehmendem Maße Ressourcen. Drittmit- 
tel werden zudem nicht immer themenoffen zur Ver- 
fügung gestellt, wodurch für die Forschenden Anreize 
gesetzt werden, die Inhalte ihrer Forschung nach den 
Fördermöglichkeiten auszurichten. Dies ist einerseits 
von den Drittmittelgebenden gewollt. Andererseits 
könnten dadurch möglicherweise aber auch erfolg- 
versprechende Forschungsprogramme und wichtige 
Themen mit einer vergleichsweise geringen Chance 
auf Drittmittelförderung vernachlässigt werden. Die 
zunehmende Drittmittelfinanzierung birgt also auch 
die Gefahr, dass die Hochschulforschung an Brei- 
te und Vielfalt verliert. Diese Probleme müssen von 
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der Politik ernst genommen werden - Forschung und 
Lehre an Hochschulen müssen deshalb auch nachhal- 
tig und substanziell grundfinanziert werden. 

Ein weiteres Problem der zunehmenden Drittmit- 
telfinanzierung stellen die Overheadkosten dar, die 
teilweise aus Mitteln der Grundfinanzierung gedeckt 
werden müssen. Zurzeit gewährt die DFG zur De- 
ckung indirekter Kosten eine Programmpauschale 
in Höhe von 22 Prozent der direkten Kosten (vgl. In- 
fografik B 1) und das BMBF zahlt für Forschungs- 
vorhaben von Hochschulen und Universitätskliniken 


eine Projektpauschale von 20 Prozent. Jedoch können 
diese Pauschalen die tatsächlich entstehenden Over- 
headkosten nicht vollständig abdecken. Bei wachsen- 
den Drittmittelvolumina müssen die Hochschulen zur 
Deckung der Overheadkosten zunehmend auf Grund- 
mittel zurückgreifen.^“' Die Expertenkommission plä- 
diert daher für eine Anpassung der Pauschalen an die 
tatsächlich anfallenden Overheadkosten. Dabei sind 
disziplinspezifische Unterschiede zu berücksichtigen, 
um Verzerrungen bei Mittelvergabe und -Verwendung 
zu vermeiden. 
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Exzellenzinitiative und B1-2 

Exzellenzstrategie 


Ziele und Aufbau der Exzellenzinitiative 

Die Exzellenzinitiative hat zum Ziel, Spitzen im Uni- 
versitäts- und Wissenschaftsbereich sichtbarer zu 
machen sowie die Qualität des Hochschul- und Wis- 
sensstandorts Deutschland in der Breite anzuheben.^“ 
Die Bund-Länder- Vereinbarung für die erste Förder- 
periode der Exzellenzinitiative wurde im Jahr 2005 
für den Zeitraum 2006 bis 2011 abgeschlossen und 
umfasste ein Budget von 1,9 Milliarden Euro.^' Die 
zweite Exzellenzvereinbarung wurde 2009 für die 
Jahre 2011 bis 2017 unterzeichnet.^^ Hierfür wurde 
ein Budget von 2,7 Milliarden Euro vorgesehen. Die 
Förderung erfolgt im Rahmen von drei Förderlinien: 
den Graduiertenschulen, den Exzellenzclustern und 
den Zukunftskonzepten: 

- Die Graduiertenschulen dienen der Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses und sol- 
len optimale Promotionsbedingungen innerhalb 
eines breiten Wissenschaftsgebiets schaffen.” 
Gleichzeitig sollen sie einen Beitrag zur Pro- 
filierung und Herausbildung wissenschaftlich 
führender, international wettbewerbsfähiger und 
exzellenter Standorte in Deutschland leisten. 

- Ziel der Exzellenzcluster ist es, an deutschen 
Universitätsstandorten international sichtbare 
und konkurrenzfähige Forschungs- und Aus- 
bildungseinrichtungen zu etablieren und dabei 
wissenschaftliche Vernetzung und Kooperation 
zu fördern.” Dadurch soll eine Schärfung des 
universitären Profils und eine Schaffung exzel- 
lenter Förder- und Karrierebedingungen für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs erreicht werden. 

- Zukunftskonzepte zielen darauf ab, die universi- 
täre Spitzenforschung in Deutschland projektbe- 
zogen auszubauen und international konkurrenz- 
fähiger zu machen.” Durch die Förderung sollen 
Universitäten als ganze Institutionen gestärkt 
und im internationalen Wettbewerb in der Spit- 
zengruppe etabliert werden. Voraussetzung für 


die Förderung eines Zukunftskonzepts war die 
gleichzeitige Förderung von mindestens einem 
Exzellenzcluster oder DFG-Forschungszentrum 
und mindestens einer Graduiertenschule.” 

Die Durchführung des wissenschaftsgeleiteten Aus- 
wahl- und Begutachtungsverfahrens wurde auf die 
DFG und den Wissenschaftsrat übertragen. 

Effekte der Exzellenzinitiative 

Wie das aktuelle Hochschul-Barometer des Stifter- 
verbandes zeigt, bewertet der überwiegende Anteil 
der Universitätsleitungen die Exzellenzinitiative po- 
sitiv.” Die Zustimmung liegt bei den Leitungen der 
geforderten Universitäten bei 100 Prozent und bei den 
Leitungen der nicht geforderten Universitäten bei 82 
Prozent. Auch fast zwei Drittel der Fachhochschullei- 
tungen schließen sich dieser positiven Beurteilung an. 

Gemäß einer von der Berlin-Brandenburgischen 
Akademie der Wissenschaften herausgegebenen 
bibliometrischen Studie zählten 25,9 Prozent der 
Exzellenzcluster-Publikationen der Jahre 2008 bis 
2011 zur Gruppe der Publikationen im oberen Dezil 
der Zitationsverteilung” - bei den Universitäten ins- 
gesamt lag der Anteil bei 14,3 Prozent.” Sowohl die 
Autoren dieser Studie als auch die zur Evaluierung 
der Exzellenzinitiative eingesetzte Internationale Ex- 
pertenkommission Exzellenzinitiative (lEKE) weisen 
daraufhin, dass eine Aussage dazu, ob die universitä- 
ren Forschungsschwerpunkte tatsächlich neu heraus- 
gebildet wurden oder ob vorhandene Forschungska- 
pazitäten durch eine Bündelung nur sichtbar gemacht 
wurden, anhand der Daten nicht getroffen werden 
kann.'*“ Die lEKE resümiert: „Obwohl nicht nach- 
weisbar ist, dass sich das deutsche Universitätssystem 
durch die Exzellenzinitiative stärker ausdifferenziert 
hätte, wurde durch sie im Zuge der öffentlichen Dis- 
kussion zumindest die ,alle-sind-gleich‘-Illusion be- 
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graben“.“" Zudem kommt die lEKE zu dem Schluss, 
dass die Exzellenzinitiative die Intemationalisierung 
der deutschen Forschung vorangetrieben hat.“*^ 

ExzeUenzstrategie 

Bereits im Dezember 2014 haben die Regierungen 
von Bund und Ländern einen Grundsatzbeschluss 
über ein Nachfolgeprogramm zur 2017 auslaufenden 
Exzellenzinitiative verabschiedet.“'^ Nach Vorlage der 
Evaluation der Exzellenzinitiative durch die lEKE 
im Januar 2016 hat die Gemeinsame Wissenschafts- 
konferenz (GWK) im April 2016 eine Bund-Länder- 
Vereinbarung für die sogenannte Exzellenzstrategie 
erarbeitet, die im Juni 2016 in modifizierter Form 
von den Regierungen von Bund und Ländern verab- 
schiedet wurde.'“' Bund und Länder wollen „die mit 
der Exzellenzinitiative erreichte neue Dynamik im 
deutschen Wissenschaftssystem erhalten und ausbau- 
en sowie eine längerfristige Zukunftsperspektive für 
erfolgreiche Projekte der Exzellenzinitiative ermög- 
lichen. Ferner soll zur Stärkung der Universitäten de- 
ren fachliche und strategische Profilierung unterstützt 
werden, die sich auf alle Leistungsbereiche beziehen 
kann“ .“'5 Dafür sollen jährlich 533 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt werden.“ 

Die laufende Exzellenzinitiative wurde um zwei Jahre 
verlängert, d.h., die laufenden Projekte erhalten eine 
auf maximal 24 Monate begrenzte Übergangsfinan- 
zierung. In den Jahren 2017 bis 2019 werden hierfür 
insgesamt rund 734 Millionen Euro bereitgestellt.“ 

Wie von der lEKE empfohlen,“'* werden die Gradu- 
iertenschulen in der Exzellenzstrategie nicht mehr als 
eigenständige Förderlinie fortgeführt. Die beiden an- 
deren Förderlinien werden weiterentwickelt:“'’ 

- Die Förderlinie der Exzellenzcluster dient der 
projektbezogenen Förderung international wett- 
bewerbsfähiger Forschungsfelder an Universi- 
täten bzw. Universitätsverbünden. Die Laufzeit 
der Förderung beträgt zweimal sieben Jahre. Zur 
Stärkung der Govemance und strategischen Aus- 
richtung können Universitäten mit Exzellenz- 
cluster eine Universitätspauschale beantragen.™ 

- Mit der zweiten Förderlinie - den Exzellenz- 
universitäten - sollen Universitäten bzw. Univer- 
sitätsverbünde als Institution dauerhaft gestärkt 
und ihre internationale Spitzenstellung in der 
Forschung auf Basis erfolgreicher Exzellenzclus- 
ter ausgebaut werden. Eine Voraussetzung für die 
Förderung ist die Bewilligung von zwei bzw. bei 


Universitätsverbünden drei Exzellenzclustem. In 
der ersten Ausschreibungsrunde werden elf Ex- 
zellenzuniversitäten bzw. Universitätsverbünde 
gefordert. Diese werden nach sieben Jahren eva- 
luiert. Frei werdende Plätze werden neu ausge- 
schrieben; in jedem Fall sollen vier Universitäten 
neu zum Zuge kommen. 

Das Verfahren wird für die Förderlinie der Exzellenz- 
cluster von der DFG und für die Exzellenzuniversitä- 
ten vom Wissenschaftsrat durchgeführt. 

Die Expertenkommission begrüßt, dass ein unbefris- 
tetes Nachfolgeprogramm für die Exzellenzinitiative 
beschlossen wurde. Die Möglichkeiten des neuen 
Art. 91b GG wurden sinnvoll genutzt. Die Experten- 
kommission hält die Zielrichtung beider Förderlinien 
- die institutioneile Förderung der leistungsstärksten 
Universitäten und die Unterstützung herausragender 
Forschungsstrukturen - für sinnvoll. 

Die Expertenkommission hatte in ihrem Jahresgut- 
achten 20 1 6 angeregt, den Exzellenzbegriff zukünftig 
schärfer zu fassen: Eine Exzellenzuniversität muss 
nach ihrer Auffassung nicht nur herausragende For- 
schung betreiben, sondern auch erfolgreich zum Er- 
kenntnis- und Technologietransfer beitragen." In der 
Exzellenzstrategie wird dieser Forderung bedingt 
Rechnung getragen. Maßnahmen des Ideen- und 
Wissenstransfers sowie Maßnahmen im Bereich der 
forschungsorientierten Lehre und der Forschungs- 
infrastrukturen können in beiden Förderlinien der 
Exzellenzstrategie gefördert werden, wenn damit das 
Ziel der Spitzenforschung unterstützt wird.™ 

Uneingeschränkt positiv zu bewerten ist, dass die zu 
fördernden Einrichtungen in einem wissenschaftsge- 
leiteten Wettbewerbsverfahren ausgewählt werden 
und dass die mit der Antragstellung verbundene Ar- 
beitsbelastung in Relation zur Förderdauer sinkt. 
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Wissenschaftlicher B1-3 

Nachwuchs an 

Hochschulen 


Entwicklung der Personalstruktur 
an Hochschulen 

In der letzten Dekade haben sich die Personalstruk- 
turen an deutschen Hochschulen - unter anderem 
aufgrund des Hochschulpakts, der Exzellenzinitiative 
und des zunehmenden Drittmittelanteils (vgl. Kapitel 
B 1-1 und B 1-2) - stark verändert (vgl. Abbildung 


B 1-5-1).^^ Die Anzahl der hauptberuflichen und un- 
befristet beschäftigten Professorinnen und Professo- 
ren^“ ist von 2005 bis 2015 vergleichsweise langsam 
gewachsen (plus 21 Prozent auf 43.700) und konnte 
nicht mit dem Wachstum der Anzahl der Studieren- 
den mithalten (plus 39 Prozent auf 2,76 Millionen). 
Mit einem Zuwachs von 33 Prozent ist der Umfang 
des wissenschaftlichen Nachwuchses,” der nicht aus 


Entwicklung der Anzahl der Professuren, des Umfangs des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals, das dem wissenschaftlichen Nachwuchs zuzurechnen ist, 
sowie der Anzahl der Studierenden an deutschen Hochschulen 2005 bis 2015 


Index 

200 



hauptamtliche, unbefristete Professuren^ wiss. Nachwuchs^ nicht aus Drittmitteln finanziert 

Studierende wiss. Nachwuchs^ aus Drittmitteln finanziert 


Index: 2005 = 100 

^ Die hauptamtlichen und unbefristeten Professuren enthalten nicht Professuren nach C2 (oder entsprechende Besoldungsgruppen) 
vergütet auf Zeit sowie Juniorprofessuren. 

^ Dem wissenschaftlichen Nachwuchs werden folgende Personalkategorien zugerechnet: Professuren nach C2 (oder entsprechende 
Besoldungsgruppen) vergütet auf Zeit, Juniorprofessuren, Dozentinnen und Dozenten sowie Assistentinnen und Assistenten, 
wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.4 und 4.1. 
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Box B 1-3- 


Programm zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 


Im Rahmen des Programms zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses sollen 1.000 
zusätzliche Tenure Track-Protessuren geschaffen 
und innerhalb des Gesamtbestandes von Profes- 
suren an Universitäten dauerhaft erhalten wer- 
den. Nach Ablauf des Programms soll sich die 
Zahl der unbefristeten Professuren an Universitä- 
ten in gleichem Umfang erhöht haben.^® 

Der Bund stellt zur Finanzierung des Programms 
für den Zeitraum 2017 bis 2032 Mittel in Flöhe 
von bis zu einer Milliarde Euro zur Verfügung. 
Über die Förderung der Hochschulen entscheidet 
ein Auswahlgremium in einem wettbewerblichen 
Verfahren. 

Gefördert werden können: 

Personalaufwendungen für Tenure Track- 
Professuren 

Personalaufwendungen für Anschluss- 
stellen (W2- oder W3-äquivalent) für bis zu 
zwei Jahre 

Ausstattungsausgaben 
Strategieaufschlag von 15 Prozent auf Per- 
sonalaufwendungen und Ausstattungsaus- 
gaben 

Dem jeweiligen Sitzland” obliegt es, die Gesamt- 
finanzierung des Programms sicherzustellen.®® 


Drittmitteln finanziert wird (114.400), etwas stär- 
ker gestiegen als die Anzahl der Professorinnen und 
Professoren. Mit Abstand am stärksten ist jedoch der 
Umfang des wissenschaftlichen Nachwuchses ge- 
wachsen, der aus Drittmitteln finanziert wird (plus 
94 Prozent auf 7 1 .300) - hier war also in der letzten 
Dekade die Wachstumsrate mehr als vier Mal so hoch 
wie bei den Professorinnen und Professoren.®® 

Der starke Anstieg beim Umfang des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses ist einerseits erwünscht, weil 
er aus den o.g. Programmen und aus der intendierten 
stärkeren Drittmittelfinanzierung resultiert. Anderer- 
seits entsteht dadurch aber auch ein starkes Ungleich- 
gewicht in den Personalstrukturen - konkret im Ver- 
hältnis von Nachwuchskräften zu Professuren. Eine 
solche Entwicklung beeinträchtigt die längerfristi- 
gen Beschäftigungschancen des wissenschaftlichen 


Nachwuchses im Hochschulsektor. Das Problem wird 
zusätzlich dadurch verschärft, dass für einen großen 
Teil der neu geschaffenen Nachwuchsstellen explizit 
das Ziel verfolgt wird, die Nachwuchskräfte für eine 
akademische Karriere auszubilden. Die Anzahl der un- 
befristeten Professuren als potenzielle „Landeplätze“ 
für die ausgebildeten Nachwuchskräfte bleibt im Ver- 
gleich dazu aber immer weiter zurück. Die durch Pen- 
sionierungen frei werdenden Professuren können das 
geschaffene Ungleichgewicht nicht beheben.“ ln An- 
betracht des enormen Wachstums beim wissenschaft- 
lichen Nachwuchs verstärkt sich dadurch das Problem 
des „Flaschenhalses“ deutlich. Der „Flaschenhals“ der 
kommenden Jahre ergibt sich aus der zu niedrigen An- 
zahl unbefristeter Professuren. 

Um diesem zunehmenden Ungleichgewicht in der Per- 
sonalstruktur entgegenzuwirken und um ein weiteres 
Auseinanderdriften von Ausbildungsinvestitionen und 
Beschäftigungschancen zu verhindern, sind struktu- 
relle Änderungen im System dringend erforderlich. 
Zum einen sind zusätzliche unbefristete Professuren zu 
schaffen, und zwar nicht nur, um neue Beschäftigungs- 
chancen zu kreieren, sondern auch, um die Qualität von 
Forschung und Lehre nachhaltig zu verbessern. Zum 
anderen sind bei der Ausbildung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses Karriereperspektiven außerhalb des 
Hochschulsektors stärker in den Fokus zu nehmen. 
Dabei geht es auch hier nicht nur darum, neue Beschäf- 
tigungschancen zu schaffen, sondern auch darum, den 
für Innovationen so wichtigen Erkenntnis- und Tech- 
nologietransfer zu intensivieren. Durch den Übergang 
der Nachwuchskräfte von den Hochschulen in die 
Wirtschaft wird das in der Forschung generierte Wis- 
sen unmittelbar in etablierte Unternehmen oder auch in 
Ausgründungen übertragen. Beide Schritte - die Schaf- 
fung zusätzlicher Professuren und die Erweiterung der 
Qualifizierungsziele in Richtung des hochschulexter- 
nen Arbeitsmarkts - können das Hochschul- und Inno- 
vationssystem in Deutschland nachhaltig stärken. 

Die Expertenkommission erachtet es in diesem Zu- 
sammenhang als notwendig, mit der Schaffung zu- 
sätzlicher unbefristeter Professuren auch die Betreu- 
ungsrelationen®^ anzupassen, so dass die Qualität der 
Ausbildung verbessert und auch die zeitlichen Res- 
sourcen für die Forschung erhöht sowie die Lehrdepu- 
tate im internationalen Vergleich wettbewerbsfähiger 
gestaltet werden können. Ohne eine Anpassung der 
Betreuungsrelationen führt ein Aufwuchs bei den Pro- 
fessuren dazu, dass die Hochschulen höhere Studieren- 
denzahlen nachweisen müssen. Dies kann wiederum 
den Effekt haben, dass die Eingangsschwellen gesenkt 
werden und damit das Niveau der Ausbildung sinkt. 
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Wissenschaftszeitvertragsgesetz 

Wissenschaftliche Nachwuchskräfte an Hochschu- 
len sind in der Regel befristet besehäftigt. Beim 
Abschluss befristeter Verträge zwischen staatlichen 
Hochschulen und wissenschaftlichem Personal ist das 
im Jahr 2007 in Kraft gesetzte und im Jahr 2016 geän- 
derte Wissenschaftszeitvertragsgesetz einschlägig.'’^ 
Mit der Änderung des Wissenschaftszeitvertragsge- 
setzes wurden einige Missstände der früheren Fas- 
sung beseitigt. Jedoch hat die Expertenkommission 
Zweifel, dass die Neufassung des Gesetzes zu einer 
allgemeinen und nachhaltigen Verbesserung der Si- 
tuation des wissenschaftlichen Nachwuchses führt. 
Zudem wird den Hochschulen ein höherer bürokrati- 
scher Aufwand aufgebürdet und ihre Flexibilität ein- 
geschränkt. Gleichzeitig wird das zentrale Problem, 
die geringe Zahl der unbefristeten Professuren, nicht 
angegangen. 

Programm zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 

Im Juni 2016 haben die Regierungen von Bund und 
Ländern eine Vereinbarung über ein Programm zur 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses (vgl. 
BoxB 1-3-2) gemäß Art. 91b Abs. 1 GG getroffen.'’"' 

Auch wenn in Deutschland bereits vor Start des 
Programms zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses grundsätzlich die Möglichkeit bestand, 
Tenure Track-Laufbahnen anzubieten, machten die 
Hochschulen hiervon bisher nur in sehr geringem 
Maße Gebrauch. Dies hat möglicherweise aus Sicht 
der Nachwuchskräfte die Attraktivität der deutschen 
Hochschulen im internationalen Wettbewerb ein- 
geschränkt (vgl. Kapitel B 1-5). Bereits in ihrem 
Jahresgutachten 2012 hat die Expertenkommission 
empfohlen, an deutschen Hochschulen auch Tenure 
Track-Laufbahnen zu etablieren und gleichzeitig die 
Anzahl der dauerhaften Professuren zu erhöhen.'’® 

Naturgemäß sind derzeit noch keine Auswirkungen 
des im Juni 2016 beschlossenen Programms zur För- 
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses erkenn- 
bar. Die Expertenkommission zweifelt jedoch daran, 
dass alle Bundesländer in der Lage oder willens sind, 
die Gesamtfinanzierung des Programms sicherzu- 
stellen. Die Expertenkommission hat Sorge, dass die 
durch den Bund geförderten Tenure Track-Stellen in 
vielen Fällen lediglich für vorgezogene Berufungen 
genutzt werden. Auch die Allianz der Wissenschafts- 
organisationen sieht diese Gefahr, wenn die Länder 


ihren Finanzierungszusagen nicht nachkommen soll- 
ten.'’’ Die „Flaschenhalsproblematik“ würde nicht ge- 
löst, sondern allenfalls zeitlich etwas verschoben und 
würde sich gegebenenfalls sogar verschärfen. 
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B1-4 Außeruniversitäre 

Forschungseinrichtungen 


Pakt für Forschung und Innovation 

Deutschland verfugt über ein hochentwickeltes Sys- 
tem der Forschung mit mehreren unabhängigen 
Wissenschaftsorganisationen, die durch ganz unter- 
schiedliche Missionen geprägt sind. 

Um die internationale Wettbewerbsfähigkeit dieses 
Systems zu stärken, haben Bund und Länder im Jahr 
2005 mit den vier großen Organisationen der außer- 


universitären Forschung (AUF) - Fraunhofer-Ge- 
sellschaft (FhG), Helmholtz-Gemeinschaft (HGF), 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und Leibniz- 
Gemeinschaft (WGL) - sowie der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft (DFG) den Pakt für Forschung 
und Innovation (PFI) geschlossen und zuletzt im De- 
zember 2014 für die Jahre 2016 bis 2020 fortgeschrie- 
ben.‘* Der Pakt legt forschungspolitische Ziele fest, 
die von den AUF umzusetzen sind. Zu diesen Zie- 
len zählen die Vernetzung im Wissenschaftssystem, 


Abb B 1-4-1 

Zuwendungen des Bundes und der Länder für AUF und DFG 2005 bis 2016 

Institutionelle Zuwendungen an FhG, HGF, MPG, WGL und DFG sowie Zuwendungen an die DFG zur Durchführung der Exzellenzinitiative 
in Milliarden Euro. 


Mrd. 

Euro 

3.5 


3.0 

2.5 

2.0 

1.5 
1.0 
0.5 
0.0 

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 2013 2014 2015 2016 

FhG HGF MPG WGL DFG’’ Exzellenzinitiative'’ 



1) Einschließlich Zuwendungen des Bundes für Programmpauschalen nach dem Hochschulpakt sowie Zuwendungen des Bundes und 
Komplementärbeiträge der Länder für Großgeräte an Hochschulen nach Ausführungsvereinbarungen, Forschungsbauten und Großgeräte. 

2) Zzgl. anteilige Verwaltungskosten des Wissenschaftsrats. 

Quelle: GWK (2016c: 96). 
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Entwicklung der Publikationen von AUF, Hochschulen, Deutschland, EU-15 und Welt 
2001 bis 2014 in Prozent 
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Abb B 1-4-2 


110 


100 


90 

2001-2005 2006-2010 

Vorphase Pakt I 

FhG HGF MPG WGL HS DE 


2011-2014 
Pakt II 


EU15 Welt 


Index: 2001-2005 = 100 

Fraktionierte Zählweise auf Basis der genannten Zahl der Institutionen. 
Quelle: ThomsonReuters - Web of Science in Frietsch et al. (2016). 



die Vertiefung der internationalen und europäischen 
Zusammenarbeit, die Stärkung des Austauschs der 
Wissenschaft mit Wirtschaft und Gesellschaft und die 
Gewinnung der besten Köpfe für die deutsche Wis- 
senschaft. Im Gegenzug erhielten bzw. erhalten die 
Wissenschaftsorganisationen finanzielle Planungssi- 
cherheit durch einen jährlichen Budgetzuwachs von 
3 Prozent in den Jahren 2006 bis 2010, 5 Prozent in 
den Jahren 2011 bis 2015 und 3 Prozent für die Jah- 
re 2016 bis 2020.® Ob und in welcher Weise der PFI 
nach 2020 weitergeführt werden soll, wurde bislang 
noch nicht entschieden. 

Abbildung B 1-4-1 bietet einen Überblick über den 
Aufwuchs der Zuwendungen von Bund und Ländern 
für die AUF und die DFG einschließlich Exzellenz- 
initiative im Zeitraum von 2005 bis 2016. 


Publikationstätigkeiten von 
Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen 

Für die Analyse der Publikationstätigkeiten von AUF 
und Hochschulen werden die Ergebnisse aus der ers- 


ten Periode des PFI (2006-2010) und der zweiten 
Periode (20 1 1 -20 15) mit den Ausgangswerten vor In- 
krafttreten der Pakte (2001-2005) verglichen. 

Um die Entwicklung der Publikationsaktivitäten 
an deutschen AUF und Hochschulen einzuordnen, 
werden sie den weltweiten Publikationsaktivitäten 
und den Aktivitäten in der EU-15 gegenübergestellt. 
Weltweit ist die Zahl der wissenschaftlichen Veröf- 
fentlichungen seit Beginn des Jahrtausends deutlich 
angestiegen. Dieser Anstieg wurde primär durch die 
Zunahme der Publikationen aus Asien, vor allem aus 
China, Indien und Südkorea, verursacht.™ 

Abbildung B 1 -4-2 zeigt, dass die Zahl der Publika- 
tionen von allen AUF und Hochschulen im Untersu- 
chungszeitraum gestiegen ist. Das geringste Wachs- 
tum weist die MPG auf, das höchste Wachstum die 
FhG. Die Zunahme der Publikationen lässt sich vor 
allem durch den im Untersuchungszeitraum erfolgten 
Aufwuchs des wissenschaftlichen Personals an den 
genannten Einrichtungen erklären.’' Die Publikati- 
onsintensität der Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler ist hingegen leicht gesunken. So sank bei- 
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spielsweise die jahresdurchschnittliche Anzahl der 
Zeitschriftenartikel je Wissenschaftler’^ der MPG von 
0,83 (2001-2005) auf 0,62 (2011-2014), der HGF von 
0,28 (2001-2005) auf 0,25 (2011-2014) und an den 
Hochschulen von 0,38 (2001-2005) auf 0,33 (2011- 
2014).” Dieser Rückgang ist u.a. durch den Trend zu 
Ko-Publikationen zu erklären: Infolge größerer bzw. 
komplexerer Forschungsprojekte wächst im Durch- 
schnitt die Zahl der involvierten Forschenden und 
damit die Zahl der an einer Publikation beteiligten 
Autoren” Bei der Berechnung der Publikationsin- 
tensität werden die Publikationen anteilsmäßig den 
jeweiligen Forschenden zugerechnet, was bei stei- 
gender Ko-Autorenzahl tendenziell zu einer sinken- 
den Publikationsintensität führt, da bei komplexeren 
Forschungsprojekten die Zahl der Publikationen nicht 
linear mit der Zahl der Ko-Autoren steigt. 

Die Zunahme der Publikationen ist jedoch nicht auf 
Kosten der Qualität gegangen. Betrachtet man die Ent- 
wicklung der Exzellenzraten von Publikationen der 
AUF und der Hochschulen (vgl. Abbildung B 1-4-3), 


stellt man für die Hochschulen einen deutlichen An- 
stieg der Exzellenzrate von über 2 Prozentpunkten 
fest. Ihre Exzellenzrate stieg von 10,8 (2001-2005) 
auf 12,9 Prozent (2011-2012). Auch die AUF weisen 
für den Untersuchungszeitraum eine steigende Exzel- 
lenzrate auf Einzige Ausnahme ist die FhG, die sich 
primär der angewandten Forschung und dem Techno- 
logietransfer widmet. Dies spiegelt sich in einer - im 
Vergleich zu den anderen untersuchten Einrichtungen 
- geringeren Bedeutung der Publikationstätigkei- 
ten wider: Im Untersuchungszeitraum verzeichnet 
die FhG einen leichten Rückgang der Exzellenzrate 
von 1 1 ,2 (200 1 -2005) auf 1 0,7 Prozent (2011-2012). 
Die Expertenkommission sieht diesen Rückgang 
allerdings nicht als besorgniserregend an. Um den 
Schwerpunkt der FhG auf angewandte Forschung und 
Technologietransfer zu erhalten, sollte die Arbeit der 
FhG auch zukünftig nicht primär anhand der sonst in 
der Wissenschaft üblichen Publikationsindizes be- 
wertet werden. 


Abb B 1-4-3 

Entwicklung der Exzellenzrate* der Publikationen von AUF, Hochschulen, 
Deutschland, EU-15 und Welt in Prozent 


% 


25 


20 


15 


10 



Vorphase Pakt I Pakt II 

2001-2005 2006-2010 2011-2012 


FhG HGF MPG WGL HS DE EU15 Welt 


* Exzellenzrate: Anteil der Veröffentlichungen, die weltweit zu den 10 Prozent der am häufigsten zitierten Veröffentlichungen im jeweiligen 
Feld gehören. Die Exzellenzrate wird auf Grundlage der Zitationen bereohnet. Da der Abbildung ein Zitatfenster von drei Jahren 
(inklusive Publikationsjahr) zugrunde liegt, können nur Publikationen erfasst werden, die einen entsprechenden zeitlichen Abstand zum 
aktuellen Rand aufweisen. 

Quelle: ThomsonReuters - Web of Science in Frietsch et al. (2016). 
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Abb B 1-4-4 

Ausgründungen von AUF 2005 bis 2015 



Anzahl der im Kalenderjahr vorgenommenen Ausgründungen, die zur Verwertung von geistigem Eigentum oder Know-how der Einrichtung 
unter Absohluss einer formalen Vereinbarung gegründet wurden. 
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Quelle: GWK (2016c: 117), eigene Darstellung. 


Besonders hoch ist die Exzellenzrate hingegen bei der 
MPG, die von 21,7 Prozent (2001-2005) auf 23,1 Pro- 
zent (2011-2012) gestiegen ist. Die Institute der MPG 
sind primär auf den Bereich der exzellenten Grundla- 
genforschung ausgerichtet. 


Ausgründungen aus Wissenschaftsorganisationen 
und Hochschulen 

Neben der wissenschaftlichen Arbeit zählt die Über- 
führung von Forschungsergebnissen in Marktanwen- 
dungen zu den Aufgaben der AUF. Ein Instrument 
dazu sind Ausgründungen, die von allen vier AUF 
durch eigene Förderprogramme und Serviceeinrich- 
tungen unterstützt werden.’^ 

Betrachtet man die Ausgründungen in den Jahren 
2006 bis 2015, so zeigt sich, dass in diesem Zeitraum 
keine systematische Erhöhung der Gründungsakti- 
vitäten bei den AUF stattgefunden hat (Abbildung 
B 1-4-4). Die Expertenkommission geht davon aus, 
dass es an den AUF weiterhin Potenziale für eine Ver- 
stärkung der Gründungstätigkeit gibt. 


Im Vergleich zu den AUF finden an Hochschulen 
deutlich mehr Ausgründungen statt.™ Diese Unter- 
schiede sind mit der Heterogenität der Ausgründun- 
gen erklärbar: So treten wenig kapitalintensive Aus- 
gründungen im Bereich der sozialen Medien primär 
an Hochschulen auf und nicht an Einrichtungen der 
AUF. 

Betrachtet man technisch anspruchsvolle Grün- 
dungen, die durch den High-Tech Gründerfonds 
(HTGF)’’ finanziert werden, so zeigen sich im Hin- 
blick auf die Finanzierungswahrscheinlichkeit keine 
Unterschiede zwischen Ausgründungen aus Hoch- 
schulen und aus AUF (vgl. Tabelle B 1-4-5). 
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Tab B 1-4-5 


Ausgründungen von Hochschulen und Forschungseinrichtungen, die vom 
High-Tech Gründerfonds (HTGF) finanziert werden, 2005 bis 2015’® 


Jahr der 
Anfrage 

Anfragen 

Ausgründungen 

davon 

Hochschulen 

davon 

Forschungs- 

einrichtungen 

HTGF- 

finanziert 

davon 

Hochschulen 

davon 

Forschungs- 

einrichtungen 

2005 

41 

33 

8 

20 

16 

4 

2006 

75 

59 

16 

20 

18 

2 

2007 

89 

72 

17 

19 

14 

5 

2008 

86 

70 

17 

14 

12 

2 

2009 

105 

74 

31 

16 

14 

2 

2010 

88 

72 

16 

16 

12 

4 

2011 

136 

113 

24 

24 

19 

5 

2012 

124 

101 

25 

13 

11 

3 

2013 

134 

112 

23 

18 

15 

3 

2014 

115 

92 

23 

11 

9 

2 

2015 

92 

76 

22 

7 

5 

2 


Forschungseinrichtungen: Forschungseinrichtungen der vier großen Forschungsorganisationen, Ressortforschungseinrichtungen und 
sonstige Forschungseinrichtungen. 

Quelle: High-Tech Gründerfonds Management GmbH. 
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Forschermobilität 


B1-5 


Wenn wissenschaftliches Personal über die Länder- 
grenzen hinweg mobil ist,™ wird Wissen verbreitet 
und es kommen neue Kombinationen von Wissen 
zustande - das Entstehen von Innovationen wird 
begünstigt.*“ Im Durchschnitt sind mobile Forsche- 
rinnen und Forscher - im Vergleich zu denen, die im 
Heimatland verbleiben - produktiver. Deshalb sind 
sie für eine auf Forschungsexzellenz ausgerichtete 
F&I-Politik von besonderer Relevanz.*' 


Wanderungssalden publizierender 
Forscherinnen und Forscher 

Statistiken der OECD, die die Wanderungsbewegun- 
gen aller publizierenden Forscherinnen und Forscher 
auswerten, geben einen ersten Eindruck über die Ent- 
wicklung der Wanderungssalden und die internatio- 
nale Positionierung Deutschlands (vgl. Abbildung 
B 1-5-1).*“ Seit dem Jahr 2008 gibt es demnach ei- 


Abb B 1-5-1 

Wanderungssalden der publizierenden Forscherinnen und Forscher 
für ausgewählte Länder zwischen 2005 und 2013 


2.500 



Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 


Quelle: OECD (2015a: 68). Die dort durchgeführten bibliometrischen Berechnungen fußen auf Scopus Custom Data, Elsevier. 

Lesebeispiel: Deutschland hat im Jahr 2013 einen negativen Wanderungssaldo in Höhe von etwa 335 Forscherinnen und Forschern zu 
verzeichnen. Der Wanderungssaldo berechnet sich aus der Differenz der nach Deutschland zuwandernden publizierenden Forscherinnen und 
Forscher, abzüglich derjenigen publizierenden Forscherinnen und Forscher, die im selben Jahr aus Deutschland abwandern. 
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AbbB 1-5-2 

Grants des European Research Council (ERC) nach dem Sitzland der 
Forschungseinrichtung der Geförderten 2007 bis 2014 


Panel a) 

Absolute Zahl der ERC- 6 rant- 6 eförderten 
2 gQ nach Sitzland 



Panel b) 

% Anteile der ERC-Grant-Geförderten nach Sitzland an allen 
20 ERC-Grant-Geförderten in Prozent 



Anmerkungen: Förderungen des ERC umfassen sogenannte „Starting Grants", „Advanced Grants" sowie „Consolidator Grants". Im Rahmen 
der verschiedenen Förderlinien erhalten Spitzenwissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler Mittel in Höhe von 1,5 bis 2,5 Millionen Euro 
für einen Zeitraum von fünf Jahren. 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an EFI (2011, 2014) und Berechnungen anhand EU-ECORDA-Datenbank. 

Lesebeispiel für Panel a): Im Jahr 2014 waren 168 ERC-Grant-Geförderte an einer Forschungsinstitution 
in Deutschland tätig. 

Lesebeispiel für Panel b): Im Jahr 2014 waren 18 Prozent aller ERC-Grant-Geförderten an einer Forschungsinstitution 
in Deutschland tätig. 


nen Aufwärtstrend, allerdings bleibt der Wanderungs- 
saldo auch im Jahre 2013 negativ, d.h., die Zahl der 
ausgewanderten Forscherinnen und Forscher ist hö- 
her als die Zahl der eingewanderten. Netto verliert 
Deutschland damit jedes Jahr mehrere hundert von 
ihnen an ausländische Forschungsinstitutionen.*^ 

Ein Vergleich der Publikationsstärke der mobilen 
mit den in Deutschland ansässigen, nicht-mobilen 
Forscherinnen und Forschern anhand von OECD- 
Statistiken für das Jahr 2013 ergibt,“ dass über- 
durchschnittlich viele publikationsstarke Forscherin- 
nen und Forscher nach Deutschland zurückgekehrt 
sind. “Auch die aus dem Ausland Neuankommen- 
den weisen eine leicht überdurchschnittliche Pub- 
likationsstärke auf. Im Falle der Zurückkehrenden 
verzeichnen die Wissenschaftssysteme in Nachbar- 
ländern wie der Schweiz, Frankreich oder den Nie- 
derlanden allerdings weiterhin etwas bessere Werte 
als Deutschland. Im Falle der Neuankommenden po- 
sitionieren sich zudem Forschungsstandorte wie die 
Schweiz, die USA, Dänemark oder Schweden erfolg- 
reicher als Deutschland. Hier besteht für das deutsche 
Wissenschaftssystem Spielraum nach oben, der bes- 
ser ausgeschöpft werden sollte.“ 


ERC-Grants im Ländervergleich 

Bemisst man die Auswirkungen der Mobilität auf die 
Spitzenwissenschaft eines Landes anhand der gewon- 
nen ERC-Grants, ergibt sich für Deutschland wiede- 
rum ein gemischtes Bild (vgl. Abbildung B 1-5-2).*’ 
So gibt es seit 2007 einen nahezu kontinuierlich an- 
steigenden Trend in der absoluten Zahl der gewon- 
nenen ERC-Grants an deutschen Standorten (von 32 
auf 168 Grants, vgl. Abbildung B 1-5-2, Panel a). Al- 
lerdings ist auch die Zahl aller ERC-Grants über alle 
Länder hinweg in diesem Zeitraum gestiegen, so dass 
sich der relative Anteil Deutschlands zwar bis 2010 
auf knapp 20 Prozent gesteigert, seitdem diesen Wert 
aber nicht überschritten hat (vgl. Abbildung B 1-5-2, 
Panel b). 

Wie aber beeinflusst die internationale Mobilität der 
Forscherinnen und Forscher die landesspeziflschen 
ERC-Ergebnisse und was kann daraus über die At- 
traktivität des Wissenschaftsstandortes Deutschland 
geschlossen werden? Hierzu kann die Nationalität der 
ERC-Grant-Gewinnerinnen und -Gewinner mit dem 
Land, in dem sie ihren ERC-Grant gewonnen haben, 
verglichen werden (vgl. Abbildung B 1-5-3, Panel a). 
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Abb B 1-5-3 

Grants des European Research Council (ERC) nach Sitzland der Forschungseinrichtung 
und nach Nationalität der Geförderten 2007 bis 2014 


Panel a) 

Anteil der an einer Forschungsinstitution im Ausland tätigen deutschen ERC-Grant-Geförderten 
an allen deutschen ERC-Grant-Geförderten (im In- oder Ausland ansässig) 

0 Anteil der an einer Forschungsinstitution in Deutschland tätigen ausländischen ERC-Grant-Geförderten 
an allen in Deutschland tätigen ERC-Grant-Geförderten (deutsche und nicht-deutsche Nationalität) 

% 

45 



Jahr 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 2013 2014 


Panel b) 

Anteil der an einer Forschungsinstitution in Deutschland 
tätigen ausländischen ERC-Grant-Geförderten an allen 
in Deutschland tätigen ERC-Grant-Geförderten in Vergleich 
zu ausgewählten Nachbarländern 


Panel c) 

Anteil der an einer Forschungsinstitution im Ausland 
tätigen deutschen ERC-Grant-Geförderten an allen 
deutschen ERC-Grant-Geförderten im Vergleich zu 
ausgewählten Nachbarländern 



0 

Jahr 07 08 09 10 11 12 13 14 


Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an EFI (2011, 2014) und Berechnungen anhand EU-ECORDA-Datenbank. 

Anmerkungen: Förderungen des ERC umfassen sogenannte „Starting Grants", „Advanced Grants" sowie „Consolidator Grants". 

Im Rahmen der verschiedenen Förderlinien erhalten Spitzenwissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler Mittel in Höhe von 
1,5 bis 2,5 Millionen Euro für einen Zeitraum von fünf Jahren. 

Lesebeispiel für Panel b): Im Jahr 2014 gewannen ausländische Forscherinnen und Forscher 26 Prozent aller ERC-Grants in 
deutschen Forschungsinstitutionen, während in GroBbritannien ausländische Forscherinnen und Forscher 61 Prozent aller dortigen 
ERC-Grants gewannen. 

Lesebeispiel für Panel c): Im Jahr 2014 gewannen 28 Prozent aller deutschen ERC-Grant-Geförderten ihren Grant an einer 
Forschungsinstitution im Ausland, während 12 Prozent aller französischen ERC-Grant-Geförderten ihren Grant an einer Forschungs- 
institution im Ausland gewannen. 
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So zeigt sich, dass von allen Deutschen, die einen 
ERC-Grant gewonnen haben, ein beachtlicher Teil 
nicht in Deutschland, sondern im Ausland ansässig 
ist (ca. 28 Prozent im Jahr 2014). Allerdings gibt 
es hier einen deutlich rückläufigen Trend. Gleich- 
zeitig ist der Anteil zugewanderter ausländischer 
Forscherinnen und Forscher, die einen ERC-Grant 
in Deutschland gewonnen haben, über die Jahre 
mehr oder weniger stabil geblieben. Er lag zuletzt 
bei ca. 25 Prozent. Damit positioniert sich Deutsch- 
land im Vergleich zu europäischen Nachbarlän- 
dern eher im Mittelfeld, während die Schweiz oder 
Großbritannien hier weit mehr Zuwanderung (vgl. 
Abbildung B 1-5-3, Panel b) bei gleichzeitig gerin- 
gerer Abwanderung der eigenen Spitzenwissen- 
schaftlerinnen und -Wissenschaftler ins Ausland 
verzeichnen (vgl. Abbildung B 1-5-3, Panel c). 

Weitere Hinweise auf die Attraktivität des Wissen- 
schaftsstandortes können aus Befragungen von For- 
scherinnen und Forschem über ihre Gründe der Wan- 
derung gewonnen werden.** In diesen Befragungen 
werden vor allem die wissenschaftliche Exzellenz 
der Gastinstitution, die Zusammenarbeit mit hervor- 
ragenden Forschungsteams, die im Gastland häufig 
besseren Karriereaussichten sowie eine leistungsstar- 
ke Forschungsinfrastruktur genannt.*’ In diesem Zu- 
sammenhang kann vennutet werden, dass die in den 
jüngsten Jahren zu beobachtenden positiven Trends in 
der internationalen Forschermobilität u.a. auch von 
der Exzellenzinitiative* befördert wurden.” 


Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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B2 Transfer 

Erkenntnis- und Technologietransfer 


Seit 1998: EXIST-Gründungskultur: 133 Mio. Euro (bisher verausgabt, 2006-2015) 


Seit 2007: EXIST-Gründerstipendium: 107 Mio. Euro (bisher verausgabt, 2007-2015) 


EXIST-Forschungstransfer: 97 Mio. Euro (bisher verausgabt, 2008-2015) 


Seit 2000: EXIST SEED 


Gründungsförderung 

I 


GO-Blo Gründungsoffensive Biotechnologie: 120 Mio. Euro (bisher verausgabt) 


High-Tech Gründerfonds 


Validierungsförderung 


INS - Innovationen mit Normen und Standards: 8 Mio. Euro 


SIGNO: 105 Mio. Euro 


ISchutz von Ideen für die 
Igewerbliche Nutzung 


e 


Eine Abgrenzung der Transfermaßnahmen von der klassischen 
Verbundförderung ist häufig kaum möglich. So werden im 
Rahmen der Fach- und Querschnittsprogramme des BMBF 
über die direkte Projektförderung auch Transferaktivitäten 
gefördert. Gleichzeitig enthält die Übersicht Maßnahmen, die 
teils erhebliche Fördervolumina aufweisen, weil sie klassische 
Verbundprojektförderung enthalten - dies betrifft 
beispielsweise „Unternehmen Region". 


BMBF 


BMWi 


Pilotmaßnahme VIP: 150 Mio. Euro [ BMBF 

Validierung des Innovationspotenzials 
wissenschaftlicher Forschung - VIP 


BMWi 


Spitzenforschung und Innovation in den Neuen Ländern: 143 Mio. Euro 


L 


ForMaT - Forschung für den Markt im Team: 59 Mio. Euro 


BMBF 
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Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie 


BMBF 


Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 










I Seit 2015: VIP+: 98 Mio. Euro (bisher bewillifft) 



Validierung des technologischen und c 
Innovationspotenzials wissenschaftlich 

esellschaftlichen 
er Forschung - VIP+ 





► 

► 



► Implementierung einer 
Open-Access-Strategie für 

^ öffentlich geförderte Forschung 


^ Innovative Hochschule: 550 Mio. Euro 

geplant: Bund 495 Mio, Euro, 

Länder 55 Mio. Euro 



BMBF 


Unternehmen Region 


Die Maßnahme „Unternehmen Region" 
besteht aus weiteren Teilmaßnahmen, die 
Cluster unterstützen (siehe Abb. B 2-2-2). 


Zwanzig20 - Partnerschaft für Innovation: 80 Mio. Euro (bisher verausgabt) 




BMBF 


BMBF 



► 



Quellenverzeichnis Infografiken siehe Kapitel D2. 
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B2-1 Erkenntnis- und 
Technologietransfer 


Transferziele und -probleme 

Erkenntnisse und neue Technologien, die der Wis- 
senschaftssektor hervorbringt, sind eine wesentliche 
Quelle beschäftigungswirksamer Innovationen, wirt- 
schaftlichen Wachstums sowie gesellschaftlicher und 
kultureller Entwicklungen.’^ Damit der Transfer ge- 
lingen kann, müssen Erkenntnisse aus der Forschung 
in vielfältige Anwendungen überführt und dann wirt- 
schaftlich oder soziokulturell verwertet werden. Die 
Mechanismen des Erkenntnis- und Technologietrans- 
fers sind vielfältig (vgl. Box B 2-1-1). 

Dem Erkenntnis- und Technologietransfer wohnen 
aber verschiedene Arten des Marktversagens inne, die 
eine staatliche Unterstützung der Transfer- und Ver- 
wertungsprozesse rechtfertigen (vgl. ebenfalls Box 
B 2-1-1). Der Transfer wird darüber hinaus dadurch 
behindert, dass sich die Anreizsysteme und Kulturen 
bei Forschungseinrichtungen und Wissensanwende- 
rinnen und -anwendem unterscheiden: Während in 
der Wissenschaft Erfolg vor allem daran gemessen 
wird, ob eine Erkenntnis wirklich neu und publizier- 
bar ist, liegt das Interesse der Gesellschaft darin, sol- 
che Erkenntnisse zum Wohle der Allgemeinheit zu 
nutzen. Für Wissensanwenderinnen und -anwender 
sind oftmals andere Kriterien als der Neuartigkeits- 
wert entscheidend, so z.B. praktische Anwendbarkeit, 
Verlässlichkeit und Kosten der Nutzung. 

Besonders gravierende Probleme treten beim Wis- 
senstransfer in die Wirtschaft auf. Die in den Trans- 
fer eingebundenen Unternehmen versuchen, durch 
Nutzung des Wissens Einnahmen zu erzielen. Im 
Wissenschaftssystem gibt es hingegen häufig noch 
Vorbehalte gegen die ökonomische Verwertung von 
Forschungsergebnissen. So ist die Verwertungskul- 
tur an Universitäten und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen (AUF) oft nur schwach ausge- 
prägt bzw. die bestehenden Verwertungsstrukturen, 
beispielsweise die Transferstellen oder Patentver- 
wertungsagenturen, sind noch nicht entsprechend 


professionalisiert. Hierfür müssen entsprechende 
Rahmenbedingungen geschaffen werden und es muss 
mit gezielten Maßnahmen (etwa Gründungsförde- 
rung) eingegriffen werden. 

Maßnahmen und Rahmenbedingungen 

Für die Überwindung der Marktversagenstatbestände 
und zur Unterstützung des Kulturwandels im Wissen- 
schaftsbereich, verbunden mit einer Professionali- 
sierung der Verwertungsprozesse, sind verschiedene 
Maßnahmen eingeführt worden.’^ Dabei werden un- 
terschiedliche Phasen und Mechanismen im Trans- 
fer- und Verwertungsprozess bedient und es wird auf 
verschiedene Beteiligte aus Wissenschaft und Wirt- 
schaft abgestellt (vgl. Infografik zu Kapitelbeginn zu 
ausgewählten Maßnahmen und Initiativen in der letz- 
ten Dekade). Das BMBF setzt einen Schwerpunkt vor 
allem auf Transferprozesse, an denen Hochschulen, 
Fachhochschulen und die Einrichtungen der AUF be- 
teiligt sind; das BMWi fokussiert sich auf den Trans- 
fer in den Mittelstand, das Verwertungsmanagement 
und auf Gründungsaktivitäten in der Wissenschaft. 

Die Innovations- und Verwertungsanstrengungen 
von Universitäten und Fachhochschulen werden um- 
fassend durch die BMBF-Programme „Innovative 
Hochschule“” und „Forschung an Fachhochschulen“ 
unterstützt. Neben diesen Maßnahmen des Bundes 
kann die institutioneile Förderung der AUF durch 
Bundes- und Landesmittel den Transfer von Erkennt- 
nissen und Technologien u.a. durch die dortigen Ver- 
wertungsbemühungen und Ausgründungen begüns- 
tigen.’^ Zudem sehen die Vereinbarungen zwischen 
dem Bund und den Wissenschafts- und Forschungs- 
organisationen im Rahmen der Fortschreibung des 
Paktes für Forschung und Innovation vor, dem Er- 
kenntnis- und Wissenstransfer bis zum Jahr 2020 eine 
stärkere Rolle einzuräumen.’'’ 
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Mechanismen und Probleme des Erkenntnis- und Technologietransfers 


Box B 2-1-1 


Der Transfer von Erkenntnissen 
und neuen Technologien aus dem 
Wissenschaftssektor in ökonomi- 
sche oder soziokulturette Anwen- 
dungen kann über diverse Me- 
chanismen erfolgen. Dabei treten 
erhebliche Unsicherheit und an- 
dere Marktversagenstatbestände 
auf, die den Transfer erschweren 
oder verhindern.®’ 

Unternehmensgründungen: 

Unternehmensgründungen sind 
ein direkter Weg, Erkenntnisse 
aus der Forschung in den Markt 
zu überführen. Dabei besteht je- 
doch große Unsicherheit über 
die praktische Anwendbarkeit 
einer Erkenntnis, deren prinzi- 
pietle Marktfähigkeit oder das 
tetztendliohe Vorhandensein eines 
aufnahmefähigen Marktes. Die 
Unsicherheit führt zu erhebtichen 
finanziellen Risiken der Unterneh- 
mensgründerinnen und -gründen 
sowie der Wagniskapitalgeben- 
den, die eine entsprechende Grün- 
dung finanzieren. 

Rechteverwertung: 

Neue Erkenntnisse und Techno- 
logien können patentrechtlich 


geschützt werden. Diese Rechte 
können auf verschiedenen Wegen 
veräußert werden; dabei bestehen 
atlerdings Such- und Transakti- 
onskosten und eine erhebtiche 
Unsicherheit über die Verwertbar- 
keit aufgrund von Informationsa- 
symmetrien zwischen den an der 
Verwertung beteitigten Parteien. 

Forschungskooperationen: 

Forschungskooperationen erlau- 
ben es Forschungseinrichtungen 
und Unternehmen, gemeinsam an 
einer Forschungstrage zu arbei- 
ten und von Wissensexternati- 
täten zu profitieren. Im Idealfall 
werden die Erkenntnisse und die 
wirtschafttiche Verwertung geteitt. 
Hier kommt es aufgrund von In- 
formationsasymmetrien zu Koor- 
dinationsproblemen bezüglich des 
Zusammenfindens von geeigneten 
Partnerinnen und Partnern und 
einer gemeinsamen Ergebnisver- 
wertung. 

Auftragsforschung: 

Über Auftragsforschung können 
Unternehmen die Expertise und 
Infrastruktur von Forschungsein- 
richtungen nutzen, um für spezifi- 


sche Probleme Forschungsergeb- 
nisse zu erhalten. 

Wissenschaftlicher Austausch: 

Über wissenschaftliche Publika- 
tionen, Tagungen und informet- 
le Kontakte erfolgt ein direkter 
Transfer von Erkenntnissen. Pro- 
bleme des Transfers treten dann 
auf, wenn die entsprechenden 
Empfängerinnen und Empfänger 
nicht in der Lage sind, die Er- 
kenntnisse zu verstehen und zu 
verarbeiten. 

Aus- und Weiterbildung: 

Hochschulen und außeruniver- 
sitäre Forschungseinrichtungen 
sind wichtige Ausbitdungsstätten 
für das technisch-wissenschaft- 
liche und kreative Personal, das 
als Träger neues Forschungs- und 
Methodenwissen in die Unterneh- 
men bringt bzw. dort Ansteltung 
findet. 


Das BMWi-Programm „EXIST - Existenzgründun- 
gen aus der Wissenschaft“ unterstützt umfassend 
Gründungsaktivitäten an Forschungseinrichtungen 
und versucht, eine Gründungskultur zu verankem.®® 
Die Maßnahme des BMBF „Validierung des tech- 
nologischen und gesellschaftlichen Innovationspo- 
tenzials wissenschaftlicher Forschung - VIP+“, die 
Mittel für den Übergang aus der Orientierungsphase 
in die Verwertungsphase bereitstellt, kann die Un- 
sicherheit bezüglich einer Verwertbarkeit wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse mindern. Der Abbau von 
Informationsasymmetrien soll durch verschiedene 
Maßnahmen unterstützt werden, beispielweise durch 
die Förderinitiative „Forschungscampus - öffentlich- 
private Partnerschaft für Innovationen“ des BMBF. 
Wissenschaft und Wirtschaft kooperieren hier „unter 


einem gemeinsamen Dach“ und „auf Augenhöhe“ 
in Forschung, Entwicklung sowie Innovation und 
entwickeln gemeinsam Verwertungsstrategien. Das 
BMWi hat mit „Wissens- und Technologietransfer 
durch Patente und Normen (WIPANO)“ verschiede- 
ne Maßnahmen gebündelt, die die Kodifizierung und 
kommerzielle Verwertung von Forschungsergebnis- 
sen fördern und erleichtern sollen.’® 

Für den Transfererfolg spielen rechtliche Rahmen- 
bedingungen eine wichtige Rolle. Sie sind gerade 
dann für einen beschleunigten Wissensaustausch von 
Bedeutung, wenn es darum geht, den avisierten Kul- 
turwandel unter allen Beteiligten zu initiieren oder 
weiter zu stärken. Ein dahingehender rechtlicher Pa- 
radigmenwechsel erfolgte im Jahr 2002 durch den 
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Wegfall des Hochschullehrerprivilegs im Zuge der 
Novellierung des § 42 im Arbeitnehmererfindungs- 
gesetz (ArbErfG). Damit gingen die kommerziellen 
Verwertungsrechte an Erfindungen von den Professo- 
rinnen und Professoren auf die Hochschulen über. 

Eine weitere Verbesserung der Rahmenbedingung 
für den Wissenstransfer könnte durch die Einführung 
einer Neuheitsschonfrist'“ im Patentrecht erreicht 
werden. Eine solche Regelung könnte es Wissen- 
schaftlerinnen und Wissenschaftlern erleichtern, den 
Zielkonflikt hinsichtlich der reputationsorientierten 
Veröffentlichung neuen Wissens und der kommerzi- 
ellen Verwertung dieser Erkenntnisse zu entschärfen. 
Internationale Erfahrungen mit einer Neuheitsschon- 
frist deuten daraufhin, dass sich eine solche Regelung 
vorwiegend positiv auf die Handlungsspielräume von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern auswirkt. 
Zugleich lassen sich die Rechte an geistigem Eigen- 
tum etablierter Akteure in der Wirtschaft ausreichend 
wahren.'“' 

Im Jahr 2016 hat das BMBF eine Open Access-Stra- 
tegie vorgestellt. Diese sieht für alle durch das BMBF 
geförderten Projekte eine Open Access-Klausel vor, 
nach welcher Forschungsergebnisse frei zugänglich 
publiziert werden sollen.'“ Weiterhin hat die Ex- 
pertenkommission bereits in der Vergangenheit die 
Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wis- 
senschaftsschranke im Urheberrecht angemahnt.'““ 
Eine solche wurde im Koalitionsvertrag für die lau- 
fende Legislaturperiode vorgesehen. Beide Maßnah- 
men können zu einer verbesserten Zirkulation von 
Erkenntnissen und aktuellen Forschungsergebnissen 
innerhalb und außerhalb des Wissenschaftssystems 
führen. 


Effekte und Wirksamkeit der Maßnahmen 

Der Katalog an Maßnahmen im Bereich des Erkennt- 
nis- und Technologietransfers wurde in den vergan- 
genen zehn bis 15 Jahren weiterentwickelt und aus- 
gebaut (vgl. Infografik zu Kapitelbeginn) und für 
einige dieser Maßnahmen liegen auch Evaluations- 
studien vor.'“'* Bisher wurden nicht alle Maßnahmen 
im Bereich des Erkenntnis- und Technologietransfers 
nach wissenschaftlichen Ansprüchen, z.B. mit Hilfe 
von Kontrollgruppen, evaluiert; belastbare Aussagen 
zur Effektivität und Effizienz sind daher nur bedingt 
möglich. 


Rückschlüsse erlauben beispielweise die Evaluatio- 
nen zur Einführung des Forschungscampus und zur 
Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs. Die Eva- 
luation des Forschungscampus bescheinigt der Maß- 
nahme, Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
unter einem Dach agieren zu lassen, positive regio- 
nalwirtschaftliche Effekte, Etablierung und Intensi- 
vierung von Forschungskooperationen und Vorteile 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs.'““ Langfristi- 
ge Effekte sind allerdings noch nicht abschätzbar. 

Verschiedene Studien zeigen, dass die Abschaffung 
des Hochschullehrerprivilegs im Jahr 2002 zu einem 
deutlichen Rückgang der Patentierungsaktivitäten der 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an deut- 
schen Hochschulen geführt hat.'““ Die Neuregelung 
hat bisher noch nicht den gewünschten Erfolg ge- 
zeigt. 

Mit Blick auf die Breite der Fördermaßnahmen im 
Bereich des Erkenntnis- und Technologietransfers 
wurde - zumindest aus Sicht der Zielgruppen - ver- 
schiedentlich von einem „Förderdschungel“ gespro- 
chen.'““ Eine Untersuchung weist aber daraufhin, 
dass nur sehr geringe Redundanzen bei der Förderung 
bestehen.'“* Eine Bereinigung und Konsolidierung 
des Förderportfolios fand nur in einigen wenigen 
Fällen statt. Insgesamt ergibt sich daher bei genauer 
Betrachtung der verschiedenen Mechanismen und 
Phasen des Erkenntnis- und Technologietransfers ein 
konsistenter Instrumentenmix. 

Die Beteiligung der nicht-patentrelevanten Wissen- 
schaften an den Förderprogrammen ist allerdings 
noch immer gering. Es ist bislang offen, ob die ange- 
laufenen Maßnahmen wie z.B. „VIP+“, die auch dem 
Erkenntnistransfer eine gewichtigere Rolle zuschrei- 
ben, ein entsprechendes Interesse und eine höhere Be- 
teiligung aus den Geistes- und Sozialwissenschaften 
nach sich ziehen werden.'““ 
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Clusterpolitik 


B2-2 


Cluster und Clusterpolitik 

Unter einem Cluster versteht man herkömmlicher- 
weise „eine geografische Konzentration von mitein- 
ander verbundenen Unternehmen und Institutionen 
in einem bestimmten Bereich.“"" Seine Wirkung auf 
die einzelnen Clusterakteure basiert darauf, dass de- 
ren Inventions-, Innovations- und, darauf aufbauend, 
deren Wirtschaftsleistung nicht allein von den eige- 
nen Anstrengungen abhängt, sondern auch durch ma- 
terielle und immaterielle Ressourcen außerhalb der 
eigenen Organisation beeinflusst wird, die räumlich 
konzentriert im Cluster vorhanden sind.'" 

Umfang und Zugänglichkeit dieser Ressourcen sind 
maßgeblich für den Erfolg der Clusterakteure und 
eines Clusters insgesamt. Durch Interaktion, Ver- 
netzung und Austausch über lokale Faktormärkte, 
aber auch über Wertschöpfungsketten, stellen sich 
die Akteure gegenseitig materielle und immaterielle 
Ressourcen wie etwa Forschungsinfrastruktur, spe- 
zielle Dienstleistungen oder spezialisiertes Personal 
zur Verfügung. Räumliche Nähe erleichtert es ihnen, 
voneinander Kenntnis zu erlangen, in Kontakt zu tre- 
ten und zu interagieren. Dabei entstehen insbesondere 
auch Wissens- und Informationsspillover, die es er- 
möglichen, voneinander zu lernen und Synergieeffek- 
te zu nutzen, die Innovationsleistung und Produktivi- 
tät steigern. 

Ein Cluster stellt demnach ein System von Akteuren 
dar, die auf vielfältige Weise miteinander verbunden 
sind und so gemeinsam Innovationsaktivitäten voran- 
treiben. Über diese Interaktionen entwickelt sich ein 
Cluster selbstverstärkend fort. Dieser Entwicklungs- 
prozess erweist sich allerdings oft als fehleranfällig 
und verzerrend, was zu geringen Niveaus an FuE- so- 
wie F&I- Ausgaben, zu nicht oder wenig genutzten 
Kooperationspotenzialen und zu technologischen 
Lock-in-Konstellationen führen kann (vgl. Box B 
2-2-3). Zur Behebung dieser Markt- und Systemver- 
sagen sind verschiedene Maßnahmen eingeführt wor- 
den, die sich unter Clusterpolitik subsumieren lassen. 


Clusterpolitik in Deutschland 

In den vergangenen 20 Jahren sind in Deutschland 
auf Bundes- und Länderebene zahlreiche Cluster- 
initiativen ins Leben gerufen worden."" Gemäß einer 
aktuellen Erhebung im Auftrag der Expertenkommis- 
sion haben in jüngster Vergangenheit mehr als 430 
Cluster in Deutschland eine Förderung erfahren (eu- 
ropäische Clustermaßnahmen mitgerechnet, vgl. Ab- 
bildung B 2-2-1). Derzeit laufen allein auf Bundes- 
ebene der „Spitzencluster- Wettbewerb“, „go-cluster“, 
die „Internationalisierung von Spitzenclustern, Zu- 
kunftsprojekten und vergleichbaren Netzwerken“ 
sowie mehrere Förderprogramme der „Innovationsin- 
itiative für die Neuen Länder - Unternehmen Region“ 
(vgl. Abbildung B 2-2-2).'"' 

Das BMBF unterstützt mit dem 2007 begonnenen 
themenoffenen „Spitzencluster-Wettbewerb“ im 
Rahmen der Hightech-Strategie Innovationscluster 
in Spitzentechnologien. In drei Runden wurden 15 
Clusterinitiativen ausgewählt und mit jeweils bis zu 
40 Millionen Euro"" gefordert, um sie auf dem Weg 
in die internationale Spitzengruppe ihres jeweiligen 
Technologiefelds zu unterstützen oder eine bestehen- 
de Spitzenposition zu sichern. Durch die Maßnahme 
sollte eine Mobilisierung regionaler Innovationspo- 
tenziale erreicht werden und als Folge davon eine 
Steigerung des Wirtschaftswachstums, die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze und die Erhöhung der At- 
traktivität des Innovations- und Wirtschaftsstandorts 
Deutschland."" 

Das BMWi bietet seit Juli 2012 mit dem Programm 
„go-cluster” ebenfalls eine clusterpolitische Maßnah- 
me an."" Diese zielt auf die Förderung des Clusterma- 
nagements und die Entwicklung neuartiger Cluster- 
services ab."* Für die erste Förderperiode bis Mitte 
2015 wurden insgesamt 3,3 Millionen Euro aufge- 
wendet."" Für den aktuellen Programmzeitraum (Mit- 
te 2015 bis Mitte 2018) ist nach Angaben des BMWi 
ungefähr das gleiche Volumen angesetzt. 
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Abb B 2-2-1 

Aktuell durch EU, Bund und Länder geförderte Cluster 

Dargestellt sind alle öffentlich geförderten Clusterinitiativen (Punkte entsprechen den Standorten des jeweiligen Clustermanagements), 
die zum Zeitpunkt der Erhebung im Dezember 2016 noch gefördert wurden oder deren Förderung frühestens im Jahr 2015 ausgelaufen ist. 
Werden innerhalb eines Postleitzahlengebiets zwei (drei, ...) Clusterinitiativen gefördert, ist die Fläche des jeweiligen Punktes verdoppelt 
(verdreifacht, ...) dargestellt. 


Cluster gefördert durch: 

# EU-Programme 

# Bundesprogramme 

# Landesprogramme 
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis schriftlicher Auskünfte des Instituts für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (lSG). 
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Übersicht über clusterpolitische Maßnahmen des Bundes 


Abb B 2-2-2 


Unternehmen Region 



= = Innovationsforen; 

= = 15 Mio. Euro 

= Innovative regionale 
= Wachstumskerne: 337 Mio. Euro 
InnoRegio; 215 Mio. Euro 


= Kompetenznetze.de; 8 Mio. Euro 
BioProfile-Wettbewerb: 50 Mio. Euro 


BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 


Alle Werte entsprechen bewilligten Mitteln. Stand: Januar 2017. 
Quelle: Schriftliche Auskunft von BMBF und BMWi. 
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Box B 2-2-3 


Ökonomische Begründung von Clusterpolitik 


Clusterpolitik verfolgt entweder 
das Ziel, Markt- und Systemver- 
sagen'™ (zu angemessenen Kos- 
ten) zu korrigieren, die die Ent- 
stehung eines Clusters und sein 
frühes Wachstum behindern kön- 
nen'^', oder ein bestehendes Clus- 
ter auf dem Entwicklungsptad in 
die internationale Spitzengruppe 
des jeweiligen Teohnologiefelds 
zu unterstützen. 

Die Gründe für ein Marktversa- 
gen in Clustern können sein, dass 
positive externe Effekte nicht be- 
rücksichtigt werden oder indus- 
triespezifische öffentliche Güter 


wie etwa Grundlagenforschung 
fehlen. Darüber hinaus kann im 
Eall steigender Skalenerträge das 
Problem auttreten, dass der Tip- 
ping Point, an dem der Prozess 
der Agglomeration sich selbst 
verstärkt, nicht ohne staatliche 
Unterstützung erreicht wird. 

Systemversagen kann bei inten- 
dierten Wissens- und Informa- 
tionsspillovern auttreten, wenn 
etwa der Grad der Verbundenheit 
und Interaktion zwischen den 
Clusterakteuren zu niedrig ist 
und damit zu geringe Wissens- 
und Informationsftüsse auttreten. 


Gründe können beispielsweise 
hohe Anlaufkosten beim Netz- 
werkaufbau oder unzureichendes 
Vertrauen zwischen den potenziel- 
len Partnern sein.'™ 

Eine weitere Ausprägung des Sys- 
temversagens kann ein technolo- 
gisches Lock-in des Clusters sein, 
bei dem die Akteure sich zu stark 
auf eine nicht mehr zukunftstähi- 
ge Technologie fokussiert haben 
und ein Umschwenken im Cluster 
aus eigener Kraft nicht oder kaum 
mehr möglich ist.'™ 


Seit Ende 2014 fördert das BMBF speziell die „In- 
temationalisierung von Spitzenclustem, Zukunftspro- 
jekten und vergleichbaren Netzwerken“.'-'* Im Rah- 
men der Fördermaßnahme, die bis mindestens Ende 
2018 laufen wird (mit Option auf Verlängerung bis 
2024), sollen die ausgewählten Cluster und Netzwer- 
ke ihre bestehenden Kontakte zu internationalen In- 
novationsregionen intensivieren. Die Förderung be- 
läuft sich auf jeweils bis zu vier Millionen Euro (bis 
2024 insgesamt maximal 120 Millionen Euro). Als 
Ergebnis der ersten von insgesamt drei vorgesehenen 
Wettbewerbsrunden werden in elf Projekten zunächst 
Konzeptionsphasen über zwei Jahre gefördert, an die 
sich die Förderung von internationalen Forschungs-, 
Entwicklungs- und Innovationsprojekten zur Umset- 
zung der Strategien über bis zu drei Jahre anschließt. 

Die „Innovationsinitiative für die Neuen Länder - 
Unternehmen Region“'-^ des BMBF vereint mehrere 
Förderinitiativen und -instrumente, die seit 1999 in 
unterschiedlichen Phasen des Innovationsprozes- 
ses ansetzen und zugleich die Besonderheiten der 
ostdeutschen Innovationsstrukturen berücksichti- 
gen sollen. Seit 2016 wird das Programm zu einem 
deutschlandweiten Innovationsförderkonzept zur 
Unterstützung von Regionen mit besonderen Heraus- 
forderungen beim Strukturwandel weiterentwi- 
ckelt.'“ Der Gesamtumfang der Clustermaßnahmen 
ist schwierig abzuschätzen, dürfte aber bei über 40 
Millionen Euro jährlich liegen.'™ 


Effekte und Wirksamkeit der Maßnahmen 

Clusterpolitik wird auf unterschiedliche Wirtschafts- 
zweige, während unterschiedlicher Lebensphasen so- 
wie in differierenden sozioökonomischen Kontexten 
angewandt.'-* Dies und die große Unterschiedlichkeit 
clusterpolitischer Maßnahmen im Hinblick auf Ziele, 
Ausgestaltung und Umsetzung macht es schwer, Ef- 
fektivität und Effizienz der verschiedenen Initiativen 
zu vergleichen und zu bewerten. 

Eine Evaluation des Spitzencluster- Wettbewerbs aus 
dem Jahr 2014 ermittelte positive Aktivierungseffek- 
te, etwa bei der Bereitstellung von Ressourcen, der 
Quantität und Qualität des Humankapitalangebots, 
der Beziehungsdichte zwischen den Akteuren sowie 
der Entstehung neuer Ausbildungseinrichtungen. 
Gleichzeitig führte der Wettbewerb zu einem nach- 
weislichen Mobilisierungseffekt auch unter den nicht 
ausgewählten Bewerbergruppen. Negativ bemerkt 
wurde, dass die Maßnahme in einigen Fällen zu einer 
übermäßigen Fokussierung auf das jeweilige lokale 
Netzwerk führte. Zudem zeigte sich, dass die Aktivie- 
rungseffekte des Spitzencluster- Wettbewerbs auf FuE 
in ihrer Evidenz nicht einheitlich und im Vergleich 
zu anderweitig geförderten Unternehmen nicht höher 
waren. 

Das BMWi hat die Zufriedenheit der Programmteil- 
nehmer an dem Förderkonzept „go-cluster“ im Rah- 
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men einer Studie abgefragt.'” Die Befragten wiesen 
vor allem auf deutliche Professionalisierungs- und 
Lemeffekte sowie Reputationsgewinne hin.”' Ob das 
Programm zu mehr Innovationstätigkeit geführt hat, 
lässt sich auf Basis der verwendeten Evaluationsme- 
thoden nicht feststellen. 

Die Maßnahme zur „Intemationalisierung von Spit- 
zenclustem, Zukunftsprojekten und vergleichbaren 
Netzwerken“ wird im Rahmen der Begleitforschung 
des Projekts „InterSpiN“ evaluiert. Dieses soll die 
Wirkungen der Internationalisierungsbemühungen 
bewerten.'” Die gewonnenen Erkenntnisse sollen in 
die Ausgestaltung zukünftiger Maßnahmen der Clus- 
terförderung und die strategische Ausrichtung auch 
ungeforderter Cluster einfließen.'” Derzeit ist nicht 
absehbar, welche Methoden zum Einsatz kommen 
und ob diese belastbare Schlüsse zulassen werden. 

Evaluationen der mittel- bis langfristigen Wirkungen 
der verschiedenen Programme der „Innovationsiniti- 
ative für die Neuen Länder - Unternehmen Region“ 
auf Basis von Vergleichsgruppenanalysen liegen bis- 
her nicht vor.'” 

Insgesamt betrachtet hat das Instrumentarium der 
Clusterpolitik in Deutschland während der vergange- 
nen zehn Jahre eine geografisch breite sowie in vielen 
Bereichen der hochwertigen Technologien und Spit- 
zentechnologien umfassende Anwendung gefunden. 
In einzelnen Programmen konnten Aktivierungsef- 
fekte festgestellt werden. Für den Nachweis nachhal- 
tiger förderspeziflscher Wirkungen sind zum Teil die 
Beobachtungszeiträume noch zu kurz oder es fehlt an 
entsprechenden Evaluationen. 
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Internationalisierung von FuE 


Deutsche Unternehmen (gemäß Konzern- 
sitz) haben im Jahr 2013 knapp 70 Mrd. 
Euro in FuE investiert, davon oa. 52 Mrd. 
Euro am deutschen Standort und ca. 

1 7 Mrd. Euro im Ausland. 


Ausländische Unternehmen haben 2013 
knapp 15 Mrd. Euro in FuE in Deutschland 
investiert - etwas weniger als 2011. 


Der Beitrag von KMU zu Forschung und Innovation in Deutschland 


ln den letzten zehn Jahren war eine Im Jahr 2015 Ist die Innovationsintensität 
rückläufige Entwicklung der Innovatlons- wieder gestiegen. Die FuE-lntensität ist 
intensität der KMU - d.h. der Innovations- im gteichen Zeitraum relativ konstant 
ausgaben in Relation zum gesamten geblieben. 



Staatliche Finanzierung von Innovationsaktivitäten in Unternehmen 


Die Struktur der staatlichen FuE-Finan- an Bedeutung gewonnen. Gleiches gilt 
zierung von Unternehmen durch den Bund für die technotogieoffene Förderung. Eine 
hat sich im Zeitraum 2005 bis 2014 stark rücktäufige Tendenz zeigt hingegen 
verändert: Die thematische Förderung und die Vergabe von FuE-Aufträgen durch das 
die Vergabe ziviler FuE-Aufträge haben BMVg. 



Demografie und Fachkräfte 


Das Verhältnis von Berufs- und Hoch- 
schulbildung hat sich in den letzten zehn 
Jahren stark verschoben. Während im 
Jahr 2005 noch 59 Prozent eines Jahr- 
gangs eine Berufstehre und 41 Prozent 
ein Studium begannen, gab es 2011 
ungefähr genauso viete Anfänger(innen) 


im Studium (50,1 Prozent) wie in der dua- 
ten Berufsausbildung (49,9 Prozent). Dieses 
Verhältnis hat sich stabilisiert: Im Jahr 
2014 lag der Anteil der Anfänger(innen) im 
Studium bei 51 Prozent und in der dualen 
Berufsausbildung bei 49 Prozent. 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-63- 


Drucksache 18/11270 


FuE-Ausgaben in Deutschland und inn Ausland gemäß FuE-Standort und Konzernsitz 2005 bis 2013 



Unternehmen mit Konzernsitz in Deutschland, Unternehmen mit Konzernsitz in Deutschland, Unternehmen mit Konzernsitz im Ausland, 

gesamte FuE-Ausgaben im Ausland gesamte FuE-Ausgaben in Deutschland gesamte FuE-Ausgaben in Deutschland 

Quelle: SV Wissenschaftsstatistik, eigene Berechnungen. 


Innovations- und FuE-lntensität von KMU (5 bis 249 Beschäftigte) 2006 bis 2015 

; in Prozent 




Innovationsintensität 


Quelle; Mannheimer Innovationspanel. Eigene Darstellung basierend auf schriftlicher Auskunft des ZEW. 


Verteilung staatlicher FuE-Finanzierung von Unternehmen durch den Bund nach Förderarten 2005 bis 2014 


llllllllll 

Thematische Förderung, zivile FuE-Aufträge FuE-Aufträge BMVg Technologieoffene Förderung 

Quelle; BMBF-Datenportal. Berechnungen des ZEW in Rammer und Schmitz (2017). 


Verhältnis von Studienanfänger(innen) zu Berufsschulanfänger(innen) 2005 bis 2014 


m Prozent 



Berufsschijler(innen) Studienanfänger(innen) 

Berufsschulanfänger(innen): Schüler(innen) im 1. Schuljahr an Berufsschulen des dualen Systems 
Quelle: Eigene Darstellung. Berechnungen des SOFI in Gehrke et al. (2017a). 


2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 " 


Quellenverzeichnis Infografiken siehe Kapitel D2. 
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B3-1 Demografie und Fachkräfte 


Das deutsche Innovationsmodell basiert auf einer 
spezifischen Verbindung von hochqualifizierten 
Fachkräften aus dem Hochschulsystem mit hervor- 
ragend ausgebildeten Fachkräften aus dem dualen 
Bildungssystem. Diese Kombination vermeidet eine 
Einengung auf akademisches Wissen und fördert 
stattdessen die Nutzung unterschiedlicher hochwerti- 
ger Wissensquellen.'^^ 

Demografische Entwicklung und 
Fachkräftemangel 

Die in Deutschland zur Verfügung stehende Fachkräf- 
testruktur wird sich in den nächsten Dekaden deutlich 


verändern. Erstens wird der demografische Wandel 
das zur Verfügung stehende Potenzial an (qualifizier- 
ten) Fachkräften nachhaltig verändern.'“ Die Zahl der 
Einsteigerinnen und Einsteiger in den Arbeitsmarkt 
sinkt in Relation zur Zahl der älteren Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer und zieht eine Überalterung in 
den Betrieben nach sich. Neue Qualifikationsbedar- 
fe werden sich dann nicht mehr über die Einstellung 
junger Arbeitsmarkteinsteiger bewältigen lassen, son- 
dern müssen mit den vorhandenen Arbeitskräften be- 
wältigt werden.'“ Zweitens wird der genannte Man- 
gel an Fachkräften dadurch verschärft, dass in den 
nächsten Dekaden die geburtenstarken Jahrgänge ins 
Rentenalter kommen und damit viele gut qualifizierte 
Fachkräfte die Unternehmen verlassen.'“ 


Abb B 3-1-1 


Anfängerinnen und Anfänger an Hochschulen und im 1. Jahr an Berufsschulen 
des dualen Systems im früheren Bundesgebiet* 1965 bis 2014 



*Berufsschulen einschließlich Personen ohne Ausbildungsvertrag, 1991-2004 und ab 2012 einschließlich Ost-Berlin. Studienanfänger(innen) 
ab 2002 einschließlich Ost-Berlin. 

Quelle: Berechnungen des SOFI. In: Gehrke et al. (2017a). 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-65- 


Drucksache 18/11270 


Abb B 3-1-2 

Frauen- und Männeranteile im akademischen Karriereverlauf 
2005 und 2014 in Prozent 


% 



Studien- 

berechtigte 

Studien- Abschlüsse Promotionen wiss. Habilita- Professor 

anfänger Mitarbeiter tionen (innen) 

(innen) (innen) 

C3/W2 

C4/W3 

0 -“ Männer 2014 
Frauen 2014 

^ - Männer 2005 
^ “ Frauen 2005 

Entwicklung Männeranteil zwischen 2005 und 2014 
Entwicklung Frauenanteil zwischen 2005 und 2014 




Quelle: GWK (2011, 2016a). 


Abb B 3-1-3 

Frauen- und Männeranteile in der Privatwirtschaft 
2006 und 2013 in Prozent 



Gesamtbevölkerung Hochschul- Angestellte in der Führungskräfte in Vorstand Top Aufsichtsrat Top 

absolvent(innen) Privatwirtschaft der Privatwirtschaft 200 Unternehmen 200 Unternehmen 


• Männer 2013 

• Frauen 2013 


^ - Männer 2006 
^ - Frauen 2006 


Entwicklung Männeranteil zwischen 2006 und 2013 
Entwicklung Frauenanteil zwischen 2006 und 2013 


Quelle: DIW-Führungskräftemonitor 2015^ Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.2, Statistisches Jahrbuch 2016. 
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Veränderter Qualifikationsmix durch Trends 
im Bildungssystem 

Das Fachkräfteproblem wird außerdem durch Ver- 
schiebungen im Qualifikationsmix beeinflusst. Das 
Verhältnis von Berufs- und Hochschulbildung hat 
sich dramatisch zugunsten der Hochschulbildung 
verschoben (vgl. Abbildung B 3-1-1). Während Mitte 
der 1960er Jahre noch 92 Prozent aller Anfängerinnen 
und Anfänger mit einer Berufslehre und nur 8 Prozent 
mit einem Studium starteten, gab es 20 1 1 erstmals in 
der Geschichte der Bundesrepublik mehr junge Men- 
schen, die ein Studium aufnahmen (50,1 Prozent) als 
eine duale Berufsausbildung (49,9 Prozent).'^’ Dieses 
Verhältnis hat sich stabilisiert: Im Jahr 2014 lag der 
Anteil der Anfängerinnen und Anfänger im Sfudium 
bei 5 1 Prozent und in der dualen Berufsausbildung 
bei 49 Prozent. 


Ungenutzte Fachkräftepotenziale 

Um einem Mangel an qualifizierten Fachkräften vor- 
zubeugen und einen Engpass für die Iimovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland zu 
vermeiden, wird es in Zukunft immer wichtiger, bis- 
her unzureichend genutzte Qualifikations- und Inno- 
vationspotenziale - sogenannte stille Reserven - aus- 
zuschöpfen. 

Aktuell verfügt Deutschland immer noch über um- 
fangreiche stille Reserven (im Jahr 2015 befinden 
sich mehr als 200.000 Personen in der stillen Reserve 
im engeren Sinne''*", wobei ca. zwei Drittel der stil- 
len Reserve Frauen sind'*'). So ist zwar die Ausbil- 
dungsbeteiligung der Frauen in den letzten Dekaden 
massiv gestiegen, aber ihre Berufsbeteiligung ist im- 
mer noch vergleichsweise gering ausgeprägt.'*" Auf 
höherrangigen Positionen sind Frauen trotz leichter 
Steigerungen immer noch deutlich unterrepräsentiert 
- und zwar umso mehr, je höher die Karrierestufe ist. 
Beispielhaft ist die Entwicklung der Frauenanteile im 
akademischen Karriereverlauf und in Führungsposi- 
tionen in der Privatwirtschaft in Abbildung B 3-1-2 
bzw. B 3-1-3 dargestellt.'*" 

Deutschland lässt somit die Potenziale aus teuren und 
wertvollen Investitionen in Humankapital von Frau- 
en ungenutzt, die es angesichts der demografischen 
Entwicklung, der globalen Herausforderungen und 
des zunehmenden internationalen Innovationswett- 
bewerbs dringend bräuchte.'** Außerdem ist eine 
bessere Durchmischung von Frauen und Männern in 
Teams und eine stärkere Beteiligung von Frauen in 


Management-Positionen insbesondere bei einer auf 
Innovationen ausgelegten Firmenstrategie besonders 
wertvoll.'*" 

Auch die Erfahrungen und Kenntnisse älterer Arbeits- 
kräfte stellen ein großes Potenzial dar, das durch eine 
längere Einbindung ins Erwerbsleben besser ausge- 
schöpft werden könnte. Empirische Studien zeigen, 
dass ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
entgegen vieler Vorurteile nicht generell weniger leis- 
tungsfähig sind als jüngere. Es lässt sich vielmehr bis 
ins hohe Alter eine große Variabilität der Leistungs- 
fähigkeit im Arbeitsleben sowie eine hohe Lernfä- 
higkeit und Weiterbildungsbereitschaft feststellen. '*" 
Zudem ist die Produktivität im Unternehmen keine 
Einzelleistung, sondern sie ergibt sich immer aus dem 
Zusammenspiel von Arbeitskräften mit unterschied- 
lichen Fähigkeiten und Erfahrungen. Altersheteroge- 
ne Belegschaften können in diesem Zusammenhang 
sogar innovationsfördernd wirken, wobei auf eine 
geeignete Zusammenstellung von älteren und jünge- 
ren Arbeitskräften zu achten ist.'*" Vor diesem Hinter- 
grund ist anzustreben, ältere Arbeitskräfte länger im 
Erwerbsleben zu halten. Derzeit werden unterschied- 
liche Reformvorschläge des Rentensystems disku- 
tiert.'** Eine weitere Entkopplung der Lebenserwar- 
tung und des Renteneintrittsalters ist zu vermeiden, 
da nur dadurch das absehbare Fachkräfteproblem ent- 
schärft und die Finanzierung des gesetzlichen Ren- 
tensystems gesichert werden kann. 

Nach Einschätzung der Expertenkommission ist 
zudem eine gezielte Einwanderungs- und Einglie- 
derungspolitik erforderlich, um die dann noch ver- 
bleibende Fachkräftelücke nachhaltig zu schließen. 
In den vergangenen Jahren sind dazu auf nationaler 
und europäischer Ebene zahlreiche Verbesserungen 
der Zuwanderungsregelungen für gut qualifizierte 
ausländische Arbeitskräfte, Unternehmerinnen und 
Unternehmer sowie ausländische Absolventinnen 
und Absolventen deutscher Hochschulen beschlos- 
sen worden.'*" Eine Verstärkung nationaler Diversität 
durch Migration kann außerdem zu mehr Innovatio- 
nen beitragen.'™ 

Flexibilität und Durchlässigkeit des 
Bildungssystems 

In Anbetracht des demografischen Wandels und knap- 
per werdender Fachkräfte leistet eine Erhöhung der 
Flexibilität im Bildungssystem und der längerfris- 
tigen Mobilität von Arbeitskräften einen wichtigen 
Beitrag zur Lösung der Fachkräfteproblematik. 
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Im Bildungssystem stehen dafür im Wesentlichen 
zwei Ansätze zur Verfügung. Erstens können vor- 
handene Bildungsgänge flexibler einsetzbare Absol- 
ventinnen und Absolventen hervorbringen. Zweitens 
kann durch die Weiterentwicklung des Bildungssys- 
tems eine möglichst hohe vertikale und horizontale 
Durchlässigkeit gewährleistet werden.'^’ Wichtig sind 
dabei klar differenzierte Profile der beiden Pfeiler 
des deutschen Bildungssystems - Berufsausbildung 
und Hochschulen - sowie eine gute Durchlässigkeit 
zwischen diesen beiden Pfeilern.'“ In diesem Zusam- 
menhang ist auch das lebenslange Lernen wichtig. 
Eine langfristige Flexibilität wird erleichtert, wenn es 
gute Rahmenbedingungen für individuelle Bildungs- 
pfade („kein Abschluss ohne Anschluss“)'“ gibt und 
wenn im Berufsleben erworbene Kompetenzen bei 
beruflichen Veränderungen anerkannt und vergleichs- 
weise unaufwendig in neue Qualifikationen überführt 
werden können. Besonders wichtige Adressaten für 
Weiterbildungsmaßnahmen sind bisher unterreprä- 
sentierte Arbeitnehmergruppen - Frauen, Migrantin- 
nen und Migranten sowie ältere Arbeitskräfte.'“ Hier- 
bei können digitale Lemformen wie beispielsweise 
MOOCs das lebenslange Lernen unterstützen, da 
sie auch im Arbeitsleben stehende oder zeitlich stark 
eingebundene Zielgruppen sowie weitere Teile der 
Bevölkerung erreichen können, die bisher keinen Zu- 
gang zu weiterführender Bildung gefunden haben.'“ 

Entwicklungen im Bildungssystem können zusätzlich 
durch entsprechende Veränderungen von Anreizen 
am Arbeitsmarkt unterstützt werden. Um die Stärken 
des deutschen Bildungssystems mit seinen zwei Pfei- 
lern zu stärken, können Arbeitgeberinnen und Arbeit- 
geber einen wichtigen Beitrag leisten, indem sie in 
die Erhaltung und Weiterentwicklung der Attraktivi- 
tät der Berufsausbildung investieren. Hier helfen ins- 
besondere klare Karriereperspektiven für talentierte 
und ambitionierte Absolventinnen und Absolventen 
der beruflichen Ausbildung, das Aufzeigen individu- 
eller Entwicklungsmöglichkeiten und eine erkennba- 
re gute Durchlässigkeit.'“ 
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B3-2 Staatliche Finanzierung von 
Innovationsaktivitäten in 
Unternehmen 


Struktur der F&l-Förderung durch den Bund 

Die öffentliche Hand finanziert FuE in Unternehmen 
vor allem durch die Förderung konkreter FuE-Projek- 
te auf Basis von Antrags- und Bewilligungsverfahren 
sowie über FuE-Aufträge staatlicher Stellen an Unter- 
nehmen.'^* Anders als in den meisten anderen OECD- 
Ländern gibt es in Deutschland keine steuerliche 
FuE-Förderung (vgl. Kapitel B 7). In Deutschland 
wurden zuletzt 3,4 Prozent aller FuE-Ausgaben in 
Unternehmen durch den Staat finanziert; im Vergleich 
mit wichtigen europäischen Wettbewerbsländem ist 
dieser Wert niedrig.'™ 

Die Förderung ziviler Projekte im Rahmen von the- 
matischen Programmen und Fördermaßnahmen so- 
wie die Vergabe ziviler FuE-Aufträge haben in den 
vergangenen Jahren an Bedeutung gewonnen (vgl. 
Infografik B 3).""’ Ihr Anteil an der gesamten Finan- 
zierung von FuE in Unternehmen durch den Bund 
ist im Zeitraum 2005 bis 2014 von 50,5 auf 60,8 
Prozent gestiegen. Ebenfalls angewachsen ist der 
Anteil der technologieoffenen Förderung an der ge- 
samten FuE-Finanzierung von Unternehmen durch 
den Bund - von 11,4 Prozent im Jahr 2005 auf 21,8 
Prozent im Jahr 2014."" Bedeutende Instrumente 
der technologieoffenen Förderung sind das Zentrale 
Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) und seine 
Vorgängerprogramme sowie die Industrielle Gemein- 
schaftsforschung (IGF). Stark rückläufig entwickelte 
sich im selben Zeitraum die Vergabe von FuE -Aufträ- 
gen durch das BMVg. Der Anteil des BMVg an der 
gesamten FuE-Finanzierung von Unternehmen durch 
den Bund sank von 38,1 Prozent auf 1 7,4 Prozent. 

Die thematische Ausrichtung der Förderung durch 
den Bund hat sich im Zeitverlauf ebenfalls verän- 
dert. Tabelle B 3-2-1 zeigt für den Zeitraum 2009 bis 
2015 die Entwicklung der thematischen Ausrichtung 
der vom BMBF an die Wirtschaft (inklusive sonstige 
Einrichtungen) ausbezahlten Fördermittel für hierfür 
relevante Förderbereiche.'“ In der Auswertung ent- 


halten sind Fördermittel für Bildung, Wissenschaft 
sowie FuE. Die in der Tabelle ausgewiesenen Förder- 
mittel des BMBF stiegen im Zeitraum 2009 bis 2015 
um 8,4 Prozent - von 546 auf 592 Millionen Euro. 
Im selben Zeitraum stiegen die Fördermittel für den 
Bereich Wissenschaft um 32,3 Prozent. Im Förderbe- 
reich der Informations- und Kommunikationstechno- 
logien (IKT) nahm der Umfang der Fördermittel des 
BMBF deutlich ab. Diese Entwicklung ist aus Sicht 
der Expertenkommission bedenklich, da dieser Be- 
reich für die Bewältigung des digitalen Wandels eine 
große Relevanz hat (vgl. Kapitel B 5-1). 

Tabelle B 3-2-2 enthält für den Zeitraum 2010 bis 
2016 Informationen zur Entwicklung der bewillig- 
ten Fördermittel im Zentralen Innovationsprogramm 
Mittelstand (ZIM) des BMWi nach Technologie- 
feldern. Die ZIM-Förderung ist nicht auf konkrete 
Forschungsfelder ausgerichtet, sondern erfolgt tech- 
nologieoffen. Sie spiegelt die von den Unternehmen 
beantragten bzw. die daraus getroffene Auswahl der 
geförderten Projekte wider. Der Expertenkommissi- 
on liegen keine Angaben darüber vor, ob die Bewil- 
ligungsquoten in den jeweiligen Forschungsfeldem 
unterschiedlich hoch sind. Die Verteilung der im ZIM 
bewilligten Fördermittel auf die verschiedenen Tech- 
nologiefelder war im Zeitverlauf erstaunlich stabil. 
Knapp ein Viertel (24,3 Prozent) der seit dem Pro- 
grammstart bewilligten Fördermittel entfiel auf Pro- 
jekte im Bereich der Produktionstechnologien."’* Auf 
luK-Technologien entfielen nur 10,6 Prozent der För- 
dermittel. Angesichts der Herausforderungen durch 
die Digitalisierung wäre hier ein deutlicher Zuwachs 
bei der Nachfrage beziehungsweise Gewährung der 
Fördermittel wünschenswert. 
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Tab B 3-2-1 


Anteile der Förderbereiche an den an die Wirtschaft^’ ausbezahlten Fördermitteln 
des BMBF 2009 bis 2015 in Prczent 


Förderbereich^’ 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

Veränderung 

2009-2015 

in% 

A Gesundheitsforschung und 
Gesundheitswirtschaft 

4,9 

5,1 

5,0 

4,8 

3,3 

3,8 

2,9 

-35,8 

B Bioökonomie 

5,9 

5,2 

4,2 

5,1 

5,1 

4,4 

4,5 

-17,7 

C Zivile Sicherheitsforschung 

2,6 

3,1 

3,3 

3,2 

2,5 

2,4 

2,1 

-15,1 

E Energieforschung und 
Energietechnologien 

1,2 

0,7 

0,7 

0,8 

0,9 

1,9 

1,3 

22,3 

F Klima, Umwelt, 

Nachhaltigkeit 

7,6 

7,2 

7,2 

7,6 

8,6 

6,7 

10,5 

50,3 

G Informations- und 
Kommunikationstechnologien 

26,7 

22,5 

17,8 

14,5 

13,4 

14,4 

13,1 

-47,0 

J Forschung und Entwicklung 
zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen und im 
Dienstleistungssektor 

2,5 

2,6 

2,4 

1,7 

0,9 

1,3 

1,2 

-47,5 

K Nanotechnologien und 
Werkstofftechnologien 

7,8 

7,4 

6,9 

5,9 

4,7 

4,6 

3,8 

-47,7 

L Optische Technologien 

9,0 

8,9 

8,1 

8,5 

8,5 

6,9 

8,5 

1,8 

M Produktionstechnologien 

6,9 

6,8 

5,8 

4,5 

4,0 

4,7 

4,1 

-35,6 

0 Innovationen in der Bildung 

12,5 

14,3 

20,0 

22,6 

27,2 

30,2 

28,1 

143,3 

P Geisteswissenschaften, 
Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 

1,1 

1,0 

0,8 

1,0 

0,9 

0,9 

1,1 

1,9 

R Innovationsrelevante 
Rahmenbedingungen 
und übrige Querschnitts- 
aktivitäten 

11,3 

15,2 

17,9 

19,7 

20,1 

17,9 

19,0 

82,2 

Gesamt in % 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Gesamt in Millionen Euro 

546 

593 

625 

618 

638 

566 

592 

8,4 


1) In der Profi-Datenbank werden die Empfängergruppen Hochschulen, staatliche Forschungseinrichtungen, Wirtschaft und Sonstiges 
unterschieden. Die hier dargestellte Empfängergruppe Wirtschaft umfasst auch Sonstiges. 

2) Förderbereiche gemäß der Leistungsplansystematik des Bundes ohne Förderbereiche N (Raumordnung und Stadtentwicklung, 
Bauforschung), T (Förderorganisationen, Umstrukturierung der Forschung im Beitrittsgebiet, Hochschulbau und überwiegend hochschul- 
bezogene Sonderprogramme), U (Großgeräte der Grundlagenforschung), Y (nicht FuE-relevante Bildungsausgaben) und Z (Ministerium 
inkl. Versorgung). 

Quelle: Profi-Datenbank des Bundes, Auswertung des BMBF, Berechnungen des ZEW in Rammer und Schmitz (2017) 
und eigene Berechnungen. 


Organisation der Fördermaßnahmen von 
Bund und Ländern 

Bund und Länder bieten eine Vielzahl von Maßnah- 
men an, mit denen Forschungs- und Innovationspro- 
jekte von Unternehmen durch die Gewährung von 
Zuschüssen und zinsgünstigen Krediten für FuE- und 


Innovationsvorhaben sowie durch die Bereitstellung 
von Wagniskapital für innovative Unternehmens- 
gründungen unterstützt werden. Die aktuelle Förder- 
struktur ist komplex und wird oft als unübersichtlich 
bewertet."’'* Gerade im Bereich der thematischen 
Förderung gibt es eine große Zahl von Programmen, 
Maßnahmen und Initiativen, die von zahlreichen 
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Tab B 3-2-2 

Anteil der Technologiefelder an den bewilligten Fördermitteln im ZIM in Prozent 



2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Durchschnitt 

2010-2016 

Optische Technologien 

2,5 

3,1 

2,7 

2,7 

2,2 

2,7 

3.2 

2.7 

Werkstofftechnologien 

11,9 

9,4 

11,0 

9,2 

12,0 

10,2 

10,4 

10,7 

Umwelttechnologien 

4,8 

4,0 

4,4 

5,0 

3,8 

4.7 

4.5 

4.5 

Textilforschung 

2,9 

3,1 

3,2 

2,8 

3,2 

2.8 

2.6 

2.9 

Produktionstechnologien 

23,4 

24,5 

24,1 

23,8 

23,4 

25,2 

26,2 

24,3 

luK-Technologien 

10,5 

10,8 

10,2 

11,3 

11,2 

10,3 

10,2 

10,6 

Gesundheitsforschung und 
Medizintechnik 

6,3 

7,6 

8,0 

8,4 

8,0 

8.7 

8.1 

7.8 

Fahrzeug- und 
Verkehrstechnologien 

4,9 

4,4 

2,8 

3,4 

2,1 

2.4 

2.1 

3,3 

Energietechnologien 

5,0 

4,6 

5,5 

5,7 

4,5 

4.6 

4.4 

4.9 

Elektrotechnik, 

Messtechnik, Sensorik 

12,4 

10,3 

12,6 

11,5 

11,7 

13,1 

12,7 

12,1 

Biotechnologien 

5,5 

6,0 

4,4 

5,0 

4,8 

5.4 

3,9 

5,0 

Bautechnologien 

4.2 

6,6 

5,0 

5,9 

6,6 

5,5 

5,8 

5,6 

Sonstige 

5,8 

5,5 

6,1 

5,2 

6,5 

4.5 

5,9 

5,6 

Gesamt in Prozent 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Gesamt in Millionen Euro 

769 

535 

562 

557 

564 

630 

440 



Für die Jahre 2009 bis 2011 wurde ZIM im Rahmen des Konjunkturpakets II aufgestockt. 
Quelle: Information des BMWi, eigene Berechnungen. 


Bundes- und Landesministerien verantwortet werden 
und zu denen es keinen einheitlichen, klar struktu- 
rierten Außenauftritt gibt. Hier drohen sowohl eine 
Fragmentierung der Fördermaßnahmen als auch eine 
Erhöhung des Aufwands, den innovative Unterneh- 
men betreiben müssen, um sich über Fördennöglich- 
keiten zu informieren. Die Expertenkommission regt 
an, in der nächsten Legislaturperiode Überlappungen 
von Förderprogrammen des Bundes innerhalb der 
Nachfolgeorganisation der Forschungsunion bzw. des 
Hightech-Forums prioritär zu analysieren und nach 
Möglichkeit zu reduzieren. 

Auch die Organisation der FuE- und Innovations- 
förderung in Deutschland trägt zum Bild einer kom- 
plexen Förderlandschaft bei."’^ In der Regel werden 


die Maßnahmen von sogenannten Projektträgern 
administriert. Die zuständigen Ministerien betrauen 
die Projektträger mit der Programmumsetzung auf 
Basis der jeweiligen Förderrichtlinie. Dabei werden 
teilweise einzelne Programme von mehreren Projekt- 
trägem verwaltet und einzelne Projektträger betreuen 
unterschiedliche Programme bzw. Programmteile. 
Der Expertenkommission liegen keine Informationen 
dazu vor, wie sich die Servicequalität der Projektträ- 
ger im Vergleich zur Servicequalität der in anderen 
Ländern für die F&I-Förderung zuständigen Institu- 
tionen darstellt. Die Expertenkommission konstatiert 
hier Nachholbedarf- auch für die mit der Durchfüh- 
rung betrauten Projektträger sind Vergleiche wichtig, 
um die eigene Servicequalität laufend prüfen und ggf 
verbessern zu können. 
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Eine einheitliche Datenbasis, die eine differenzierte 
Betrachtung der gesamten Förderung durch den Bund 
- aufgeteilt nach Förderbereichen und zugleich nach 
Empfangergruppen - erlaubt, ist nicht verfügbar. Das 
BMBF arbeitet mit der Profi-Datenbank des Bundes. 
Auch verschiedene andere Bundesministerien nutzen 
die Profi-Datenbank - jedoch nur bei ausgewählten 
Titeln. Die ZIM-Förderung des BMWi wird in dieser 
Datenbank noch nicht erfasst. Die Profi-Datenbank 
ist derzeit primär ein Instrument zur Bewirtschaftung 
der Vorhaben; Auswertungen zur Entwicklung der 
F&I-Politik und der Zugang für extern Forschende 
sind bisher nur eingeschränkt möglich. Um dem in 
der aktuellen Hightech-Strategie verankerten Ziel der 
Transparenz besser Rechnung tragen zu können, soll- 
te die Datenbank weiterentwickelt werden. Die Ex- 
pertenkommission sieht es als notwendig an, dass die 
Bundesregierung eine leistungsfähige Datenbank im- 
plementiert, mit der Daten über Ausmaß, thematische 
Ausrichtung sowie Empfängerinnen und Empfänger 
sämtlicher F&I-Fördermaßnahmen aller Bundesres- 
sorts vollständig erfasst werden. 
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B3-3 Der Beitrag von KMU zu 
Forschung und Innovation 
in Deutschland 


Innovationsaktivitäten von KMU 

In allen industrialisierten Ländern arbeitet der Groß- 
teil der Beschäftigten in Unternehmen mit weniger als 
250 Beschäftigten - sogenannten kleinen und mittle- 
ren Unternehmen (KMU). ln Deutschland sind dies 
rund 61 Prozent der in Unternehmen Beschäftigten.”’’' 
Deutsche KMU werden häufig ohne weitere Diffe- 
renzierung als sehr innovativ betrachtet. Tatsächlich 
sind sie jedoch hinsichtlich ihrer Innovationsaktivi- 
täten heterogen. Nur 42,6 Prozent der KMU wiesen 
im Zeitraum 2013 bis 2015 Innovationsaktivitäten - 
d.h. Aktivitäten zur Entwicklung und Einführung von 
Produkt- oder Prozessinnovationen - auf 


Der internationale Vergleich fällt je nach betrach- 
tetem Indikator unterschiedlich aus:”’* Bei der Häu- 
figkeit der Produkt- oder Prozessinnovationen sind 
deutsche KMU im Vergleich mit wichtigen europäi- 
schen Wettbewerbsländem führend.”’’ Bezüglich der 
Patentintensität und des Umsatzanteils mit neuen Pro- 
dukten kommen die deutschen KMU hingegen nicht 
über einen Platz im Mittelfeld hinaus.'™ 

In den letzten zehn Jahren gab eine rückläufige Ent- 
wicklung der Innovationsintensität der KMU - d.h. 
der Innovationsausgaben in Relation zum gesamten 
Umsatz - Anlass zur Sorge, zumal Deutschland bei 
dieser Quote im Vergleich zu wichtigen europäischen 


Abb B 3-3-1 

Anteil der innovationsaktiven KMU (5 bis 249 Besohäftigte) 

mit Mangel an internen Finanzierungsquellen und Mangel an geeignetem Faohpersonal 
in Deutsohland 2004 bis 2014 in Prozent 



Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW in Rammer et al. (2016). 
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Vergleichsländem keine Spitzenposition einnimmt.‘^‘ 
Die Innovationsintensität der KMU sank von 1,7 Pro- 
zent im Jahr 2006 auf 1,3 Prozent im Jahr 2014. Er- 
freulich ist der Anstieg auf 1,5 Prozent im Jahr 2015. 
Daraus kann jedoch zum aktuellen Zeitpunkt noch 
nicht auf eine nachhaltige Trendumkehr geschlossen 
werden. Die FuE-Intensität, also die FuE- Ausgaben 
in Relation zum gesamten Umsatz, ist im gleichen 
Zeitraum mit 0,6 Prozent konstant geblieben. Das 
heißt, die Veränderungen der Innovationsintensität 
gehen auf eine Veränderung der Innovationsausga- 
ben zurück, die nicht den FuE-Ausgaben zugerechnet 
werden (vgl. Box 3-3-2 und Infografik B 3). 

Verschiedene Faktoren beeinflussen die Höhe der 
ausgewiesenen Innovations- und FuE-Ausgaben von 
KMU: 

- Die Gruppe der KMU verändert sich durch das 
Über- und Unterschreiten von Schwellenwerten 
sowie das Gründen und Schließen von Unterneh- 
men. Im betrachteten Zeitraum kam es dadurch 
insgesamt zu einem Rückgang sowohl der Inno- 
vations- als auch der FuE-Ausgaben der KMU. 
Für den negativen Saldo ist der Übergang von 
innovations- und FuE-aktiven KMU zur Gruppe 
der Großunternehmen maßgeblich. Es stellt sich 
die Frage, warum dies nicht durch die Innova- 
tions- bzw. FuE-Ausgaben junger Unternehmen 
ausgeglichen wird. Hierfür gibt es zwei Grün- 
de: Zum einen sind die Innovationsausgaben je 
jungem KMU bei stabilen FuE-Ausgaben deut- 
lich gesunken. Zum anderen ist vor dem Hinter- 
grund einer rückläufigen Gründungstätigkeit in 
Deutschland die Zahl der jungen Unternehmen 
insgesamt zurückgegangen. 

- Die Innovationsausgaben der KMU mit konti- 
nuierlicher FuE und der KMU ohne interne FuE 
haben sich nach einem Rückgang im Krisenjahr 
2009 wieder erholt. Die Anzahl von gelegentlich 
FuE betreibenden Unternehmen ist aber wei- 
ter rückläufig. Im Saldo ist es deshalb zu einem 
Rückgang der Innovationsausgaben der KMU 
gekommen. 

Innovationshemmnisse für KMU 

Wenn Innovationshemmnisse auftreten, können In- 
novationsaktivitäten von Unternehmen verzögert, ab- 
gebrochen oder verhindert werden. Drei Viertel der 
innovationsaktiven KMU in Deutschland gaben an, 
dass ihre Innovationsaktivitäten im Zeitraum 2012 
bis 2014 durch ein oder mehrere Hemmnisse behin- 


FuE-Ausgaben versus Innovationsausgaben 


Das Frascati-Handbuch'“ der OECD definiert 
FuE-Ausgaben ats Ausgaben für systematische 
schöpferische Arbeit zur Erweiterung des Kennt- 
nisstandes - auch mit dem Ziet, neue Anwendun- 
gen zu hnden. Die Definition von Innovationsaus- 
gaben im Osto-Handbuch'“ der OECD ist breiter 
gefasst: Sie umfassen neben EuE-Ausgaben auch 
Ausgaben für den Erwerb von Maschinen, An- 
lagen, Software und externem Wissen (z.B. Pa- 
tente oder Lizenzen), Ausgaben für Konstruktion, 
Design, Produktgestattung, Konzeption, Schutung 
und Weiterbildung, Markteinführung und andere 
Vorbereitungen für die Produktion und den Ver- 
trieb von Innovationen.'™ 


dert wurden. Die am weitesten verbreiteten Innova- 
tionshemmnisse waren in diesem Zeitraum zu hohe 
Innovationskosten und ein zu hohes wirtschaftliches 
Risiko (jeweils 40 Prozent). Danach folgten der Man- 
gel an geeignetem Fachpersonal (33 Prozent) und der 
Mangel an internen Finanzierungsquellen (30 Pro- 
zent). 

Wenn es um den Abbau von Innovationshemmnissen 
für KMU geht, kann die Bildungs-, Forschungs- und 
Innovationspolitik vor allem unmittelbar an den Be- 
reichen Fachkräfte und Innovationsfinanzierung an- 
setzen.'™ 

- Während der Mangel an geeignetem Fachper- 
sonal im Zeitraum 2004 bis 2006 lediglich für 
1 6 Prozent der innovationsaktiven KMU ein In- 
novationshemmnis darstellte, betrug der Anteil 
im Zeitraum 2008 bis 2010 bereits 23 Prozent 
und im Zeitraum 2012 bis 2014 sogar 33 Prozent 
(vgl. Abbildung B 3-3-1). 

- Im Zeitraum 2004 bis 2006 behinderte der Man- 
gel an internen Finanzierungsquellen die Inno- 
vationsaktivitäten von 21 Prozent der innovati- 
onsaktiven KMU. Der Anteil war während der 
Finanz- und Wirtschaftskrise (Zeitraum 2008 bis 
2010) auf 33 Prozent angestiegen. Danach ging 
er wieder zurück, lag im Zeitraum 2012 bis 2014 
jedoch mit 30 Prozent noch immer deutlich über 
dem Vorkrisenniveau (vgl. Abbildung B 3-3-1). 


Box B 3-3-2 
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B3-4 Internationalisierung von FuE 


Determinanten der Internationalisierung von FuE 

Forschung und Entwicklung (FuE) sind - ebenso wie 
Produktion und Absatz - immer stärker in globale 
Wertschöpfungsketten eingebunden. Länderüber- 
greifende FuE- Aktivitäten erleichtern den Zugang zu 
Wissen und zu Absatzmärkten an anderen Standor- 
ten.”* Wichtige Determinanten der FuE-Standortwahl 
umfassen lokale öffentliche Güter, die Verfügbarkeit 
von Zugangsinfrastruktur wie beispielsweise Flug- 
häfen, eine leistungsstarke digitale Infrastruktur oder 
die Qualität der ansässigen Universitätsforschung.”’ 
Weitere Faktoren, die einen Standort für die FuE- Ak- 
tivitäten von multinationalen Unternehmen (MNU) 
attraktiv machen, sind eine forschungsfreundliche 


staatliche Regulierung der Produkt- und Arbeits- 
märkte, umfassender Schutz von Eigentumsrechten, 
eine geringe Unternehmenssteuerbelastung oder die 
öffentliche Förderung internationaler FuE-Koopera- 
tionen unter Beteiligung heimischer Unternehmen.'®’ 

Staatliche Interventionen können aber auch den inter- 
nationalen FuE-Standortwettbewerb verzerren. So 
sind mehrere BRIC-Staaten in den letzten Jahren dazu 
übergegangen, lokale FuE-Engagements von MNU 
als Bedingung für den Marktzugang zu fordern.'*’ Die 
Expertenkommission sieht auch sogenannte Patent- 
boxen als verzerrendes Element im internationalen 
Standortwettbewerb an.'*’ 


Abb B 3-4-1 

Transnationale Patente für ausgewählte Länder 2005 bis 2013 


Anzahl aller Anmeldungen transnationaler Patente 
mit mindestens einem inländischen Erfinder 


Anzahl 


Anteil der Anmeldungen transnationaler Patente mit 
mindestens einem inländischen und mindestens 
einem ausländischen Erfinder an allen Anmeldungen 
transnationaler Patente mit mindestens einem 
inländischen Erfinder, in Prozent 



USA Japan Deutschland China Südkorea 

Frankreich Großbritannien Schweiz Schweden 


Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten des Fraunhofer ISI. 
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Abb B 3-4-2 

FuE-Ausgaben inner- und außerhalb Deutschlands differenziert nach 
Kcnzernsitz der Unternehmen 2005 bis 2013 


Index 
150 
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70 

Jahr 2005 2007 2009 2011 2013 

Unternehmen mit Konzernsitz in Deutschland, gesamte FuE-Ausgaben im Ausland* * 

Unternehmen mit Konzernsitz in Deutschland, gesamte FuE-Ausgaben im Inland 
Unternehmen mit Konzernsitz im Ausland, gesamte FuE-Ausgaben in Deutschland 


Index 2005 = 100 

* Für die etwa 100 forschungsstärksten deutschen Unternehmensgruppen gemäß European R&D Scoreboard. 
Anmerkung: Der Einbruch der FuE-Ausgaben im Ausland von Unternehmen mit Konzernsitz in Deutschland 
zwischen 2005 und 2007 kann auf die Trennung von Daimler und Chrysler zurückgeführt werden. 

Daten für 2015 sind zum Redaktionsschluss noch nicht verfügbar. 

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung basierend auf Daten der SV Wissenschaftsstatistik. 



Zu Beginn der 2000er Jahre gab es einen deutlichen 
Zuwachs an internationalen FuE-Ausgaben im asia- 
tischen Raum, insbesondere in den Ballungszentren 
Beijing, Bangalore, Shanghai und Singapur.'*“* Diese 
Entwicklung hat sich inzwischen jedoch merklich 
verlangsamt und zuletzt gewannen etablierte Stand- 
orte wie die USA, Großbritannien und auch Deutsch- 
land wieder an Attraktivität für FuE-Investitionen der 
MNU.'** Diese Stärkung der „klassischen“ globalen 
Forschungsstandorte lässt sich auch darauf zurück- 
fuhren, dass Indien und China nicht mehr nur als Ziel- 
länder, sondern vermehrt auch als Herkunftsländer 
für internationale FuE auftreten.'** 


Trends der Internationalisierung von 
FuE weltweit 

Als ein Indikator für die Globalisierung der Wis- 
sensentstehung wird die Zusammenarbeit inländi- 
scher Erfinderinnen und Erfinder mit denen anderer 
Länder herangezogen.'*’ Die Häufigkeit derartiger in- 
ternationaler Ko-Erfinderschaften bezogen auf trans- 
nationale Patentanmeldungen mit mindestens einem 


Inlandserfinder wird in Abbildung B 3-4-1 (rechte 
Seite) betrachtet.'** Die Zahl transnationaler Patent- 
anmeldungen mit mindestens einem Inlandserfinder 
ist für Deutschland zwischen 2005 und 2013 nahezu 
konstant geblieben (linke Seite der Abbildung). Be- 
trachtet man die anderen Länder, so ist vor allem die 
Verfünffachung der Anmeldezahlen Chinas bemer- 
kenswert. Gleichzeitig fällt dort der Anteil der trans- 
nationalen Patentanmeldungen mit mindestens einem 
inländischen und mindestens einem ausländischen 
Erfinder an der Gesamtzahl aller transnationalen Pa- 
tentanmeldungen mit mindestens einem inländischen 
Erfinder im Betrachtungszeitraum stark. Diese Ent- 
wicklung lässt sich durch die Stärkung der dortigen 
nationalen Innovationsfähigkeit verbunden mit der 
Verfügbarkeit von qualifiziertem Humankapital er- 
klären. 
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Abb B 3-4-3 

Dynamik der gesamten weltweiten FuE-Ausgaben der 100 forschungsstärksten 
deutschen Unternehmensgruppen* für ausgewählte Branchen 2005 bis 2015 



Informations- und 

Mrd. € Maschinenbau Mrd. € Elektrotechnik Mrd. € Kommunikationstechnologie 



Jahr 05 07 09 11 13 15 Jahr 05 07 09 11 13 15 Jahr 05 07 09 1 1 13 15 


FuE-Ausgaben in Deutschland FuE-Ausgaben im Ausland 


* Die Identifikation erfolgt gemäß dem jeweiligen European R&D Scoreboard, wobei die genaue Anzahl der Unternehmensgruppen 
zwischen den Betrachtungszeitpunkten leicht schwankt. 

Angaben in Milliarden Euro, gestapelte Flächen. Werte für 2015 sind vorläufig. 

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten der SV Wissenschaftsstatistik. 


Trends der Internationalisierung von 
FuE in Deutsohland: FuE-Ausgaben 

Aus der Perspektive Deutschlands ergibt sich fol- 
gendes Bild der Internationalisierung von FuE nach 
innen und nach außen (vgl. Abbildung B 3-4-2): 
Zwischen 2005 und 2013 war das FuE-Engagement 
ausländischer Unternehmen in Deutschland wenig 
dynamisch; zwischen 2011 und 2013 ist sogar ein 
leichter Rückgang zu verzeichnen. Hier bleibt zu be- 
obachten, ob sich diese negative Entwicklung auch in 


den kommenden Jahren fortsetzt.'®’ Dagegen haben 
Unternehmen mit Sitz in Deutschland sowohl ihre 
FuE-Ausgaben im Inland als auch im Ausland im Be- 
trachtungszeitraum systematisch ausgebaut. Die FuE- 
Ausgaben im Ausland von Unternehmen mit Kon- 
zemsitz in Deutschland sind seit dem Jahr 2007 sogar 
überproportional stark angestiegen. Der Einbruch 
zwischen 2005 und 2007 kann auf die Trennung von 
Daimler und Chrysler zurückgeführt werden.'* 
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Trends der Internationalisierung von 
FuE in Deutschland: Branchen 

Die von heimischen Unternehmen im Ausland be- 
triebenen FuE-Aktivitäten werden maßgeblich durch 
MNU im verarbeitenden Gewerbe bestimmt (vgl. Ab- 
bildung B 3-4-3). Betrachtet man die ca. 100 for- 
schungsstärksten deutschen Untemehmensgruppen'^^ 
für das Jahr 2015, so fällt auf, dass in der Pharmazie 
58,1 Prozent der FuE-Ausgaben ins Ausland flössen 
(52,1 Prozent im Jahr 2013). Im Fahrzeugbau lag der 
Auslandsanteil 2015 hingegen nur bei 24,6 Prozent 
(23,3 Prozent im Jahr 2013).'” 

Auch die in Deutschland investierten internen'” FuE- 
Ausgaben ausländischer Unternehmen von insgesamt 
1 1,9 Milliarden Euro im Jahr 2013 flössen besonders 
in diejenigen Branchen, die zu den Stärken des deut- 
schen Innovationssystems zählen: So entfielen 33,9 
Prozent allein auf den Fahrzeugbau, auf die Phanna- 
zie hingegen nur 10,0 Prozent.'’^ 

Starke Konzentration in- und ausländischer 
FuE im Fahrzeugbau 

Es zeigt sich, dass in der vergangenen Dekade die 
FuE-Ausgaben deutscher Unternehmen sowohl im 
Inland als auch im Ausland in nahezu allen Branchen 
zugenommen haben. Die starke Zunahme der priva- 
ten FuE-Ausgaben deutscher Unternehmen im Laufe 
der letzten zehn Jahre ist eine bemerkenswerte Ent- 
wicklung. 

Gleichzeitig gibt Anlass zur Sorge, dass die FuE- Ak- 
tivitäten stark auf wenige Kembranchen konzentriert 
sind. Allein der Fahrzeugbau stellt im Jahr 2015 mehr 
als ein Drittel der internen FuE-Ausgaben in Deutsch- 
land.'” Die FuE-Aktivitäten ausländischer Unterneh- 
men in Deutschland verstärken diese Konzentration. 
Dies spiegelt sich zudem in der internationalen Mobi- 
lität von Fachkräften und patentaktiven Erfinderinnen 
und Erfindern wider. 
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B4 Entrepreneurship 



seit 1998: EXIST-Existenzgründungen aus der Wissenschaft fördert Gründungen und Gründungsklima an Hochschulen und AUF 
seit 2004; KfW als Ankerinvestor für Wagniskapitalfonds 
seit 2004: ERP/EIF-Dachfonds 


Pi 2008 

: Unternehmenssteuerreform 

^ 2008 

Gesetz zur Modernisierung der Rahmen- 
bedingungen für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) 


GO-Bio; Förderprogramm für gründungsbereite Forscherteams in den Lebenswissenschaften 
High-Tech Gründerfonds (HTGF I) 



I 
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Deutsche Börse kündigt Einführung 
eines neuen Börsensegments für 
junge Wachstumsunternehmen und 
KMU an 


2016 

Bundestag beschließt Gesetz zur 
Weiterentwicklung der steuerlichen 
Verlustverrechnung bei Körper- 
schaften 



Ouellenverzeichnis Infografiken siehe Kapitel D2. 
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B4-1 Gründungen 


Bedeutung von Gründungen 

Unternehmensgründungen leisten wichtige Beiträge 
zur Erhöhung der Produktivität und zum Wirtschafts- 
wachstum. Die Expertenkommission hat wiederholt 
daraufhingewiesen, dass gerade in neuen Unterneh- 
men häufig innovative Produkte, Prozesse und Ge- 
schäftsmodelle entwickelt und umgesetzt werden. 
Auf diese Weise sichern Unternehmensgründungen 
durch lokale Wertschöpfung die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen in Deutschland. Als neue Wettbewerber 
zwingen sie auch etablierte Unternehmen, ihre Pro- 
dukte, Dienstleistungen und Prozesse weiterzuentwi- 
ckeln. Die Gestaltung gründungsfreundlicher Rah- 
menbedingungen muss daher ein wichtiges Ziel der 
Politik sein.”® 

Die Gründungsrate, also die Zahl der Untemehmens- 
gründungen relativ zum Gesamtbestand der Unter- 
nehmen, ist in Deutschland im internationalen Ver- 
gleich gering (vgl. Abbildung B 4-1-1). Zudem sind 
die Gründungsraten in der Wissenswirtschaft seit 
Jahren rückläufig (vgl. Infografik B 4).”’ Im selben 
Zeitraum sind die Schließungsraten in der Wissens- 
wirtschaft konstant geblieben.^“ 

Förderung innovativer Gründungen 

Zur Unterstützung von Gründungen gibt es auf Bun- 
desebene mehrere Förderprogramme: EXIST, High- 
Tech Gründerfonds, GO-Bio und ERP-Startfonds 
(vgl. S. 84f ). 

Das bereits 1998 gestartete Förderprogramm EXIST 
- Existenzgründungen aus der Wissenschaft zielt da- 
rauf ab, „das Gründungsklima an Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu ver- 
bessern. Darüber hinaus sollen die Anzahl und der 
Erfolg technologieorientierter und wissensbasierter 
Unternehmensgründungen erhöht werden“.-“' Seit 
seiner Einführung wurde EXIST um mehrere Förder- 


programme erweitert. Zuletzt wurde im Jahr 2014 die 
Förderung von Gründerteams aus Hochschulen auf- 
gestockt.®“^ 

Der High-Tech Gründerfonds (HTGF) ist ein von 
BMWi, KfW und mehreren deutschen Großunterneh- 
men als öffentlich-private Partnerschaft angelegter 
Fonds. Seit 2005 investiert der HTGF branchenoffen 
in technologieorientierte Gründungen. Im Jahr 2017 
soll der mittlerweile dritte HTGF mit einem Volumen 
von 300 Millionen Euro an den Start gehen. Die Be- 
teiligung von privaten Unternehmen am HTGF III 
soll nach Angaben des BMWi gegenüber den voran- 
gegangenen beiden Fonds deutlich ausgebaut wer- 
den."““ 

GO-Bio Gründungsoffensive Biotechnologie wurde 
2005 als Förderprogramm speziell für gründungs- 
bereite Forscherteams in den Lebenswissenschaften 
gestartet. Es berücksichtigt die für biotechnologische 
Forschungsprojekte typischen langen Entwicklungs- 
zeiträume und den hohen Finanzbedarf. Die Forscher- 
teams sollen durch umfangreiche Begleitmaßnahmen 
auf die Tätigkeiten im Gründungsuntemehmen vor- 
bereitet werden."“'* 

Die Expertenkommission bewertet die genannten 
Förderprogramme als wichtige Unterstützungsmaß- 
nahmen für junge Unternehmen. Sie sieht das EXIST- 
Förderprogramm und GO-Bio als wichtige Maß- 
nahmen zur Schaffung eines gründungsfreundlichen 
Umfelds in Hochschulen und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen. Der HTGF hat in den vergan- 
genen Jahren kontinuierlich zur Finanzierung junger 
Unternehmen im Frühphasenbereich beigetragen. 

Die Expertenkommission wiederholt aber zugleich 
ihre Kritik daran, dass das Instrument des Gründungs- 
zuschusses der Bundesagentur für Arbeit im Jahr 
2011 von einer Pflicht- in eine Ermessensleistung um- 
gewandelt wurde. Diese Umwandlung wurde von Ar- 
beitsmarktforschem kritisch kommentiert."““ Die Ex- 
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Entwicklung der Gründungsraten in ausgewählten europäischen Ländern 
2008 bis 2014 in Prozent 



Deutschland •••• Frankreich Finnland ---• Großbritannien 

■ ' Italien Niederlande Österreich Schweden 


Abb B 4-1-1 


Quelle: Business Development Statistics (Eurostat). Berechnungen des ZEW. 


pertenkommission gibt darüber hinaus zu bedenken, 
dass die Gesetzesänderung negative Auswirkungen 
auf die Gründerkultur in Deutschland haben und die 
Motivation Erwerbsloser, Eigeninitiative zu zeigen, 
verringern könnte.^"'’ Tatsächlich gingen die Eintritte 
in die Gründungszuschuss-Förderung von 134.000 im 
Jahr 2011 auf nur noch etwa 20.000 im Jahr 2012 zu- 
rück und stiegen auch in den folgenden zwei Jahren 
nur leicht auf 3 1 .000 an.^“'' 


Rahmenbedingungen und Gründungskultur 
in Deutschland 

Gründungsneigung und -Wahrscheinlichkeit werden 
von institutionellen Rahmenbedingungen beeinflusst. 
Aus Sicht von Gründungsexpertinnen und -experten 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik bietet der 
Standort Deutschland eine Reihe von Vorteilen, so 
z.B. die physische Infrastruktur, effektive öffentliche 
Förderprogramme sowie gut entwickelte Instituti- 
onen für den Schutz des geistigen Eigentums. Aber 
auch die Verfügbarkeit von fachlich versierten Bera- 
tungs- und Zulieferfirmen macht den Standort attrak- 
tiv. Darüber hinaus gelten deutsche Konsumentinnen 
und Konsumenten sowie Unternehmen als grundsätz- 
lich offen für innovative neue Produkte und Dienst- 
leistungen.^“® 


Nachteile werden in besonderem Maße in der schu- 
lischen und zum Teil in der außerschulischen Grün- 
dungsausbildung gesehen.^““ Trotz vermehrter Pro- 
gramme zur Förderung unternehmerischen Denkens 
an Schulen“'" gilt die schulische Gründungsausbildung 
als einer der größten Schwachpunkte des Gründungs- 
standortes Deutschland.“" 

Auch an vielen deutschen Hochschulen sind die Ak- 
tivitäten im Bereich der Gründungsausbildung seit 
den 1990er Jahren verstärkt worden, doch findet die 
Sensibilisierung für das Thema hauptsächlich in Stu- 
diengängen mit wirtschaftswissenschaftlichem Be- 
zug statt. In den Natur- und Ingenieurwissenschaften 
ist nach Einschätzung der Expertenkommission das 
Bewusstsein für das Thema Gründungen sowie die 
Vermittlung gründungsrelevanter Inhalte nach wie vor 
relativ gering ausgeprägt. 

Dabei wird sowohl den Hochschulen als auch den 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen ein er- 
hebliches Gründungspotenzial attestiert, dessen Er- 
schließung volkswirtschaftlich lohnenswert ist.“'“ Die 
Expertenkommission sieht zwischen den ersten bei- 
den Aufgaben der Wissenschaftseinrichtungen (Lehre 
und Forschung) und der dritten Aufgabe (Wissens- 
und Technologietransfer) keine inhärenten Widersprü- 
che. Vielmehr sind diese Aufgaben komplementär. 
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Die Bundesregierung hatte bereits im Jahr 1998 zur 
Unterstützung der dritten Aufgabe das oben erwähn- 
te Förderprogramm EXIST aufgesetzt.^’’ Ein aktu- 
eller Evaluierungsbericht des Förderprogramms at- 
testiert erhebliche Fortschritte an den untersuchten 
Hochschulen und empfiehlt die Weiterführung des 
Förderprogramms. Der Bericht merkt jedoch auch 
kritisch an, dass Strukturen und Personalausstattung 
zur Wahrnehmung der dritten Aufgabe an vielen 
Hochschulen noch erheblich verbessert werden kön- 
nen.’“' Aufgrund der EXIST-Förderung sowie anderer 
Förderaktivitäten sei allerdings ein allmählicher Be- 
wusstseinswandel an den Hochschulen eingetreten.’” 

Positiv sieht die Expertenkommission, dass inzwi- 
schen Anzeichen dafür vorliegen, dass das Scheitern 
von Gründungen gesellschaftlich zunehmend we- 
niger stigmatisiert wird. Erfahrungen, die mit einer 
fehlgeschlagenen Gründung verbunden sind, gelten 
in etlichen Unternehmen mittlerweile als wertvolles 
Know-how.”'’ 

Administrative Hemmnisse 

Die hohen administrativen Hürden für Gründungen 
sind in Deutschland wiederholt beklagt worden.’” 
Tatsächlich ist der administrative Aufwand bei Un- 
ternehmensgründungen in Deutschland höher als in 
allen anderen Industriestaaten. Beim weltweiten Ver- 
gleich der administrativen Kosten für eine Gründung 
ordnet die Weltbank Deutschland auf Platz 114 von 
190 erfassten Ländern ein.”® Im Gegensatz dazu sind 
die administrativen Kosten für das Führen eines be- 
stehenden Unternehmens vergleichsweise moderat: 
Hier liegt Deutschland im Doing Business-Ranking 
der Weltbank auf Platz 17.”'’ 

Der Eindruck hoher administrativer Kosten wird 
durch Aussagen von Gründerinnen und Gründern 
in Deutschland gestützt: Befragt nach ihren Erwar- 
tungen an die Politik, wird von den am Deutschen 
Startup-Monitor Teilnehmenden an erster Stelle der 
Abbau von bürokratischen und regulatorischen Hür- 
den genannt (20,3 Prozent). Mit deutlichem Abstand 
folgen Erwartungen hinsichtlich Steuererleichterung 
und Unterstützung bei der Kapitalbeschaffung (je- 
weils 13,5 Prozent).”“ 

Um Unternehmen und Gründenden einen verein- 
fachten Zugang zu Verwaltungsinformationen und 
-verfahren zu bieten und damit Bürokratie abzubau- 
en, sind die EU-Mitgliedsstaaten seit 2009 verpflich- 
tet, einen sogenannten Point of Single Contact bzw. 


Einheitlichen Ansprechpartner einzurichten.’” Über 
diesen Einheitlichen Ansprechpartner sollen Unter- 
nehmen alle notwendigen Verfahren und Formalitäten 
abwickeln können. Im innereuropäischen Vergleich 
belegt Deutschland allerdings bei der Umsetzung des 
Einheitlichen Ansprechpartners den letzten Platz.’” 
Im Dezember 2015 wurde daher von der Wirtschafts- 
ministerkonferenz die strategische Neuausrichtung 
des Einheitlichen Ansprechpartners auf der Basis ge- 
meinsamer Gestaltungsgrundsätze beschlossen.’” Bis 
zum Ende des Jahres 2017 soll das Projekt Einheitli- 
cher Ansprechpartner 2.0 unter der Federführung des 
Bundes und des Landes Hessen umgesetzt werden.”' 

Ein Problem besonderer Art stellt die Verwaltungs- 
praxis einiger staatlicher Förderprogramme dar. 
Zwar werden die öffentlichen Förderprogramme in 
Deutschland grundsätzlich als effektiv eingestuft 
(vgl. S. 81), für die Gruppe junger Unternehmen, die 
sich über Wagniskapital finanzieren, gibt es allerdings 
Einschränkungen. So müssen Unternehmen ihre Bo- 
nität für die Laufzeit eines Projektes nachweisen, um 
in den Genuss der Förderung kommen zu können. 
Diese Bonitätsprüfung ist notwendig, da die Unter- 
nehmen zumeist keine Vollfinanzierung erhalten, son- 
dern einen bestimmten Anteil der Proj ektkosten selbst 
aufbringen müssen. In der Praxis hat sich gezeigt, 
dass die formalen Anforderungen für die Bonitätsprü- 
fung oftmals restriktiv ausgelegt werden. Für wag- 
niskapitalfinanzierte Unternehmen wird diese rest- 
riktive Förderpraxis zum Problem, da sie ihre Bonität 
üblicherweise nur für den begrenzten Zeitraum einer 
Finanzierungsphase nachweisen können. Aufgrund 
dieser Unsicherheit entscheidet die Projektadminis- 
tration häufig gegen die Förderung von innovativen, 
wagniskapitalfinanzierten Unternehmen.’” 

Darüber hinaus müssen Unternehmen, die an einem 
Förderprogramm teilnehmen, nachweisen, dass sie 
die staatlich finanzierte Projekttätigkeit getrennt von 
ihrer eigentlichen Geschäftstätigkeit verfolgen. Diese 
Trennung zwischen Projekt- und Geschäftstätigkeit 
ist insbesondere für Klein- und Kleinstuntemehmen 
schwer zu gewährleisten.”'’ 

Fehlende europaweit gültige Rechtsform 

Eine weitere Barriere, die es Unternehmen erschwert 
zu wachsen, ist nach Einschätzung der Experten- 
kommission das Fehlen einer europaweit gültigen 
Rechtsform für kleine Unternehmen. Während die 
Rechtsform der europäischen Aktiengesellschaft 
(Societas Europaea) von vielen großen Unternehmen 
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genutzt wird, konnte noch keine Einigung über eine 
europäische Gesellschaftsform mit beschränkter Haf- 
tung erzielt werden. So muss ein Unternehmen, das 
seine Geschäftstätigkeit auf den europäischen Raum 
ausweiten möchte, in jedem Land eine eigene Gesell- 
schaft gründen. Dieser Prozess ist mit erheblichem 
organisatorischem und finanziellem Aufwand ver- 
bunden.^^'' 
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B4-2 Wagniskapital 


Bedeutung von Wagniskapital für Innovationen 

Wagniskapital ist für junge innovative Unternehmen 
eine wichtige Finanzierungsquelle, ohne die sie ihre 
innovativen Produkte oder Geschäftsmodelle nicht 
realisieren und vennarkten können.^^* 

Sowohl in der Gründungs- als auch in der Wachstums- 
phase stellt die Finanzierung für viele Unternehmen 
eine zentrale Herausforderung dar. Insbesondere bei 
hochgradig wachstumsorientierten Unternehmen 
liegt der Finanzierungsbedarf schnell bei mehreren 
Millionen Euro”’, daher ist zu Beginn der Geschäfts- 
tätigkeit oft eine externe Finanzierung unerlässlich. 
Die typische Finanzierungsform ist die Aufnahme 
externen Eigenkapitals über Business Angels oder 
Wagniskapitalgeber. Eine Finanzierung durch Fremd- 
kapital ist in der Regel nicht möglich, weil junge Un- 
ternehmen in der Regel die von Banken geforderten 
Sicherheiten nicht stellen können.’“ 

In Deutschland steht Wagniskapital trotz einiger Ver- 
besserungen in den letzten Jahren nur in begrenztem 
Umfang zur Verfügung. Viele Wagniskapital-Fonds 
sind, gerade für die besonders kapitalintensiven Fi- 
nanzierungsrunden in der Wachstumsphase, zu klein. 
Diese Lücke wird auch von ausländischen Fonds 
nicht geschlossen. Der Kapitalmangel führt dazu, 
dass viele Erfolg versprechende Start-ups in Deutsch- 
land im Vergleich zu Start-ups in anderen Ländern 
nur langsam wachsen. Zudem steht derzeit noch kein 
Börsensegment für einen Übergang in eine aktien- 
basierte Finanzierung zur Verfügung. In der Folge 
sind Börsenexits deutscher Start-ups selten; deut- 
sche Start-ups mit hohen Erfolgsaussichten werden 
oftmals von ausländischen Unternehmen übernom- 
men.”' 

Der internationale Vergleich zeigt, dass der Wagnis- 
kapitalmarkt in Deutschland deutlich weniger entwi- 
ckelt ist als in den USA und in anderen europäischen 
Ländern. Während in Deutschland im Jahr 2015 etwa 
0,027 Prozent des BIP in junge Wachstumsunter- 


nehmen investiert wurden, standen in den USA rund 
0,333 Prozent des BIP zur Verfügung.”’ Auch im eu- 
ropäischen Vergleich liegt Deutschland nur im Mit- 
telfeld. Bei den Spitzenreitern in Europa - Finnland, 
der Schweiz und Schweden - liegen die Quoten bei 
0,051 Prozent, 0,043 Prozent bzw. 0,036 Prozent.’” 
In Großbritannien steht Wagniskapital in Höhe von 
0,034 Prozent des BIP für junge Unternehmen zur 
Verfügung. 

In Europa haben die meisten vormals wagniskapi- 
talfinanzierten Unternehmen, deren derzeitiger Wert 
mit über einer Milliarde Dollar angegeben wird, ihren 
Sitz in Großbritannien und Schweden; Deutschland 
folgt auf dem dritten Platz. Der kumulierte Wert die- 
ser sogenannten Unicoms liegt in Großbritannien bei 
39,6 Milliarden, in Schweden bei 31,1 Milliarden und 
in Deutschland bei 20,8 Milliarden US-Dollar.’” 

Rahmenbedingungen für 
Wagniskapitalfinanzierung 

Um die Schwäche des deutschen Wagniskapitalmark- 
tes zu überwinden und Deutschland zu einem inter- 
national wettbewerbsfähigen Investitionsstandort zu 
machen, hat die Bundesregierung in den vergange- 
nen Jahren eine ganze Reihe von Verbesserungen für 
Wagniskapitalinvestitionen auf den Weg gebracht.’” 
So wurde im Jahr 2013 das Förderprogramm IN- 
VEST-Zuschuss für Wagniskapital gestartet, um mehr 
Kapital von privaten Investoren in Deutschland zu 
mobilisieren.’” Mit Wirkung zum Januar 2017 wurde 
das Programm zu INVEST 2.0 erweitert: Für Beteili- 
gungen an jungen innovativen Unternehmen erhalten 
Investoren einen Zuschuss von bis zu 100.000 Euro 
pro Jahr. Darüber hinaus wird die Steuer auf Veräu- 
ßerungsgewinne erstattet.”’ Die EXIST-Förderung 
für Gründerteams aus Hochschulen wurde aufge- 
stockt und die Regulierung - insbesondere die Pro- 
spektpflicht - von Crowd-Finanzierungen mit einem 
Umfang von bis zu 2,5 Millionen Euro großzügiger 
gefasst.’” 
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Zahlreiche Wagniskapitalfonds wurden neu aufgelegt 
oder aufgestockt: Bereits 2015 ist die KfW mit einem 
Budget von 400 Millionen Euro als Investor für Wag- 
niskapitalfonds in den Markt zurückgekehrt.^^’ 

Darüber hinaus haben BMWi, Europäischer Investiti- 
onsfonds (EIF) und KfW im März 20 1 6 mit der ERP/ 
EIF-Wachstumsfazilität und dem Coparion-Fonds 
zwei neue Instrumente zur Finanzierung von Wagnis- 
kapital mit einem Volumen von jeweils 500 bzw. 225 
Millionen Euro etabliert.““ Coparion löst dabei den 
ERP-Startfonds ab, der sich bisher aus der KfW her- 
aus an kleinen innovativen Technologieuntemehmen 
beteiligt hatte.^'" 

Die Mittel für den bereits seit 2004 bestehenden ERP/ 
EIF-Dachfonds wurden im Juli 2016 um eine Mil- 
liarde Euro auf 2,7 Milliarden Euro aufgestockt.“^ 
Mit diesen Maßnahmen soll die Angebotslücke bei 
Anschlussfinanzierungen für junge Unternehmen in 
der Wachstumsphase geschlossen werden.““ Aus dem 
ERP/EIF-Dachfonds werden 270 Millionen Euro für 
den 2012 neu aufgelegten European Angels Fund ein- 
gesetzt.™ 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung im Juli 2016 
angekündigt, einen weiteren Fonds mit einem Volu- 
men von zehn Milliarden Euro aufzusetzen. Dieser 
sogenannte Tech-Growth-Fund soll Gründern für je- 
den Euro an Wagniskapital einen zusätzlichen Euro 
Kredit zu günstigen Kondition gewähren.“““ 

Zusätzlich zu den Maßnahmen zur Verbesserung der 
Finanzierungssituation wurden von der Bundesre- 
gierung zwischen 2012 und 2016 Akzeleratoren für 
junge Unternehmen aus dem Bereich Infonnations- 
und Kommunikationstechnologie (IKT) und Lebens- 
wissenschaften eingerichtet. Die Akzeleratoren des 
vom BMWi unterstützten German Accelerator an den 
Standorten Silicon Valley, New York und Cambridge 
(Boston) ermöglichen Gründern von Start-ups einen 
mehrmonatigen, durch Mentoren begleiteten Aufent- 
halt im Umfeld der großen IKT- und Life Sciences- 
Cluster in den USA.““ Ziel der Maßnahme ist die 
Marktentwicklung (business development) in den 
USA, dem immer noch größten internationalen Markt 
für innovative Produkte und Dienstleistungen. 

Gesetz zur Verbesserung der 
Verlustverrechnung 

Zur Überwindung einer weiteren Hürde für Wag- 
niskapitalinvestitionen hat die Bundesregierung im 


September 2016 einen Gesetzentwurf zur Weiterent- 
wicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei 
Körperschaften vorgelegt, der im Dezember 2016 
vom Bundestag verabschiedet und vom Bundesrat an- 
genommen wurde.““ Die restriktive steuerrechtliche 
Regelung zur Behandlung von Verlustvorträgen“* (§ 
8c KStG) wurde in der Vergangenheit wiederholt als 
Grund für den im infernafionalen Vergleich schwach 
ausgeprägten Wagniskapitalmarkt in Deutschland ge- 
nannt.““ 

Derzeit gehen Verlustvorträge unter, wenn ein Inves- 
tor Anteile in bestimmter Höhe an einem Unterneh- 
men erwirbt. Insbesondere innovative Unternehmen 
aber haben in den ersten Jahren hohe Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung (FuE), die dann in Ver- 
lustvorträge eingestellt werden können. Wenn die- 
se Verlustvorträge für die geleistete FuE nach einer 
Übernahme nicht mehr berücksichtigt werden kön- 
nen, macht dies das Unternehmen für potenzielle In- 
vestoren weniger interessant.“““ 

Die von der Bundesregierung auf den Weg gebrach- 
te Neuregelung (§ 8d - neu - KStG) zielt darauf 
ab, dass nicht genutzte Verluste (Verlustvorträge) 
trotz eines Anteilseignerwechsels weiterhin genutzt 
werden können. Bedingung dafür ist, dass der Ge- 
schäftsbetrieb der Körperschaft nach dem Anteils- 
eignerwechsel erhalten bleibt und eine anderweitige 
Verlustnutzung ausgeschlossen ist.““' Die Experten- 
kommission mahnt an, diese Bedingung flexibel zu 
interpretieren, da es in Start-ups häufig zu Änderun- 
gen des Geschäftsmodells, der Kundenzielgruppen 
und der Technologie kommt. 

Besteuerung von VeräuBerungsgewinnen 
und Fonds-Initiatorenvergütung 

Im Rahmen einer Bundesratsinitiative wurde im Jahr 
2014 von den Ländern gefordert, eine Steuerpflicht 
für Veräußerungsgewinne bei Streubesitzanteilen an 
Kapitalgesellschaften einzuführen. Die Bundesregie- 
rung haf diese Initiative nicht aufgenommen.“““ Die 
Expertenkommission begrüßt diese Entscheidung, da 
sie die kleinteiligen Investitionen von Wagniskapital- 
geberinnen und -gebem und Business Angels weniger 
attraktiv gemacht und somit Anreize, in junge inno- 
vative Unternehmen zu investieren, verschlechtert 
hätte.“““ 

Ebenfalls nicht nachgegeben hat die Bundesregie- 
rung den Forderungen der Bundesländer nach einer 
höheren Besteuerung der Fonds-Initiatorenvergütung 
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- des sogenannten Carried Interests.-^“ Unklar ist al- 
lerdings, ob die Diskussion zu einem späteren Zeit- 
punkt wieder aufgenommen wird. Diese anhaltende 
Unsicherheit verringert die langfristige Planungssi- 
cherheit der Fondsinitiatoren für Wagniskapital.^^^ 

Ein weiterer Standortnachteil besteht darin, dass - 
im Gegensatz zu vielen anderen europäischen Län- 
dern - in Deutschland die Verwaltungsleistungen von 
Fondsmanagerinnen und -managern umsatzsteuer- 
pflichtig sind.^“ Der Aufbau und die Verwaltung von 
Wagniskapitalfonds sind daher in Deutschland ver- 
gleichsweise unattraktiv.-^’' 

Einschränkungen für Ankerinvestoren 

Für die Belebung des Wagniskapitalmarkts sind nicht 
nur veränderte steuerrechtliche Rahmenbedingun- 
gen nötig. Wichtig wären auch große institutioneile 
Investoren, wie z.B. Pensionsfonds. Diese haben in 
Ländern mit kapitalgedeckter Altersvorsorge häufig 
die Funktion eines Ankerinvestors, der ausländischen 
Investoren wichtige Signale zu Investitionsmög- 
lichkeiten auf dem heimischen Markt liefert. Da das 
Rentensystem in Deutschland größtenteils umlagefi- 
nanziert ist, fehlen hier diese Ankerinvestoren. Umso 
wichtiger ist es, dass andere institutionelle Anleger 

- wie z.B. Versicherungen - in diesem Bereich aktiv 
werden können. Aufgrund strenger Regulierungsvor- 
gaben halten sich institutionelle Anleger mit Inves- 
titionen in Wagniskapital-Fonds jedoch zurück. Die 
Expertenkommission wertet es als erstes positives 
Signal, dass die KfW im Jahr 2015 als Fondsinvestor 
an den Markt zurückgekehrt ist (vgl. S. 85) und damit 
einen Beitrag zur Gewiimung weiterer in- und auslän- 
discher institutioneller Investoren leisten kann.^“ 

Bedeutung liquider Sekundärmärkte 

Um Anreize für Investoren zu erhöhen, sind auf Dau- 
er auch liquide Sekundärmärkte notwendig. Das Vor- 
handensein von flexiblen Exit-Optionen erhöht den 
Anreiz für Investoren, in Wagniskapitalfonds zu in- 
vestieren.^^’ 

Da in der Vergangenheit aufgrund einer zu geringen 
Anzahl an Exils kein eigenes Börsensegment für jun- 
ge Unternehmen realisiert werden konnte, hat das 
BMWi im Dezember 2014 einen Dialogprozess ge- 
startet, um die Börse als Finanzierungsquelle für jun- 
ge Wachstumsunternehmen und als wichtigen Exit- 
Kanal für Investoren wiederzubeleben.’“ 


Ein erstes Ergebnis des Dialogs war im Juni 2015 die 
Gründung des Deutsche Börse Venture Networks.“' 
Das Netzwerk fungiert als vorbörsliche Matching- 
Plattform, die institutionelle und private Investoren 
mit jungen, wachstumsorientierten Unternehmen 
zusammenbringen und bei der Anbahnung von Fi- 
nanzierungsrunden unterstützen soll.“’ Als weiteren 
Schritt kündigte die Deutsche Börse im November 
2016 die Einführung eines neuen Börsensegments für 
junge Wachstumsunternehmen und KMU an.’“ Das 
neue Börsensegment soll im März 2017 starten.’“ 

Erfreulicher Endspurt 

Die Expertenkommission begrüßt ausdrücklich die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Gründun- 
gen und Wagniskapitalfinanzierung, die zum Ende 
der Legislaturperiode auf den Weg gebracht wurden. 
Die Neuregelung der Verlustverrechnung und die 
Einrichtung eines Börsensegments für junge Wachs- 
tumsuntemehmen stellen wichtige Meilensteine dar, 
um Deutschland im Bereich der Wagniskapitalfinan- 
zierung wettbewerbsfähig zu machen. Die Weiterfüh- 
rung des High Tech-Gründerfonds und des INVEST- 
Zuschusses leisten dabei wichtige Unterstützung. 


Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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B5 Governance 


Entwicklung der Forschungs- und Innovationspolitik 
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Hightech-Strategie 2020 für Deutschland (2010-2013) 

1 Die Neue Hightech-Strategie (seit 2014) 

Große gesellschafl 
Herausforderungen 
im Mittelpunkt 

liehe 



Verknüpfung der 
beiden Phasen der 
senden ressortübei 
onsstrategie" 

Stränge" der ersten 
HTS zu einer „umfas 
rgreifenden Innovati- 



Etablierung „Aufbaustab FördercontroUing/Evaluation" im BMWi 



Quellenverzeichnis Infografiken siehe Kapitel D2. 
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B5-1 Die Hightech-Strategie 


Die Hightech-Strategie als 
Koordinationsinstrument 

In hoch entwickelten Industrieländern, so auch in der 
Bundesrepublik Deutschland, ist die Forschungs-, 
Technologie- und Innovationspolitik in den letzten 
Dekaden immer komplexer geworden.“^ Diese Kom- 
plexität spiegelt sich in einer Koexistenz verschie- 
dener staatlicher Förderkonzepte für Forschung und 
Innovation (Fc&I) wider, die jeweils mit unterschied- 
lichen Begründungen und Zielsetzungen initiiert wur- 
den (vgl. Infografik B 5). Im Zeitverlauf haben die An- 
zahl der eingesetzten Instrumente und Vergabefonnen 
sowie die Zahl der Förderinstitutionen und der adres- 
sierten Akteursgruppen beträchtlich zugenommen. 
Hinzu kommt, dass die im Zuge der neuen Missions- 
orientierung in den Fokus der F&I-Politik gerückten 
gesellschaftlichen Herausforderungen unterschiedli- 
che Politikfelder und -ebenen berühren. Damit wird 
die Koordination der F&I-Politik zu einer zentralen 
Herausforderung. 

Unter anderem als Antwort auf den erhöhten Koor- 
dinationsbedarf in der staatlichen F&I-Politik hat 
die Bundesregierung im Jahr 2006 die sogenannte 
Hightech-Strategie (HTS) initiiert, die im September 
2014 in ihre dritte Phase ging. In der ersten Phase der 
HTS von 2006 bis 2009 standen vor allem Schlüssel- 
technologien und Leitmärkte im Fokus.^“ Es wurde 
aber auch schon auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
große gesellschaftliche Herausforderungen mit Hilfe 
von Innovationen zu bewältigen. Die zweite Phase der 
HTS von 2010 bis 2013 (Hightech-Strategie 2020 für 
Deutschland - Ideen, Innovationen, Wachstum) rückte 
die gesellschaftlichen Herausforderungen als Begrün- 
dung für eine übergeordnete staatliche F&I-Politik 
noch stärker in den Mittelpunkt.^'’'' In der seit 2014 
laufenden dritten Phase der HTS (Die neue Hightech- 
Strategie - Innovationen für Deutschland) sollten die 
„Stränge“ der beiden ersten Phasen verknüpf^'’® und 
die HTS zu einer „umfassenden ressortübergreifenden 
Innovationsstrategie““’ weiterentwickelt werden.^™ 


Die Expertenkommission begrüßt, dass mit der Etab- 
lierung der HTS die ressortübergreifende Kooperation 
bei der Gestaltung der F&I-Politik erfolgreich gestärkt 
worden ist.^" Gleichwohl sieht sie weiter Verbesse- 
rungsbedarf- vor allem sollte die ressortübergreifen- 
de Koordination der F&I-Politik in der kommenden 
Legislaturperiode deutlich zügiger als bisher erfolgen. 

Die Neue Hightech-Strategie 

Die Neue HTS®’'^ umfasst verschiedene Ansätze der 
F&I-Politik - die Förderung von Schlüsseltechnolo- 
gien, die Förderung auf Grundlage systemischer An- 
sätze sowie die neue Missionsorientierung (vgl. Info- 
grafik B 5). 

Schlüsseltechnologien sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung „aufgrund ihrer volkswirtschaftlichen 
Hebelwirkung von besonderer Bedeutung“^”. Anders 
als in der zweiten Phase der HTS wurde die Nutzung 
der Schlüsseltechnologien in der dritten Phase der 
HTS nicht mehr primär auf die Lösung spezifischer 
Probleme im Bereich der gesellschaftlichen Heraus- 
forderungen gerichtet.^'“ Die Expertenkommission 
hat dies in ihrem Jahresgutachten 2015 im Sinne eines 
offenen Förderkonzepts begrüßt. Allerdings lässt die 
verzögerte Umsetzung der dritten Phase der HTS bis- 
her kaum Rückschlüsse auf Wirksamkeit bzw. Erfolg 
des neuen Ansatzes zu. 

Eine Vielzahl von Fördennaßnahmen der neuen HTS 
fußt auf systemischen Ansätzen. So werden im Rah- 
men der HTS Vernetzung und Transfer sowie die In- 
novationsaktivitäten des Mittelstands und die Grün- 
dung von Start-ups gefördert.^''® Zudem sieht es die 
Bundesregierung als eine wichtige Aufgabe an, inno- 
vationsfreundliche Rahmenbedingungen zu schaffen 
- zu denen beispielsweise eine bessere Innovations- 
finanzierung und die Schaffung eines bildungs- und 
forschungsfreundlichen Urheberrechts gehören.^“ 
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Tab B 5-1-1 

Anteile der Förderbereiche an den Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
2009 bis 2016 in Prozent 



2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Ver- 
änderung 
2009- 
2016 in % 

Förderbereich'^'^^ 

Ist 

Ist 

Ist 

Ist 

Ist 

Ist 

Soll^i 

Soll« 


A Gesundheitsforschung und 
Gesundheitswirtschaft 

12,8 12,8 

12,8 

13,5 

13,0 

13,8 

13,9 

14,1 

45,2 

B Bioökonomie 

1,9 1,8 

1,7 

2,0 

1,9 

1,9 

1,9 

1,8 

27,0 

C Zivile Sicherheitsforschung 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,7 

0,7 

25,3 

D Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 

4,5 

4,5 

4,3 

4,7 

4,4 

4,5 

4,8 

5,0 

46,4 

E Energieforschung und Energietechnologien 

6,5 

6,2 

6,5 

7,6 

8,0 

8,3 

8,4 

8,3 

67,9 

F Klima, Umwelt, Nachhaltigkeit 

8,1 

7,7 

7,6 

8,0 

8,0 

8,1 

8,4 

8,4 

36,8 

G Informations- und 

Kommunikationstechnologien 

6,2 5,8 

5,5 

5,5 

5,4 

5,1 

5,2 

5,7 

21,8 

H Fahrzeug- und Verkehrstechnologien 
einschließlich maritimer Technologien 

1,9 

3,1 

3,9 

1,6 

2,0 

2,0 

2,3 

2,5 

75,8 

1 Luft- und Raumfahrt 

10,4 

9,9 

10,0 

9,8 

9,7 

9,9 

9,9 

10,5 

33,1 

J Forschung und Entwicklung zur 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und im Dienstleistungssektor 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,5 

0,5 

0,6 

0,6 

12,6 

K Nanotechnologien und Werkstofftechnologien 

3,6 

3,4 

3,5 

3,6 

3,7 

3,6 

3,6 

3,5 

28,0 

L Optische Technologien 


1,3 

1,3 

1,3 

1,3 

1,2 

1,2 

1,2 

15,2 

M Produktionstechnologien 

1,7 

1,7 

1,6 

1,5 

1,5 

1,6 

1,5 

1,5 

11,5 

N Raumordnung und Stadtentwicklung, 
Bauforschung 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

0,7 

43,8 

0 Innovationen in der Bildung 

3,0 

3,1 

3,1 

3,2 

3,2 

3,4 

4,0 

3,0 

31,2 

P Geisteswissenschaften, Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften 

6,3 

6,2 

6,2 

6,5 

6,4 

6,5 

6,7 

6,9 

45,5 

Q Innovationsförderung des Mittelstandes 

6,7 

8,4 

9,4 

7,4 

7,5 

7,1 

7,5 

7,2 

40,3 

R Innovationsrelevante Rahmenbedingungen 
und übrige Querschnittsaktivitäten 

2,3 

2,7 

2,5 

2,7 

2,8 

2,8 

3,1 

2,7 

56,0 

T Förderorganisationen, Umstrukturierung der 
Forschung im Beitrittsgebiet, Hochschul- 
bau und überwiegend hochschulbezogene 
Sonderprogramme*^ 

4,6 3,8 

4,1 

4,7 

4,6 

4,8 

4,7 

4,6 

32,1 

U Großgeräte der Grundlagenforschung 

7,0 

6,6 

7,1 

7,6 

7,3 

7,3 

8,1 

8,1 

51,8 

Z Globale Minderausgabe, Planungsreserve^’ 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

-2,7 

-1,6 


Zivile Förderbereiche zusammen 

90,8 

91,1 

92,8 

93,2 

92,4 

93,8 

94,4 

95,1 

38,2 

S Wehrwissenschaftliche Forschung 

9,2 8,9 

7,2 

6,8 

7,6 

6,2 

5,6 

4,9 

-29,3 

Gesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Ausgaben insgesamt in Milliarden Euro 

12,0 12,8 

13,3 

13,4 

14,3 

14,2 

14,9 

15,8 

32,0 


1) Entsprechend der endgültigen Leistungsplansystematik des Bundes 2009. Ausgaben wurden auf die endgültige Leistungsplansystematik 
2009 umgesetzt. Ausgaben der außeruniversitären Forschungseinrichtungen sind auf einzelne Förderbereiche und Förderschwerpunkte verteilt. 

2) 2009 bis 2011 einschließlich Investitions- und Tilgungsfonds ohne Länderzuweisungen (Konjunkturpaket II), ab 2011 einschließlioh Energie- 
und Klimafonds. Die Forschungsförderung auf dem Gebiet der Elektromobilität wird ab 2012 aus dem Energie- und Klimafonds finanziert. 

Ab 2016 einschließlich Zukunftsinvestitionen. 

3) Aufteilung auf Förderbereiche und Förderschwerpunkte teilweise geschätzt bzw. extrapoliert. 

4) Einschließlich Bundeswehruniversitäten und Hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung. 

5) Die Aufteilung der globalen Minderausgabe des BMBF auf Förderbereiche bzw. Förderschwerpunkte ist erst im IST möglich. 

Quelle: Datenportal des BMBF, vgl. http://www.datenportaLbmbf.de/portal/deAabelle-1. 1.5. html (Abruf am 19. Dezember 2016); 
eigene Berechnungen. 


Drucksache 18/11270 


-92- 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


Die Neue HTS enthält Richtungsvorgaben, die für die 
neue Missionsorientierung kennzeichnend sind.^’’ Es 
wurden sechs gesellschaftliche Herausforderungen 
benannt, die in der HTS als „prioritäre Zukunftsauf- 
gaben“ bezeichnet werden: Digitale Wirtschaft und 
Gesellschaft, Nachhaltiges Wirtschaften und Energie, 
Innovative Arbeitswelt, Gesundes Leben, Intelligente 
Mobilität und Zivile Sicherheit.^''* 

Die Expertenkommission hat in ihrem Jahresgutach- 
ten 20 1 5 angemahnt, auch innerhalb der prioritären 
Zukunftsaufgaben klare Zielhierarchien zu formulie- 
ren.^''^ Positiv hat sie hervorgehoben, dass in der neu- 
en HTS verstärkt Gewicht auf partizipative Prozesse 
gelegt wird, die dafür sorgen sollen, dass Bürgerinnen 
und Bürger sowie zivilgesellschaftliche Akteursgrup- 
pen bei der Festlegung von Förderprioritäten beteiligt 
werden.^™ So wurde das 2015 aufgelegte 3. Rahmen- 
programm Forschung für Nachhaltige Entwicklung 
(FONA*)-*' im Rahmen eines Agendaprozesses unter 
Einbeziehung von Wissenschaft, Wirtschaft, Politik 
und Zivilgesellschaft entwickelt.^*^ 

Neben der Entwicklung von klaren Zielhierarchien 
rät die Expertenkommission dazu, wichtige Querbe- 
züge, die für mehrere prioritäre Zukunftsaufgaben 
relevant sind, noch stärker zu berücksichtigen. Bei- 
spiele hierfür sind digitale Geschäftsmodelle oder 
die Nutzung von Robotik. Nach Ansicht der Exper- 
tenkommission wurden solche Querbezüge insbeson- 
dere im IKT-Bereich durch die Fokussierung auf die 
Produktionswirtschaft (Industrie 4.0) vernachlässigt. 

Erweiterung des Innovationsbegriffs in der 
Neuen Highteoh-Strategie 

In der Neuen HTS wurde der Innovationsbegriff er- 
weitert und umfasst nun auch soziale Innovationen.^** 
Der Begriff der sozialen Innovation ist allerdings 
nicht einheitlich definiert. Die Expertenkommission 
versteht darunter die Veränderung sozialer Praktiken 
wie z.B. Veränderungen in der Nutzung von Techno- 
logien sowie Veränderungen von Lebensstilen, Ge- 
schäfts- und Finanzierungsmodellen, Arbeitsweisen 
oder Organisationsformen.**“* Nach ihrer Auffassung 
bedarf es keines grundsätzlichen Paradigmenwech- 
sels in der F&I-Politik, um soziale Innovationen 
verstärkt berücksichtigen zu können.*** Das heißt, es 
sind keine speziellen Förderkriterien erforderlich, um 
soziale gegenüber technologischen Innovationen ab- 
zugrenzen.*** Eine Förderung ist grundsätzlich dann 
angezeigt, wenn Marktversagenstatbestände vorlie- 
gen.**' Unter dieser Prämisse sind dann auch die Ent- 


wicklung, Erforschung und Erprobung neuer Ideen 
zur Veränderung sozialer Praktiken forderwürdig. 

Die Expertenkommission begrüßt die explizite Be- 
rücksichtigung von sozialen Innovationen in der neu- 
en HTS und erste Schritte hin zu einer konkreten Um- 
setzung in Form von Fördermaßnahmen.*** 

FuE-Förderschwerpunkte des Bundes 

Der Bund unterstützt die FuE der Hochschulen, der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen (AUF) 
und der Unternehmen auf vielfältige Weise - etwa 
durch die themenoffene Förderung der DFG, die in- 
stitutioneile Förderung der AUF, als auch durch die 
Förderung ziviler Projekte im Rahmen von thema- 
tischen Programmen und Fördermaßnahmen sowie 
durch die Vergabe ziviler FuE- Aufträge, durch tech- 
nologieoffene Förderung und durch die Vergabe von 
FuE-Aufträgen durch das BMVg (vgl. Kapitel B 3-2). 

In den letzten Jahren hat sich das Volumen der Aus- 
gaben des Bundes für FuE insgesamt deutlich erhöht, 
von 12,0 Milliarden Euro (Ist-Wert) im Jahr 2009 
auf 15,8 Milliarden Euro im Jahr 2016 (Soll-Wert). 
Gleichzeitig ist die Verteilung der Mittel auf die ein- 
zelnen Förderbereiche weitgehend konstant geblie- 
ben (vgl. Tabelle B 5-1-1). Während die Experten- 
kommission den erheblichen Mittelaufwuchs für FuE 
begrüßt, mahnt sie eine kritische Prüfung der Mittel- 
verteilung an. So ist für den Zeitraum 2009 bis 2015 
nicht zu erkennen, dass in den für die Bewältigung 
des digitalen Wandels wichtigen Bereich der Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien verstärkt 
Mittel gelenkt wurden. Erst der Soll-Wert für 2016 
deutet auf eine etwas höhere Priorisierung des För- 
derbereichs hin. Für das Feld der Mikroelektronik hat 
die Bundesregierung im Februar 2016 ein neues Rah- 
menprogramm veröffentlicht.**^ Insgesamt hat das 
Umsteuern der Förderung zugunsten der Forschung 
im Förderbereich Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien relativ lange gedauert. 
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Innovationsorientierte B5-2 

öffentliche Beschaffung 


Innovationsförderung durch staatliohe 
Naohfragepolitik 

Nachfrageseitige Innovationspolitik hat in den letzten 
Jahrzehnten in vielen Ländern an Bedeutung gewon- 
nen.”“ Zu Maßnahmen der nachfrageseitigen Inno- 
vationspolitik werden Regulierung (z.B. die Vorgabe 
von technischen Mindeststandards für Produkte), die 
Förderung der privaten Nachfrage nach innovativen 
Gütern (z.B. Kaufprämien) und die öffentliche Be- 
schaffung von innovativen Gütern und Dienstleistun- 
gen gezählt. Die letztgenannte Maßnahme wird hier 
als innovationsorientierte Beschaffung bezeichnet.^“' 

Ein wichtiges Anwendungsgebiet für innovationso- 
rientierte Beschaffung kann der Aufbau eines umfas- 
senden und nutzerfreundlichen E-Govemments sein 
(vgl. Kapitel B 6-2). Der Aufbau einer leistungsfä- 
higen E-Govemment-Struktur kann wiederum dabei 
helfen, innovationsorientierte Beschaffung transpa- 
rent und effizient durchzuführen. 


Ziele einer innovationsorientierten 
Beschaffung 

Innovationsorientierte Beschaffung kann von staat- 
lichen Akteuren zur Korrektur von Marktversagen 
und als Instrument einer strategischen F&I-Politik 
genutzt werden. Darüber hinaus müssen staatliche 
Akteure sicherstellen, dass ihre Leistungen qualita- 
tiv angemessen und kostengünstig erbracht werden. 
Um diesem Anspruch zu genügen, muss die öffentli- 
che Hand selbst ausreichend innovative Vorprodukte 
und Dienstleistungen einsetzen.”^ Aus Sicht der Ex- 
pertenkommission ist dies in Deutschland nicht aus- 
reichend der Fall. Staatliche Beschaffung greift zu 
häufig auf etablierte oder wenig innovative Lösungen 
zurück und lässt damit Potenziale für die Entwick- 
lung innovativer Produkte und Dienstleistungen un- 
genutzt.^” 


Hohes Beschaffungsvolumen der 
öffentlichen Hand 

Das Potenzial von innovationsorientierter öffentli- 
cher Beschaffung ergibt sich aus dem beträchtlichen 
Umfang der öffentlichen Nachfrage. In Deutschland 
macht das gesamte öffentliche Beschaffungsvolumen 
rund 15 Prozent des BIP aus (vgl. Abbildung 5-2-1); 
für das Jahr 2015 waren das etwa 456 Milliarden 
Euro.”“ 

Das potenzielle Beschaffungsvolumen für innovative 
Produkte und Dienstleistungen wird dabei auf min- 
destens 10 Prozent des öffentlichen Beschaffungsvo- 
lumens geschätzt.““^ 

Während es zum Umfang des gesamten öffentlichen 
Beschaffungswesens der OECD-Mitgliedsstaaten 
einheitlich erhobene und international vergleichba- 
re Daten gibt, ist eine Quantifizierung der innovati- 
onsorientierten Beschaffung schwierig. Weder in 
Deutschland noch auf internationaler Ebene werden 
hierzu systematisch Daten erhoben.^” Erschwert wird 
die Datenerhebung in Deutschland dadurch, dass das 
Beschaffungswesen mit geschätzten 30.000 Vergabe- 
stellen stark fragmentiert ist.^” 

Innovationsorientierte Beschaffung 
in der Praxis 

Die Sensibilisierung des öffentlichen Sektors für 
das Potenzial innovativer Beschaffung ist sowohl 
auf EU-Ebene als auch in Deutschland ein explizi- 
tes politisches Ziel. In den vergangenen Jahren hat 
die Europäische Kommission Regeln entwickelt, die 
eine Berücksichtigung des Innovationsaspekts bei der 
öffentlichen Beschaffung ausdrücklich unterstützen 
und fördern.”* 
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Abb B 5-2-1 


Öffentliche Beschaffung als Anteil am BIP von 2007 bis 2015 in Prozent 



Jahr 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 


Deutschland ---• Frankreich Japan Schweden USA 

Finnland Großbritannien Südkorea Schweiz OECD-Durchschnitt 


Quelle; OECD National Accounts Statistics (database). 


Damit verbunden ist die sukzessive Neuausrichtung 
des Vergaberechts. So wurden in Deutschland mit 
dem Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts 
im Jahr 2009 erstmals strategische Beschaffungszie- 
le wie umweit-, sozialpolitische und innovationsfbr- 
derliche Aspekte als Vergabekriterien zugelassen.^’’ 
Mit sogenannten Verhandlungsverfahren und wett- 
bewerblichem Dialog wurden Verfahren für Verga- 
beprozesse eingeführt, die größere Flexibilität und 
Handlungsspielräume bei der öffentlichen Beschaf- 
fung bieten. Ferner wurden zwei Instrumente ge- 
schaffen, die konkret eine stärkere Ausrichtung auf 
innovative Beschaffung erlauben: die vorkommerzi- 
elle Auftragsvergabe (PCP, Pre-Commercial Procure- 


ment) und die öffentliche Beschaffung von Innovatio- 
nen (PPI, Public Procurement of Innovation).^“ 

Um Anreize für eine stärkere Innovationsorientierung 
der Beschaffungsverantwortlichen zu setzen, zeich- 
net das BMWi in Kooperation mit dem Bundesver- 
band Materialwirtschaft, Einkauf und Logistik e.V. 
(BME) seit 2006 Spitzenleistungen öffentlicher Auf- 
traggeber bei der Beschaffung von Innovationen und 
bei innovativen Beschaffungsprozessen mit dem 
Preis „Innovation schafft Vorsprung“ aus.“‘ 

Als zentrale politische Initiative wurde in Deutsch- 
land im März 2013 das Kompetenzzentrum innova- 
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tive Beschaffung eingerichtet (KOINNO). Dieses 
Zentrum hat die Aufgabe, Beschaffungsverantwort- 
liche auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene zu 
beraten und zu vernetzen. Ferner soll KOINNO zur 
Verbreitung erfolgreicher Praxisbeispiele beitragen^“ 
und betreut vor diesem Hintergrund auch seitens des 
BMWi die Vergabe des Preises „Innovation schafft 
Vorsprung“.’“^ 

Über die Einrichtung des Kompetenzzentrums für 
innovative Beschaffung hinaus hat die Bundesregie- 
rung bislang allerdings keine größeren Initiativen zur 
Förderung der innovationsorientierten Beschaffung 
gestartet. Damit bleibt die innovationsorientierte Be- 
schaffung ein wenig genutztes Instrument der Inno- 
vationspolitik. Dies stellt aus Sicht der Expertenkom- 
mission ein Versäumnis dar. 

Die US-Regierung z.B. hat bereits vor drei Jahrzehn- 
ten begonnen, die Beschaffung innovativer Güter 
staatlich zu fördern. Mit dem 1982 eingerichteten 
Small Business Innovation Research Program (SBIR) 
werden kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
über eine innovationsorientierte öffentliche Beschaf- 
fung unterstützt. Das SBIR-Programm sieht vor, dass 
alle Bundeseinrichtungen mit einem FuE-Budget 
von mindestens 100 Millionen US-Dollar einen ge- 
wissen Prozentsatz dieses Budgets im Rahmen eines 
wettbewerbsbasierten Verfahrens an innovative KMU 
auszahlen. Dazu identifizieren die Bundeseinrichtun- 
gen gesellschaftliche Innovationsbedarfe u.a. in den 
Bereichen Gesundheit, Sicherheit, Umwelt und Ener- 
gie. KMU sind dann aufgefordert, in diesen Bedarfs- 
feldern Machbarkeitsstudien für innovative Projekte 
zu erstellen, die durch das SBIR-Programm finanziert 
werden.“** In einem zweiten Schritt kann dann die 
Förderung der FuE-Tätigkeit zur Umsetzung eines 
Projektvorschlags, z.B. in Form eines Prototyps, er- 
folgen.™^ Die Markteinführung des auf diese Weise 
neu entwickelten Produktes erfolgt allerdings außer- 
halb des SBIR-Programms.“'’ 

Mehrere Länder, u.a. Japan, Großbritannien und die 
Niederlande, haben ähnliche Förderprogramme auf- 
gesetzt.“’* Die Expertenkommission hält es für sinn- 
voll, Kosten und Nutzen des US-amerikanischen Pro- 
gramms SBIR sowie ähnlich gelagerter Programme 
in den genannten Ländern im Hinblick auf Innovati- 
onswirkungen sorgfältig zu prüfen. 
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B5-3 Evidenzbasierte 
Innovationspolitik 


Ziele, Potenziale und Grenzen der 
Wirkungsforschung 

Wirkungsanalysen zu Fördermaßnahmen in der F&I- 
Politik erlauben eine Einschätzung darüber, ob die 
eingesetzten Fördermittel und Maßnahmen die ange- 
strebte Wirkung entfalten und somit die intendierten 
Ziele erreichen. Die Erkenntnisse aus Evaluationen 
sind somit eine wichtige Sachgrundlage für die konti- 
nuierliche Anpassung und verbesserte Ausgestaltung 
bestehender Maßnahmen. Sie tragen dazu bei, dass 
die eingesetzten Fördermittel den größtmöglichen 
Wirkungsgrad für die vorab klar zu definierenden Zie- 
le entfalten und dass diese Ziele mit einem möglichst 
geringen Mittelaufwand erreicht werden. Zweck sol- 
cher Evaluationen sind also die Lernprozesse und der 
Erkenntniszuwachs der Entscheidenden. Fördermit- 
tel, die durch einen effektiven und kosteneffizienten 
Einsatz freigesetzt werden, können wiederum für die 
weitere Stärkung besonders wirksamer Maßnahmen 
bzw. für die schnellere Zielerreichung sowie die Wei- 
terentwicklung des Instrumentariums der F&I-Politik 
eingesetzt werden. Insbesondere im Rahmen gänzlich 
neuer Maßnahmen und Instrumente der F&I-Politik 
gilt es, solche mutigen Experimente der Politik von 
Beginn an systematisch zu evaluieren und darüber 
hinaus einen strategischen Erkenntnisvorsprung im 
internationalen Wettbewerb der Förderpolitiken zu 
entwickeln. 

Evaluationen in diesem Sinne müssen sich dabei an 
wissenschaftlich aktuellen Standards messen lassen 
und schließlich auch Eingang in infonnierte Entschei- 
dungen der Politik und der Ministerien finden. Heute 
gehören insbesondere randomisierte Experimente zu 
den vielversprechenden Evaluationsmethoden, weil 
sie besonders gut in der Lage sind, kausale Effek- 
te zu identifizieren.^“* Kausale Effekte stellen einen 
direkten Zusammenhang zwischen Ursache (Förde- 
rung) und Wirkung (Effekte) von Maßnahmen dar, 
beispielsweise eine verbesserte Innovationsleistung 


in den geförderten Unternehmen (Treatment-Gruppe) 
im Vergleich zu Unternehmen, die keine Förderung 
erhalten haben (Kontrollgruppe). Sie helfen, dafür 
zu sorgen, dass die Fördermittelvergabe fokussiert 
dort stattfindet, wo sie eine besonders starke Wirkung 
zeigt, und dort zügig aufgegeben wird, wo sie nach- 
weislich keine Wirkung entfaltet. 

Allerdings haben auch solche randomisierten Expe- 
rimente ihre Grenzen.“"“ Selbst wenn sie Aufschluss 
über die Wirksamkeit einer Maßnahme im beobach- 
teten Kontext geben können, muss dennoch sorgfältig 
analysiert werden, ob und unter welchen Bedingun- 
gen die Effekte verallgemeinerbar bzw. auf andere 
Situationen übertragbar sind. Durch einen systema- 
tischen Einsatz randomisierter Experimente vor der 
Einführung neuer Maßnahmen kann hierzu kontinu- 
ierlich mehr Wissen aufgebaut werden.“'" 

Nicht bei allen Fördermaßnahmen sind randomisier- 
te Experimente einsetzbar, aus juristischen oder auch 
aus rein praktischen Gründen. In diesem Fall ist es 
angezeigt, quasi-experimentelle Methoden mit Kon- 
trollgruppenansätzen zu nutzen, die es erlauben, die 
kausalen Effekte der Fördermaßnahme zu ermitteln. 
Die Wahl der Methodik sollte jeweils dem Stand der 
Forschung entsprechen. 

Bei einem zu kurz gewählten Evaluationszeitraum 
können langfristige oder nachgelagerte Effekte nicht 
abschließend erfasst werden. Deshalb ist der Zeit- 
raum der Datenerfassung und Auswertung entspre- 
chend lang zu wählen. 

Aktuelle Evaluationspraxis in Deutschland 

Die Evaluationspraxis in Deutschland zeigt bisher ein 
gemischtes Bild. Für viele Maßnahmen der F&l-Po- 
litik werden mittlerweile Evaluationen bzw. Erfolgs- 
kontrollen durchgeführt. Seit dem Jahr 2013 sind für 
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Gesetzesvorhaben oberhalb eines spezifischen jährli- 
chen Fördervolumens ex post Evaluationen verpflich- 
tend, allerdings ohne festgelegten methodischen 
Standards zu unterliegen, wie dies in manchen ande- 
ren Ländern üblich ist.^" Auf die Notwendigkeit qua- 
litativer Standards hat u.a. der Verein für Socialpolitik 
hingewiesen und Leitlinien und Empfehlungen für 
ex post Wirkungsanalysen erarbeitet. Tatsächlich 
zeigt sich bei der wissenschaftlichen Qualität vieler 
Evaluationen noch großer Nachholbedarf. Auch wenn 
evaluiert wird, unterbleibt doch teilweise die Veröf- 
fentlichung der Evaluationsergebnisse und der zuge- 
hörigen Forschungsdaten.^'^ Daraus resultiert nicht 
nur eine mangelnde Transparenz der Qualität der 
Evaluationen, es werden vor allem auch keine Mög- 
lichkeiten und Anreize zur Überprüfung der Qualität 
der Studien und Verbesserung der Evaluationsqualität 
geschaffen bzw. sichergestellt. 

Anders als beispielsweise bei Maßnahmen der Ar- 
beitsmarktpolitik in den USA^“* gibt es in Deutsch- 
land keine systematische Erfassung von Evaluati- 
onsstudien und der zugehörigen Forschungsdaten im 
Kontext der F&I-Politik. Sogenannte Clearinghouses, 
die einen transparenten und vergleichenden Über- 
blick vergangener Evaluationen auf nationaler und 
internationaler Ebene liefern, die Identifikation von 
Best Practices erlauben sowie eine wissenschaftliche 
Validierung der Studien erleichtern würden, sind bis- 
lang nicht eingerichtet worden. Die in Auftrag gege- 
benen Evaluationen werden typischerweise dezentral 
veröffentlicht. 

Handlungsdruck entsteht dadurch, dass inzwischen 
die Bundesministerien gesetzlich verpflichtet sind, 
im Rahmen der bestehenden Beihilferechtsregelun- 
gen auf EU-Ebene systematische Evaluationen der 
relevanten Förderprogramme - wie beispielsweise 
im Falle des Zentralen Innovationsprogramms Mit- 
telstand (ZIM) - durchzuführen.^'^ Eine Stärkung der 
institutioneilen Verankerung der Evaluationspraxis 
erfolgte in jüngerer Zeit durch die Etablierung von 
Stabsstellen bzw. Fachreferaten im BMBF und im 
BMWi sowie durch die Entwicklung eines Evalua- 
tionsleitfadens im BMBF. Dieser fokussiert auf die 
prozeduralen Aspekte von Evaluationen, gibt aber, 
anders als die EU-Richtlinien, keine methodischen 
Standards vor. 

Ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der Evalu- 
ationspraxis ist auch der Ausbau der Verfügbarkeit 
administrativer Daten für (Forschungs- und) Evalu- 
ationszwecke. Dies wird beispielsweise in den USA 


als wichtige staatliche Aufgabe verstanden.^“ Dort 
wurde 2016 vom US-Kongress ein Gesetz zur Grün- 
dung einer Commission on Evidence-Based Policy- 
making verabschiedet. Aufgabe der Kommission ist 
es, Vorschläge zu erarbeiten, wie die Verfügbarkeit 
und Nutzung von administrativen Daten der öffent- 
lichen Hand gewährleistet werden können, um eine 
evidenzbasierte Verbesserung des Designs politischer 
Maßnahmen zu ermöglichen, ohne Anforderungen an 
den Datenschutz zu verletzen.^’’ 
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B6 Digitaler Wandel 
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Marktkapitalisierung der Internetwirtschaft und 
der IKT-Branche im Ländervergleich 2005 bis 2016 
(Index, Basis; 2005) sowie absoluter Wert 2016 


Index der Marktkapitalisierung Absolute Werte 

(2005=100) 2016inMrd. € 

Internetwirtschaft 


Alphabet 
531 Mrd. 
Euro 


-O- USA 1.606,1 

-O“ Südkorea 42,7 

-O“ Deutschland 35,0 

— O“ Schweden 4,2 



USA 

Südkorea 

Deutschland 

Schweden 


Amazon 

351 Mrd. 

4.525,6 Euro 

383,2 


362,3 

76,3 
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Quelle: Müller et al. (2016 und 2017). 
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Nationale E-Government-Strategie 

i Deutsches E-Government soll 
: bis zum Jahr 201 5 zum 
i internationalen Maßstab 
:für effektive unid effiziente 
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Einrichtung IT-Planungsrat 
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und Ländern im Bereich der 
Informationstechnik 
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>•: 2016 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern 

. Der Bund erhält durch eine Grundgesetzänderung 
^ die Gesetzgebungskompetenz zur Ausgestaltung des 
i Zugangs zu den Verwaltungsdienstleistungen von Bund 
: und Ländern 


2016 

Onlinezugangsverbesserungsgesetz 

Bund, Länder und Kommunen müssen ihre Verwaltungs- 
: leistungen binnen fünf Jahren online anbieten 



Apple 
599 Mrd. 
Euro 


^ 2016 


Facebook 
329 Mrd. 
Euro 


Deutsche 
Telekom 
75 Mrd. 
Euro 


Gesetzentwurf zur Änderung des E-6overnment-6esetzes 

Bundesbehörden würden - im Falle der Umsetzung - 
verpflichtet, ihre Daten öffentlich zugänglich zu machen 


^ 2016 

Teilnahme Deutschlands an der 
; Open Government-Partnerschaft 


Das Datenportal für Deutschland geht nach 
knapp zweijähriger Erprobungsphase in 
den Regelbetrieb 


Digitalisierung des Asylverfahrens 


Aufbau einer bundesweiten Infrastruktur zur 
Registrierung und zentralen Speicherung von 
Daten von Asylsuchenden 


2015 


2020 


Quellenverzeichnis Infografiken siehe Kapitel D2. 
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B6-1 Digitaler Wandel und 
neue Geschäftsmodelle 


Digitaler Wandel vollzieht sich derzeit mit einer be- 
eindruckenden, für manche aber auch beängstigen- 
den, Geschwindigkeit. Der Wandel hat zahlreiche 
Triebfedern. Die Leistungsfähigkeit digitaler Tech- 
nologien steigt und erlaubt die schnelle Verarbeitung 
auch großer Datenmengen. Der kostengünstige und 
leicht skalierbare Zugriff auf IT-lnfrastruktur in der 
Cloud^'* senkt die Markteintrittsbarrieren für junge 
Unternehmen (Start-ups). Durch Vernetzung und per- 
sonalisierte Kommunikationsgeräte werden die Zu- 
sammenführung von bisher unverbundenen Daten und 
die Anwendung maschinellen Lernens möglich. Im 
Internet der Dinge werden Daten erfasst, deren Verar- 
beitung neue Anwendungen beispielsweise in den Be- 
reichen Gesundheit, Sport, Logistik, Produktion und 
Vertrieb unterstützt. 

Intemetbasierte Technologien erlauben es, intermedi- 
äre Wirtschaftsaktivitäten fast gänzlich durch Plattfor- 
men zu ersetzen. Dadurch werden in der sogenannten 
Sharing Economy neue Effizienzquellen erschlossen 
- so bei Uber und AirBnB. Andererseits entstehen 
Missbrauchspotenziale, auf die die Politik - in eini- 
gen Fällen überzogen - reagiert. Durch den Einsatz 
von Künstlicher Intelligenz und autonomen Systemen 
rücken auch qualifizierte Tätigkeiten in den Bereich 
betriebswirtschaftlich sinnvoller Automatisierung. 
Plattformen erlauben es, Aufträge (z.B. für Handwer- 
kerinnen und Handwerker) in virtuellen Marktplätzen 
kostengünstig an freiberuflich Tätige zu vergeben. 
Traditionelle Arbeitsverhältnisse geraten als Beschäf- 
tigungsmodell unter Druck. Die Veränderungen er- 
fassen alle Wirtschafts- und Lebensbereiche. Neben 
dem Bereich der Arbeit verändert sich auch die private 
Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger sehr stark. 
Spracherkennung z.B. sorgt für den Einzug digitaler 
Assistenzsysteme ins persönliche Umfeld. 

Staat, Unternehmen und Zivilgesellschaft stehen vor 
der immensen Aufgabe, diesen Wandel im Einklang 
mit kulturellen und gesellschaftlichen Wertvorstellun- 
gen und ethischen Grundsätzen zu gestalten. 


Digitale Wirtschaft im internationalen Vergleich 

Mit dem Begriff der digitalen Wirtschaft werden die 
klassische IKT-Branche und die Intemetwirtschaft 
bezeichnet.^'’ Die Infografik zu Kapitelbeginn zeigt 
die rasche Entwicklung und die hohen Wertschöp- 
fungspotenziale der Internetwirtschaft und der IKT- 
Branche anhand der Marktkapitalisierung von Un- 
ternehmen in beiden Bereichen für die vergangenen 
zehn Jahre im Ländervergleich. Die Marktkapitali- 
sierung der Intemetwirtschaft ist in allen Vergleichs- 
ländern in diesem Zeitraum sehr viel schneller ge- 
wachsen als die der „klassischen“ IKT-Branche.^^“ 
Diese dominiert derzeit noch in Bezug auf die absolu- 
te Höhe der Kapitalisierung. Das Wachstum der IKT- 
Branche wird im Wesentlichen von der zunehmenden 
Wertschöpfung im Bereich der Dienstleistungen ge- 
trieben.“' 

Die dominante Position der US-Untemehmen in der 
gesamten digitalen Wirtschaft und das starke Wachs- 
tum der Intemetwirtschaft sind bemerkenswert: Die 
Marktkapitalisierung der US-Unternehmen war im 
Jahr 2016 mit 1.686 Milliarden Euro etwa 20-mal so 
groß wie die gesamte Internetwirtschaft in Deutsch- 
land (35 Milliarden Euro), Schweden (4 Milliarden 
Euro) und Südkorea (43 Milliarden Euro) zusammen- 
genommen. Seit 2005 ist die Marktkapitalisiemng der 
US-Untemehmen auf das Siebenfache des Ausgangs- 
wertes gestiegen, in Südkorea und Schweden hat sie 
sich fast vervierfacht. 

Junge Unternehmen der Internetwirtschaft wie z.B. 
Facebook, Alphabet, Twitter oder Linkedln zeigten 
in den letzten 15 Jahren ein sehr schnelles Wachstum 
und konnten in vielen Fällen die Marktkapitalisie- 
rung länger etablierter Konzerne der IKT-Branche 
übertreffen. Die drei kapitalstärksten Unternehmen in 
Deutschland, die u.a. wichtige Geschäftsaktivitäten in 
der IKT-Branche haben, sind Siemens, SAP und die 
Deutsche Telekom. Ihre Wachstumsdynamik war im 
Vergleich zu der der neuen Intemetuntemehmen in 
den USA schwach ausgeprägt. 
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Expansion der digitalen Wirtschaft 

Im Zuge der wachsenden Vernetzung entstehen in 
der digitalen Wirtschaft immer neue Geschäfts- und 
Tätigkeitsfelder. Diese beschränken sich auch nicht 
mehr nur auf die anfänglichen Anwendungsfelder 
von Datenverarbeitung, Telekommunikations- und 
Übertragungstechnologien. Viele der Transaktionen 
auf dem Markt für Untemehmenskäufe und -Verkäufe 
in den Jahren 2013 bis 2015 lassen darauf schließen, 
dass aktuell neue Anwendungsbereiche erschlossen 
werden, die bislang nicht zu den Kemaktivitäten der 
digitalen Wirtschaft zählten.’^^ 

Zugleich werden diese neuen Aktivitäten derzeit 
mehrheitlich von den kapitalstarken Konzernen der 
Internetwirtschaft, allen voran US-amerikanischen 
und asiatischen, vorangetrieben. Diese haben bereits 
zahlreiche Unternehmen anderer Branchen akqui- 
riert.“’ 

Start-ups als zentrale Akteure 

Geschäftsmodelle der digitalen Wirtschaft bilden 
häufig den Ausgangspunkt für innovative Gründun- 
gen. Etwa vier von fünf Gründungen der digitalen 
Wirtschaft sind in der Intemetwirtschaft zu verorten. 
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass 
gerade mit Berlin eine Region von Gründungen in 
der Intemetwirtschaft profitiert, die sich nicht durch 
einen starken Bestand an Industrieunternehmen aus- 
zeichnet.™ Die digitale Wirtschaft Deutschlands pro- 
fitiert aufgrund der besonderen Rolle von Start-ups 
unmittelbar von verbesserten Rahmenbedingungen 
für Gründungen und Wagniskapital (vgl. Kapitel B 
4-1 und B 4-2). 

Wachsende Bedeutung der Nutzer 

Die Bedeutung datengetriebener Dienste nimmt 
weiter zu. Persönliche Daten von Kunden bzw. von 
Nutzern digitaler Dienste stellen wichtige Ressour- 
cen dar, da sie langfristig den Zugang zum Endkun- 
den sichern.^^^ Zugleich sind Nutzer eine wichtige 
Innovationsquelle für die Unternehmen der digitalen 
Wirtschaft, da sie nutzergenerierte Inhalte erzeugen. 
Übernahmen und Bewertungen von Unternehmen mit 
hohen Nutzerzahlen zeigen, dass Investoren in der 
Generierung und Nutzung persönlicher Daten weiter- 
hin einen hohen Wert sehen. 


Neue Geschäftsmodelle der digitalen Wirtschaft 

Ein wesentlicher Treiber des digitalen Wandels liegt 
in der Implementierung neuer digitaler Geschäftsmo- 
delle. Im Jahresgutachten 2016 der Expertenkommis- 
sion Forschung und Innovation werden beispielhaft 
neue Geschäftsmodelle der digitalen Wirtschaft im 
Gesundheitswesen, im Banken- und im Energiesek- 
tor vorgestellt.“'' Etablierte Unternehmen müssen in 
diesen und anderen Sektoren damit rechnen, dass die 
Schnittstellen zum Endkunden durch neue Intennedi- 
äre wie Plattformanbieter besetzt werden.“* 

Durch die zunehmende Vernetzung werden Dienst- 
leistungen generell noch an Bedeutung gewinnen, 
während der Wertschöpfungsanteil der reinen Pro- 
duktionsleistung zurückgehen dürfte.“" Das Dienst- 
leistungsgesehäft ist aber auch für Industrieunter- 
nehmen von großer Bedeutung.““ So definieren sich 
bereits jetzt etablierte Automobilproduzenten zuneh- 
mend als Mobilitätsdienstleister. Geschäftsmodelle 
der digitalen Wirtschaft haben aber die Eintrittsbar- 
rieren neuer Wettbewerber im Dienstleistungsbereich 
drastisch reduziert. Etablierte Unternehmen müssen 
daher damit rechnen, nun schneller und häufiger von 
solchen Innovatoren herausgefordert zu werden.“' 

Digitalisierungsrückstand bei KMU 

Vielen Unternehmerinnen und Unternehmern in 
Deutschland ist bewusst, dass sie im Zuge des di- 
gitalen Wandels mit neuer Konkurrenz und einer 
wachsenden Bedeutung von Unternehmen rechnen 
müssen, die eine zentrale Rolle im Wertschöpfungs- 
netzwerk - beispielsweise durch Plattformangebote 
- einnehmen.*“ Großunternehmen haben die Res- 
sourcen, um ihren Nachholbedarf über Untemeh- 
mensberatungen und interne Maßnahmen zu decken. 

Deutsche KMU scheinen sich mit der Umsetzung 
neuer Geschäftsmodelle der digitalen Wirtschaft al- 
lerdings schwer zu tun. Umfragen zeigen: Je kleiner 
das Unternehmen, desto seltener werden internet- 
basierte Technologien und neue Geschäftsmodelle 
eingesetzt.*** Die Expertenkommission geht derzeit 
davon aus, dass ein Großteil der KMU durch den digi- 
talen Wandel vor erhebliche Probleme gestellt wird.**" 
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Stärken in der Forschung und in 
spezifischen Technologiebereichen 

Nach Ansicht der Expertenkommission liegt der Auf- 
holbedarf Deutschlands im Bereich digitaler Tech- 
nologien weniger in der technologisch orientierten 
Forschung als im Transfer und in der Anwendung 
wissenschaftlicher Ergebnisse. In einigen Technolo- 
giebereichen - wie Fahrerassistenzsystemetf - kann 
deutschen Unternehmen sogar eine führende Rolle 
attestiert werden. Im Bereich der intemetnahen For- 
schung und Anwendungen ist dies nicht der Fall; hier 
werden in unabhängigen Studien bei deutschen Un- 
ternehmen keine besonderen Stärken festgestellt.^^'’ 
Generell gilt, dass die produktionstechnisch orien- 
tierte Informationstechnologie in Deutschland hoch 
entwickelt ist und eine spezifische Stärke darstellt, 
die auch internationale Anerkennung findet. Ange- 
sichts der Tatsache, dass der digitale Wandel aber alle 
Sektoren und Febensbereiche erfasst, ist diese Positi- 
onierung bei Weitem nicht mehr ausreichend, um mit- 
tel- und langfristig eine führende Position im Innova- 
tionswettbewerb einzunehmen und um den digitalen 
Wandel erfolgreich zu meistern. 

Infrastruktur für die digitale Wirtschaft 

Die Digitalisierung stellt stetig wachsende Anfor- 
derungen an die Verfügbarkeit und Feistungsfahig- 
keit der Intemetverbindungen. Ein kontinuierlicher 
Ausbau der digitalen Infrastruktur wirkt daher als 
wichtige Wachstumsdeterminante für moderne Volks- 
wirtschaften.”’ Deutschland liegt bei nahezu allen 
Indikatoren, die den Breitbandausbau mit Hochleis- 
tungsnetzenjenseits der 50 Mbit/s betreffen, im inter- 
nationalen Vergleich zurück.”* Gleichzeitig ist davon 
auszugehen, dass selbst eine Versorgung mit Band- 
breiten von 50 Mbit/s in absehbarer Zeit schon nicht 
mehr bedarfsgerecht sein wird.”’ Für das Jahr 2025 
gehen Netzbetreiber von einer durchschnittlichen pri- 
vaten Nachfrage nach Intemetgeschwindigkeiten von 
400 Mbit/s im Download und 200 Mbit/s im Upload 
aus. Vor diesem Hintergrund sind die von der Bundes- 
regierung formulierten Ziele zum Ausbau der Breit- 
bandinfrastruktur nach Ansicht der Expertenkommis- 
sion längst nicht mehr angemessen. 
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E-Government 


B6-2 


Potenziale von E-Government 

Der Begriff E-Govemment (Electronic Government) 
steht für die Abwicklung von Regierungs- und Ver- 
waltungsprozessen mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationstechnologien über elektronische 
Medien. Im Rahmen von E-Govemment werden Be- 
hördendienstleistungen und Verwaltungsangelegen- 
heiten digitalisiert und online angeboten.^“ 

E-Government kann die Qualität und den Umfang 
staatlicher Leistungen erhöhen und für mehr Transpa- 
renz sowie Verlässlichkeit sorgen. Der verstärkte Ein- 
satz von E-Govemment erhöht zudem die Nachfrage 
nach IT-Lösungen und kann als Innovationstreiber 
für die IT- und Intemetwirtschaft genutzt werden.^“' 


E-Government ist somit auch ein wichtiger Anwen- 
dungsbereich für innovationsorientierte öffentliche 
Beschaffung (vgl. Kapitel B 5-2). Für die Bereitstel- 
lung und den Betrieb der technischen Infrastruktur 
kann auf innovative Produkte und Dienstleistungen 
zurückgegriffen werden, die es bereits auf dem Markt 
gibt. Es können aber auch Produkte und Dienstleis- 
tungen zum Einsatz kommen, die es auf dem Markt 
noch nicht gibt und die erst für ihren spezifischen Ein- 
satzzweck entwickelt werden müssen. Von einigen 
Ländern wird der Ausbau von E-Govemment daher 
seit Jahren als Bestandteil einer nachfrageorientierten 
Innovationspolitik vorangetrieben, so in den Nieder- 
landen und in Südkorea.^“*^ 


Abb B 6-2-1 

Qualitätsstufen des deutschen E-Government-Angebots im internationalen Vergleich 2016 



I Gesamtergebnis 


Quelle: UN DESA (2016), 
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In ihrer nationalen E-Govemment-Strategie von 2010 
formulierten Bund, Länder und Kommunen den An- 
spruch, das deutsche E-Government bis zum Jahr 
2015 zum internationalen Maßstab für effektive und 
effiziente Verwaltung zu machen. Dieser Anspruch 
wurde nicht erfüllt.^'*^ 


E-Government im internationalen Vergleich 

Deutschland bleibt im E-Government rückständig 
und lässt damit wichtige Innovations- und Wert- 
schöpfungspotenziale ungenutzt. Der E-Govemment 
Development Index^'*'* der Vereinten Nationen zeigt, 
dass die Qualität behördenbezogener Dienstleistun- 
gen in Südkorea, Estland und den USA deutlich wei- 
terentwickelt ist als in Deutschland (vgl. Abbildung 
B 6-2-1). Der E-Govemment Development Index gibt 
den Entwicklungsstand der E-Govemment-Angebote 
aller UN-Mitgliedsstaaten auf der Grundlage eines 
vierstufigen Rasters wieder. Die erste und zweite Stu- 
fe umfassen eindirektionale Interaktionsformen wie 
die Infonnationsbereitstellung durch Behörden oder 
die Verlinkung auf Webseiten anderer Institutionen 
(Stufe 1) sowie die einseitige elektronische Kommu- 
nikation u.a. mit herunterladbaren Dokumenten (Stu- 
fe 2). Angebote der Stufe 3 umfassen die Möglichkeit 
der wechselseitigen Kommunikation und Interaktion 
- z.B. die Beantragung, Ausstellung und Bezahlung 
von Lizenzen und Urkunden. Ab Stufe 3 sind die An- 
forderungen für eine digitale Durchgängigkeit erfüllt, 
also die Abwicklung eines Vorgangs ohne Wechsel 
des informationstragenden Mediums. Angebote der 
Stufe 4 sind als vollständig verknüpfte Dienste de- 
finiert, die interaktive Anwendungen für Bürgerbe- 
fragungen, Diskussionsforen sowie individualisierte 
Dienste umfassen.’“^ 

Zwar erreicht das deutsche E-Government bei einfa- 
chen Interaktionsformen wie der Informationsbereit- 
stellung durch Behörden mittlerweile das Niveau der 
Vorreitemationen Estland, Finnland, Südkorea oder 
USA. Bei den qualitativ höherwertigen Angeboten 
der Stufe 4, die u.a. individualisierte Dienste umfas- 
sen, liegt Deutschland jedoch erheblich hinter den 
Vorreitemationen.^“ 


E-Government-Angebot lückenhaft und wenig 
nutzerfreundlich 

Das E-Govemment-Angebot in Deutschland ist lü- 
ckenhaft und oft nicht digital durchgängig. Erschwe- 
rend kommt hinzu, dass das vorhandene Angebot 


wenig nutzerfreundlich gestaltet ist. Der Aspekt der 
Nutzerfreundlichkeit wird vom E-Govemment Deve- 
lopment Index nicht erfasst. Ein nutzerfreundliches 
E-Government-Angebot zeichnet sich - neben digi- 
taler Durchgängigkeit - durch Bekanntheit der on- 
line verfügbaren Dienste, Übersichtlichkeit, einfache 
Bedienbarkeit sowie Transparenz aus. Idealerweise 
werden die elektronischen Infonnationen und Dienst- 
leistungen gebündelt an einem Ort aus einer Hand an- 
geboten (One-Stop-Shop). Als Folge eines lückenhaf- 
ten Angebots und der geringen Nutzerfreundlichkeit 
wird E-Govemment in Deutschland von Bürgerinnen 
und Bürgern weniger intensiv genutzt als in anderen 
Ländern.^“ 

Mangelnde Nutzerfreundlichkeit von E-Govemment- 
Angeboten ist auch aus Sicht der Unternehmen ein 
Problem. Zwar werden in Deutschland fast alle zen- 
tralen Dienste für Unternehmen digital durchgängig 
angeboten, doch wird die Nutzerfreundlichkeit kri- 
tisch beurteilt. Insbesondere beklagt werden Defizite 
in der Übersichtlichkeit und in der Auffindbarkeit von 
Online-Diensten sowie das Fehlen eines One-Stop- 
Shops.5“ 

Verbesserung der Bund-Länder-Koordination 

Der Ausbau von E-Govemment war in Deutschland 
bislang am Prinzip der Freiwilligkeit ausgerichtet; auf 
rechtsverbindliche Vorgaben wurde weitgehend ver- 
zichtet. Da die Interessen der föderalen Akteure beim 
Ausbau von E-Govemment sehr unterschiedlich sind, 
hat das Fehlen übergeordneter und rechtsverbindli- 
cher Vorgaben zu einem unübersichtlichen und tech- 
nisch heterogenen E-Govemment-Angebot geführt.^“ 
Zwar wurde für die Koordination der föderalen Zu- 
sammenarbeit im Jahr 2010 von Bund und Ländern 
der IT-Planungsrat als politisches Steuerungsgremi- 
um im Bereich der Informationstechnik eingerichtet. 
Jedoch verfügte der IT-Planungsrat lediglich über 
sehr begrenzte Ressourcen und Regelungskompeten- 
zen.““ 

Ein wichtiger Schritt zur Überwindung dieser unbe- 
friedigenden Situation erfolgte im Oktober 2016 mit 
dem Beschluss zur Neuordnung der Finanzbezie- 
hungen von Bund und Ländern.“' Im Kontext dieser 
Neuordnung erhält der Bund durch eine im Dezember 
2016 erfolgte Grundgesetzändemng (Art. 91c Abs. 5 
GG - neu -) die Gesetzgebungskompetenz zur Aus- 
gestaltung des Zugangs zu den Verwaltungsdienst- 
leistungen von Bund und Ländern einschließlich der 
Kommunen. Das parallel zu dieser Grundgesetzän- 
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derung vom Kabinett verabschiedete Begleitgesetz 

- das Onlinezugangsverbesserungsgesetz - regelt 
die weitere Ausgestaltung der verfassungsrechtlichen 
Vorgaben. Das Gesetz schreibt Bund, Ländern und 
Kommunen vor, ihre Verwaltungsleistungen binnen 
fünf Jahren auch online anzubieten und sie über ei- 
nen Verbund der Verwaltungsportale von Bund und 
Ländern zugänglich zu machen.^^^ Bürgerinnen, Bür- 
ger und Unternehmen sollen von einem beliebigen 
Verwaltungsportal aus auf alle onlinefahigen Verwal- 
tungsleistungen medienbruch- und barrierefrei zu- 
greifen und sie mittels eines einzigen Nutzerkontos in 
Anspruch nehmen können.’” 

Die Expertenkommission begrüßt diese Entwicklung 
nachdrücklich. Mit diesen Veränderungen besteht 
nun die Chance, die Qualität des E-Govemments in 
Deutschland in den kommenden Jahren an internati- 
onale Standards anzugleichen. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, muss der Bund - wie vom Normenkontrollrat 
gefordert - seine erweiterten Regelungskompetenzen 
engagiert nutzen und zügig praktikable Lösungen 
zum Ausbau von E-Govemment vorlegen. Dazu ge- 
hört auch, das geplante Digitalisierungsbudget mit 
ausreichenden finanziellen Mitteln auszustatten.’” 

Open Government Data in Deutschland 

Mit der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung 
entstehen große, digital nutzbare Datenmengen. Bei 
Berücksichtigung von Datenschutz können solche 
Daten als Open Government Data (offene Verwal- 
tungsdaten) auf Online-Portalen bereitgestellt und 
von Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteu- 
ren für die Entwicklung neuer Dienstleistungen und 
innovativer Geschäftsmodelle verwendet werden. 
Offene Verwaltungsdaten stellen darüber hinaus auch 
eine wichtige Datenquelle für die Wissenschaft dar.’” 

ln Deutschland werden Verwaltungsdaten über zahl- 
reiche Portale auf Landes- und kommunaler Ebene 
veröffentlicht. Zudem ging Anfang 2015 GovData 

- das Datenportal für Deutschland nach einer etwa 
zweijährigen Prototypenphase als nationales Daten- 
portal in den Regelbetrieb. Grundlage für die Be- 
reitstellung von Verwaltungsdaten ist die Open Data 
Charta der G8 vom Juni 2013. In dieser Charta ver- 
ständigten sich Deutschland und die übrigen G8-Staa- 
ten auf grundlegende Prinzipien zur Umsetzung von 
Open Data. Insbesondere sollen Verwaltungsdaten 
standardmäßig offen bereitgestellt werden.’” Aller- 
dings wurde das Prinzip der standardmäßig offenen 
Daten (open by default) in Deutschland bislang nicht 


flächendeckend umgesetzt. Tatsächlich entscheiden 
in Deutschland die jeweiligen Behörden in der Regel 
selbst, welche Daten sie in das Datenportal einstellen. 
Als Folge bleiben Qualität und Quantität der auf Gov- 
Data eingestellten Daten bisher hinter vergleichbaren 
Datenportalen in anderen Industriestaaten zurück.’” 

Mitverursacht wird dieses Defizit auch durch das un- 
einheitliche Vorgehen der Bundesländer: GovData 
wird lediglich von zehn der sechzehn Bundesländer 
unterstützt.’” Die Bundesländer Bayern, Hessen, Nie- 
dersachsen, Saarland, Sachsen- Anhalt und Thüringen 
unterstützen die Initiative nicht und die Daten dieser 
Länder werden nicht auf GovData veröffentlicht.’” 

Das defensive und uneinheitliche Vorgehen schränkt 
den Wert des Datenportals stark ein.”” Um dem Prin- 
zip der offenen Verwaltungsdaten zum Durchbruch 
zu verhelfen und den bislang nur schleppend verlau- 
fenden Kulturwandel in der Verwaltung zu beschleu- 
nigen, hat die Bundesregierung im Dezember 2016 
einen Gesetzentwurf zur Umsetzung von Open Data- 
Grundsätzen vorgelegt.”” Der Entwurf setzt damit ein 
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag um, wonach die 
Bundesverwaltung Vorreiter bei der Bereitstellung 
offener Daten in einheitlichen maschinenlesbaren 
Formaten und unter freien Lizenzbedingungen sein 
soll.’“ Die Bundesbehörden werden verpflichtet, Da- 
ten, die sie im Rahmen der Erfüllung ihres öffentlich- 
rechtlichen Auftrags erheben, öffentlich zugänglich 
zu machen - es sei denn, gewichtige Gründe stehen 
dieser Veröffentlichung entgegen. Zukünftig werden 
die Behörden also nicht mehr entscheiden, welche 
Daten sie veröffentlichen, sondern lediglich, welche 
Daten nicht veröffentlicht werden dürfen. Datenof- 
fenheit würde damit zum Normalfall.”’’ 

Die Verpflichtung zu Open Data soll allerdings nicht 
auf die Bundesebene beschränkt bleiben. Im Zuge der 
Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und 
Ländern im Oktober 2016 haben sich die Bundeslän- 
der verpflichtet, eigene Open Data-Gesetze auszuar- 
beiten, soweit noch keine entsprechenden Gesetze be- 
stehen. Um deutschlandweit vergleichbare Standards 
für den Datenzugang zu realisieren, sollen sich die 
Länder gemäß Selbstverpflichtung am Gesetzentwurf 
des Bundes orientieren.’“ 

Einzelne Bundesländer und Kommunen haben bei 
der Öffnung ihrer Datenbestände bereits Maßstäbe 
gesetzt. Hamburg hat mit seinem 2012 in Kraft ge- 
tretenen Transparenzgesetz gezeigt, dass eine stan- 
dardmäßige Bereitstellung von Verwaltungsdaten in- 
nerhalb kurzer Zeit möglich ist, wenn dies gesetzlich 
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vorgeschrieben wird und gleichzeitig entsprechende 
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.’'’^ Rhein- 
land-Pfalz ist dem Hamburger Beispiel im Jahr 2015 
gefolgt.^“ Auch Städte wie z.B. Bonn, Karlsruhe, 
Moers und Ulm haben bereits vor einigen Jahren be- 
gonnen, ihre Daten zu veröffentlichen. 

Die Expertenkommission sieht in einer solchen 
Veränderung des Standardvorgehens (von Geheim- 
haltung zu Veröffentlichung) eine wichtige Wei- 
chenstellung zugunsten einer intensiveren Nutzung 
öffentlicher Daten und zu einer Verbesserung der 
Dienstleistungen der öffentlichen Hand.“'' 


Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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B7 Optionen für eine 

steuerliche FuE-Förderung 

Die meisten Industrienationen der Welt setzen 

steuerliche Anreize zur Förderung von Forschung und Entwicklung. 

Deutschland verzichtet bislang auf dieses Instrument. 


Umfang steuerlicher FuE-Förderung in Ländern außerhalb Europas 
als Anteil am Bruttoinlandsprodukt (Promille) im Jahr 2015 


Kanada 

1.5 


Russland** 


Japan 

1 / 



Quelle: OECD Science, Technology and Industry Scoreboard 2015 sowie Spengel et al. (2017). #NV bezeichnet nicht verfügbare Werte. 
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Umfang steuerlicher FuE-Förderung in Ländern innerhalb Europas 
als Anteil am Bruttoinlandsprodukt (Promille) im Jahr 2015 


Norwegen 

0,7 


Schweden 


Finnland 


0,1 


Estland 



Island*** 

0,6 


Litauen 


Tschechien 


Slowakei 

0 


Ungarn 


Großbritannien 

1,0 


Niederlande 

1,6 


Dänemark 

0,6 


Lettland 

0,1 


Polen 


Frankreich 

2,7 


Italien Malta Slowenien 

0,004 1,0 


Griechenland 

0,5 


Portugal 

1,0 


Spanien**** Schweiz** ^ Österreich 

0,2 0 ll,7 


Kroatien 


Bulgarien 

0 


Zypern 

0 


Türkei 

0,4 
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B7 Optionen für eine 

steuerliche FuE-Förderung 


B 7-1 Ökonomische Begründung für die staatliche 
Förderung privater FuE-Aufwendungen 

Die staatliche Förderung privater FuE- Aktivitäten 
ist ökonomisch gut begründbar.“* Vielfach entstehen 
durch FuE-Tätigkeit bei Konsumentinnen und Kon- 
sumenten sowie bei Unternehmen Erträge, die über 
jene hinausgehen, die den forschenden Unternehmen 
zukommen.“’ Den Konsumentinnen und Konsumen- 
ten der neu geschaffenen oder verbesserten Produk- 
te entsteht ein Nutzenzuwachs, der nicht vollständig 
durch den Preis für diese Produkte abgeschöpft wird. 
Zudem ziehen FuE- Aktivitäten positive Extemalitä- 
ten nach sich: Andere Akteure können auf dem durch 
FuE- Anstrengungen neu geschaffenen Wissen auf- 
bauen und es für die Neu- oder Weiterentwicklung ei- 
gener Produkte und Prozesse verwenden. In der Kon- 
sequenz liegen die privaten Erträge aus FuE-Tätigkeit 
unter den gesamtwirtschaftlichen Erträgen. Die An- 
reize für private Forschungsanstrengungen fallen 
somit zu gering aus und es kommt zu einer Unterin- 
vestition in FuE. Staatliche Fördermaßnahmen zielen 
darauf ab, dieses Marktversagen zu korrigieren. 

Neben Wissensextemalitäten führen auch Infonna- 
tionsasymmetrien zu einem Versagen des Marktes 
für neue Ideen.““ Von asymmetrischer Information 
spricht man, wenn eine Marktseite besser als die an- 
dere informiert ist. Dies trifft in besonderem Maße 
auf die Finanzierung von FuE-Tätigkeiten zu. Für ex- 
terne Kapitalgebende gestaltet sich die Abschätzung 
der Erfolgschancen weit schwieriger als für die FuE- 
aktiven Unternehmen. Die Informationsasymmetrie 
führt dazu, dass eine geringere Zahl von FuE-Projek- 
ten finanziert wird, als gesamtwirtschaftlich sinnvoll 
wäre. Finanzierungsrestriktionen dieser Form sind 
vor allem für relativ junge und kleine Unternehmen 
problematisch, weil sie in der Regel nicht über Rück- 
lagen verfügen, aus denen FuE finanziert werden 
könnte.“' 


Der Staat kann durch Fördermaßnahmen dazu beitra- 
gen, diese Formen von Marktversagen bei privaten 
FuE- Aktivitäten teilweise auszugleichen. Hierfür kön- 
nen direkte und indirekte Förderinstrumente eingesetzt 
werden. Zu den in Deutschland eingesetzten direkten 
Förderinstrumenten zählt zunächst die Projektför- 
derung in Fachprogrammen der Bundesministerien, 
durch die bestimmte Technologien oder Themenfel- 
der gefördert werden. Des Weiteren werden in einigen 
Förderprogrammen wie beispielsweise dem Zentralen 
Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) des BMWi 
auf Antrag technologieunspezifische Zuschüsse zur F i- 
nanzierung von Forschungs- und Innovationsprojekten 
gewährt. Zu den indirekten Förderinstrumenten gehö- 
ren unter anderem FuE-Personalkostenzuschüsse und 
steuerliche Vergünstigungen wie Sonderabschreibun- 
gen für FuE-Investitionen oder Steuergutschriften für 
F uE- Aufwendungen. 

Ein Vorteil der direkten Förderung wird häufig in der 
Möglichkeit gesehen, Fördermittel in als besonders 
wichtig erachtete Technologien oder Themengebiete 
zu lenken. Aus ökonomischer Sicht besteht ein grund- 
sätzlicher Vorteil darin, dass zielgerichtet jene Projekte 
ausgewählt werden können, die hohe soziale Erträge 
erwarten lassen und die ohne Förderung gegebenenfalls 
nicht durchgeführt würden.*“ Allerdings unterliegen 
die Förderinstitutionen denselben Informationsasym- 
metrien wie externe Finanzierende, so dass eine Ab- 
schätzung der sozialen Erträge ex ante ähnlich schwie- 
rig ist wie eine Abschätzung der privaten Erträge. 

Das Instrument der indirekten FuE-Förderung durch 
steuerliche Vergünstigungen wird von der Mehrheit 
der OECD- und EU-Mitgliedsstaaten eingesetzt (vgl. 
Infografik zu Kapitelbeginn). In zahlreichen Staaten 
übersteigt das Volumen der jeweiligen steuerlichen 
FuE-Förderung das der direkten staatlichen FuE-För- 
derung (vgl. Abbildung C 4-1). Deutschland macht von 
der Möglichkeit einer indirekten Förderung über das 
Steuersystem bislang keinen Gebrauch. 
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Eine steuerliche FuE-Förderung hat im Vergleich zu 
direkten Fördennaßnahmen mehrere Vorteile. Direkte 
FuE-Förderung erfordert immer eine Antragstellung 
und ein Bewertungsverfahren durch staatliche Behör- 
den bzw. durch deren Projektträger. Sie kann somit 
nur für einzelne, konkret definierte Projekte in An- 
spruch genommen werden.”^ Sie ist daher zwar fis- 
kalisch gut planbar und kann zielgerichtet eingesetzt 
werden; gleichzeitig ist sie aber für die Unternehmen 
mit hoher Unsicherheit bezüglich der Bewilligung 
der Anträge verbunden. Zudem tragen die Unterneh- 
men in jedem Fall die Kosten der Antragstellung. 
Diese umfassen die Kosten für die Suche nach einem 
passenden Förderinstrument sowie die Kosten der 
Formulierung eines Antrags. Kosten und Zeiterfor- 
demisse schrecken zahlreiche Unternehmen von der 
Antragstellung ab.”'* 

Bei einer steuerlichen FuE-Förderung ist die Förder- 
fahigkeit bereits mit dem Nachweis förderberechtig- 
ter (qualifizierter) FuE- Aufwendungen gegeben. Das 
Instrument trägt somit zu einer erhöhten Planungssi- 
cherheit der Unternehmen hinsichtlich der Förderung 
risikobehafteter FuE- Vorhaben bei. Gleichzeitig fällt 
der administrative Aufwand, der sowohl dem Staat als 
auch den antragstellenden Unternehmen entsteht, im 
Vergleich zur klassischen Projektförderung deutlich 
geringer aus. Der Staat erspart sich die Gestaltung 
einer Fördennaßnahme und die Bewertung der An- 
träge. Die Unternehmen ersparen sich die Suche nach 
einem Förderinstrument und die Antragstellung. 

Im Vergleich zu einer themenspezifischen Projekt- 
förderung weist die steuerliche FuE-Förderung zu- 
dem den Vorteil auf, dass FuE-Projekte auch dann 
gefördert werden, wenn sie thematisch nicht in das 
bestehende staatliche Förderportfolio passen. Das 
Instrument wirkt auch dann, wenn der Staat die FuE- 
Möglichkeiten der privaten Akteure nicht vollstän- 
dig kennt, und entfaltet so eine größere Breitenwir- 
kung.”^ 

Eine steuerliche FuE-Förderung kann darüber hinaus 
die Attraktivität eines Landes im weltweiten Wett- 
bewerb um Standortentscheidungen multinationaler 
Unternehmen und forschungsintensiver Branchen 
erhöhen.”® Dieser Aspekt ist aber für kleine und mitt- 
lere Unternehmen (KMU) und junge Unternehmen in 
der Regel nicht bedeutsam. 

Die Expertenkommission hat wiederholt vorgeschla- 
gen, dass sich Deutschland als eine der führenden 
Wirtschaftsnationen zukünftig am Ziel orientieren 
sollte, 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 


für FuE einzusetzen.”'' Damit könnte Deutschland 
seine technologische Wettbewerbsfähigkeit langfris- 
tig ausbauen und zu führenden Innovationsnationen 
aufschließen. Ein erster wichtiger Schritt auf dem 
Weg zu diesem Ziel kann die Einführung einer steuer- 
lichen FuE-Förderung sein. 

Verbreitung und Ausgestaltung steuerlicher B 7-2 

FuE-Förderung 

Derzeit bieten 28 der 35 OECD-Staaten”* steuerliche 
Anreize zur Durchführung privater FuE. Die Ausge- 
staltung der jeweiligen steuerlichen FuE-Förderung 
ist über die Länder hinweg jedoch sehr unterschied- 
lich. Box B 7-1 erläutert grundsätzliche Varianten der 
Ausgestaltung.”’ 


Einige Länder blicken bereits auf viele Jahre erfolg- 
reicher Implementierung einer steuerlichen FuE-För- 
derung zurück. Die Europäische Kommission hebt 
einige bewährte Programme als Beispiele guter Pra- 
xis hervor.”“ Hierzu zählen unter anderem die Pro- 
gramme in Frankreich, Großbritannien, Irland, den 
Niederlanden und Norwegen.”' Im Folgenden wird 
die Ausgestaltung der Programme in diesen Ländern 
vertiefend betrachtet (vgl. Tabelle B 7-2). 

Alle genannten Länder verfügen im Jahr 2016 über 
mindestens ein Programm, das als volumenbasierte 
Steuergutschrift für qualifizierte FuE- Aufwendungen 
ausgestaltet ist. In fast allen genannten Programmen, 
in denen eine solche Steuergutschrift zur Anwendung 
kommt, setzt diese an der Ertragsteuer des Unter- 
nehmens an - außer beim Programm WB SO in den 
Niederlanden, wo die Gutschrift die von den Unter- 
nehmen für die Belegschaft monatlich abzuführende 
Lohnsteuer mindert. Für die genannten Länder gibt es 
nur eine Förderung, die die steuerliche Bemessungs- 
grundlage senkt - das sogenannte R&D Tax Relief- 
Programm in Großbritannien.”’ 

Bei den Programmen, die als Steuergutschrift auf die 
Ertragsteuer ausgestaltet sind, variieren die Förder- 
sätze in einer Spanne von 10 Prozent (Programm ATL 
in Großbritannien) bis 25 Prozent (R&D Tax Credit 
in Irland). In den Niederlanden beträgt die Steuer- 
gutschrift auf die Lohnsteuer für FuE-Personal 50 
Prozent (Programm WBSO).”“ Bei den meisten Pro- 
grammen wird die Gutschrift bis zu einer Kappungs- 
grenze gewährt (CII in Frankreich, WBSO und RDA 
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Box B 7-1 


Varianten der Ausgestaltung einer steuerlichen FuE-Förderung 


Die steuerliche Förderung von 
FuE wird im Regelfall im Rah- 
men der Ertragsteuern gewährt - 
also der Körperschaftsteuer (bei 
Kapitalgesellschaften) oder der 
persönlichen Einkommensteuer 
(bei Personenunternehmen). Die 
wiohtigste Ausnahme betrifft die 
Eörderung im Rahmen der Lohn- 
steuerzahtungen durch die Unter- 
nehmen (Arbeitgeber).™* 

Bei einer steuerlichen EuE-Förde- 
rung können grundsätzlich Abzü- 
ge von der Bemessungsgrundlage 
und Steuergutschriften (Abzüge 
von der Steuerschutd) unterschie- 
den werden.“ 

in den meisten nationaten Steu- 
ersystemen können laufende FuE- 
Aufwendungen - wie andere Be- 
triebsausgaben - unmittetbar von 
der steuerlichen Bemessungs- 
grundlage abgezogen werden. Sie 
stellen einen steuerlich relevan- 
ten (den unternehmerischen Er- 
trag mindernden) Aufwand dar. 
Wird außerdem eine steuerliche 
EuE-Eörderung eingesetzt, die 
ebenfalls an der steuerlichen Be- 
messungsgrundlage anknüpft, so 
erlaubt diese zusätzliche, über 
das normale Maß hinausgehende 
Abzüge™® für EuE-Aufwendungen 
oder beschleunigte Abschreibun- 
gen für Anlageinvestitionen im 
EuE-Bereich. So können beispiels- 
weise KMU in Großbritannien zu- 
sätzlich zum Abzug der laufenden 
FuE-Aufwendungen nochmals 130 
Prozent der FuE-Aufwendungen 
von der Bemessungsgrundlage 
abziehen. Die effektive Begünsti- 
gung der Unternehmen hängt in 


diesen Fällen vom jeweils gülti- 
gen Steuertarif, und damit auch 
von der Rechtsform und anderen 
Faktoren, ab. 

Alternativ (oder in einigen Fällen 
zusätzlich) zu Abzügen von der 
Bemessungsgrundlage gewähren 
manche Länder Steuergutschrif- 
ten (Tax Credits). Dabei wird den 
Unternehmen eine Gutschrift auf 
ihre Steuerschutd eingeräumt, die 
sich aus der Höhe ihrer FuE-Auf- 
wendungen berechnet. Die Höhe 
der Steuergutschriften (Förder- 
satz) reicht dabei von 5 Prozent 
(Japan) bis zu 100 Prozent (Un- 
garn) der berücksichtigten FuE- 
Aufwendungen. 

innerhalb der EU sind Begüns- 
tigungen bei der Bemessungs- 
grundtage und Steuergutschriften 
für FuE-Aufwendungen gteicher- 
maßen verbreitet. Unter Einbezug 
weiterer Staaten außerhalb der 
EU™’ zeigt sich, dass Förder- 
maßnahmen in Form einer Steu- 
ergutschrift häufiger verwendet 
werden. 

Weitere wichtige Differenzie- 
rungskriterien der Ausgestaltung 
umfassen die Unterscheidung 
nach votumenbasierter und in- 
krementetter Förderung, die Art 
der steuerlich begünstigten Auf- 
wendungen, die Behandlung nicht 
genutzter Steuergutschriften (im 
Falle einer Steuerschuld, die 
unter dem Betrag der Gutschrift 
liegt) sowie Einschränkungen der 
Förderung auf bestimmte Unter- 
nehmensgruppen wie beispiels- 
weise KMU. 


Bei der volumenbasierten Förde- 
rung werden die gesamten FuE- 
Aufwendungen in die Steuergut- 
schrift einbezogen, während bei 
einer inkrementeilen Förderung 
nur die über einen Reterenzwert 
hinausgehenden FuE-Aufwendun- 
gen begünstigt werden. Der Re- 
ferenzwert wird durch einen Ver- 
gleich mit den FuE-Aufwendungen 
des Unternehmens in einem Re- 
ferenzzeitraum (üblicherweise 
vor dem jeweiligen Bezugsjahr) 
ermittelt. 

Begünstigte Aufwendungsarten 
können Aufwendungen für FuE- 
Personat, Aufwendungen für im 
Rahmen der FuE-Tätigkeit ein- 
gesetzte Vermögensgegenstände 
und andere FuE-Ausgaben (z.B. 
Verbrauchsmaterialien) umfassen. 
Üblicherweise basiert die Ab- 
grenzung der begünstigten FuE- 
Aufwendungen auf dem Frascati- 
Handbuch der OECD.™“ 

Überschreitet im Jahr der steu- 
erlichen Veranlagung die aus 
FuE-Tätigkeit abgeleitete Steuer- 
gutschrift die Steuerschuld des 
Unternehmens, so wird in einigen 
Ländern (für bestimmte Unter- 
nehmen) eine (anteilige) Aus- 
zahlung der Steuergutschrift ge- 
währt. Diese Vorgehensweise ist 
vor allem für junge Unternehmen 
relevant, die noch keine Gewinne 
erwirtschaften. Es existieren aber 
auch Varianten, in denen ein Vor- 
bzw. Rücktrag nicht genutzter 
Steuergutschriften erfolgen kann. 
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Ausgestaltungsvarianten steuerlicher FuE-Förderung in ausgewählten Ländern 



Zielgruppe 

Quali- 

fizierte 

FuE-Auf- 

wendungen 

Abzug von der j Steuergutschrift 

Bemessungsgrundlage | (Abzug von der 

I Steuerschuld) 

Beschleunigte Zusätzlicher | Förder- Umfang 

Abschrei- Abzug I satz 

bung auf I 

FuE-Anlage- i 

vermögen j 

Auftragsforschung 

förderbar? 

Jeune 

KMU mit weite- 

Gemäß 

- 

; 


Beim Auftraggeber 

Entreprise 

ren Kriterien: 

Frascati 





Innovante 

- jünger als 8 

Manual 





(JEI) 

Jahre 






(Frankreich) 

- Anteil der 







FuE-Aufwen- 



1 Sonderregelung” 



düngen an 







allen Aufwen- 







düngen mind. 







15 % 






Credit d'lmpot 

KMU 

Aufwen- 

_ 

: 20% 

Volumen- 

Beim Auftraggeber 

Innovation (Cll) 


düngen für 



basiert 


(Frankreich) 


Proto- 







typen- 







ent- 







Wicklung 





Above the Line 

GroDunter- 

Gemäß 

_ 

; 1 1 % 

Volumen- 

Beim Auftraggeber 

(ATL) 

nehmen 

Frascati 



basiert 


(GroObritan- 


Manual 





nien) 







R&D Tax Relief 

KMU (früher 

Über 

sofort 100% 

130%/ ; - 

- 

Beim Auftraggeber 

(GroDbritan- 

auoh Großun- 

Frascati 


{30%)a ! 


(KMU), bei Großunter- 

nien) 

ternehmen)^^ 

Manual 




nehmen abhängig von 



hinaus 




Auftragsart^’ 

R&D Tax Credit 

Alle 

Gemäß 

_ 

I 25% 

Volumen- 

Beim Auftraggeber 

(Irland) 

Unternehmen 

Frascati 



basiert / 




Manual^’ 



inkremen- 







tell^) 


Research and 

Alle 

FuE- 

_ 

: 35%/ 

Volumen- 

Beim Auftragnehmer 

Development 

Unternehmen 

Personal- 


; 50%/ 

basiert 


Promotion Act 

(Sonderregeln 

kosten 





(WBSO) 

für KMU) 






(Niederlande) 







Research & 

Alle 

Alle FuE- 

- 

; 15%/ 

Volumen- 

Beim Auftragnehmer 

Development 

Unternehmen, 

Kosten 


1 12%” 

basiert 


Allowance 

die bereits 

außer 





(RDA) 

WBSO-Förde- 

Personal- 





(Niederlande) 

rung erhalten 

kosten 





SkatteFUNN 

Alle 

Über 

_ 

; 18%/ 

Volumen- 

Beim Auftraggeber 

(Norwegen) 

Unternehmen 

Frascati 


1 20%s> 

basiert 



(Sonderregeln 

Manual 






für KMU) 

hinaus 






1) Vollständiger Erlass der Unternehmenssteuern und Sozialversicherungsabgaben im ersten Jahr der Teilnahme am Programm, 50% Erlass im zweiten Jahr. 

2) Zum April 2016 hat ATL den zusätzlichen Abzug der FuE-Aufwendungen von der Oemessungsgrundlage (30% für Großunternehmen) des Programms R&D Tax Relief abgelöst. 
Hier werden zukünftig nur noch KMU bedacht, für die ein zusätzlicher Abzug von 130% möglich ist. 

3) Bis April 2016: Bei Großunternehmen als Auftragnehmer oder als Auftraggeber, wenn Aufträge an gemeinnützige oder wissenschaftliche Einrichtungen vergeben werden. 

4) Zusätzlich können auch FuE-Gemeinkosten geltend gemacht werden. 

5) Inkrementen für Unternehmen, die bereits vor 2003 Förderung beantragt haben, für alle nachfolgenden Jahre volumenbasiert. 

6) Fördersatz von 35% für FuE-Aufwendungen bis 250.000 Euro nach allgemeiner Regelung (50% für Start-ups), für FuE-Aufwendungen über 250.000 Euro 14%. 

7) Fördersatz von 15% (60% RDA-Satz • 25% Steuersatz) für FuE-Aufwendungen (ohne Personal) bei bilanziellem Gewinn über 200.000 Euro, darunter Fördersatz von 12% 
(60% RDA-Satz * 20% Steuersatz). 

8) 18% nach allgemeiner Regelung, 20% für KMU. 

Quelle: Europäische Kommission (2014a) sowie Jacobs (2016: 150ff.), aktualisiert und ergänzt von Spengel et al. (2017) für das Jahr 2016 
auf Basis der Länderberichte auf http://www.ibfd.org. 
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in den Niederlanden sowie SkatteFUNN in Norwe- 
gen). Bei den Programmen JEI in Frankreich, ATL in 
Großbritannien sowie R&D Tax Credit in Irland er- 
folgt die Förderung ohne Kappungsgrenzen. 

Beantragen Unternehmen die Steuergutschrift im 
Verlustfall, ist in manchen Programmen eine tempo- 
räre Verrechnung über einen Vortrag der Gutschrift 
in Folgejahre vorgesehen. Eine Sofortauszahlung der 
Gutschrift im Verlustfall erhalten Unternehmen bei- 
spielsweise beim norwegischen Programm Skatte- 
FUNN oder - zumindest anteilig - im britischen Pro- 
gramm ATL. Im niederländischen Programm WBSO 
wirkt die Gutschrift immer wie eine Sofortauszah- 
lung, da diese über die unabhängig von der Ertragsla- 
ge abzuführende Lohnsteuer gewährt wird. 

Zielgruppen der Programme CII und JEI in Frank- 
reich sind speziell KMU bzw. junge Unternehmen. 
Auch das Programm R&D Tax Relief in Großbritan- 
nien richtet sich seit Kurzem nur noch an KMU und 
gewährt einen zusätzlichen Abzug bei der steuerli- 
chen Bemessungsgrundlage in Höhe von 130 Prozent 
der FuE- Aufwendungen. In Norwegen enthält das 
Programm SkatteFUNN Sonderregelungen für KMU, 
die einen erhöhten Fördersatz gewähren.^*’ 

Eine unterschiedliche Behandlung von KMU und 
großen Unternehmen kann bei der Gestaltung der 
Förderbedingungen ökonomisch sinnvoll sein, da 
KMU stärker von Finanzierungsrestriktionen und den 
Kosten der Antragstellung betroffen sind. Dabei ver- 
wenden die betrachteten Länder beinahe ausschließ- 
lich die von der EU-Kommission vorgegebene Defi- 
nition für KMU.^’° Demnach wird ein Unternehmen 
als KMU betrachtet, wenn sein jährlicher Umsatz we- 
niger als 50 Millionen Euro beträgt oder die Jahres- 
bilanzsumme 43 Millionen Euro nicht überschreitet. 
Gleichzeitig darf die Mitarbeiterzahl nicht über 249 
liegen. Einzig Großbritannien wendet eine davon ab- 
weichende Definition an. Dort können seit 2008 Un- 
ternehmen bis zu einer Größe von 499 Beschäftigten 
und einer Bilanzsumme von bis zu 86 Millionen Euro 
von der speziellen KMU-Förderung profitieren. 

Qualifizierte FuE-Aufwendungen, 
Auftragsforschung und Doppelförderung 

In den empfohlenen Programmen werden in der Re- 
gel sämtliche - gemäß dem Frascati-Handbuch der 
OECD den FuE- Aktivitäten zugeordneten - FuE- 
Aufwendungen außer den Anschaffungskosten für 
Grund und Boden sowie bestimmte Gemeinkosten^’' 


von der steuerlichen Förderung erfasst.™ Einen 
Sonderfall stellen die beiden komplementären Pro- 
gramme WBSO und RDA in den Niederlanden dar. 
Bei WBSO dienen als Bemessungsgrundlage grund- 
sätzlich nur die (anteiligen) Personalkosten von Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die FuE-Tätig- 
keiten ausüben. Begründet wird dies vor allem mit 
der Zielsetzung, inländische FuE- Arbeitsplätze zu 
schaffen.^’^ Das Programm RDA wurde als komple- 
mentäres Förderinstrument zum WBSO eingerichtet 
und erfasst im Rahmen einer Gutschrift auf die Un- 
temehmenssteuer alle FuE-Aufwendungen, die nicht 
Personalkosten betreffen. 

FuE-Aufwendungen für Auftragsforschung sind beim 
Auftraggeber förderwürdig in den französischen Pro- 
grammen JEI und CII, im irischen Programm R&D 
Tax Credit^’'*, im norwegischen Programm Skatte- 
FUNN sowie in Großbritannien, wo KMU die von 
ihnen beauftragte FuE bei der Minderung der Bemes- 
sungsgrundlage im Rahmen des Programms R&D 
Tax Relief geltend machen dürfen. Somit werden von 
diesen Programmen im Regelfall auch externe For- 
schungsaufträge an ausländische Unternehmen von 
der Förderung erfasst.^’^ Dagegen sind im niederlän- 
dischen System (WBSO und RDA) Aufwendungen 
für Auftragsforschung beim Auftraggeber von einer 
Förderung ausgeschlossen. Gleichwohl können Un- 
ternehmen, die FuE- Aufträge ausführen und selbst 
keine Eigentumsrechte an den Forschungsergebnis- 
sen besitzen, die Förderung beantragen, sofern die 
entsprechenden Angestellten im Inland beschäftigt 
sind. 

Von einer Doppelförderung spricht man zum einen, 
wenn für dieselben FuE-Aufwendungen gleichzei- 
tig eine direkte Förderung und eine steuerliche För- 
derung erfolgt. Zum anderen liegt eine Doppelför- 
derung vor, wenn die geleistete Auftragsforschung 
beim Auftragnehmer und zudem beim Auftraggeber 
steuerlich begünstigt wird. Zur Vermeidung solcher 
Doppelbegünstigungen werden in fast allen betrach- 
teten Programmen die FuE-Aufwendungen, die für 
eine steuerliche Förderung in Frage kommen, um 
die den Unternehmen zufließenden direkten Projekt- 
fördermittel sowie um die Ausgaben für die im Auf- 
trag Dritter geleistete Forschung gemindert. Nur der 
Differenzbetrag ist steuerlich förderbar. Ist als steu- 
erliches FuE-Förderinstrument etwa eine Steuergut- 
schrift vorgesehen, ist diese also ausschließlich auf 
den nach Abzug einer bereits gewährten Fördersum- 
me verbleibenden Teil der qualifizierten FuE-Auf- 
wendungen zu gewähren.^’*’ 
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Administration und Verwaitungsaufwand 

Bewilligungen der Förderung erfolgen bei den ge- 
nannten Programmen teilweise im Voraus (CIP’’ in 
Frankreich, WBSO und RDA in den Niederlanden 
sowie SkateFUNN^’* in Norwegen) und teilweise im 
Nachhinein (JEI in Frankreich, R&D Tax Credit in 
Irland sowie R&D Tax Relief und ATL in Großbritan- 
nien). Fast ausnahmslos wird die Förderwürdigkeit 
der FuE-Tätigkeiten durch das jeweilige Forschungs- 
oder Wirtschaftsministerium oder durch vom Finanz- 
ministerium unabhängige Behörden beurteilt. Der 
Großteil der administrativen Abwicklung erfolgt über 
Onlineportale. Für das niederländische Programm 
WBSO wird der Verwaltungsaufwand pro Euro Gut- 
schrift auf 0,02 Euro für die Behörden und 0,08 Euro 
für die Unternehmen geschätzt.^’’ 

Aktuelle Vorschläge für eine steuerliche 
FuE-Förderung in Deutschland 

Zum Vergleich mit bestehenden Ausgestaltungen in 
den genannten Programmen fasst Box B 7-3 aktuelle 
Vorschläge zusammen, die in Deutschland diskutiert 
worden sind. Zudem hat die Europäische Kommissi- 
on einen einheitlichen Rahmen der Unternehmens- 
besteuerung vorgeschlagen, der Gestaltungsoptionen 
für eine steuerliche FuE-Förderung beinhaltet. 

B 7-3 Wirkungen auf FuE- und Innovationsaktivitäten 

Im Folgenden werden die wichtigsten empirischen 
Befunde zur Effektivität steuerlicher FuE-Förderung 
in verschiedenen Ländern dargestellt. Obwohl die 
wirtschaftswissenschaftliche Literatur zu Instrumen- 
ten der steuerlichen FuE-Förderung sehr umfangreich 
ist, kann nicht bei allen Studien von verlässlichen 
Ergebnissen ausgegangen werden.™ Deshalb be- 
schränkt die Expertenkommission die weitere Dis- 
kussion auf eine Gruppe methodisch besonders ver- 
lässlicher Studien. 


Überproportionaler Anstieg der FnE- 
Aufwendungen durch Senkung der FuE-Kosten 

Die meisten internationalen Studien zur Wirksamkeit 
steuerlicher FuE- Anreizinstrumente zielen darauf ab, 
die Veränderung der FuE- Aufwendungen in Abhän- 
gigkeit von der Höhe der steuerlichen FuE-Förderung 
zu messen (sogenannte Inputadditionalität).'“" Nur 
wenige Studien untersuchen die Effekte auf den FuE- 


oder Innovationsoutput (hierzu zählen beispielsweise 
die Anmeldung von Patenten, die Einführung von In- 
novationen oder Umsätze mit Innovationen) und die 
wenigsten ermitteln gesamtwirtschaftliche Wirkun- 
gen unter Berücksichtigung möglicher Spillover-Ef- 
fekte, Skaleneffekte und indirekter Nachfrageeffekte 
auf andere Investitionen. Vor diesem Hintergrund 
werden im Folgenden nur Evaluationsergebnisse zur 
Inputadditionalität betrachtet. 

Tabelle B 7-4 zeigt eine Auswahl von methodisch be- 
sonders verlässlichen Studien und deren Ergebnisse 
bezüglich der Wirkung steuerlicher FuE-Förderung 
auf die Höhe der privatwirtschaftlichen FuE- Aufwen- 
dungen.™ 1 5 der 20 Studien enthalten dabei Angaben 
zur Wirkung der sogenannten FuE-Nutzerkosten"*“’ 
auf die Höhe der FuE-Aufwendungen. Dabei wird 
ermittelt, in welchem prozentualen Ausmaß sich 
die FuE-Aufwendungen verändern, wenn die Kos- 
ten einer FuE-Einheit (FuE-Nutzerkosten) um einen 
bestimmten Prozentsatz gesenkt werden. Im Durch- 
schnitt der Studienergebnisse führte eine Verringe- 
rung der Nutzerkosten um 1 Prozent zu einer Erhö- 
hung der FuE-Aufwendungen um 1 ,7 Prozent.™ Eine 
Senkung der FuE-Nutzerkosten führte somit zu einem 
überproportionalen Anstieg der FuE-Aufwendungen. 

Einige Studien unterscheiden nach kurz- und lang- 
fristigen Effekten. Kurzfristige Effekte sind jene, die 
für das Folgejahr der Einführung oder Änderung ei- 
ner steuerlichen FuE-Förderung gemessen werden. 
Langfristige Effekte umfassen Zeiträume zwischen 
drei und fünf Jahren - wobei sich die gewählten Zeit- 
räume zwischen den Studien unterscheiden. Bei den 
Studien, die eine solche Unterscheidung vornehmen, 
liegen die kurzfristigen Effekte im Mittel bei 0,4 Pro- 
zent, die langfristigen bei 1,17 Prozent.'*“^ 

Die Förderwirkung, d.h. die Veränderung der FuE- 
Aufwendungen pro Währungseinheit entgangener 
Steuereinnahmen, wurde in 9 der 20 betrachteten 
Evaluierungen ermittelt. Im Mittel lag die Förderwir- 
kung bei 1,33, d.h. je Euro an entgangenen Steuerein- 
nahmen wurden zusätzliche FuE-Aufwendungen von 
1,33 Euro mobilisiert.™ 

Wird das Feld über die gezeigten 20 Studien hinaus 
erweitert, erhöht sich vor allem die Bandbreite der 
Ergebnisse für beide Indikatoren. Im Mittel ergibt 
sich aber auch dann jeweils eine überproportionale 
Steigerung der FuE-Aufwendungen im Vergleich zur 
Förderung.™ 
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Box B 7-3 

Aktuelle politische Initiativen in Deutschland und der EU 


Die Bundesregierung hat die Ein- 
führung einer steuerlichen FuE- 
Förderung in der Vergangenheit 
mehrfach erwogen. So hieß es 
vor allem im Koatitionsvertrag 
zwischen CDU/CSU und FDP aus 
dem Jahr 2009: „Wir streben eine 
steuerliche Förderung von For- 
schung und Entwicklung an, die 
zusätzliche Forschungsimput- 
se insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen austöst."*™ 
Umgesetzt wurde die damalige 
Vereinbarung jedoch nicht. In den 
Koatitionsvertrag der derzeitigen 
Regierung wurde die steuerliche 
FuE-Förderung nicht aufgenom- 
men. 

Die Bundestagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat im März 2016 
einen Gesetzentwurf für die Ein- 
führung einer steuerlichen FuE- 
Förderung für KMU (gemäß der 
Dehnition der Europäischen Kom- 
mission) vorgelegt.*™ Vorgeschta- 
gen wurde eine Steuergutschrift 
(„Forschungsbonus“) mit einem 
Fördersatz von 15 Prozent, die alte 
qualifizierten FuE-Aufwendungen 
einschtießen und für Unterneh- 
men mit bis zu 249 Beschäftigten 
gelten sollte. Die Gutschrift würde 
mit der zu zahlenden Unterneh- 
menssteuer verrechnet und im 
Falte einer zu geringen Steuer- 
schuld direkt in voller Höhe aus- 
bezahlt werden. Die Fördersumme 


sollte auf 15 Millionen Euro pro 
Unternehmen und FuE-Vorhaben 
gedeckelt sein.*'“ Eine Zertifizie- 
rung sollte die Förderfähigkeit 
der FuE-Aufwendungen ex ante 
bestätigen. Der Entwurf wurde im 
Finanzausschuss des Deutschen 
Bundestages im September 2016 
abgetehnt.*" 

Die Bundesländer Bayern und 
Niedersachsen haben im Mai 
2016 den Vorschlag einer steu- 
erlichen „Forschungsprämie" - 
beschränkt auf FuE-Personalauf- 
wendungen - in den Bundesrat 
eingebracht.*'^ Der Vorschlag zielt 
auf KMU gemäß der Definition der 
Europäischen Kommission und 
sieht eine Steuergutschrift mit 
einem Fördersatz von 10 Prozent 
vor. Darüber hinaus wird die Prü- 
fung wirtschaftlicher, fiskalischer 
und beihitferechtlicher Folgen 
bei Ausweitung der Förderfähig- 
keit auf Unternehmen mit bis zu 
499 Beschäftigten angeregt. Die 
Forschungsprämie sott bei der 
Steuerveranlagung des beantra- 
genden Unternehmens die Steu- 
erschuld mindern. Übersteigt sie 
die Steuerschuld, ist eine Erstat- 
tung vorgesehen. Kappungsgren- 
zen werden nicht vorgeschtagen. 
Eine Zertifizierung durch externes 
Technologiefachpersonal soll die 
Förderfähigkeit der FuE-Aufwen- 
dungen ex ante bestätigen. Der 


Bundesrat hat die Bundesregie- 
rung im Juni 2016 aufgefordert, 
einen Gesetzentwurf zur Einfüh- 
rung einer Forschungsprämie vor- 
zutegen, der sich an den genann- 
ten Eckpunkten orientiert.*'“ 

Die Europäische Kommission hat 
im Oktober 2016 einen einheit- 
lichen Rahmen der Unterneh- 
mensbesteuerung für Geschäfts- 
aktivitäten im EU-Binnenmarkt 
vorgeschtagen.*'* Der Vorschlag 
beinhaltet auch eine steuerliche 
FuE-Förderung, bei der alte qua- 
lifizierten FuE-Aufwendungen bis 
zu einem Schwellenwert von 20 
Millionen Euro eine Verringerung 
der Bemessungsgrundtage um 
zusätzliche 50 Prozent der FuE- 
Aufwendungen ertauben. Ober- 
halb des Schwellenwerts soll 
eine zusätzliche Verringerung 
der Bemessungsgrundtage um 
25 Prozent der über den Schwel- 
lenwert hinausgehenden FuE- 
Aufwendungen erfolgen. Darüber 
hinaus sieht der Vorschlag eine 
Sonderregelung für Unternehmen 
mit weniger als 50 Beschäftig- 
ten und weniger als 10 Millionen 
Euro Jahresumsatz „und/oder" 
10 Millionen Euro Bilanzsumme 
vor. Bei diesen kleinen Unterneh- 
men soll die Bemessungsgrund- 
tage um zusätzliche 100 Prozent 
der qualifizierten FuE-Aufwen- 
dungen gemindert werden dürfen. 
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Tab B 7-4 


Studienergebnisse zur Wirksamkeit steuerlicher FuE-Förderung: Einfluss der FuE-Nutzer- 
kosten und Steuermindereinnahmen auf FuE-Aufwendungen in unterschiedlichen Ländern 


Studie 

Prozentuale Veränderung der 
FuE-Aufwendungen, wenn 
die FuE-Nutzerkosten um 

1 Prozent gesenkt werden 

Erhöhung der FuE- 
Aufwendungen pro 
Währungseinheit 
Steuermindereinnahmen 
(Förderwirkung) 

Länder und 

Untersuchungszeitraum 

Ausgestaltung der 
steuerlichen FuE-Förderung 

Rao (2016) 

Bernstein und Mamuneas 
(2006) 

2,0 

0,725 


USA, 1981-1991 

USA, 1954-2000 

inkrementell, Gutschrift 20% 
(Basis- und Alternativ- 
Variante), zusätzlich Gutschrift 
für Auftragsforschung an 
Hochschulen 

Nadiri und Kim (1996) 

1,09 


USA, 1964-1991 


TiUinger (1991) 


0,19 

USA, 1980-1985 


GAB (1989) 


0,26 

USA, 1981-1985 


Agrawal et al. (2016) 

1,5 


Kanada, 2000-2003 

volumenbasiert, zusätzlicher 
Abzug 100% 

Dagenais et al. (1997) 

0,07 kurz- VS. 

1,08 langfristig 

0,98 

Kanada, 1975-1992 

volumenbasiert, Gutschrift 
5-10%, unterschiedliche 
Kappungsgrenzen, Abweichun- 
gen auf regionaler Ebene 

Guceri (2016) 

Dechezlepretre et al. (2016) 

1,18 

2,6 

1,7 

UK, 2003-2012 

UK, 2006-201 1 

volumenbasiert, zusätzlicher 
Abzug von 50-75% für KMU 
und 25-30% für Großunter- 
nehmen 

Mulkay und Mairesse 
(2013) 

0,4 


Frankreich, 2000-2007 

Umstieg von inkrementell auf 
volumenbasiert (Gutschrift 

30% bis 100 Mio. Euro und 5% 
darüber) 

Mulkay und Mairesse (2008) 

Asmussen und Berriot 
(1993) 

5,47 

0,26 

Frankreich, 1983-2002 

Frankreich, 1985-1989 

inkrementell, Gutschrift 25- 
50%, ab 1991 Obergrenze von 

6,1 Mio. Euro 

Mairesse und Mulkay (2004) 

2,73 

2,8 

Frankreich, 1980-1997 


Duguet (2012) 


2,33 

Frankreich, 1993-2003 


Parisi und Sembenelli 
(2003) 

1,5 bis 1,77 (verschiedene 
Modellvarianten) 


Italien, 1992-1997 

inkrementell, 

Gutschrift 25-50% 

Labeaga Azcona et al. 

(2014) 

0,40 bis 0,55 langfristig 
(verschiedene Modell- 
varianten) 


Spanien, 2001-2008 

volumenbasiert, 

Gutschrift 20-30%, 
zusätzlich inkrementell 

Gutschrift 42-50% 

Lokshin und Mohnen (2012) 

0,2 bis 0,5 kurz- vs. 

0,4 bis 0,8 langfristig 
(verschiedene Modell- 
varianten) 

0,42 bis 3,24 
(verschiedene 
Modellvarianten) 

Niederlande, 1996-2004 

bis zu 35% der Lohnkosten 
von FuE-Personal 

Cornet und Vroomen (2005) 


0,6 

Niederlande, 2000-2001 


Bloom et al. (2002) 

0,14 kurz- VS. 

1,09 langfristig 


G7, Australien, 

Spanien, 1979-1997 

(Studie zu mehreren Ländern) 

Westmore (2013) 

0,1 6 kurz- VS. 

1,0 langfristig 


OECD-Länder, 

1983-2008 

(Studie zu mehreren Ländern) 


Quelle: Spergel et al. (2017) sowie schriftliche Auskunft des ZEW. 
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Besonders starke positive Effekte für KMU 

Von der Einführung einer steuerlichen FuE-Förde- 
rung profitieren insbesondere KMU. Für die Nieder- 
lande ermittelt eine Studie aus dem Jahr 2012, dass 
eine Senkung der FuE-Nutzerkosten um 1 Prozent 
KMU dazu veranlasste, ihre FuE-Aufwendungen 
langfristig um 1,1 Prozent zu erhöhen. Großunterneh- 
men steigerten ihre FuE-Aufwendungen dagegen bei 
dieser Maßnahme nur um 0,25 Prozent.“"^ Auch eine 
aktuelle Untersuchung der Effekte der Anhebung der 
Kappungsgrenze im kanadischen Gutschriftensystem 
kommt zu dem Schluss, dass für KMU deutlich höhe- 
re Effekte erwartet werden können als für Großunter- 
nehmen.'*"’ 


Mögliche Lohneffekte 

Wenn die Einführung einer steuerlichen FuE-För- 
derung Anreize für Unternehmen setzt, mehr in FuE 
zu investieren, das Angebot an FuE-Personal am Ar- 
beitsmarkt jedoch in der kurzen Frist knapp ist, kann 
die höhere Nachfrage nach FuE-Personal zu einem 
Lohnanstieg führen, der zumindest einen Teil der 
höheren FuE-Aufwendungen absorbiert. Eine Stu- 
die aus den Niederlanden kommt zu dem Ergebnis, 
dass für jeden Euro, um den die FuE-Personalauf- 
wendungen durch die Förderung gemindert werden, 
die Löhne und Gehälter der Forschenden um rund 20 
Cent steigen.'**'* Dieser Effekt ist hinlänglich bekannt, 
gilt aber nicht nur für das Instrument der steuerlichen 
FuE-Förderung, sondern generell für größere staatli- 
che Ausgaben im Bereich FuE. Tatsächlich sind die 
mit diesem Lohnanstieg verbundenen Preissignale 
notwendig, um mittelfristig auch das Angebot an qua- 
lifiziertem FuE-Personal zu steigern. 

Mobilisierung von nicht forschenden 
Unternehmen 

Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, dass die 
Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung zu ei- 
nem messbaren Anstieg der Anzahl FuE betreibender 
Unternehmen führt.“*’* Prinzipiell kann die Einfüh- 
rung einer steuerlichen FuE-Förderung zwar dazu 
führen, dass mehr Unternehmen als zuvor die Durch- 
führung von FuE- Aktivitäten zwecks steuerlicher 
Förderung geltend machen, obwohl gar keine zusätz- 
lichen FuE- Aktivitäten aufgenommen wurden.“**’ Al- 
lerdings kommt eine Studie für das britische System 
zu dem Schluss, dass eine solche mögliche „Umeti- 
kettierung“ keinen signifikanten Einfluss auf die Aus- 


weitung der FuE-Aufwendungen nach Einführung 
der dortigen steuerlichen FuE-Förderung hatte.“*“ Die 
Expertenkommission geht davon aus, dass eine steu- 
erliche FuE-Förderung echte Mobilisierungseffekte 
haben kann. 

Gleichzeitig ist bekannt, dass zahlreiche FuE betrei- 
bende Akteure, die Anspruch auf eine steuerliche För- 
derung hätten, diese nicht nutzen.“*-* Mögliche Gründe 
hierfür sind insbesondere als zu hoch wahrgenom- 
mene administrative Kosten sowie der Wunsch nach 
Vermeidung möglicher Auseinandersetzungen mit 
Steuerbehörden, wenn Unsicherheit über die korrekte 
Abgrenzung der qualifizierten FuE-Aufwendungen 
besteht. Nach Ansicht der Expertenkommission muss 
die Ausgestaltung einer steuerlichen FuE-Förderung 
durch klare Abgrenzungen und Vorgaben solche Un- 
sicherheiten möglichst vermeiden. 

Im Zuge der Mobilisierung von privater FuE ist wahr- 
scheinlich, dass die Innovationsausgaben insgesamt 
zunehmen: Die Expertenkommission hat in ihrem 
Jahresgutachten 2016 aufgezeigt, dass bei deutschen 
KMU mit kontinuierlicher FuE die Innovationsaus- 
gaben um ein Mehrfaches höher sind als bei KMU, 
die nur gelegentlich oder gar nicht forschen. Das 
bedeutet, dass ein Anstieg der Anzahl kontinuierlich 
FuE betreibender Unternehmen indirekt auch zu einer 
Erhöhung der Innovationsausgaben führen dürfte.“*“ 
Allerdings lässt sich dieser Effekt nicht verlässlich 
quantifizieren. 

Angesichts der vorliegenden Analysen unterstreicht 
die Expertenkommission ihre Einschätzung, dass das 
schon bewährte Instrumentarium der direkten Pro- 
jektforderung um eine steuerliche FuE-Förderung er- 
gänzt werden sollte.“*^* 

B 7-4 

Bei der Abschätzung der fiskalischen Wirkungen ei- 
ner steuerlichen FuE-Förderung sind zwei Effekte zu 
unterscheiden. Zum ersten kommt es zu Steuermin- 
dereinnahmen, da der Fiskus den FuE betreibenden 
Unternehmen steuerliche Vorteile zugesteht. Zum 
zweiten werden durch die zusätzlich getätigte FuE 
Wachstumsimpulse ausgelöst, die wiederum Steuer- 
mehreinnahmen verursachen. Diese positiven Effekte 
in Fonn von Wohlfahrts- und Wachstumsgewinnen 
sind schwer zu identifizieren und auf ihre Ursache 
zurückzuführen (vgl. Abschnitt B 7-3). Für die mit- 
tel- bis langfristigen Steuermehreinnahmen existieren 
daher keine verlässlichen Abschätzungen.“*“ Die Ex- 


Abschätzung fiskalischer Effekte 
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pertenkommission geht jedoch davon aus, dass eine 
steuerliche FuE-Förderung langfristig zumindest kos- 
tenneutral bezüglich des Steueraufkommens wirkt. 

Quantitativ gut abschätzbar sind dagegen die un- 
mittelbaren Steuermindereinnahmen. Bei deren Ab- 
schätzung gilt zu bedenken, dass der Großteil der 
FuE- Aufwendungen in Deutschland in großen Un- 
ternehmen anfällt. In welchem Umfang die privaten 
FuE- Aufwendungen in Deutschland mit einer steuer- 
lichen Förderung erreicht werden könnten, verdeut- 
licht Abbildung B 7-5. Sie zeigt die kumulierten Ver- 
teilungen der FuE- Aufwendungen und der Zahl der 
FuE betreibenden Unternehmen.“^ 

Bei einer beispielhaft gewählten Ausgestaltung der 
Förderung als volumenbasierte Steuergutschrift mit 
10 Prozent Fördersatz und einer Kappungsgrenze der 
Gutschrift von zwei Millionen Euro pro Unternehmen 
würden demnach 91 Prozent“'’ der deutschen FuE be- 


treibenden Unternehmen (all jene mit bis zu 20 Mil- 
lionen Euro FuE- Aufwendungen) die Förderung von 
10 Prozent Fördersatz ausschöpfen können. Damit 
würden 5,59 Milliarden Euro der gesamten privaten 
internen FuE- Aufwendungen Deutschlands potenzi- 
ell von einer steuerlichen Förderung erfasst. Bei den 
restlichen 9 Prozent der FuE-aktiven Unternehmen, 
deren förderwürdige FuE-Ausgaben 20 Millionen 
Euro überschreiten, würden Steuergutschriften von 
jeweils zwei Millionen Euro anfallen. 

Präzisere Abschätzungen der fiskalischen Effekte 
müssen die Ausgestaltung einer steuerlichen FuE- 
Förderung berücksichtigen, da diese maßgeblichen 
Einfluss auf die Höhe der zu erwartenden Steuermin- 
dereinnahmen hat. Die finanziellen Konsequenzen 
alternativer Ausgestaltungen für Deutschland wurden 
umfassend in einer aktuellen Studie des Zentrums für 
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) im Auftrag 
der Expertenkommission quantifiziert.“^ 


Verteilung interner FuE-Aufwendungen in der deutschen Wirtschaft im Jahr 2015 

Kumulierter Anteil der FuE-aktiven Unternehmen nach FuE-Gröf3enklassen, 
kumulierter Anteil der internen FuE-Aufwendungen und kumulierte FuE-Aufwendungen 



Abb B 7-5 


Lesebeispiel: 

- Bei einer volumenbasierten Steuergutschrift mit 10% Fördersatz und einer Kappungsgrenze der Gutschrift von 2 Mio. € pro Unternehmen 
würden 91% der FuE betreibenden Unternehmen (alle mit bis zu 20 Mio. € FuE-Aufwendungen) die Förderung ausschöpfen können. 

- Damit allein würden 5^59 Mrd. € der gesamten privaten internen FuE-Aufwendungen erfasst. 

- Bei den restlichen 9% der FuE-aktiven Unternehmen, deren förderwürdige FuE-Ausgaben 20 Mio. € überschreiten, würden Gutschriften von 
jeweils 2 Mio. € anfallen. 

Quelle: Eigene Darstellung gemäß schriftlicher Auskunft der SV Wissenschaftsstatistik. 
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Tab B 7-6 


Steuermindereinnahmen einer steuerlichen FuE-Förderung in Deutschland 
bei verschiedenen Fördersätzen im Jahr 2013 

Angaben in Millionen Euro 


Satz der Steuergutschrift (Fördersatz) 

Nicht-KMU 

KMU 

Gesamt 

3% 

1.882 

158 

2.041 

5% 

3.137 

264 

3.402 

8% 

5.019 

423 

5.443 

10% 

6.274 

529 

6.804 

12% 

7.529 

635 

8.164 

15% 

9.412 

794 

10.206 


Angenommen ist eine volumenbasierte Förderung mit Erstattung im Verlustfall. 

KMU definiert gemäß Empfehlung der Europäischen Kommission (2003/361/EC): bis zu 249 Mitarbeiter, Umsatz bis zu 50 Mio. Euro oder 
Bilanzsumme bis zu 43 Mio. Euro. Für die Unterscheidung zwischen KMU und Nicht-KMU wurden für das Jahr 2013 die Anteile von KMU 
und Nicht-KMU an den Gesamtaufwendungen im Jahr 2007 zugrunde gelegt. 

Quelle: Spengel et al. (2017). 


Tabelle B 7-6 zeigt die dabei für das Jahr 2013 ge- 
schätzten Steuermindereinnahmen bei Variation der 
Fördersätze zwischen 3 und 15 Prozent.'*^® Unterstellt 
wird jeweils eine Ausgestaltung ohne Kappungsgren- 
zen sowie die Erstattung der Steuergutschrift im Ver- 
lustfall. In diesem Fall besteht ein einfacher linearer 
Zusammenhang zwischen Fördersatz und Fördervo- 
lumen: Eine Verdoppelung des Fördersatzes verdop- 
pelt das Volumen der Steuergutschrift. 

Der Studie zufolge hätte eine Steuergutschrift in 
Höhe von 10 Prozent auf qualifizierte FuE- Aufwen- 
dungen Steuermindereinnahmen in Höhe von 6,8 
Milliarden Euro zur Folge gehabt.“^'* Der auf KMU 
(gemäß Definition der EU-Kommission'*®“) entfallen- 
de Anteil der Steuergutschrift hätte bei etwa 529 Mil- 
lionen Euro gelegen."' Über alle Fördersätze hinweg 
wäre auf KMU ein Anteil am Gesamtbetrag der Steu- 
ergutschrift von 7,8 Prozent entfallen. Dieser relativ 
geringe auf KMU entfallende Anteil ist Ausdruck der 
starken Konzentration der FuE- Aufwendungen bei 
großen Unternehmen. 

Die hier dargestellten Schätzungen gehen von einer 
Teilnahmequote der forderberechtigten Unternehmen 
von 100 Prozent aus.““ Es ist allerdings nicht davon 
auszugehen, dass die Teilnahmequote in der Realität 
diesen Wert erreicht. Die konkrete Teilnahmequote 
wird vielmehr von einem ganzen Bündel von Fakto- 
ren beeinflusst. Hierzu zählen insbesondere die kom- 
plementäre direkte Projektförderung, die verfügbare 
FuE-Infrastruktur, die jeweiligen Unternehmens- und 


Branchenstrukturen sowie Wettbewerbsdruck und 
Kosten für die Nutzung des steuerlichen Anreizes. 
Die im Rahmen einer steuerlichen FuE-Förderung zu 
erwartenden Steuennindereinnahmen werden deshalb 
tendenziell überschätzt. 

Bei Beschränkung der qualifizierten FuE-Aufwen- 
dungen auf FuE-Personalaufwendungen und 10 Pro- 
zent Fördersatz hätte sich 2013 ein hypothetischer 
Aufkommensausfall von etwa 3,3 Milliarden Euro 
ergeben. Dabei wären etwa 274 Millionen Euro auf 
KMU entfallen (bei Anwendung der KMU-Definition 
der EU-Kommission).““ Unterstellt wird, dass eine 
Verrechnung der Steuergutschrift mit der vom an- 
tragsberechtigten Unternehmen abzuführenden Lohn- 
steuer erfolgt. 

Im Hinblick auf Gestaltungsvarianten einer Förde- 
rung, die sich auf KMU konzentriert, ermittelt die 
Studie schließlich abweichend von den KMU-Kri- 
terien der Europäischen Kommission auch differen- 
zierte Schätzungen der Steuermindereinnahmen bei 
Variation der Beschäftigungsgrößenklassen. Diese 
Differenzierung erlaubt, Steuermindereinnahmen 
auch für Gestaltungsvarianten zu schätzen, die auf die 
Förderung von KMU mit mehr als 249 Beschäftigten 
abzielen. In Deutschland definiert beispielsweise das 
Institut für Mittelstandsforschung (IfM) die Gruppe 
der KMU als alle Unternehmen mit bis zu 499 Be- 
schäftigten und weniger als 50 Millionen Euro Jah- 
resumsatz."“ 
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Tab B 7-7 

Steuermindereinnahmen bei Beschränkung auf FuE-Personalaufwendungen und 
verschiedene Beschäftigtengrößenklassen der förderberechtigten Unternehmen 
scwie bei variierenden Fördersätzen im Jahr 2013 

Angaben in Millionen Euro 


Fördersatz 

Bis 249 Beschäftigte 

Beschäftigtengrößenklassen 

Bis 499 Beschäftigte Bis 999 Beschäftigte 

unbeschränkt 

5% 

171 

258 

360 

1.632 

10% 

343 

516 

721 

3.265 

15% 

514 

775 

1.082 

4.898 

20% 

686 

1.033 

1.443 

6.531 

25% 

857 

1.291 

1.804 

8.164 

30% 

1.029 

1.550 

2.165 

9.797 


Bei der Abgrenzung der Unternehmen wird ausschließlich auf die Beschäftigtengrößenklassen abgestellt. 
Weitere Kriterien wie Jahresbilanzsumme und Jahresumsatz bleiben unberücksichtigt. 

Quelle: Spengel et al. (2017). 


Handlungsoptionen und -empfehlungen B 7-5 


Tabelle B 7-7 zeigt die geschätzten Steuerminderein- 
nahmen einer auf qualifizierte FuE-Personalaufwen- 
dungen begrenzten Steuergutschrift für unterschied- 
liche Beschäftigungsgrößenklassen - bis zu 249, 499 
bzw. 999 Beschäftigte - bei variierenden Fördersät- 
zen zwischen 5 und 30 Prozent.'*^^ Für die Berechnung 
wird hierbei nur auf die Beschäftigtengrößenklassen 
abgestellt, von den weiteren Kriterien einer KMU- 
Abgrenzung - also Jahresbilanzsumme und Jah- 
resumsatz - wird abstrahiert. Dies hat abweichende 
Schätzwerte der Steuermindereinnahmen zur Folge. 
So hätte sich bei 10 Prozent Fördersatz und Beschrän- 
kung auf die Gruppe der Unternehmen mit höchstens 
249 Beschäftigten ein Aufkommensausfall von etwa 
343 Millionen Euro ergeben. 

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Steuerminder- 
einnahmen bei einer Erhöhung der Beschäftigten- 
grenze von 249 auf 499 um ca. 50 Prozent erhöhen. 
Bei einer Erhöhung der Beschäftigtengrenze von 249 
auf 999 erhöhen sich die Steuermindereinnahmen um 
ca. 100 Prozent.“'’ 

Die Expertenkommission weist erneut darauf hin, 
dass jedem Euro Steuermindereinnahmen gemäß der 
in Abschnitt B 7-3 präsentierten Analysen im Mittel 
zusätzlich mobilisierte private FuE- Aufwendungen 
von 1,33 Euro als positive Wirkungen gegenüberste- 
hen. Die durch diese zusätzlichen Forschungsausga- 
ben ausgelösten Wachstumseffekte führen mittelfris- 
tig zu Steuermehreinnahmen, die die kurzfristigen 
Steuermindereinnahmen überkompensieren können. 


Im Hinblick auf die breite empirische Evidenz zu 
den positiven Fördereffekten empfiehlt die Experten- 
kommission die Einführung einer steuerlichen FuE- 
Förderung als Ergänzung zu den bestehenden und be- 
währten direkten Projektfördermaßnahmen. 

Steuerliche FuE-Förderung auf KMU ausrichten 

Eine zentrale Frage ist, ob ein steuerliches Anreiz- 
instrument für alle FuE-aktiven Unternehmen oder 
nur für bestimmte Untemehmensgruppen wie KMU 
eingeführt werden sollte. Die ökonomische Begrün- 
dung der FuE-Förderung über einen Ausgleich der 
durch FuE verursachten positiven Extemalitäten gilt 
für große wie für kleine Unternehmen gleicherma- 
ßen. Häufig wird darüber hinaus argumentiert, der 
internationale Standortwettbewerb verlange, gerade 
Großunternehmen nicht von einer steuerlichen FuE- 
Förderung auszuschließen, weil sie deutlich bessere 
Voraussetzungen haben, ihre FuE-Standorte global zu 
verlagern, um von national unterschiedlichen Steuer- 
gesetzgebungen zu profitieren. Dies ist im Grundsatz 
richtig. Allerdings gibt es auch gute Gründe, die für 
eine steuerliche FuE-Förderung insbesondere von 
KMU sprechen, da diese in besonderem Maße von 
Finanzierungsrestriktionen betroffen sind. 
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Nach aktuellen Erhebungen stellt der derzeitige Man- 
gel an internen Finanzierungsquellen für 30 Prozent 
der deutschen KMU ein Innovationshemmnis dar."'' 
Sie sind darum häufig auf teurere externe Finanzie- 
rungsquellen angewiesen, etwa auf Kredite oder den 
Zugang zu Wagniskapital."* Werden öffentliche Pro- 
jektförderungen in Anspruch genommen, fallen die 
administrativen Kosten der Antragsstellung für KMU 
verhältnismäßig stärker ins Gewicht als für Großun- 
ternehmen. 

Vor dem Hintergrund dieser Finanzierungsrestriktio- 
nen können deutsche KMU nur wenige FuE-Projekte 
gleichzeitig realisieren und deshalb auch das Risiko 
von Fehlinvestitionen schlechter über Diversifikation 
einschränken. 

Die staatliche Finanzierung von FuE in KMU in 
Deutschland blieb zuletzt hinter wichtigen euro- 
päischen Vergleichsländern zurück - auch, weil 
kein steuerliches Förderinstrument zur Anwendung 
kam.“*’ Die Höhe der staatlichen Finanzierung von 
FuE in KMU entsprach in Deutschland in den Jahren 
2012 und 2013 durchschnittlich nur 0,25 Promille des 
BIP. Zum Vergleich: Frankreich wendete im selben 
Zeitraum 1,72 Promille seines BIP auf und finanzier- 
te etwa 85 Prozent der FuE-Förderung von KMU mit 
steuerlichen Maßnahmen.“““ 

Die Expertenkommission gibt vor diesem Hinter- 
grund folgende Empfehlungen ab: 

- Die Expertenkommission sieht insbesondere 
die genannten Finanzierungsrestriktionen von 
KMU als wichtigen Grund, bei der Einführung 
einer steuerlichen FuE-Förderung auf die Grup- 
pe der KMU zu fokussieren, die nachweislich 
am stärksten von der Maßnahme profitieren wür- 
de.““' 

- Es spricht einiges dafür, zunächst die von der EU - 
Kommission empfohlene Definition für KMU 
anzuwenden, nicht zuletzt, weil so eine Kollisi- 
on mit dem EU-Beihilferecht vennieden wird.““* 
Allerdings sollte geprüft werden, inwieweit von 
dieser Definition abgewichen werden kann - wie 
im Fall Großbritanniens. So könnte die steuer- 
liche FuE-Förderung im nächsten Schritt auch 
auf Unternehmen mit bis zu 499 oder bis zu 999 
Beschäftigten ausgedehnt werden, sofern dies 
gesamtwirtschaftlich sinnvoll ist. 

- Eine spätere stufenweise Ausweitung der Förde- 
rung auf noch größere Unternehmen kann dann 
nach Vorliegen weiterer Erfahrungen geprüft 
werden. 


Finanzierungsrestriktionen abbauen, 

Doppeiförderungen ausscbiießen 

Unabhängig von der gewählten KMU-Größendefini- 

tion sollten bei der Gestaltung einer steuerlichen FuE- 

Förderung folgende Grundsätze beachtet werden: 

- Die Förderung sollte im Voraus beantragt und 
bewilligt werden können, sodass die Unsicher- 
heiten einer ex post Bewilligung ausgeschlossen 
werden. Nach Möglichkeit sollte die Förderung 
umgehend liquiditätswirksam sein. 

- Wird als Instrument eine Steuergutschrift ge- 
wählt, so ist für den Fall, dass diese die jewei- 
lige Steuerschuld überschreitet, eine direkte 
Auszahlung des die Steuerschuld übersteigen- 
den Betrags zu ennöglichen. Alternativ sollte es 
möglich sein, einen Vortrag in Folgejahre vorzu- 
nehmen. Keinesfalls sollte die Steuergutschrift 
verfallen. 

- Doppelförderungen sind auszuschließen. Insbe- 
sondere dürfen Forschungsaufträge nicht gleich- 
zeitig beim Auftraggeber und beim Auftragneh- 
mer gefordert werden. 

Administration schlank halten 

- Zur Definition von steuerlich relevanten FuE- 
Aufwendungen kann das Frascati-Handbuch der 
OECD verwendet werden. Dieses liefert inter- 
national anerkannte Differenzierungskriterien 
hinsichtlich Grundlagenforschung, angewandter 
Forschung und experimenteller Entwicklung.““* 
FuE-Personalaufwendungen sollten auf Ein- 
zelkosten beschränkt werden. Eine zusätzliche 
Berücksichtigung von Gemeinkosten ist admi- 
nistrativ aufwendig sowie wenig transparent und 
sollte deswegen nicht vorgesehen werden. 

- Die Expertenkommission empfiehlt, die Prüfung 
und Bewilligung qualifizierter FuE- Aufwendun- 
gen durch vom Finanzministerium unabhängige 
Einrichtungen durchführen zu lassen. Dabei soll- 
te es sich um akkreditierte Träger mit Erfahrung 
bei der Administration von F&I-Förderprojekten 
handeln. In den Einrichtungen sollten (beispiels- 
weise in Anlehnung an die Vorgehensweise in 
den Niederlanden) Technologieexpertinnen und 
-experten beschäftigt sein. 

- Die Anerkennung der Förderfähigkeit muss für 
die Unternehmen rechtlich verbindlich sein. Be- 
triebsprüfungen zur Überprüfung korrekter An- 
gaben beispielsweise hinsichtlich des Umfangs 
und der Art der durchgeführten FuE sollten da- 
von jedoch unberührt bleiben. 
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- Die Expertenkommission plädiert für die Einfüh- 
rung standardisierter, online gestützter Antrags- 
verfahren, um den administrativen Aufwand ge- 
ring zu halten. 

Gestaltungsvarianten einer steuerliehen 
FuE-Förderung 

Die steuerliche FuE-Förderung sollte nach Ein- 
schätzung der Expertenkommission in Form ei- 
ner Steuergutschrift erfolgen, im Gegensatz zur 
Anknüpfung an die Bemessungsgrundlage ist die 
Förderung durch eine Steuergutschrift in ihrer 
Höhe unabhängig vom Steuersatz des zu fördern- 
den Unternehmens, der in Deutschland je nach 
Rechtsform zum Teil stark variiert - die Förderung 
sollte also Kapitalgesellschaften und Personenun- 
temehmen gleichermaßen begünstigen. Die Exper- 
tenkommission hält zudem eine volumenbasierte 
Förderung für transparenter und administrativ leich- 
ter handhabbar als eine inkrementeile Förderung. 

Konkret schlägt die Expertenkommission vor, zwi- 
schen den beiden folgenden Varianten der Ausgestal- 
tung zu wählen. 

Variante 1: Steuergutschrift auf alle FuE- Aufwen- 
dungen im Rahmen der Untemehmensbesteuerung 

- Diese Ausgestaltungsvariante ist international 
am weitesten verbreitet und hinsichtlich der zu 
erwartenden Wirkungen am besten untersucht. 
Die Steuergutschrift würde in diesem Modell 
alle qualifizierten FuE- Aufwendungen einschlie- 
ßen, also Personalkosten, Kosten für Instrumen- 
te und Ausrüstung, Kosten für Gebäude, die für 
das Forschungsvorhaben genutzt werden, Kos- 
ten für Durchführbarkeitsstudien sowie Kosten 
für Beratungstätigkeifen und die Zertifizierung 
(der Förderfahigkeit der FuE-Aufwendungen). 
Durch die einheitliche Einbeziehung aller ver- 
schiedenen Arten von FuE-Aufwendungen käme 
es nicht zu einer systematischen Bevorzugung 
einzelner Wirtschaftszweige oder Technologien, 
die einzelne Arten von FuE-Aufwendungen be- 
sonders intensiv einsetzen. Darin ist ein Vorteil 
dieser Variante zu sehen. 

- Aufwendungen für Auftragsforschung würden 
von der Förderung beim Auftraggeber erfasst.“ 
Eine Förderung von Auftragsforschung beim 
Auftraggeber wäre insbesondere für jene KMU 
bedeutend, die nur über geringe untemehmensin- 


teme FuE-Ressourcen verfügen und daher ex- 
terne Aufträge an Hochschulen, Forschungsein- 
richtungen und andere Unternehmen vergeben. 
Andererseits würden damit auch Forschungsauf- 
träge an ausländische Auftragnehmer eine För- 
derung erfahren, deren Forschungsergebnisse zu 
Wissensgenerierung und -extemalitäten außer- 
halb Deutschlands beitragen. 

- Die Steuergutschrift wäre mit der zu zahlenden 
Untemehmensteuer zu verrechnen und im Ver- 
lustfall bzw. im Falle einer Steuerschuld, die un- 
terhalb der Steuergutschrift liegt, entweder vor- 
zutragen oder (anteilig) auszubezahlen. Hierin 
liegt ein Nachteil des Modells gerade für KMU: 
Positive Liquiditätseffekte würden sich erst mit 
der Anfertigung des Steuerbescheids durch die 
Finanzbehörden einstellen. Unter Umständen 
würden Auszahlungen erst mehr als zwei Jahre 
nach dem Abfluss der zugrunde liegenden Auf- 
wendungen erfolgen.'*“’ 

Variante 2: Steuergutschrift auf FuE-Personalauf- 

wendungen und Verrechnung mit der Lohnsteuer 

- In Anlehnung an die Ausgestaltung des Pro- 
gramms WBSO in den Niederlanden köimte die 
Steuergutschrift an die Höhe der FuE-Personal- 
kosten geknüpft und mit der vom Unternehmen 
abzuführenden Lohnsteuer verrechnet werden.'*“’ 
Das Modell hat folgende Vorteile: Die Lohnsteu- 
er unterliegt geringeren Schwankungen als die 
gesamtuntemehmerische Ertragsteuer und ist un- 
abhängig von der Ertragslage des Unternehmens 
zu entrichten. Somit ist der Fördereffekt für Un- 
ternehmen und der fiskalische Effekt für die öf- 
fentliche Hand besser planbar. Zusätzlich ist die 
Lohnsteuer monatlich abzuführen, weshalb die 
Steuergutschrift zu einer Entlastung zeitgleich 
mit dem Abfluss der Personalaufwendungen füh- 
ren würde. Für Unternehmen mit großen Finan- 
zierungsrestriktionen und insbesondere für Start- 
ups wäre dieser unmittelbare Liquiditätseffekt 
von besonderer Relevanz. 

- Als indirekter Effekt könnten die verringerten 
Personalkosten neben dem Anreiz für gesteigerte 
FuE-Aktivitäten zu mehr Nachfrage nach sozial- 
versicherungspflichtigem FuE-Personal und da- 
mit zu mehr Beschäftigung in regulären Beschäf- 
tigungsverhältnissen führen. Die Begrenzung der 
Steuergutschrift auf FuE-Personalaufwendungen 
wäre außerdem im Vergleich zur Förderung aller 
FuE-Aufwendungen administrativ einfacher zu 
handhaben. Sowohl die Deklarationskosten für 
die Steuerpflichtigen als auch die Kontrollkos- 
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ten für die Steuerbehörden fielen geringer aus. 
Gleichzeitig wäre bei der Beschränkung der För- 
dergrundlage auf das FuE-Personal (als Teilmen- 
ge aller FuE-Inputfaktoren) das Missbrauchspo- 
tenzial reduziert. 

- Aufwendungen für Auftragsforschung könnten 
beim Auftraggeber nicht berücksichtigt werden. 
Die FuE-Aufträge würden jedoch dessen unge- 
achtet durch das Instrument beim Auftragnehmer 
erfasst. 

- Ein Nachteil dieser Variante ist, dass Unterneh- 
men und Branchen mit unterschiedlich hohen 
FuE-Personalintensitäten bei dieser Ausgestal- 
tungsvariante unterschiedlich stark gefördert 
werden. 

Die Aufteilung der Steuermindereinnahmen auf Bund 
und Länder ist im Grundsatz unabhängig von der ge- 
wählten Variante - und damit von der Steuer, an wel- 
che die Förderung anknüpft."’ 

Die Expertenkommission hält beide Varianten für 
sinnvolle Ergänzungen des bestehenden FuE-För- 
derinstrumentariums. Nach Abwägung der Vor- und 
Nachteile der beiden Varianten präferiert die Exper- 
tenkommission allerdings die zweite Gestaltungsva- 
riante. Dabei fallen vor allem die bessere Planbarkeit 
und die stärkeren Liquiditätseffekte ins Gewicht. Die- 
se sind gerade für KMU von Bedeutung, so dass Va- 
riante 2 aus Sicht der Expertenkommission für diese 
Gruppe stärkere Fördereffekte erzeugen würde. 

Unabhängig von der Wahl der oben genannten grund- 
sätzlichen Ausgestaltungsvarianten sollte bei Einfüh- 
rung eines steuerlichen FuE-Förderinstruments eine 
begleitende, wissenschaftlich fundierte Evaluation 
fest eingeplant werden (vgl. Kapitel B 5-3). 
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Vorabfassung - wird durch die endgültige Fassung ersetzt. 
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Überblick 


Die Erfassung der Leistungsfähigkeit des Forschungs- und Innovationsstandortes Deutsch- 
land ist ein fester Bestandteil der jährlichen Berichterstattung der Expertenkommission 
Forschung und Innovation. Die Erfassung erfolgt anhand der Darstellung verschiede- 
ner Indikatoren, die einen Rückschluss auf die Dynamik und Leistungsfähigkeit des For- 
schungs- und Innovationssystems zulassen. Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind die 
Indikatoren in acht thematisch geordnete Indikatorensets aufgeteilt. Anhand dieser Indika- 
torensets wird die Leistungsfähigkeit des deutschen Forschungs- und Innovationssystems 
im intertemporalen Vergleich sowie im Vergleich mit den wichtigsten nationalen Wettbe- 
werbern dargestellt.'*'’* Einzelne Indikatoren werden zudem auf Bundesländerebene ausge- 
wiesen, um innerdeutsche Leistungsunterschiede aufzuzeigen. Die Indikatoren sind mehr- 
heitlich den von der Expertenkommission in Auftrag gegebenen Studien zum deutschen 
Innovationssystem entnommen. Die Studien umfassen neben den hier aufgeführten Indika- 
toren noch weiteres umfangreiches Indikatoren- und Analysematerial. Sie können auf der 
Intemetseite der Expertenkommission eingesehen und heruntergeladen werden. Gleiches 
gilt für sämtliche Abbildungen und Tabellen des Jahresgutachtens sowie für die dazugehö- 
rigen Datensätze. 

C1 Bildung und Qualifikation 

Investitionen in Bildung und ein hohes Qualifikationsniveau stärken die mittel- und langfris- 
tige Innovationsfähigkeit und das wirtschaftliche Wachstum eines Landes. Die in Abschnitt 
C 1 aufgeführten Indikatoren geben Auskunft über den Qualifikationsstand und liefern ei- 
nen Überblick über die Stärken und Schwächen des Innovationsstandortes Deutschland. 
Der internationale Vergleich erlaubt eine Einschätzung, wie diese Befunde im Vergleich zu 
anderen Industrienationen einzuordnen sind. 

C2 Forschung und Entwicklung 

Forschungs- und Entwicklungsprozesse sind eine wesentliche Voraussetzung für die Ent- 
stehung von neuen Produkten und Dienstleistungen. Prinzipiell gehen von einer hohen 
FuE-Intensität positive Effekte auf Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Beschäftigung 
aus. FuE-Investitionen und -Aktivitäten von Unternehmen, Hochschulen und Staat liefern 
daher wesentliche Anhaltspunkte zur Beurteilung der technologischen Leistungsfähigkeit 
eines Landes. Wie Deutschland hinsichtlich seiner FuE- Aktivitäten im internationalen Ver- 
gleich abschneidet, in welchem Umfang die einzelnen Bundesländer investieren und welche 
Wirtschaftszweige besonders forschungsintensiv sind, wird in Abschnitt C 2 dargestellt. 

C3 Innovationsverhaltsn der Wirtschaft 

Innovationsaktivitäten von Unternehmen zielen darauf ab, Wettbewerbsvorteile durch 
Innovationen zu schaffen. Im Falle einer Produktinnovation wird ein neues oder verbes- 
sertes Gut auf den Markt gebracht, dessen Eigenschaften sich von den bisher am Markt 
angebotenen Gütern unterscheiden. Die Einführung eines neuen oder verbesserten Herstel- 
lungsverfahrens wird als Prozessinnovation bezeichnet. Anhand der Innovationsintensität 
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in der Industrie und in den wissensintensiven Dienstleistungen sowie anhand des Anteils des 
Umsatzes mit neuen Produkten wird das Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft im 
internationalen Vergleich in Abschnitt C 3 dargestellt. 

C4 Finanzierung von Forschung und Innovation 

Die Finanzierung von Geschäfts- und insbesondere FuE-Tätigkeiten ist eine zentrale He- 
rausforderung vor allem für junge, innovative Unternehmen. Da diese Unternehmen zu Be- 
ginn keine oder kaum Umsätze erwirtschaften, ist eine Finanzierung aus eigenen Mitteln 
kaum möglich. Eine Fremdkapitalfinanzierung ist schwierig, da es für Kapitalgeber wie 
beispielsweise Banken schwer ist, die Erfolgsaussichten innovativer Untemehmensgrün- 
dungen zu beurteilen. Alternative Wege der Untemehmensfinanzierung sind die Einwer- 
bung von Beteiligungskapital bzw. Wagniskapital sowie die Finanzierung durch staatliche 
Förderung. Abschnitt C 4 beschreibt die Verfügbarkeit von Wagniskapital und staatlicher 
FuE-Förderung in Deutschland und im internationalen Vergleich. 

C5 Unternehnnensgründungen 

Untemehmensgründungen - insbesondere in forschungs- und wissensintensiven Sektoren - 
fordern mit innovativen Produkten, Prozessen und Geschäftsmodellen etablierte Unterneh- 
men heraus. Die Gründung neuer Unternehmen und der Austritt nicht (mehr) erfolgreicher 
Unternehmen aus dem Markt ist Ausdruck des Innovationswettbewerbs um die besten Lö- 
sungen. Die in Abschnitt C 5 beschriebene Untemehmensdynamik ist deshalb ein wichtiger 
Aspekt des Strukturwandels. Gerade in neuen Technologiefeldem, beim Aufkommen neuer 
Nachfragetrends und in der frühen Phase der Übertragung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
auf die Entwicklung neuer Produkte und Verfahren können junge Unternehmen neue Märk- 
te erschließen und innovativen Ideen zum Durchbruch verhelfen. 

C 6 Patente 

Patente sind gewerbliche Schutzrechte für neue technische Erfindungen. Sie bilden somit 
oftmals die Grundlage für die Verwertung von Innovationen am Markt und unterstützen zu- 
gleich die Koordination und den Wissens- und Technologietransfer zwischen den Akteuren 
im Innovationssystem. Abschnitt C 6 stellt die Patentaktivitäten ausgewählter Länder dar. 
Zudem wird untersucht, inwieweit sich diese Länder in den Bereichen der hochwertigen 
Technologie und der Spitzentechnologie spezialisiert haben. 

C7 Fachpublikationen 

Die stetige Generierung neuen Wissens hängt besonders von der Leistungsfähigkeit des je- 
weiligen Forschungs- und Wissenschaftssystems ab. Mit Hilfe der Bibliometrie wird diese 
Leistungsfähigkeit in Abschnitt C 7 im internationalen Vergleich dargestellt. Hierbei wird 
die Leistung eines Landes anhand der Publikationen seiner Wissenschaftlerinnen und Wis- 
senschaftler in Fachzeitschriften ermittelt. Die Wahrnehmung und Bedeutung dieser Veröf- 
fentlichungen wird durch die Anzahl der Zitate erfasst. 

C8 Produktion, Wertschöpfung und Beschäftigung 

Der Anteil von Arbeitseinsatz und Wertschöpfung in den forschungs- und wissensinten- 
siven Branchen in einem Land spiegelt deren wirtschaftliche Bedeutung wider und lässt 
Rüekschlüsse auf die technologische Leistungsfähigkeit eines Landes zu. Abschnitt C 8 
stellt die Entwicklung von Wertschöpfung und Produktivität in forschungsintensiven In- 
dustrien und wissensintensiven Dienstleistungen im internationalen Vergleich dar. Darüber 
hinaus wird die Position Deutschlands im Welthandel mit forschungsintensiven Gütern und 
wissensintensiven Dienstleistungen aufgezeigt. 
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Bildung und Qualifikation C1 


Der Anteil der Erwerbstätigen mit tertiärer Qualifikation (ISCED 5+6 und ISCED 7+8) lag 
in Deutschland im Jahr 2015 bei 30,7 Prozent und damit um 0,6 Prozentpunkte höher als im 
Vorjahr (C 1-1). Der Anteil der Geringqualifizierten (ISCED 0-2) stieg gegenüber dem Vor- 
j ahr ebenfalls leicht von 9,6 auf 9,8 Prozent an. Von allen Vergleichsländem wies Italien den 
mit Abstand höchsten Anteil an geringqualifizierten Erwerbstätigen auf Ihr Anteil an allen 
Erwerbstätigen lag dort bei 3 1,7 Prozent. 

Der Anteil der Studienanfängerinnen und -anfanger an der alterstypischen Bevölkerung 
(C 1-2) ist in Deutschland erneut deutlich gestiegen. Von 2013 auf 2014 wuehs er um 5 
Prozentpunkte auf 64 Prozent. Damit lag er 4 Prozentpunkte unter dem OECD-Durchschnitt 
von 68 Prozent. 

Im Jahr 2015 gab es 444.859 Studienberechtigte (C 1-3). Die Studienberechtigtenquote, 
d.h. der Anteil der Studienberechtigten an der Bevölkerung des entsprechenden Alters, lag 
damit bei 53 Prozent. Zwei Jahre zuvor, im Jahr 2013, lag die Studienberechtigtenquote mit 
57,8 Prozent noch knapp 5 Prozentpunkte höher. Für das Jahr 2016 wird wieder mit einem 
deutlichen Anstieg der Studienberechtigtenquote gerechnet. 

Die Zahl der Erstabsolventinnen und -absolventen (C 1-4) ist erneut gestiegen, und zwar auf 
3 17. 102 im Jahr 2015. Zugleich ist der Anteil der Erstabsolventinnen und -absolventen, die 
ihren Abschluss an einer Universität gemacht haben, erneut gegenüber denen an Fachhoch- 
schulen gesunken und betrug 2015 56,8 Prozent. Einen deutlichen Zuwachs verzeichneten 
u.a. die Erstabsolventinnen und -absolventen der Fächergruppe Ingenieurwissenschaften. 
Ihre Zahl wuchs von 62.606 im Jahr 2014 auf 64.984 im Jahr 2015 und ist damit seit 2005 
von 16,5 Prozent auf 20,5 Prozent gestiegen. 

Erneut gestiegen ist auch die Zahl der ausländischen Studierenden in Deutschland (C 1-5). 
So waren imWintersemester 2015/16 251.542 Bildungsausländerinnen und -ausländer, d.h. 
Studierende, die ihre Studienberechtigung im Ausland erworben haben, an deutschen Hoch- 
schulen immatrikuliert. Ihre Zahl stieg gegenüber dem Vorjahr um 15.684 und seit dem 
Wintersemester 2005/06 um 62.092. 

Die Zahl der Bildungsinländerinnen und -inländer, also derjenigen ausländischen Studieren- 
den, die ihre Studienberechtigung im Inland erworben haben, stieg auf 88.763 im Winter- 
semester 2015/16. Seit dem Wintersemester 2005/06 ist ihre Anzahl um 29.856 gestiegen. 

Die Weiterbildungsbeteiligung von Betrieben (C 1-6) ist von 2005 bis 2014 über alle Bran- 
chen und über alle Größenklassen hinweg gestiegen. Lag die betriebliche Weiterbildungs- 
quote im Jahr 2005 noch bei 42,7 Prozent, so lag sie im Jahr 2014 mit 53,6 Prozent fast 
1 1 Prozentpunkte höher. Besonders stark gewachsen ist die Weiterbildungsbeteiligung von 
kleinen Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten. Sie stieg von 40,5 Prozent im Jahr 
2005 auf 51,4 Prozent im Jahr 20 14."*® 
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Abb C 1-1 

Qualifikationsniveau der Erwerbstätigen in ausgewählten EU-Ländern 2015 in Prozent 
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Die Klassifizierung der Qualifikationsniveaus ISCED*. 

I ISCED 3**: Sekundarstufe II oder 
Abschluss einer Lehrausbildung mit 
tertiärer Zugangsberechtigung 

I ISCED 4: Fachhochschulreife/ 
Hochschulreife und Abschluss einer 
Lehrausbildung 


I ISCED 0-2; Vorprimarstufe, 
Sekundarstufe I 

I ISCED 3*: Sekundarstufe II oder 
Abschluss einer Lehrausbildung 
ohne tertiäre Zugangsberechtigung 


I ISCED 5+6: Kurze; berufsspezifische 
tertiäre Bildung (2 bis unter 3 Jahre), 
Bachelorabschluss, Meister-/ 
Technikerausbildung oder gleich- 
wertiger Abschluss 

I ISCED 7+8: Masterabschluss, 
Promotion oder gleichwertiger 
Abschluss 


* Die Bildungsstufen nach ISCED gelten als Standards der UNESCO für internationale Vergleiche 
der länderspezifischen Bildungssysteme. Sie werden auch von der OECD genutzt. 

Quelle: Eurostat, Europäische Arbeitskräfteerhebung. Berechnung des CWS in Gehrke et al. (2017a). 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 133- 


Drucksache 18/11270 


Tab C 1-2 

Anteil der Studienanfängerinnen und -anfänger an der alterstypischen Bevölkerung 
in ausgewählten OECD-Ländern und China in Prozent 

Studienanfängerquote: Anteil der Studienanfängerinnen und -anfänger an der Bevölkerung des entsprechenden Alters. 


QECD-Länder 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 ; 

2013 ” 

2014 

2014 

Deutschland 

37 

36 

35 

34 

36 

40 

42 

46 

53 : 

59 

64 

57 

Frankreich 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

39 

41 : 

- 

- 

- 

Großbritannien 

52 

51 

57 

55 

57 

61 

63 

64 

67 : 

58 

61 

54 

Japan 

40 

41 

45 

46 

48 

49 

51 

52 

52 : 

- 

80 

- 

Schweden 

79 

76 

76 

73 

65 

68 

76 

72 

60 : 

56 

62 

56 

Schweiz 

38 

37 

38 

39 

38 

41 

44 

44 

44 : 

76 

80 

45 

Südkorea 

49 

54 

59 

61 

71 

71 

71 

69 

69 : 

- 

- 

- 

USA 

63 

64 

64 

65 

64 

70 

74 

72 

71 : 

52 

52 

51 

OECO-Durchschnitt 

53 

54 

56 

56 

56 

59 

61 

60 

58 

67 

68 

61 


China - - - - - 17 17 19 18 


” Angegeben sind die Studienanfängerquoten nach ISCED 201 1 -Klassifikation für die Stufen 5, 6 und 7. Hinweis: Werte ab 2013 
wurden nach ISCED 2011 erfasst, Werte vor 2013 wurden nach ISCED 97 erfasst, deshalb ist diese Tabelle mit vorhergehenden 
Jahren nicht vergleichbar. Die hier verwendete ISCED 2011 verfügt über neun Stufen, während ISCED 1997 nur über sieben 
Stufen verfügte. ISCED 2011 hat vier statt zwei Niveaus im Hochschulbereich (ISCED 1997: Stufe 5A und 6; ISCED 2011: Stufe 
5 bis 8) und ermöglicht zudem eine Unterscheidung zwischen Sekundarstufe II oder Abschluss einer Lehrausbildung ohne 
tertiäre Zugangsberechtigung (ISCED 3*) einerseits und Sekundarstufe II oder Abschluss einer Lehrausbildung mit tertiärer 
Zugangsberechtigung (ISCED 3**) andererseits. Zur ISCED-Klassifizierung der Qualifikationsniveaus vgl. Abb. C 1-1. 

* Bereinigte Quote ohne internationale Studienanfängerinnen und -anfänger. 

Quellen: OECD (Hrsg.): Bildung auf einen Blick. OECD-Indikatoren, div. Jahrgänge in Gehrke et al. (2017a). 
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Abb C 1-3 

Studienberechtigte in Deutschland 1970 bis 2025, ab 2016 Projektion 

Studienberechtigte: Studienberechtigte sind diejenigen Schulabgängerinnen und -abgänger, die eine allgemeine oder fachgebundene 
Hochschulreife bzw. eine Fachhochschulreife* * erworben haben. 

Studienberechtigtenquote: Anteil der Studienberechtigten an der Bevölkerung des entsprechenden Alters. 
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Quelle Istwerte: Statistisches Bundesamt (2016) in Gehrke et al. (2017a). 

Quelle Prognosewerte: Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz. In: Gehrke et al. (2017a). 

* Seit 2013 Istwerte ohne Schulabgängerinnen und -abgänger, die den schulischen Teil der Fachhochschulreife erworben haben und noch 
eine länderrechtlich geregelte fachpraktische Vorbildung nachweisen müssen (etwa durch ein Berufspraktikum), um die volle 
Fachhochschulreife zu erhalten. 
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Anzahl der Erstabsolventinnen und -absolventen sowie Fäoherstrukturquote 


Tab C 1-4 


Erstabsolvent(innen) und Fächerstrukturquote: Die Fächerstrukturquote gibt den Anteil von Erstabsolvent(innen) an, 
die ihr Studium innerhalb eines bestimmten Faches bzw. einer Fächergruppe absolviert haben. Erstabsolvent(innen) 
sind Personen, die ein Erststudium erfolgreich abgeschlossen haben. 



2005 

2007 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

Absolvent(innen) insgesamt 

207.936 

239.877 

287.997 

294.330 

307.271 

309.621 

309.870 

313.796 

317.102 

Anteil Frauen 
in Prozent 

50,8 

51,8 

51,7 

52,1 

51,4 

51,3 

51,5 

51.1 

51,1 

Anteil Universität 
in Prozent 

60,8 

62,4 

62,0 

62,0 

62,1 

61,3 

59,9 

59,0 

56,8 

Sprach- und 
Kulturwissenschaften 

35.732 

43.827 

53.003 

54.808 

56.140 

55.659 

56.313 

57.016 

55.596 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 

17,2 

18,3 

18,4 

18,6 

18,3 

18,0 

18,2 

18,2 

17,5 

Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 

76.566 

85.838 

101.391 

102.315 

105.589 

105.024 

105.105 

106.710 

109.122 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 

36,8 

35,8 

35,2 

34,9 

34,4 

33,9 

33,9 

34,0 

34,4 

Humanmedizin/ 

Gesundheitswissenschaften 

11.817 

13.358 

15.142 

15.222 

15.686 

15.856 

16.534 

17.331 

17.935 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 

5,7 

5,6 

5,3 

5,2 

5,1 

5,1 

5,3 

5,5 

5,7 

Agrar-, Forst- und 
Ernährungswissenschaften 

5.312 

5.661 

6.787 

6.215 

6.563 

6.405 

6.193 

6.042 

6.484 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 

2,6 

2,4 

2,3 

2,1 

2,1 

2,1 

2,0 

1,9 

2,0 

Kunst, Kunstwissenschaften 

9.678 

10.399 

11.541 

11.820 

12.525 

12.866 

12.542 

11.913 

11.514 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 


4,3 

4,0 

4,0 

4,1 

4,2 

4,0 

3,8 

3,6 

Mathematik, 

Naturwissenschaften 

30.737 

38.417 

47.782 

48.561 

49.593 

48.231 

46.707 

47.046 

46.317 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 

14,8 

16,0 

16,6 

16,5 

16,1 

15,6 

15,1 

15,0 

14,6 

Ingenieurwissenschaften 

34.339 

38.065 

47.004 

49.860 

55.631 

60.259 

62.007 

62.606 

64.984 

Anteil Fächergruppe 
in Prozent 

16,5 

15,9 

16,3 

16,9 

18,1 

19,5 

20,0 

20,0 

20,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt sowie Recherche in DZHW-ICE in Gehrke et al. (2017a). 
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Abb C 1-5 

Ausländische Studierende an deutschen Hcchschulen 

Ausländische Studierende sind Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit. 

Sie werden eingeteilt in Bildungsinländer(innen), deren Hochschulzugangsberechtigung aus Deutschland stammt, 
und Bildungsausländer(innen), die diese im Ausland erworben haben. 



Winter- 00/01 01/02 02/03 03/04 04/05 05/06 06/07 07/08 08/09 09/10 10/11 11/12 12/13 13/14 14/15 15/16 
Semester 

ausländische Studierende Bildungsausländer(innen) Bildungsinländer(innen) 


Quelle: Statistisches Bundesamt sowie Recherche in DZHW-ICE in Gehrke et al. (2017a). 
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Weiterbildungsbeteiligung von Personen und Betrieben in Prozent 

Individuelle Weiterbildungsquote: Teilnahme an einer Weiterbildungsmaßnahme in den letzten vier Wochen 
vor dem Befragungszeitpunkt. 

Betriebliche Weiterbildungsbeteiligung: Betriebe, in denen Arbeitskräfte für Weiterbildung freigestellt 
oder Kosten für Weiterbildung übernommen wurden.* 


Tab C 1-6 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

a) Individuelle 

Weiterbildungsquote 

5,2 

4,6 

4,9 

5,5 

5,0 

4,9 

4,9 

5,1 

4,9 

4,8 

4,9 

Erwerbstätige 

6,4 

5,7 

5,9 

6,4 

5,8 

5,6 

5,6 

5,9 

5,6 

5,5 

5,5 

niedrig (ISCED 0-2) 

1,6 

1,3 

1,5 

1,7 

1,4 

1,3 

1,0 

1,4 

1,4 

1,3 

1,2 

mittel (ISCED 3-4) 

4,5 

4,0 

4,1 

4,4 

4,2 

3,9 

3,9 

4,1 

3,9 

4,2 

4,3 

hoch (ISCED 5-8) 

12,1 

11,2 

11,4 

12,2 

10,6 

10,5 

10,3 

10,6 

10,1 

9,4 

9,3 

Erwerbslose 

3,1 

2,8 

3,1 

4,9 

4,3 

3,9 

4,6 

3,8 

3,6 

3,7 

3,7 

niedrig (ISCED 0-2) 

2,0 

1,1 

2,5 

2,4 

2,7 

3,5 

3,6 

3,1 

2,9 

2,8 

2,6 

mittel (ISCED 3-4) 

2,8 

3,0 

2,9 

5,3 

4,0 

3,2 

4,0 

3,6 

3,4 

3,3 

3,4 

hoch (ISCED 5-8) 

6,1 

5,6 

5,4 

8,1 

8,4 

8,3 

10,0 

6,6 

5,4 

6,4 

6,3 

Nichterwerbspersonen 

2,0 

1,6 

1,7 

2,3 

1,9 

2,0 

1,9 

1,6 

1,8 

1,8 

2,0 

niedrig (ISCED 0-2) 

0,9 

0,9 

0,8 

1,4 

1,8 

1,6 

1,5 

1,4 

1,4 

1,3 

1,7 

mittel (ISCED 3-4) 

2,0 

1,3 

1,7 

1,8 

1,5 

1,8 

1,9 

1,4 

1,5 

1,6 

1,6 

hoch (ISCED 5-8) 

4,2 

4,2 

3,5 

5,4 

3,4 

3,6 

2,7 

2,8 

3,5 

3,4 

3,7 

b) Betriebliohe 

Weiterbildungsbeteiligung 

Naoh Branchen 

42,7 

- 

45,5 

49,0 

44,6 

44,1 

52,6 

53,1 

52,1 

53,6 

- 

Wissensintensives 
produzierendes Gewerbe 

55,7 

- 

65,3 

65,1 

52,6 

55,9 

62,9 

65,5 

66,7 

69,9 

- 

Nicht-wissensintensives 
produzierendes Gewerbe 

32,4 

_ 

33,2 

37,8 

32,5 

33,3 

41,2 

43,2 

41,8 

43,0 

_ 

Wissensintensive 

Dienstleistungen 

58,8 

_ 

63,2 

68,3 

58,7 

57,1 

68,7 

67,2 

67,4 

67,0 

_ 

Nicht-wissensintensive 

Dienstleistungen 

34,9 

_ 

37,3 

39,4 

38,0 

37,5 

44,9 

45,3 

44,3 

46,0 

_ 

Nicht-gewerbliche 

Wirtschaft 

46,9 

. 

49,9 

53,8 

51,9 

51,2 

59,0 

60,3 

58,4 

61,9 

. 

Nach Betriebsgrößen 












< 50 Beschäftigte 

40,5 

- 

43,2 

46,9 

42,5 

41,8 

50,5 

50,9 

49,8 

51,4 

- 

50-249 Beschäftigte 

82,9 

- 

85,1 

86,7 

81,3 

83,3 

90,8 

89,7 

90,1 

90,8 

- 

250-499 Beschäftigte 

95,6 

- 

95,2 

95,9 

92,0 

93,3 

95,9 

96,5 

97,0 

96,9 

- 

> 500 Beschäftigte 

97,0 

- 

95,3 

97,8 

96,0 

97,9 

98,4 

97,8 

99,1 

99,1 

- 


Alle Werte sind vorläufig. Zu ISCED vgl. C 1-1. 

Grundgesamtheit a); Alle Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren. 

Grundgesamtheit b): Alle Betriebe mit mindestens einem sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. 

Quelle a): Europäische Arbeitskräfteerhebung (Sonderauswertung). Berechnungen des CWS in Gehrke et al. (2017a). 

Quelle b): lAB-Betriebspanel (Sonderauswertung). Berechnungen des CWS in Gehrke et al. (2G17a). 

* Fragestellung im lAB-Betriebspanel: „Wurden Arbeitskräfte zur Teilnahme an inner- oder auBerbetrieblichen Maßnahmen 
freigestellt bzw. wurden die Kosten für Weiterbildungsmaßnahmen ganz oder teilweise vom Betrieb übernommen?" 
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C2 Forschung und Entwicklung 


Im Jahr 2015 ist die FuE-Intensität (C 2-1) in Deutschland erneut gestiegen und betrug 
2,99 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Das Drei-Prozent-Ziel wurde damit erreicht. Auch 
Großbritannien und Schweden erhöhten ihre F uE-Intensitäten: Schweden von 3,15 auf 3,26 
Prozent und Großbritannien leicht von 1,68 auf 1,70 Prozent. Dagegen sank die FuE-In- 
tensität in Frankreich minimal von 2,24 auf 2,23 Prozent. Damit setzte sich die seit einigen 
Jahren zu beobachtende Stagnation der FuE-Intensität fort. Für die Länder China, Schweiz, 
Südkorea und USA liegen keine aktuellen Daten vor. Allerdings weist Südkorea für das Jahr 
2014 mit 4,29 Prozent die mit Abstand höchste FuE-Intensität von allen Vergleichsländem 
auf 

In Deutschland ist der Haushaltsansatz für zivile FuE (C 2-2) im vergangenen Jahr erneut 
gestiegen. Der Haushaltsansatz, also die im Staatshaushalt eingestellten finanziellen Mittel, 
lag damit im Jahr 2015 um 71 Prozent über dem Ausgangsniveau von 2005. Deutlich stärker 
stiegen die Haushaltsansätze in der Schweiz und in Südkorea; die Daten für das Jahr 2015 
stehen hier allerdings noch aus. 

Die Verteilung der Bruttoinlandsausgaben für FuE nach durchführendem Sektor (C 2-3) 
zeigt für Deutschland, dass der Anteil der Wirtschaft von 69,3 Prozent im Jahr 2005 auf 67,7 
Prozent im Jahr 2015 gesunken ist. Der Anteil der F uE- Ausgaben der Hochschulen stieg im 
gleichen Zeitraum von 16,5 auf 1 7,4 Prozent, der Anteil der FuE- Ausgaben des Staates von 
14,1 auf 14,9 Prozent. 

Für die Indikatoren FuE-Intensität der Bundesländer (C 2-4) und FuE-Ausgaben der Un- 
ternehmen (C 2-5) sind keine aktualisierten Daten verfügbar. Die Tabellen wurden aus dem 
Gutachten 2016 übernommen, auf eine Kommentierung wurde verzichtet. 

Der Indikator interne FuE-Ausgaben in Prozent des Umsatzes aus eigenen Erzeugnissen 
(C 2-6) dokumentiert für das Jahr 2015 erneut einen Anstieg der durchschnittlichen FuE- 
Intensität im verarbeitenden Gewerbe. Diese Entwicklung wird vor allem vom Automobil- 
bau, den Wirtschaftszweigen Pharma- und Chemieindustrie sowie elektrische Ausrüstungen 
getragen, ln den Wirtschaftszweigen Datenverarbeitungsgeräte (DV-Geräte), elektronische 
und optische Erzeugnisse sowie Luft- und Raumfahrt sind dagegen seit 2013 sinkende FuE- 
Intensitäten zu verzeichnen.'*^“ 
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FuE-lntensität in ausgewählten OECD-Ländern und China 
2005 bis 2015 in Prozent 

FuE-lntensität: Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung einer Volkswirtschaft am Bruttoinlandsprodukt (BIP),'^ 



Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 2013 2014 2015 


Abb C 2-1 


China^* Deutschland Frankreich 

Schweden Schweiz Südkorea 


GroObritannien Japan^’ 

USA 


Bruttoinlandsprodukt auf Grundlage der Methodik des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 2010). 
Bruttoinlandsprodukt auf Grundlage der Methodik ESVG 2005. Daten für die Schweiz teilweise geschätzt. Japan 2008, Frankreich 2010, 
Südkorea 2007, China: 2009 Bruch in der Reihe. 

Quelle: OECD, EUROSTAT. Berechnungen und Schätzungen des CWS in Schasse (2017). 
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Abb C2-2 


Haushaltsansätze des Staates für zivile FuE 

FuE-Haushaltsansätze: Betrachet werden die im Haushaltsplan festgesetzten Budgets, 
die für die Finanzierung von FuE zur Verfügung stehen. 



Jahr 2005 

2006 2007 

2008 2009 

2010 2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

Deutschland 

Schweden 

Frankreich 

•••• Schweiz 

GroDbritannien 

Südkorea 

•••• Japan 

USA 






Index: 2005 » 100, Daten zum Teil geschätzt. 

Quelle: OECD, EUROSTAT. Berechnungen und Schätzungen des CWS in Schasse (2017). 


Tab C 2-3 

Verteilung der Bruttoinlandsausgaben für FuE (GERD) nach 
durchführendem Sektor 2005 und 2015 

Die Bruttoinlandsausgaben für FuE (Gross Domestic Expenditure on R&D - GERD) sind Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung der drei Sektoren Wirtschaft, Hochschulen und Staat. 


2005 2015 



GERD 

davon durohgeführt 

von ... (in 

Prozent) 

GERD 

davon durohgeführt 

von ... (in 

Prozent) 

Länder 

in Mio. 
US-Dollar 

Wirt- 

schaft 

Hoch- 

schulen 

Staat 

Private 

Nonprofit* 

in Mio. 
US-Dollar 

Wirt- 

schaft 

Hoch- 

schulen 

Staat 

Private 

Nonprofit* 

Deutschland 

64.299 

69,3 

16,5 

14,1 

- 

111.180 

67,7 

17,4 

14,9 

- 

Frankreich 

39.236 

62,1 

18,8 

17,8 

1,3 

59.341 

65,1 

20,3 

13,1 

1,5 

Großbritannien 

34.081 

61,4 

25,7 

10,6 

2,3 

45.476 

65,7 

25,6 

6,8 

1,9 

Japan 

128.695 

76,4 

13,4 

8,3 

1,9 

166.861 

77,8 

12,6 

8,3 

1,3 

Schweden 

10.500 

72,8 

22,0 

4,9 

0,3 

15.109 

69,5 

26,9 

3,4 

0,2 

Schweiz^’ 

7.470 

73,7 

22,9 

1.1 

2,3 

13.571 

69,3 

28,1 

0,8 

1,8 

Südkorea” 

30.618 

76,9 

9,9 

11,9 

1,4 

72.267 

78,2 

9,0 

11,2 

1,5 

USA« 

328.128 

68,9 

14,3 

12,3 

4,4 

499.299 

72,0 

13,3 

10,6 

4,0 


China” 

86.828 

68,3 

9,9 

21,8 

- 

368.732 

77,3 

6,9 

15,8 

- 


2014 statt 2015 « 2004 statt 2005 « 2015 vorläufig. 

* Private Nonprofit-Organisationen: in einigen Ländern in "Staat" enthalten (z.B. Deutschland). 
Quelle: OECD, EUROSTAT. Berechnungen des CWS in Schasse (2017). 
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Tab C 2-4 


FuE-lntensität der Bundesländer 2003 und 2013 in Prozent 

FuE-lntensität: Anteil der Ausgaben der Bundesländer für Forschung und Entwicklung an ihrem Bruttoinlandsprodukt, 
aufgeschlüsselt nach durchführendem Sektor. 


Bundesländer 

Baden-Württemberg 

Gesamt 

3,76 

2003 

Wirtschaft 

2,97 

Staat 

0,37 

Hochschulen 

0,41 

Gesamt 

4,80 

2013 

Wirtschaft 

3,87 

Staat 

0,42 

Hochschulen 

0,52 

Bayern 

3,00 

2,41 

0,24 

0,36 

3,16 

2,41 

0,32 

0,43 

Berlin 

3,65 

1,85 

1,01 

0,78 

3,57 

1,50 

1,23 

0,84 

Brandenburg 

1,18 

0,34 

0,55 

0,29 

1,55 

0,45 

0,74 

0,36 

Bremen 

2,63 

1,35 

0,61 

0,67 

2,67 

1,01 

0,97 

0,70 

Hamburg 

1,71 

1,03 

0,33 

0,35 

2,32 

1,33 

0,47 

0,51 

Hessen 

2,46 

2,01 

0,16 

0,29 

2,83 

2,18 

0,23 

0,42 

Mecklenburg-Vorpommern 

1,30 

0,27 

0,53 

0,50 

1,83 

0,48 

0,71 

0,64 

Niedersachsen 

2,80 

2,05 

0,31 

0,44 

2,84 

1,92 

0,39 

0,52 

Nordrhein- Westfalen 

1,74 

1,06 

0,26 

0,42 

1,94 

1,11 

0,33 

0,49 

Rheinland-Pfalz 

1,73 

1,24 

0,15 

0,34 

2,13 

1,54 

0,17 

0,43 

Saarland 

1,06 

0,39 

0,24 

0,43 

1,42 

0,55 

0,41 

0,46 

Sachsen 

2,23 

1,03 

0,60 

0,60 

2,74 

1,11 

0,81 

0,82 

Sachsen-Anhalt 

1,18 

0,29 

0,38 

0,51 

1,42 

0,42 

0,50 

0,50 

Schleswig-Holstein 

1,10 

0,49 

0,31 

0,31 

1,47 

0,75 

0,37 

0,35 

Thüringen 

1,89 

1,01 

0,39 

0,50 

2,20 

1,05 

0,52 

0,63 

Deutschland 

2,46 

1,72 

0,33 

0,42 

2,83 

1,91 

0,42 

0,50 


Quelle: SV Wissenschaftsstatistik in Schasse et al. (2016). 
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Tab C 2-5 

Interne FuE-Ausgaben der Unternehmen nach Herkunft der Mittel, 
Wirtschaftszweigen, Größen- und Technclcgieklassen 2013 

Interne FuE: FuE, die innerhalb des Unternehmens durchgeführt wird, unabhängig davon, 
ob für eigene Zwecke oder im Auftrag anderer. 


Interne FuE-Ausgaben 



insgesamt 

Wirtschaft 

davon finanziert von 

Staat andere Inländer Ausland 


in 1.000 Euro 


in Prozent 



Alle forschenden Unternehmen 

53.296.234 

91,7 

3,0 

0,2 

5,0 

Verarbeitendes Gewerbe 

46.048.715 

92,8 

2,0 

0,2 

5,0 

Chemische Industrie 

3.346.601 

93,8 

1,6 

0,0 

4,6 

Pharmazeutische Industrie 

4.074.886 

86,8 

0,5 

0,0 

12,7 

Kunststoff-, Glas- u. Keramikindustrie 

1.261.748 

92,2 

2,6 

0,7 

4,6 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

1.273.337 

80,7 

8,5 

0,2 

10,7 

Elektrotechnik/Elektronik 

9.472.033 

94,6 

2,8 

0,1 

2,4 

Maschinenbau 

5.388.201 

95,8 

2,0 

0,5 

1.7 

Fahrzeugbau 

19.204.835 

93,1 

1,3 

0,2 

5,4 

Übriges verarbeitendes Gewerbe 

2.027.074 

91,0 

3,7 

0,1 

5,2 

Übrige Wirtschaftszweige 

7.247.519 

85,1 

9,7 

0,2 

5,0 


weniger als 100 Beschäftigte 

2.859.712 

78,4 

16,8 

0,4 

4.5 

100 bis 499 Beschäftigte 

4.708.916 

88,2 

6,4 

0,3 

5,1 

500 bis 999 Beschäftigte 

3.214.604 

90,9 

4,6 

0,1 

4.4 

1.000 und mehr Beschäftigte 

42.513.002 

93,1 

1,6 

0,2 

5,1 

Technologieklassen in der Industrie 

Spitzentechnologie 

(> 9 Prozent FuE-Ausgaben/Umsatz) 

13.404.548 

90,4 

3,2 

0,0 

6,3 

Hochwertige Technologie 

(3-9 Prozent FuE-Ausgaben/Umsatz) 

27.113.163 

94,4 

1.1 

0.2 

4.3 


Quelle: SV Wissenschaftsstatistik. In: Schasse et al. (2016). 
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Abb C 2-6 

Interne FuE-Ausgaben in Prozent des Umsatzes aus 
eigenen Erzeugnissen 2013, 2014 und 2015 

Interne FuE: FuE, die innerhalb des Unternehmens durchgeführt wird, unabhängig davon, 
ob für eigene Zwecke oder im Auftrag anderer. 


Wirtschaftszweige 

DV-Geräte, elektronische und 
optische Erzeugnisse 

Pharmazeutische Erzeugnisse 
Luft-/Raumfahrzeugbau 


Automobilbau 

Durchschnitt des 
verarbeitenden Gewerbes 

Chemische Erzeugnisse 

Maschinenbau 

Elektrische Ausrüstungen 
Übriger Fahrzeugbau 



Gummi-/Kunststoffverarbeitung 



% 0 2 


4 6 


10 12 14 


2013 H 2014 H 2015 


Angaben ohne Vorsteuer. 2013: Bruch in der Reihe. 

Quelle: SV Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt, Unternehmensergebnisse Deutschland. 
Berechnungen des CWS in Schasse (2017). 
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C3 Innovationsverhalten 
der Wirtsohaft 


Die alle zwei Jahre durchgeflihrte europaweite Innovationserhebung Community Innovati- 
on Surveys (CIS) bildet die Datengrundlage für den internationalen Vergleich des Innovati- 
onsverhaltens der Unternehmen (C 3-1).'*^' Die CIS werden von allen Mitgliedsstaaten der 
EU sowie von einigen anderen europäischen Ländern auf einer harmonisierten, methodolo- 
gischen Grundlage und unter Koordination von Eurostat durchgeführt. Die CIS basieren auf 
einem weitgehend einheitlichen Fragebogen und richten sich an Unternehmen mit zehn oder 
mehr Beschäftigten in der produzierenden Industrie und in ausgewählten Dienstleistungs- 
sektoren. Die aktuelle Auswertung bezieht sich auf 2014 (CIS 2014). In dem Jahr betrug 
die Innovationsintensität der forschungsintensiven Industrie in Deutschland 7,0 Prozent. 
Sie lag damit über den Quoten der meisten Vergleichsländer. Allerdings wies Schweden mit 

11.1 Prozent in der forschungsintensiven Industrie eine deutlich höhere Innovationsinten- 
sität auf. 

Die in den Grafiken C 3-2 bis C 3-4 dargestellten Daten zum Innovationsverhalten der deut- 
schen Wirtschaft beruhen auf der seit 1993 jährlich durchgeführten Innovationserhebung 
des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), dem Mannheimer Innovati- 
onspanel (MIP).**“ Daten aus dem MIP stellen den deutschen Beitrag zu den CIS dar. Das 
Panel umfasst aber über die an Eurostat zu meldenden Daten hinaus auch Daten für Unter- 
nehmen mit fünf bis neun Beschäftigten. 

Die Innovationsintensität (C 3-2) der FuE-intensiven Industrie betrug im Jahr 2015 8,8 Pro- 
zent und erreichte damit wieder den Spitzenwert aus dem Jahr 2013. In der sonstigen Indus- 
trie lag die Quote mit 1,4 Prozent deutlich darunter. Nach einem Rückgang im Jahr 2014 
stieg die Innovationsintensität in den wissensintensiven Dienstleistungen (ohne Finanz- 
dienstleistungen) im Jahr 2015 um 0,5 Prozentpunkte auf 5,3 Prozent an. In den Finanz- 
dienstleistungen betrug die Quote im Jahr 2015 wie im Jahr zuvor 0,7 Prozent. Die gleiche 
Innovationsintensität wurde 2015 in den sonstigen Dienstleistungen erreicht. 

Der Anteil des Umsatzes mit neuen Produkten war 2015 in der FuE-intensiven Industrie mit 

34.1 Prozent deutlich höher als in den wissensintensiven Dienstleistungen (10,4 Prozent), 
in der sonstigen Industrie (7,4 Prozent) und in den sonstigen Dienstleistungen (4,9 Prozent). 

Ein wichtiger Aspekt bei der Kommerzialisierung innovativer Technologien ist die Nor- 
mung und Standardisierung. Auf internationaler Ebene werden Normen und Standards in 
den Komitees der International Organization for Standardization (ISO) entwickelt. Durch 
das Engagement in diesen Komitees kann ein Land maßgeblich Einfluss auf die globalen 
technischen Infrastrukturen nehmen (C Deutsche Unternehmen bringen sich in die 

Arbeit der ISO häufiger ein als die aller anderen Länder. 
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Innovationsintensität im europäisohen Vergleioh 2014 in Prozent 

Innovationsintensität: Innovationsausgaben der Unternehmen bezogen auf den Gesamtumsatz. 


Schweden 

Deutschland 

Finnland 


Frankreich 

Österreich 

Großbritannien 

Niederlande 

Italien 


% 0 


Abb C 3-1 


forschungsintensive Industrie'^ wissensintensive Dienstleistungen^^ alle Sektoren^^ 


’’ Forschungsintensive Industrie: WZ 19-22, 25-30. Da nicht für alle Länder Daten für alle Wirtschaftszweige zur Verfügung stehen, 
weicht beim europäischen Vergleich die Abgrenzung der forschungsintensiven Industrie von der sonst von der EFI verwendeten Definition ab. 
Wissensintensive Dienstleistungen: WZ 58-66, 71-73. Da nicht für alle Länder Daten für alle Wirtschaftszweige zur Verfügung stehen, weicht 
beim europäischen Vergleich die Abgrenzung der wissensintensiven Dienstleistungen von der sonst von der EFI verwendeten Definition ab. 

3) Alle Sektoren: WZ 5-39, 46, 49-53, 58-66, 71-73. 

Quelle: Eurostat, Community Innovation Surveys 2014. Berechnungen des ZEW. 


Abb C 3-2 


Innovationsintensität in der Industrie und den wissensintensiven 
Dienstleistungen Deutsohlands in Prozent 



Jahr 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

FuE-intensive Industrie sonstige Dienstleistungen wissensintensive Dienstleistungen 

sonstige Industrie Finanzdienstleistungen Finanzdienstleistungen 


2006: Bruch der Zeitreihe. Werte für 2015 vorläufig. 

Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 
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Abb C 3-3 


Anteil des Umsatzes mit neuen Produkten in der Industrie und 
den wissensintensiven Dienstleistungen in Prozent 



Jahr 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 


FuE-intensive Industrie wissensintensive Dienstleistungen 

sonstige Industrie sonstige Dienstleistungen 


2006: Bruch in der Zeitreihe. Werte für 2015 vorläufig. 

Quelle: Mannheimer Innovationspanel. Berechnungen des ZEW. 


Abb C 3-4 


Anzahl der bei den Technischen Kcmitees bzw. Subkcmitees der Internaticnal 
Organizaticn fcr Standardizaticn (ISO) geführten Sekretariate 



Deutschland USA Japan Frankreich Großbritannien China Schweden Schweiz Südkorea 



H 2016 


Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von ISO (2007: 15) und 

http://www.iso.org/iso/home/about/iso_members.htm (Abruf am 7. November 2016). 
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Finanzierung von Forschung C4 

und Innovation 


Die öffentliche Finanzierung von Forschung und Entwicklung (FuE) im Wirtschaftssektor 
wird in direkte FuE-Förderung (Projektforderung) und indirekte FuE-Förderung (insbeson- 
dere steuerliche FuE-Förderung) unterschieden. Abbildung C 4-1 zeigt den Anteil der direk- 
ten und der indirekten FuE-Förderung am Bruttoinlandsprodukt in ausgewählten Ländern. 
Der Großteil der Mittel für die Projektförderung fließt in die anwendungsorientierte For- 
schung. Mittels einer Projektförderung in Fachprogrammen werden in der Regel bestimmte 
Technologien gefördert. Bei technologieunspezifischen Förderprogrammen nimmt der Staat 
hingegen keinen Einfluss auf die Art oder die Inhalte der geförderten Technologien. Eine 
indirekte Form der Förderung ist die steuerliche FuE-Förderung. Dabei wird den Unterneh- 
men eine Steuergutschrift proportional zur Höhe ihrer FuE- Aufwendungen gewährt. Dieses 
Instrument steht Unternehmen in den meisten OECD-Ländern zur Verfügung, Deutsch- 
land macht bislang von dieser Förderung allerdings keinen Gebrauch (vgl. hierzu auch 
Kapitel B 7). 

Sowohl in der Gründungs- als auch in der Wachstumsphase stellt die Finanzierung für 
viele innovative Unternehmen eine zentrale Herausforderung dar. Eine interne Finanzierung 
ist kaum möglich, da die Unternehmen zu Beginn keine oder kaum Umsätze erwirtschaf- 
ten, aus denen sie Investitionen tätigen und laufende Ausgaben bezahlen können. Auch die 
Aufnahme von Fremdkapital in Form von Bankkrediten gestaltet sich schwierig, da es für 
Banken nicht leicht ist, die Erfolgsaussichten der Unternehmen zu beurteilen. Daher können 
sich junge, innovative Unternehmen häufig nur dann erfolgreich am Markt etablieren, wenn 
sich in der Gründungs- und Aufbauphase private Investierende mit Wagniskapital beteili- 
gen. 

Abbildung C 4-2 gibt einen Überblick über den Anteil der Wagniskapitalinvestitionen am 
nationalen Bruttoinlandsprodukt ausgewählter europäischer Länder. Dabei wird deutlich, 
dass der Anteil in Deutschland im europäischen Vergleich nach wie vor relativ gering ist. 
Die höchsten Wagniskapitalinvestitionen verzeichneten im Jahr 2015 Finnland und die 
Schweiz. Schweden, das 2014 im Ländervergleich noch den Spitzenplatz einnahm, fiel im 
Jahr 2015 auf den dritten Rang zurück. In Deutschland stieg 2015 der Anteil der Wagnis- 
kapitalinvestitionen am BIP leicht an. 

In Deutschland sind die Wagniskapitalinvestitionen 2015 gegenüber dem Vorjahr auch ab- 
solut angestiegen (C 4-3). Der Zuwachs ist vor allem auf die Entwicklung der Investitionen 
im Bereich Later Stage zurückzuführen. Im Bereich Early Stage, der die Phasen Seed und 
Start-up umfasst, haben sich die Wagniskapitalinvestitionen nur leicht erhöht. 
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Abb C4-1 

FuE-Ausgaben im Wirtschaftssektor 2014, die direkt und indirekt durch den Staat 
finanziert werden, als Anteil am nationalen Bruttoinlandsprodukt in Prozent 

Die öffentliche Finanzierung von FuE im Wirtschaftssektor wird in direkte FuE-Förderung (Projektförderung) und 
indirekte (steuerliche) FuE-Förderung unterteilt. 


% 

0,4 

0,3 

0,2 

0,1 

0 

Frankreich'^ Südkorea USA^’ GroDbritan. Japan Schweden'* China'* Deutschland Schweiz^* 
Direkte Förderung Steuerliche Förderung 


1) 2013. « 2012. 

Quelle: OECD (2015 und 2016d). 



Abb C 4-2 

Anteil der Wagniskapitalinvestitionen am nationalen Bruttoinlandsprodukt 
2014 und 2015 in Prozent 

Wagniskapital bezeichnet zeitlich begrenzte Kapitalbeteiligungen an jungen, innovativen, nicht-börsennotierten Unternehmen. 


0,07 



14 15 14 15 14 15 14 15 14 15 14 15 14 15 14 15 14 15 


Finnland Schweiz Schweden Großbritannien Österreich Frankreich Deutschland Niederlande Italien 


I Early Stage 


Later Stage 


Investitionen nach Sitz der Portfoliounternehmen. Early Stage umfasst die Phasen Seed und Start-up. 
Quelle: EVCA (2016), Eurostat. Eigene Berechnung. 
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Entwicklung der Wagniskapitalinvestitionen in Deutschland 
2007 bis 2015 in Milliarden Euro 

Wagniskapital bezeichnet zeitlich begrenzte Kapitalbeteiligungen an jungen, innovativen, nicht-börsennotierten Unternehmen. 



2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 


Abb C4-3 


I Early Stage 


Later Stage 


Investitionen nach Sitz der Portfoliounternehmen. Early Stage umfasst die Phasen Seed und Start-up. 
Quelle: EVCA (2016). 
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C5 Unternehmensgründungen“ 


Ein internationaler Vergleich der Gründungsraten, also der Zahl der Gründungen im Ver- 
hältnis zum Gesamtbestand der Unternehmen, ist nur auf europäischer Ebene möglich.“^^ 
Hierzu werden die Business Demography Statistics von Eurostat herangezogen (C 5-1), die 
einen Teilbereich der Strukturellen Untemehmensstatistik (SUS) der Europäischen Union 
darstellen. Diese amtliche Datenbank basiert auf Auswertungen der Untemehmensregister 
in den einzelnen Mitgliedsstaaten. Die Werte für Deutschland stammen aus der Untemeh- 
mensdemografiestatistik des Statistischen Bundesamts, die eine Auswertung des Untemeh- 
mensregisters darstellt.““ Im Jahr 2014 betrug die Gründungsrate in Deutschland rund 7,2 
Prozent und lag damit deutlich unter der Gründungsrate von Großbritannien, das mit 14,3 
Prozent den höchsten Wert der hier betrachteten Länder aufwies. Auch in der FuE-inten- 
siven Industrie (3,8 Prozent) und in den wissensintensiven Dienstleistungen (8,1 Prozent) 
lagen die Gründungsraten Deutschlands deutlich unter denen des Spitzenreiters Großbritan- 
nien (10,4 Prozent und 16,1 Prozent). 

Grundlage der in den Grafiken C 5-2 bis C 5-4 dargestellten Ergebnisse zur Untemehmens- 
dynamik in der Wissenswirtschaft ist eine vom Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor- 
schung (ZEW) durchgeführte Auswertung des Mannheimer Untemehmenspanels (MUP). 
Das MUP ist ein Paneldatensatz des ZEW zu Unternehmen in Deutschland, der in Koope- 
ration mit Creditreform, der größten deutschen Kreditauskunftei, erstellt wird. Der im MUP 
verwendete Untemehmensbegriff umfasst ausschließlich wirtschaftsaktive Unternehmen; 
als Untemehmensgründungen gelten nur originäre Neugründungen.“” Die in Abbildung 
C 5-2 dargestellte Gründungsrate wird demnach auf einer anderen Datenbasis berechnet als 
bei den Business Demography Statistics, so dass hier kein direkter Vergleich möglich ist.''^* 
Gemäß den Daten des MUP betrug im Jahr 2015 die Gründungsrate der Wissenswirtschaft 
4,7 Prozent und war damit um 2,8 Prozentpunkte niedriger als zehn Jahre zuvor (C 5-2). Seit 
dem Jahr 2012 ist die Quote relativ stabil. 

Die Schließungsrate in der Wissenswirtschaft lag 2015 bei 4,4 Prozent und ist damit ge- 
genüber 2014 um 0,9 Prozentpunkte gesunken (C 5-3). In allen betrachteten Bereichen der 
Wissenswirtschaft war die Quote am aktuellen Rand geringer als im vorangegangenen Jahr. 
Der Vergleich der Bundesländer offenbart erhebliche Unterschiede bei den Gründungsraten 
innerhalb Deutschlands (C 5-4). Berlin wies sowohl über alle Branchen gesehen (7,2 Pro- 
zent) als auch in der FuE-intensiven Industrie (5,6 Prozent) und in den wissensintensiven 
Dienstleistungen (7,3 Prozent) die höchsten Gründungsraten aller Bundesländer auf Die 
niedrigsten Gründungsraten waren über alle Branchen gesehen in Thüringen (3,4 Prozent), 
in der FuE-intensiven Industrie in Sachsen-Anhalt (2,5 Prozent) und in den wissensintensi- 
ven Dienstleistungen in Thüringen und Mecklenburg- Vorpommern (jeweils 3,4 Prozent) zu 
verzeichnen. 
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Gründungsraten im internationalen Vergleich 2014 in Prozent 

Gründungsrate: Zahl der Gründungen in Relation zum Unternehmensbestand. 



Großbritannien Niederlande Frankreich Finnland Schweden Deutschland Italien Österreich 
FuE-intensive Industrie wissensintensive Dienstleistungen alle Branchen 


Quelle: Business Demography Statistics (Eurostat). 
Berechnungen des ZEW in Müller et al. (2017b). 


Abb C 5-1 


Gründungsraten in der Wissenswirtschaft in Deutschland 2005 bis 2015 in Prozent 

Gründungsrate: Zahl der Gründungen in Relation zum Unternehmensbestand. 



2 

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 2013 2014 2015 


EDV/Telekommunikation 
Unternehmensberatung/Werbung 
alle Sektoren 


Wissenswirtschaft insgesamt 
technische/FuE-Dienste 


Spitzentechnologie 
hochwertige Technologie 


Abb C 5-2 


Alle Werte sind vorläufig. 

Quelle: Mannheimer Unternehmenspanel (ZEW). Berechnungen des ZEW in Müller et al. (2017b). 
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Abb C 5-3 

Schließungsraten in der Wissenswirtschaft in Deutschland 2005 bis 2015 in Prczent 

Schließungsrate: Zahl der Unternehmen^ die während eines Jahres stillgelegt werden, in Relation zum Unternehmensbestand. 


% 

7 



2 

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 


EDV/Telekommunikation 
Unternehmensberatung/Werbung 
alle Sektoren 


Wissenswirtschaft insgesamt 
technische/FuE-Dienste 


Spitzentechnologie 
hochwertige Technologie 


Alle Werte sind vorläufig. 

Quelle: Mannheimer Unternehmenspanel (ZEW). Berechnungen des ZEW in Müller et al. (2017b). 


Abb C 5-4 


Gründungsraten nach Bundesländern 2013 bis 2015 in Prczent 

Gründungsrate: Zahl der Gründungen in Relation zum Unternehmensbestand. 





I FuE-intensive Industrie 


wissensintensive Dienstleistungen 


alle Branchen 


Alle Werte sind vorläufig. 

Quelle: Mannheimer Unternehmenspanel (ZEW). Berechnungen des ZEW in Müller et al. (2017b). 
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Patente C 6 


Seit der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise stagnieren die transnationalen Patent- 
anmeldungen Deutschlands und auch anderer großer europäischer Volkswirtschaften 
(C 6-1). Demgegenüber weisen insbesondere die USA, China und Südkorea hohe Wachs- 
tumsraten auf. China hat zu Deutschland aufgeschlossen und zählt nun neben Deutschland, 
den USA und Japan zu den vier führenden Nationen bei transnationalen Patentanmeldun- 
gen. 

Während die USA im Jahr 2014 bei den absoluten Anmeldungen führend sind, belegen sie 
hinsichtlich der Patentintensität (Patentanmeldungen pro Million Erwerbstätige) keinen der 
vorderen Ränge (C 6-2). Hier stehen, wie schon im Vorjahr, die Schweiz, Finnland und 
Schweden an der Spitze, gefolgt von Japan, Deutschland und Südkorea. Patente sind ein 
wichtiges Instrument zur Sicherung von Marktanteilen im Rahmen des internationalen 
Technologiehandels. Eine hohe Patentintensität zeugt daher sowohl von einer starken inter- 
nationalen Ausrichtung als auch von einer ausgeprägten Exportfokussierung der jeweiligen 
Volkswirtschaft. 

Weitere Rückschlüsse auf die technologische Leistungsfähigkeit eines Landes lassen sich 
aus den Patentaktivitäten im Bereich der FuE-intensiven Technologien ziehen. Dieser Be- 
reich umfasst Industriebranchen, die mehr als 3 Prozent ihres Umsatzes in FuE investieren 
(FuE-Intensität). Die FuE-intensive Technologie umfasst die Bereiche der hochwertigen 
Technologie (FuE-Intensität zwischen 3 und 9 Prozent) sowie der Spitzentechnologie (FuE- 
Intensität über 9 Prozent). 

Im internationalen Vergleich wird eine starke Spezialisierung Deutschlands auf hochwerti- 
ge Technologie deutlich (C 6-3), was durch seine traditionellen Stärken in der Automobil- 
industrie, dem Maschinenbau und der chemischen Industrie begründet ist. Lediglich Japan 
verzeichnet eine stärkere Spezialisierung in diesem Bereich. 

Dagegen sind China, Südkorea und die USA auf den Bereich der Spitzentechnologie spezi- 
alisiert (C 6-4). 
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Abb C 6-1 


Zeitliche Entwicklung der Anzahl der transnaticnalen Patentanmeldungen 
in ausgewählten Ländern 

Die transnationalen Patentanmeldungen umfassen Anmeldungen in Patentfamilien mit mindestens einer Anmeldung bei der 
World Intelleotual Property Organization (WIPO) über das PCT-Verfahren oder einer Anmeldung am Europäischen Patentamt. 




Tsd. 


Deutschland 

•••• China 

Frankreich 

Großbritannien 

Japan 

USA 

Schweden 

Schweiz Südkorea 


* Die Werte des Jahres 2014 wurden auf Basis der durchsohnittlichen jährliohen Wachstumsrate von 2009 bis 2013 hochgerechnet. 
Quelle: EPA (PATSTAT). Berechnungen des Fraunhofer ISI in Neuhäusler et al. (2017). 


Tab C 6-2 

Absclute Zahl, Intensität und Wachstumsraten transnaticnaler Patentanmeldungen 
im Bereich FuE-intensive Technclcgie für 2014 

Der Industriesektor der FuE-intensiven Technologie umfasst Industriebranchen, die mehr als 3 Prozent ihres Umsatzes 
in Forschung und Entwicklung investieren. Die Intensität ist die Anzahl der Patente pro eine Million Erwerbstätige. 



absolut'' 

Intensitäten ” 

Intensitäten 

FuE-intensive Teohnologie 

Wachstum 
(2004 = 100)'' 

Wachstum FuE-intensive 
Technologie (2004 = 100) 

Gesamt 

258.980 

- 

- 

140 

150 

China 

28.242 

37 

27 

1.059 

1.413 

Deutschland 

27.673 

694 

394 

98 

102 

EU-28 

74.743 

342 

197 

110 

116 

Finnland 

2.099 

858 

507 

115 

105 

Frankreich 

11.555 

438 

266 

117 

127 

Großbritannien 

8.059 

263 

161 

108 

115 

Italien 

5.337 

240 

125 

99 

106 

Japan 

49.502 

779 

495 

140 

152 

Kanada 

3.908 

220 

139 

117 

126 

Niederlande 

4.373 

531 

297 

103 

104 

Schweden 

3.818 

800 

561 

136 

164 

Schweiz 

3.979 

877 

458 

111 

109 

Südkorea 

16.254 

635 

425 

225 

244 

USA 

68.053 

465 

308 

120 

126 


’’ Zahlen beziehen sich auf alle Industriebranchen. 

Die Werte des Jahres 2014 wurden auf Basis der durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 2009 bis 2013 hochgereohnet. 
Quelle: EPA (PATSTAT). QECD (MISTI). Berechnungen des Fraunhofer ISI in Neuhäusler et al. (2017). 
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Abb C 6-3 

Zeitliche Entwicklung des Spezialisierungsindex ausgewählter Länder 
im Bereich hcchwertige Technclcgie 

Der Spezialisierungsindex wird mit Referenz auf alle weltweiten transnationalen Patentanmeldungen errechnet. 

Positive bzw. negative Werte geben an, ob das betrachtete Land im jeweiligen Feld im Vergleich zum Weltdurchschnitt 
über- bzw. unterproportional aktiv ist. 



Jahr 94 95 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 06 07 08 09 10 11 12 13 14* 


Deutschland Japan Frankreich Schweden Südkorea 

USA •••• China Großbritannien ---- Schweiz 


* Die Werte des Jahres 2014 wurden auf Basis der durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 2009 bis 2013 hochgerechnet. 
Quelle: Questel (EPPATENT, WOPATENT). EPA {PATSTAT). Berechnungen des Fraunhofer ISI in Neuhäusler et al. (2017). 


Abb C 6-4 

Zeitliche Entwicklung des Spezialisierungsindex ausgewählter Länder 
im Bereich Spitzentechnclcgie 

Der Spezialisierungsindex wird mit Referenz auf alle weltweiten transnationalen Patentanmeldungen errechnet. 

Positive bzw. negative Werte geben an, ob das betrachtete Land im jeweiligen Feld im Vergleich zum Weltdurchschnitt 
über- bzw. unterproportional aktiv ist. 
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* Die Werte des Jahres 2014 wurden auf Basis der durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 2009 bis 2013 hochgerechnet. 
Quelle: Questel (EPPATENT, WOPATENT). EPA (PATSTAT). Berechnungen des Fraunhofer ISI in Neuhäusler et al. (2017). 


Drucksache 18/11270 


-156- 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


C7 Fachpublikationen 


Ein Großteil neuer Technologien und Dienstleistungen basiert auf Entwicklungen und 
Ergebnissen aus der Wissenschaft. Der Leistungsfähigkeit des Forschungs- und Wissen- 
schaftssystems eines Landes, gemessen anhand wissenschaftlicher Publikationen, kommt 
demnach für zukünftige technologische Entwicklungen und daraus resultierende ökono- 
mische Erträge eine besondere Bedeutung zu. Bibliometrische Indikatoren und Metriken 
werden regelmäßig als Bewertungsmaßstab für wissenschaftliche Leistungen herangezogen 
und können daher helfen, die Leistungsstärke eines Forschungs- und Wissenschaftssystems 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht abzuschätzen. 

Die bibliometrische Datenbank Web of Science (WoS) erfasst weltweit Publikationen in 
wissenschaftlichen Zeitschriften und Zitationen dieser Publikationen. Die Angabe zum Ort 
der Forschungseinrichtung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ermöglicht eine 
Zuordnung einzelner Publikationen zu Ländern. Sind an einer Publikation mehrere Autoren 
aus verschiedenen Ländern beteiligt, so gehen diese in fraktionierter Zählweise in die Be- 
rechnungen ein. Zur Bewertung der Leistungsstärke eines Forschungs- und Wissenschafts- 
systems werden der quantitative Indikator zum Publikationsanteil weltweit für 2005 und 
2015 und die (über Zitierungen gewonnenen) qualitativen Indikatoren zur internationalen 
Ausrichtung (lA), zur zeitschriftenspezifischen Beachtung (ZB) und zur Exzellenzrate, je- 
weils für die Jahre 2005 und 2013, herangezogen. 

Betrachtet man die reine Anzahl der Publikationen, so haben sich die Anteile einzelner 
Länder an allen WoS-Publikationen zwischen 2005 und 2015 zum Teil erheblich verändert 
(C 7-1).“™ Insbesondere China konnte seinen Anteil von 6,6 auf 16,1 Prozent mehr als ver- 
doppeln. Auch die Anteile von Südkorea, Brasilien und Indien sind in diesem Zeitraum an- 
gewachsen. Anteilsverluste verzeichneten demgegenüber vor allem die etablierten Wissen- 
schaftssysteme der USA, Westeuropas, Israels sowie Japans. Der Anteil Deutschlands sank 
von 6,0 auf 4,5 Prozent. Einzelnen Ländern in Europa gelang es trotz der massiven Zunah- 
me der Publikationen aus China, ihren Anteil im Zeitverlauf stabil zu halten, teilweise sogar 
leicht zu erhöhen. Zu diesen Ländern zählen unter anderem Dänemark, Polen und Spanien. 

Bei den qualitativen Indikatoren ergibt sich folgendes Bild: Vor allem Wissenschaftlerin- 
nen und Wissenschaftlern in der Schweiz, in den Niederlanden und in den USA gelang es 
im Jahr 2013, ihre Veröffentlichungen vornehmlich in Fachzeitschriften mit internationaler 
Ausrichtung (lA) zu platzieren (C 7-2). Deutschland lag bei diesem Qualitätsindikator im 
Jahr 2013 auf einem mit Großbritannien, Schweden und Israel vergleichbaren Niveau und 
hat seit dem Jahr 2005 erfolgreich zu diesen Ländern aufgeschlossen, die Spitzengruppe 
jedoch noch nicht ganz erreicht. Demgegenüber scheinen Wissenschaftlerinnen und Wis- 
senschaftler aus den USA seit dem Jahr 2005 im relativen Vergleich nicht nur quantitativ 
(siehe oben), sondern auch qualitativ an Boden verloren zu haben. Den meisten BRICS- 
Staaten - mit Ausnahme von Brasilien - gelang es im Zeitverlauf, ihre Position im Index zu 
verbessern; sie liegen aber weiterhin deutlich unter dem Durchschnitt. 
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Die zeitschriftenspezifische Betrachtung (ZB) zeigt, dass im Jahr 2013 Veröffentlichungen 
aus der Schweiz, den USA, Dänemark und auch aus China im internationalen Vergleich 
besonders häufig in wissenschaftlichen Zeitschriften zitiert wurden und dabei häufiger als 
Publikationen aus Großbritannien oder Deutschland (C 7-3). Deutschland hat sich seit dem 
Jahr 2005 leicht verschlechtert. Fast alle BRICS-Staaten haben sich verbessert und es zeigt 
sich insgesamt eine Konvergenz über die Zeit. 

Ein weiterer wichtiger Qualitätsindikator ist die sogenannte Exzellenzrate (ohne Abbil- 
dung), d.h. der gewichtete Anteil fachspezifischer Publikationen eines Landes unter den 
Top- 1 0-Prozent der meistzitierten Veröffentlichungen weltweit. Diese Rate deutet auf eine 
leichte Verbesserung der Position Deutschlands im Zeitverlauf hin.'*“ Bemerkenswert ist 
ein rasanter Anstieg exzellenter chinesischer Publikationen. China hat somit nicht nur die 
Anzahl, sondern auch die Qualität seiner Publikationen kontinuierlich erhöht und konnte zu 
westlichen Niveaus aufschließen. 


Abb C 7-1 

Publikationsanteile ausgewählter Länder und Regionen an allen 
Publikationen im Web of Soienoe für 2005 und 2015 in Prozent 

Es werden Anteile von Ländern und nicht absolute Zahlen betrachtet, um Änderungen, insbesondere die ständige 
Ausweitung in der Datenerfassung, auszugleichen. 
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Quelle: Web of Science. Recherchen und Berechnungen des Fraunhofer ISI in Frietsch et al. (2017a). Fraktionierte Zählweise. 
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Abb C7-2 


Internationale Ausrichtung ausgewählter Länder und Regionen bei Publikationen 
im Web of Science für 2005 und 2013 (Indexwerte) 

Der lA-lndex zeigt an, ob Autorinnen und Autoren eines Landes in Relation zum Weltdurchschnitt in international beachteten oder aber 
weniger beachteten Zeitschriften publizieren. Positive bzw. negative Werte weisen auf eine über- bzw. unterdurchschnittliche lA hin. 
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Zeitschriftenspezifische Beachtung ausgewählter Länder und Beginnen 
bei Publikaticnen im Web cf Science für 2005 und 2013 (Indexwerte) 

Der ZB-Index gibt an, ob die Artikel eines Landes im Durchschnitt häufiger oder seltener zitiert werden als 
andere Artikel in den Zeitschriften, in denen sie erscheinen. Positive bzw. negative Werte weisen auf eine über- bzw. 
unterdurchschnittliche wissenschaftliche Beachtung hin. Berechnung des Index ohne Eigenzitate. 




2005 H 2013 


Quelle: Web of Science. Recherchen und Berechnungen des Fraunhofer ISI in Frietsch et al. (2017a). Fraktionierte Zählweise. 
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C8 Produktion, Wortschöpfung und 
Beschäftigung 


Das Spezialisierungsmuster eines Landes im Außenhandel kann mithilfe des RCA-Indika- 
tors"*“ gemessen werden. Er erfasst die Export/Import-Relation einer Produktgruppe im Ver- 
hältnis zur Export/Import-Relation der verarbeiteten Industriegüter insgesamt. Wie bereits 
in den Vorjahren wies Deutschland auch im Jahr 2015 einen komparativen Vorteil beim 
Handel mit FuE-intensiven Gütern auf (C 8-1). FuE-intensive Güter setzen sich aus Gü- 
tern der hochwertigen Technologie und Gütern der Spitzentechnologie zusammen. Es zeigt 
sich, dass Deutschlands komparativer Vorteil nur beim Handel mit Gütern der hochwertigen 
Technologie positiv ist, beim Handel mit Gütern der Spitzentechnologie hingegen fällt er 
negativ aus. Frankreich, Großbritannien und die USA verzeichnen im Bereich Spitzentech- 
nologie positive Werte des RCA-lndikators, ebenso die Schweiz und Südkorea, die 2000 
noch einen negativen Wert aufwiesen; Japan und China weisen im gesamten Betrachtungs- 
zeitraum einen negativen RCA-lndikator auf Auch Schweden verzeichnet seit 2010 nega- 
tive Werte. 

Der Anteil der forschungs- und wissensintensiven Branchen an der Wertschöpfung eines 
Landes erlaubt Rückschlüsse auf die technologische Leistungsfähigkeit eines Landes im in- 
ternationalen Vergleich (C 8-2). Im Bereich der hochwertigen Technologien weist Deutsch- 
land bei den betrachteten Ländern den höchsten Wertschöpfungsanteil auf Er betrug im 
Jahr 2014 8,6 Prozent der gesamten deutschen Wertschöpfung. Im Bereich der Spitzentech- 
nologie liegt Deutschland mit 2,8 Prozent deutlich hinter der Schweiz (8,1 Prozent) und 
Südkorea (7,8 Prozent). Die wissensintensiven Dienstleistungen tragen in allen betrachteten 
Ländern wesentlich mehr zur nationalen Wertschöpfung bei als die forschungsintensiven 
Industrien. Mit einem Wertschöpfungsanteil von 25,5 Prozent spielen sie in Deutschland 
im Vergleich zu anderen europäischen Ländern und den USAJedoch eine geringere Rolle. 

Die Bruttowertschöpfung in Deutschland ist nach einem Einbruch im Jahr 2009 seit 2010 
wieder kontinuierlich gestiegen (C 8-3). Dabei fiel das Wachstum gegenüber dem Vorjahr in 
den wissensintensiven Dienstleistungen 2014 mit 2,7 Prozent zwar geringer aus als im Jahr 
zuvor (2013: 3,5 Prozent). Hingegen war bei den nicht-wissensintensiven Dienstleistungen 
erneut eine deutliche Steigerung der Wertschöpfung zu verzeichnen (5,4 Prozent versus 2,9 
Prozent im Jahr 2013). Im wissensintensiven produzierenden Gewerbe lag die Steigerung 
2014 bei 5,5 Prozent (2013: 0,5 Prozent), im nicht-wissensintensiven produzierenden Ge- 
werbe bei 3,7 Prozent (2013: 1,2 Prozent). 

Der Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in verschiedenen gewerbli- 
chen Wirtschaftsbereichen in Deutschland zwischen 2008 und 2015 ist vor allem auf den 
Dienstleistungssektor zurückzuführen (C 8-4). In den nicht-wissensintensiven Dienstleis- 
tungen stieg die Beschäftigung in diesem Zeitraum um 12,6 Prozent, in den wissensintensi- 
ven Dienstleistungen um 16,3 Prozent. Im nicht-wissensintensiven produzierenden Gewer- 
be erhöhte sich die sozialversicherungspftichtige Beschäftigung um lediglich 1,7 Prozent, 
im wissensintensiven produzierenden Gewerbe um 5,6 Prozent. 
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Komparative Vorteile (Revealed Comparative Advantage, RCA) ausgewählter Länder 
im Außenhandel mit forsohungsintensiven Gütern 2000 bis 2015 

Ein positives Vorzeichen des RCA-Wertes bedeutet, dass die Export/Import-Relation bei dieser Produktgruppe höher ist 
als bei verarbeiteten Industriegütern insgesamt. 


Jahr 
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Japan 
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2000 

-41 

11 

7 

14 

47 

0 

10 

0 

13 

2005 

-29 

10 

7 

14 

42 

-1 

18 

17 

17 

2010 

-27 

12 

6 

11 

33 

-6 

22 

19 

1 

2015 

-32 

13 

4 

3 

31 

-5 

28 

13 

1 


Güter der hochwertigen Technologie 


2000 

-17 

27 

5 

10 

86 

-7 

26 

5 

-13 

2005 
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27 

6 

4 

75 

-2 

24 

11 

-5 

2010 

-16 

30 

-2 

15 

61 

-3 

21 

7 

-10 

2015 

-8 

28 

-7 

1 

63 

1 

21 

13 

-14 





Güter der Spitzentechnologie 




2000 

-66 

-27 

11 

19 

-10 

13 

-30 

-5 

47 

2005 

-53 

-34 

8 

33 

-14 

1 

4 

24 

55 

2010 

-35 

-35 

20 

1 

-22 

-11 

25 

33 

22 

2015 

-51 

-24 

16 

8 

-35 

-22 

41 

12 

27 


Inkl. Hongkong. Daten für die USA ab 2009 auf Basis nationaler Quellen revidiert. 

Quelle; UN COMTRADE Database. Berechnungen und Schätzungen des CWS in Gehrke und Schiersch (2017). 


Abb C 8-2 

Anteil der FuE-intensiven Industrien sowie der wissensintensiven Dienstleistungen an 
der Wertsohöpfung 2000 und 2014 in Prozent 

FuE-intensive Industrien weisen eine überdurchschnittliche FuE-lntensität auf, während wissensintensive Dienstleistungen 
durch einen überdurchschnittlichen Anteil der Beschäftigten mit Hochschulabschluss gekennzeichnet sind. 



Quelle; OECD-STAN (2013), Eurostat (2016), EUKLEMS (2013, 2007), BEA (2016), Statistics Bureau Ministry of Internal Affairs and 
Communication Japan (2013). Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin in Gehrke und Schiersch (2017). 
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Abb C8-3 

Entwicklung der Bruttowertschöpfung in verschiedenen gewerblichen 
Wirtschaftsbereichen in Deutschland 2001 bis 2014 in Milliarden Euro 

Bruttowertschöpfung bezeichnet die Differenz zwischen dem Gesamtwert aller produzierten Güter und Dienstleistungen und der 
für die Produktion erbrachten Vorleistungen. 


Mrd.€ 
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Ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, öffentliche Verwaltung und Dienstleistungen, Grundstücks- und Wohnungswesen, Bildung, private 
Haushalte, Sozialversicherungen, religiöse und andere Vereinigungen, Verbände und Gewerkschaften. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.4. Berechnungen des CWS in Gehrke und Schiersch (2017). 


Abb C 8-4 

Entwicklung der Anzahl der sczialversicherungspflichtig Beschäftigten in verschiedenen 
gewerblichen Wirtschaftsbereichen in Deutschland 2008 bis 2015 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte umfassen alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die kranken-, renten-, pflege- 
versicherungspflichtig und/oder beitragspflichtig nach dem Recht der Arbeitsförderung sind oder für die Beitragsanteile zur 
gesetzlichen Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung zu zahlen sind. 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit. Berechnungen des CWS in Gehrke und Schiersch (2017). 
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Studienergebnisse zur Wirksamkeit 
steuerlicher FuE-Förderung: Einfluss der 
FuE-Nutzerkosten und Steuermindereinnah- 
men auf FuE-Aufwendungen in unterschied- 
lichen Ländern 

Abb B 7-5 119 

Verteilung interner FuE-Aufwendungen in 
der deutschen Wirtschaft im Jahr 2015 

Tab B 7-6 120 

Steuermindereinnahmen einer steuerlichen 
FuE-Förderung in Deutschland bei verschie- 
denen Fördersätzen im Jahr 2013 

Tab B 7-7 121 
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fänger an der alterstypischen Bevölkerung 
in ausgewählten QECD-Ländern und China in 
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Abb C 1-5 136 

Ausländische Studierende an deutschen 
Hochschulen 

Tab C 1-6 137 
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Tab C 2-3 uo 
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Tab C 2-4 ui 
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Tab C 2-5 U 2 
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Abb C 2-6 U3 
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2014 und 2015 


Abb C 3-1 U5 
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Abb C 3-2 U5 
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Abb C 3-4 U6 
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Abb C 4-1 U8 
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in Deutsehland 2007 bis 2015 in Milliarden 
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Abb C 5-1 151 

Gründungsraten im internationalen Vergleich 
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nationalen Patentanmeldungen in ausgewähl- 
ten Ländern 

Tab C 6-2 154 
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index ausgewählter Länder im Bereich 
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Abb C 6-4 155 

Zeitliche Entwicklung des Spezialisierungs- 
index ausgewählter Länder im Bereich 
Spitzentechnologie 

Abb C 7-1 157 

Publikationsanteile ausgewählter Länder und 
Regionen an allen Publikationen im Web of 
Science für 2005 und 2015 in Prozent 

Abb C 7-2 158 

Internationale Ausriohtung ausgewählter 
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werte) 
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Zeitschriftenspezifische Beachtung ausge- 
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{Indexwerte) 
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Komparative Vorteile (Revealed Comparative 
Advantage, RCA) ausgewählter Länder im 
Außenhandel mit forsohungsintensiven Gü- 
tern 2000 bis 2015 

Abb C 8-2 161 

Anteil der FuE-intensiven Industrien sowie 
der wissensintensiven Dienstleistungen an 
der Wertschöpfung 2000 und 2014 in Prozent 

Abb C 8-3 162 

Entwicklung der Bruttowertschöpfung in 
verschiedenen gewerblichen Wirtschafts- 
bereichen in Deutschland 2001 bis 2014 in 
Milliarden Euro 

Abb C 8-4 162 

Entwioklung der Anzahl der sozialversioh- 
tungspflichtig Beschäftigten in verschiede- 
nen gewerblichen Wirtschaftsbereichen in 
Deutschland 2008 bis 2015 
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Wirtschaftszweige der D5 

FuE-intensiven Industrie und 
der wissensintensiven 
gewerblichen Dienstleistungen" 


FuE-intensive Industriezweige WZ 2008 
(4-steUige Klassen) 

Spitzentechnologie 

20.20 Herstellung von Schädlingsbekämpfungs-, Pfianzenschutz- 
und Desinfektionsmitteln 

21.10 Herstellung von pharmazeutischen Grundstoffen 

2 1 .20 Herstellung von pharmazeutischen Spezialitäten und 
sonstigen pharmazeutischen Erzeugnissen 

25.40 Herstellung von Waffen und Munition 

26. 1 1 Herstellung von elektronischen Bauelementen 

26.20 Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten und 
peripheren Geräten 

26.30 Herstellung von Geräten und Einrichtungen der 
Telekommunikationstechnik 

26.51 Herstellung von Mess-, Kontroll-, Navigations- und 
ähnlichen Instrumenten und Vorrichtungen 

26.60 Herstellung von Bestrahlungs- und Elektrotherapiegeräten 
und elektromedizinischen Geräten 

26.70 Herstellung von optischen und fotografischen Instrumenten 
und Geräten 

29.31 Herstellung von elektrischen und elektronischen 
Ausrüstungsgegenständen für Kraftwagen 

30.30 Luft- und Raumfahrzeugbau 

30.40 Herstellung von militärischen Kampffahrzeugen 

Hochwertige Technologie 

20. 1 3 Herstellung von sonstigen anorganischen Grundstoffen und 
Chemikalien 

20. 14 Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und 
Chemikalien 

20.52 Herstellung von Klebstoffen 

20.53 Herstellung von etherischen Ölen 

20.59 Herstellung von sonstigen chemischen Erzeugnissen 
anderweitig nicht genannt 

22. 1 1 Herstellung und Runderneuerung von Bereifungen 

22. 1 9 Herstellung von sonstigen Gummiwaren 

23.19 Herstellung, Veredlung und Bearbeitung von sonstigem 
Glas einschließlich technischer Glaswaren 

26. 12 Herstellung von bestückten Leiterplatten 

26.40 Herstellung von Geräten der Unterhaltungselektronik 

27. 1 1 Herstellung von Elektromotoren, Generatoren und 
Transformatoren 

27.20 Herstellung von Batterien und Akkumulatoren 

27.40 Herstellung von elektrischen Lampen und Leuchten 

27.51 Herstellung von elektrischen Haushaltsgeräten 

27.90 Herstellung von sonstigen elektrischen Ausmstungen und 
Geräten anderweitig nicht genannt 

28. 1 1 Herstellung von Verbrennungsmotoren und Turbinen 
(ohne Motoren für Luft- und Straßenfahrzeuge) 

28. 12 Herstellung von hydraulischen und pneumatischen 
Komponenten und Systemen 


28.13 Herstellung von Pumpen und Kompressoren anderweitig 
nicht genannt 

28.15 Herstellung von Lagern, Getrieben, Zahnrädern und 
Antriebselementen 

28.23 Herstellung von Büromaschinen (ohne Datenverarbeitungs- 
geräte und periphere Geräte) 

28.24 Herstellung von handgeführten Werkzeugen mit Motorantrieb 

28.29 Herstellung von sonstigen nicht wirtschaftszweigspezifischen 
Maschinen anderweitig nicht genannt 

28.30 Herstellung von land- und forstwirtschaftlichen Maschinen 

28.41 Herstellung von Werkzeugmaschinen für die Metall- 
bearbeitung 

28.49 Herstellung von sonstigen Werkzeugmaschinen 

28.93 Herstellung von Maschinen für die Nahrungs- und 
Genussmittelerzeugung und die Tabakverarbeitung 

28.94 Herstellung von Maschinen für die Textil- und 
Bekleidiingsherstellung und die Lederverarbeitung 

28.95 Herstellung von Maschinen für die Papiererzeugung und 
-Verarbeitung 

28.99 Herstellung von Maschinen für sonstige bestimmte 
Wirtschaftszweige anderweitig nicht genannt 
29.10 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenmotoren 

29.32 Herstellung von sonstigen Teilen und sonstigem Zubehör 
für Kraftwagen 

30.20 Schienenfahrzeugbau 

32.50 Herstellung von medizinischen und zahnmedizinischen 
Apparaten und Materialien 

Wissensintensive gewerbliche Dienstleis- 
tungen WZ 2008 
(3-steUige Klassen) 

Wissensintensive Dienstleistungen 

Schwerpunkt Finanzen und Vermögen 
4 1 1 Erschließung von Grundstücken; Bauträger 

641 Zentralbanken und Kreditinstitute 

642 Beteiligungsgesellschaften 

643 Treuhand- und sonstige Fonds und ähnliche 
F inanzinstitutionen 

649 Sonstige Finanzierungsinstitutionen 

651 Versicherungen 

652 Rückversicherungen 

653 Pensionskassen und Pensionsfonds 

661 Mit Finanzdienstleistungen verbundene Tätigkeiten 
663 Fondsmanagement 

68 1 Kauf und Verkauf von eigenen Grundstücken, 

Gebäuden und Wohnungen 

683 Vermittlung und Verwaltung von Grundstücken, 

Gebäuden und Wohnungen für Dritte 
774 Leasing von nichtfinanziellen immateriellen 

Vermögensgegenständen 
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Schweipimkr Kommunikation 

6 1 1 Leitungsgebundene Telekommunikation 

612 Drahtlose Telekommunikation 

613 Satellitentelekommunikation 

6 1 9 Sonstige Telekommunikation 

620 Erbringung von Dienstleistungen der Informationstechnologie 

63 1 Datenverarbeitung, Hosting und damit verbundene 

Tätigkeiten; Webportale 

639 Erbringung von sonstigen Informationsdienstleistungen 

Schwerpunkt technische Beratung und Forschung 

7 1 1 Architektur- und Ingenieurbüros 

712 Technische, physikalische und chemische Untersuchung 

72 1 Forschung und Entwicklung im Bereich Natur-, 

Ingenieur-, Agrarwissenschaften und Medizin 

749 Sonstige freiberufliche, wissenschaftliche und technische 

Tätigkeiten, anderweitig nicht genannt 

Schwerpunkt nichttechnische Beratung und Forschung 

691 Rechtsberatung 

692 Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung; Buchführung 

70 1 Verwaltung und Führung von Unternehmen und Betrieben 

702 Public-Relations- und Untemehmensberatung 

722 Forschung und Entwicklung im Bereich Rechts-, 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sowie im Bereich 
Sprach-, Kultur- und Kunstwissenschaften 

731 Werbung 

732 Markt- und Meinungsforschung 

821 Sekretariats- und Schreibdienste, Copy-Shops 


Schwerpunkt Medien und Kultur 
Verlegen von Büchern und Zeitschriften; 
sonstiges Verlagswesen 
Verlegen von Software 

Herstellung, Verleih und Vertrieb von Filmen und 

Fernsehprogrammen; Kinos 

Tonstudios; Herstellung von Hörfunkbeiträgen; 

Verlegen von bespielten Tonträgern und Musikalien 

Hörfunkveranstalter 

Ferasehveranstalter 

Ateliers für Textil-, Schmuck-, Grafik- und ähnliches Design 
Übersetzen und Dolmetschen 
Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstalter 
Kreative, künstlerische und unterhaltende Tätigkeiten 
Bibliotheken, Archive, Museen, botanische und 
zoologische Gärten 

Schwerpunkt Gesundheit 

Veterinärwesen 

Krankenhäuser 

Arzt- und Zahnarztpraxen 

Gesundheitswesen, anderweitig nicht genannt 


581 

582 

591 

592 

601 

602 

741 

743 

823 

900 

910 

750 

861 

862 

869 
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Glossar 


Akzelerator 

Im Bereich der Unternehmensgründungen wird der 
Begriff Akzelerator (Beschleuniger) als Bezeichnung 
für ein zeitlich begrenztes Förderprogramm verwen- 
det, das jungen Start-ups Zugang zur notwendigen 
Infrastruktur für den Aufbau des eigenen Unterneh- 
mens bietet. Wesentliche Bestandteile der Akzele- 
rator-Infrastruktur sind: der Zugang zu finanziellen 
Ressourcen, ein Kunden-Netzwerk und Berufung im 
Sinne eines Mentoring (meist bereits erfolgreiche Un- 
ternehmerinnen oder Unternehmer). 

Ankerinvestor 

Ein Ankerinvestor ist ein Investor, der sich mit einem 
großen bzw. dem größten Anteil an börsennotierten 
Unternehmen, Start-ups oder Wagniskapitalfonds 
beteiligt. Somit wird die Finanzierung des Unterneh- 
mens sichtbar sichergestellt. Das erleichtert die Ak- 
quise der restlichen Mittel, da das Vertrauen interes- 
sierter Investoren in das Investment gestärkt wird. 

Big Data 

Der Begriff Big Data fasst technologische Entwick- 
lungen im Bereich der Datenhaltung und -Verarbei- 
tung zusammen, die es ermöglichen, immer größere 
Datenmengen unterschiedlichster Formate zu inte- 
grieren und in immer kürzerer Zeit zu verarbeiten. 
Big Data bietet die Chance, die exponentiell stei- 
genden Datenvolumina, die durch die zunehmende 
Ubiquität („Allgegenwart“) von IKT hervorgerufen 
werden, weiterhin zu beherrschen und vor allem wert- 
schöpfend einzusetzen. 

Business Angels 

Als Business Angels bezeichnet man vermögende 
Privatpersonen, die innovativen Gründern bzw. jun- 
gen, innovativen Unternehmen Kapital und unter- 
nehmerisches Know-how zur Verfügung stellen. Sie 
investieren Teile ihres privaten Vermögens direkt und 
ohne die Hilfe eines Intermediärs in ein Unternehmen 
und erhalten im Gegenzug Untemehmensanteile. 


Cloud Computing 

Cloud Computing (CC) bezeichnet das dynamisch 
an den Bedarf angepasste Anbieten, Nutzen und Ab- 
rechnen von IT-Dienstleistungen über das Internet, so 
eine Definition des Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik. Angebot und Nutzung dieser 
Dienstleistungen erfolgen dabei ausschließlich über 
definierte technische Sehnittstellen und Protokolle. 
Die Spannbreite der im Rahmen von CC angebotenen 
Dienstleistungen umfasst das komplette Spektrum 
der Informationstechnik und beinhaltet u.a. die Infra- 
struktur (z.B. Rechenleistung, Speicherplatz), Platt- 
formen und Software. 

Cluster 

Wirtschaftliche Cluster sind Agglomerationen und 
Kooperationsnetzwerke aus Wirtschafts- und Wissen- 
schaftsakteuren in FuE und Produktion, die sieh zu- 
meist durch eine inhaltliche und räumliche Nähe der 
Akteure auszeichnen. 

Community Innovation Surveys 

Die Community Innovation Surveys (CIS) sind das 
wichtigste statistische Instrument der Europäischen 
Union zur Erfassung von Innovationsaktivitäten in 
Europa. Die CIS analysieren die Auswirkungen von 
Innovation auf die Wirtschaft auf Basis der Befragung 
einer repräsentativen Stichprobe von Unternehmen. 

Curricularnormwerte (CNW) 

Der Curriculamormwert (CNW) beziffert den studi- 
engangspezifischen Lehraufwand (in Semesterwo- 
chenstunden), der für die Ausbildung eines Studieren- 
den innerhalb der Regelstudienzeit erforderlieh ist. 
Die CNW sind in den Kapazitätsverordnungen (Kap- 
VO) der Bundesländer festgelegt. 

Digitale Durchgängigkeit 

Digitale Durchgängigkeit bedeutet im Falle von E- 
Government, dass das Ausfüllen, Abschicken sowie 
das behördendienstliche Einsehen und Legitimieren 
von Anträgen oder Ähnlichem ohne Wechsel des in- 
formationstragenden Mediums vollzogen werden 
kann, also kein zwischenzeitliches Ausdrucken oder 
handschriftliches Ausfällen notwendig ist. 

Disruptive Technologien 

Als disruptive Technologien werden technische In- 
novationen bezeichnet, die bestehende Technologien, 
Produkte oder Dienstleistungen verdrängen. Sie sind 
oft kennzeichnend für neue Märkte. Für etablierte 
Anbieter entstehen disruptive Technologien meist 
unerwartet. Auch wird die disruptive Wirkung we- 
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gen der anfänglich geringen Größe der zugehörigen 
Marktsegmente häufig unterschätzt. Sie zeigt sich erst 
im Zeitverlauf, wenn die neue Technologie mit star- 
kem Wachstum vorhandene Märkte, Produkte oder 
Dienstleistungen zu verdrängen beginnt. 

Drittmittel 

Drittmittel sind finanzielle Mittel an Hochschulen 
oder anderen Forschungseinrichtungen, die zusätz- 
lich zum regulären Budget (der Grundausstattung) 
von öffentlichen oder privaten Stellen eingeworben 
werden. 

Duales Bildungssystem 

Von einem dualen Bildungssystem wird gesprochen, 
wenn die berufliche Ausbildung parallel im Betrieb 
und in der Berufsschule stattfindet. Dabei erfolgt die 
Ausbildung im Betrieb nach einer fest definierten 
Ausbildungsordnung des jeweiligen Berufes und die 
schulische Ausbildung erfolgt gemäß den Vorgaben 
der j eweiligen Schulaufsichtsbehörden. 

Early Stage 

Early Stage beschreibt die Finanzierung der Frühpha- 
senentwicklung eines Unternehmens, angefangen mit 
der Finanzierung der Forschung und Produktkonzep- 
tion (Seed-Phase) über die Untemehmensgründung 
bis hin zum Beginn der operativen Geschäftstätigkeit 
einschließlich Produktentwicklung und erster Ver- 
marktung (Start-up-Phase). Die Seed-Phase begrenzt 
sich auf FuE bis zur Ausreifung und ersten Umset- 
zung einer Geschäftsidee mit einem Prototyp, wäh- 
rend innerhalb der Start-up-Phase ein Businessplan 
entworfen wird sowie der Produktionsstart und die 
Produktvermarktung erfolgen. 

E-Government 

E-Govemment (Electronic Government) steht für die 
Abwicklung von Regierungs- und Verwaltungspro- 
zessen mit Hilfe von Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien über elektronische Medien. Im 
Rahmen von E-Govemment werden Behördendienst- 
leistungen und Verwaltungsangelegenheiten digitali- 
siert und online angeboten. 

EU-13-Länder 

Die zwischen 2004 und 2007 zur EU hinzugekom- 
menen Länder sowie das im Juli 2013 neu hinzuge- 
kommene Kroatien bezeichnet man als EU-13-Län- 
der (Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Malta, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn, Zypern). 


EU-15-Länder 

Die Länder, die bereits im April 2004 Mitgliedslän- 
der der EU waren, bezeichnet man als EU- 15 -Länder 
(Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frank- 
reich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Itali- 
en, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, 
Schweden, Spanien). 

EU-28-Länder 

Die EU setzt sich seit Juli 2013 aus 28 Mitglieds- 
ländern zusammen (Belgien, Bulgarien, Dänemark, 
Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Grie- 
chenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowe- 
nien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Großbritannien, 
Zypern). 

Externalitäten 

Extemalitäten sind definiert als Auswirkungen wirt- 
schaftlicher Aktivitäten auf Dritte, für die keine Kom- 
pensation geleistet wird. Ein Beispiel hierfür sind 
Wissensextemalitäten (vgl. dort). 

Exzellenzcluster 

Die Exzellenzcluster sind eine der drei Förderlinien 
der Exzellenzinitiative (vgl. dort). Sie dienen dazu, an 
deutschen Universitätsstandorten international sicht- 
bare und konkurrenzfähige Forschungs- und Ausbil- 
dungseinrichtungen zu etablieren und dabei wissen- 
schaftlich gebotene Vernetzung und Kooperation zu 
ermöglichen. Dadurch soll sowohl eine Schärfung 
des universitären Profils als auch eine Schaffung ex- 
zellenter Förder- und Karrierebedingungen für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs erreicht werden. 

Exzellenzinitiative 

Die Exzellenzinitiative ist eine Bund-Länder- Ver- 
einbarung zur Förderung von Wissenschaft und 
Forschung an deutschen Hochschulen, die die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit verbessern soll. Die 
Umsetzung erfolgt durch die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) sowie durch den Wissenschafts- 
rat (WR). Die Förderung erfolgt im Rahmen von drei 
Förderlinien: den Graduiertenschulen (vgl. dort), den 
Exzellenzclustern (vgl. dort) und den Zukunftskon- 
zepten (vgl. dort). Die aktuelle Exzellenzinitiative 
läuft 2017 aus. Nachfolgeprogramm wird die Exzel- 
lenzstrategie sein (vgl. dort). 

Exzellenzstrategie 

Das unbefristete Nachfolgeprogramm für die 2017 
auslaufende Exzellenzinitiative (vgl. dort) ist die Ex- 
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zellenzstrategie. Sie umfasst zwei Förderlinien: Die 
Förderlinie der Exzellenzcluster soll der projektbe- 
zogenen Förderung international wettbewerbsfähiger 
Forschungsfelder an Universitäten bzw. Universitäts- 
verbünden dienen. Mit der Förderlinie der Exzellenz- 
universitäten sollen Universitäten bzw. Universitäts- 
verbünde als Institution dauerhaft gestärkt und ihre 
internationale Spitzenstellung in der Forschung auf 
Basis erfolgreicher Exzellenzcluster ausgebaut wer- 
den. 

Fehlallokation 

Eine Fehlallokation meint im ökonomischen Sinn 
eine suboptimale Aufteilung und Verwendung knap- 
per Ressourcen (wie Arbeit, Kapital, Boden und Roh- 
stoffe) bei der Produktion von Gütern. 

Forschung und Entwicklung (FuE) 

Das sogenannte Frascati-FIandbuch der OECD (vgl. 
dort) definiert Forschung und Entwicklung als syste- 
matische, schöpferische Arbeit zur Erweiterung des 
Kenntnisstandes - auch mit dem Ziel, neue Anwen- 
dungen zu finden. 

Forschung und Innovation (F&l) 

Forschung und Entwicklung (FuE) und F&I werden 
nicht synonym verwendet. Laut Frascati-Handbuch 
der OECD (vgl. dort) umfasst der Begriff FuE die drei 
Bereiche Grundlagenforschung, angewandte For- 
schung und experimentelle Entwicklung. FuE stellt 
aber nur einen Teilaspekt der F&I- Aktivitäten dar. In- 
novationen beinhalten gemäß der Definition im Oslo- 
Handbuch der OECD (vgl. dort) die Einführung von 
neuen oder wesentlich verbesserten Produkten (Güter 
und Dienstleistungen), Prozessen sowie Marketing- 
und Organisationsmethoden. Innovationsausgaben 
umfassen Ausgaben für interne und externe FuE, Ma- 
schinen und Sachmittel für Innovationen, Produktge- 
staltung, die Markteinführung neuer Produkte sowie 
sonstige innovationsbezogene Güter und Dienstleis- 
tungen. 

Frascati-Handbuch 

Das sogenannte Frascati-Handbuch der OECD ent- 
hält methodische Vorgaben für die Erhebung und 
Analyse von Daten zu Forschung und Entwicklung. 
Im Jahr 1963 trafen sich erstmals Experten der OECD 
mit Mitgliedern der NESTI-Gruppe (National Experts 
on Science and Technology Indicators) in Frascati, 
Italien, um wesentliche Begriffe wie Forschung und 
Entwicklung zu definieren. Das Resultat dieser Ge- 
spräche wurde als erstes Frascati-Handbuch bekannt. 
Seither ist das Frascati-Handbuch mehrmals überar- 


beitet worden. Die jüngste Ausgabe stammt aus dem 
Jahr 2015. 

Fremdkapital 

Fremdkapital wird Unternehmen von Kapitalgeben- 
den befristet zur Verfügung gestellt. Als Gegenleis- 
tung erwarten diese die Rückzahlung des Kapitals 
zuzüglich Zinszahlungen. Um die Bedienung eines 
Kredits sicherzustellen, setzen Banken für die Verga- 
be von Fremdkapital die hinreichende Planung siche- 
rer künftiger Untemehmensergebnisse und/oder aber 
die Stellung von Sicherheiten voraus. 

FuE-lntensität 

Als FuE-Intensität bezeichnet man den Anteil der 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE) am 
Umsatz eines Unternehmens oder einer Branche bzw. 
am Bruttoinlandsprodukt eines Landes. 

FuE-intensive Güter 

FuE-intensive Güter setzen sich zusammen aus Gü- 
tern der Spitzentechnologie (vgl. dort) und der hoch- 
wertigen Technologie (vgl. dort). 

Governance 

Govemance bezeichnet das Steuerungs- und Rege- 
lungssystem im Sinne von Strukturen (Aufbau- und 
Ablauforganisation) einer politisch-gesellschaftli- 
chen Einheit wie Staat, Verwaltung, Gemeinde, pri- 
vater oder öffentlicher Organisation. Häufig wird der 
Begriff auch im Sinne von Steuerung oder Regelung 
einer jeglichen Organisation (etwa einer Gesellschaft 
oder eines Betriebes) verwendet. 

Graduiertenkolleg 

Graduiertenkollegs dienen der Qualifizierung von 
Doktorandinnen und Doktoranden im Rahmen eines 
thematisch fokussierten Forschungsprogramms sowie 
eines strukturierten Qualifizierungskonzepts. Einrich- 
tungen der strukturierten Promotionsförderung sind 
darüber hinaus Graduiertenschulen (vgl. dort). 

Graduiertenschule 

Die Graduiertenschulen sind eine der Förderlinien der 
Exzellenzinitiative (vgl. dort). Sie dienen der Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses und sollen 
optimale Promotionsbedingungen innerhalb eines 
breiten, fächerübergreifenden Wissenschaftsgebiets 
schaffen. Gleichzeitig sollen sie einen Beitrag zum 
Ausbau der wissenschaftlichen Schwerpunkte der 
Universität leisten. Graduiertenschulen gehen weit 
über das Instrument der Graduiertenkollegs (vgl. 
dort) hinaus. 
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Grundmittel 

Grundmittel sind Haushaltsmittel der Hochschulen. 

Hightech-Strategie (HTS) 

Der Politikansatz der Bundesregierung zur Integrati- 
on der Innovationsförderung über alle Bundesminis- 
terien hinweg ist die sogenannte Hightech-Strategie. 
Die aktuelle Neue HTS wurde vom Bundeskabinett 
im September 2014 beschlossen. 

Hochschulpakt 

Der Hochschulpakt ist eine Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern, die 2007 auf den Weg gebracht 
wurde und bis 2020 konzipiert ist. Er soll zum einen 
ein der Nachfrage entsprechendes Studienangebot si- 
cherstellen und zum anderen durch die Finanzierung 
der DFG-Programmpauschale den Wettbewerb um 
Forschungsmittel stärken. 

Hochwertige Technologie 

Als Güter der hochwertigen Technologie werden die- 
jenigen FuE-intensiven Güter (vgl. dort) bezeichnet, 
bei deren Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 
3 Prozent, aber nicht mehr als 9 Prozent des Umsatzes 
für Forschung und Entwicklung ausgegeben werden. 

Industrie 4.0 

In der industriellen Produktion werden Maschinen, 
Anlagen und Produkte zu einem informationstech- 
nischen Netzwerk eingebetteter Systeme verbunden, 
um Flexibilisierungen und Effizienzsteigerungen zu 
erlauben. Der in Deutschland im Rahmen der Hanno- 
ver-Messe 2011 geprägte Begriff der Industrie 4.0 fo- 
kussiert damit auf den Einsatz des Internets der Dinge 
(vgl. dort) im industriellen Kontext. 

Inkrementelle Förderung (steuerliche FuE-Förderung) 

Bei einer inkrementellen steuerlichen FuE-Förderung 
werden nur die über einen bestimmten Referenzwert 
hinausgehenden FuE- Aufwendungen steuerlich be- 
günstigt. Der Referenzwert wird durch einen Ver- 
gleich mit den FuE- Aufwendungen des Unterneh- 
mens in einem Referenzzeitraum (üblicherweise vor 
dem jeweiligen Bezugsjahr) ermittelt. 

Innovationsintensität 

Die Innovationsintensität bezeichnet die Innovations- 
ausgaben in Relation zum Umsatz. 

Inputadditionalität 

Der Begriff findet im Kontext steuerlicher FuE- 
Förderung Anwendung. Die Inputadditionalität be- 
schreibt die Veränderung des Umfangs unterneh- 
merischer FuE- Aufwendungen als Reaktion auf die 


Einführung (oder auf einen sich ändernden Umfang) 
einer steuerlichen FuE-Förderung. 

Internet der Dinge 

Der Einsatz von Infonnations- und Kommunikations- 
technologien in Alltagsgegenständen hat die Verbin- 
dung von realer und virtueller Welt hergestellt. Die- 
se Vernetzung von Geräten mit Menschen wird als 
das Internet der Dinge (englisch: Internet of Things 
- loT) oder auch Internet der Dinge und Dienste be- 
zeichnet. Beispiele sind eingebettete Computersyste- 
me, die in Kleidungsstücken die Vitalfunktionen des 
Trägers überwachen, aufgedruckte Chipcodes, die 
die Paketverfolgung über das Internet erlauben, und 
Kühlschränke, die autonom die Nachbestellung von 
Nahrungsmitteln bei sinkendem Vorratsbestand re- 
geln. 

Later Stage 

Later Stage beschreibt die Finanzierung der Auswei- 
tung der Geschäftstätigkeit eines jungen Unterneh- 
mens, dessen Produkt marktreif ist und das bereits 
Umsätze erzielt. 

Marktversagen 

Marktversagen ist eine Situation, bei der das Ergebnis 
einer Marktkoordination von der volkswirtschaftlich 
optimalen Allokation der Güter bzw. Ressourcen ab- 
weicht. Gründe für Marktversagen können das Vor- 
handensein von Extemalitäten, öffentlichen Gütern 
und Informationsasymmetrien sein. 

One-Stop-Shop 

Als One-Stop-Shop wird in der öffentlichen Verwal- 
tung sowie in der Wirtschaft die Möglichkeit bezeich- 
net, alle zur Erreichung eines Zieles notwendigen 
administrativen Schritte gebündelt an einer einzigen 
Stelle durchzuführen. 

Open Governinent Data 

Open Government Data (deutsch: offene Regierungs- 
und Verwaltungs- Daten) bezeichnet Datenbestände, 
die Dritten zur Weiterverwendung und Weiterverbrei- 
tung zur Verfügung gestellt werden. Ob die bereitge- 
stellten Daten als offen bezeichnet werden können, 
ist abhängig von verschiedenen Faktoren wie der 
Zugänglichkeit, den Formaten und den rechtlichen 
Bedingungen, unter denen die Daten genutzt werden 
dürfen. Ausgeklammert von der öffentlichen Nutzung 
sind von vornherein datenschutz- und sicherheitsrele- 
vante Daten. 
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Open Source 

Mit Open Source bzw. offenem Quellcode ist Soft- 
ware gemeint, die jeder nach Belieben studieren, be- 
nutzen, verändern und kopieren darf 

Oslo-Handbuch 

Das Oslo-Handbuch der OECD enthält Vorgaben für 
die statistische Erfassung von Innovationsaktivitäten. 
Dabei geht dieses Handbuch über den FuE-Begriff 
des Frascati-Handbuches (vgl. dort) hinaus und dif- 
ferenziert zwischen unterschiedlichen Formen von 
Innovationen. Das Oslo-Handbuch ist die Grundlage 
der Community Innovation Surveys (CIS), die in Eu- 
ropa bisher viermal durchgeführt wurden. Die jüngste 
Überarbeitung des Oslo-Handbuchs stammt aus dem 
Jahr 2005. 

PCT-Anmeldung 

1970 wurde mit Abschluss des Patent Cooperation 
Treaty (PCX) unter dem Dach der 1969 gegründeten 
World Intellectual Property Organization (WIPO) das 
Verfahren zur Anmeldung internationaler Patentan- 
sprüche vereinfacht. Erfinder aus PCT-Staaten kön- 
nen - anstelle mehrerer getrennter nationaler oder 
regionaler Anmeldungen - bei der WIPO oder einem 
anderen zugelassenen Amt eine einzige Voranmel- 
dung einreichen und haben so die Möglichkeit, einen 
Schutz in allen 148 Vertragsstaaten zu erhalten. Als 
Prioritätsdatum wird der Zeitpunkt der Einreichung 
bei der WIPO gewertet. Die endgültige Entscheidung, 
in welchen Ländern ein Schutz erlangt werden soll, 
muss nach 30 Monaten (bzw. an einzelnen Ämtern 
wie dem EPA nach 3 1 Monaten) getroffen werden. 
Für die Patenterteilung im eigentlichen Sinne sind je- 
doch weiterhin die nationalen oder regionalen Patent- 
ämter zuständig. 

Programmpauschale 

Die Programmpauschalen stellen die zweite Säule 
des Hochschulpakts 2020 (vgl. dort) dar. Während 
es vor Einführung des Pakts den Hochschulen oblag, 
Gemeinkosten für die Projektdurchführung selbst zu 
tragen, erhalten die Antragsteller der von der DFG 
geförderten Forschungsvorhaben nunmehr zur De- 
ckung der mit der Förderung verbundenen indirek- 
ten zusätzlichen und variablen Projektausgaben eine 
Programmpauschale. Sie beträgt 22 Prozent der abre- 
chenbaren direkten Projektausgaben. 

Oualitätspakt Lehre 

Im Juni 2010 brachten Bund und Länder das bis 2020 
laufende Programm für bessere Studienbedingungen 
und mehr Qualität in der Lehre auf den Weg. Der 
Hochschulpakt (vgl. dort) erhielt somit eine dritte 


Säule. Bei der Förderung geht es nicht darum, die Be- 
treuung der Studierenden und die Lehrqualität in der 
Breite der Hochschullandschaft zu verbessern. Ziel 
des Programms ist vielmehr, die Personalausstattung 
der Hochschulen für Lehre, Betreuung und Beratung 
zu verbessern bzw. das vorhandene Personal weiter 
zu qualifizieren. 

Seed-Phase 

Vgl. Early Stage. 

Soziale Innovationen 

Veränderungen in der Nutzung der Technologien so- 
wie Veränderungen von Lebensstilen, Geschäfts- und 
Finanzierungsmodellen, Arbeitsweisen oder Organi- 
sationsformen werden als soziale Innovationen be- 
zeichnet und umfassen grundsätzlich Veränderungen 
sozialer Praktiken. Soziale Innovationen können so- 
wohl komplementär zu als auch eine Folge von einer 
technologischen Innovation sein oder aber völlig un- 
abhängig davon. 

Spillover-Effekte 

Spillover-Effekte treten in Forschung und Innovati- 
on in Form von Wissenstransfers auf, z.B. wenn ein 
Unternehmen A in der Lage ist, ökonomische Erträge 
aufgrund der FuE- Aktivitäten eines anderen Unter- 
nehmens B zu erzielen. 

Spitzentechnologie 

Als Güter der Spitzentechnologie werden diejeni- 
gen FuE-intensiven Güter (vgl. dort) bezeichnet, bei 
deren Herstellung jahresdurchschnittlich mehr als 9 
Prozent des Umsatzes für FuE ausgegeben werden. 

Start-up-Phase 

Vgl. Early Stage. 

Tenure Track 

Als Tenure Track bezeichnet man wissenschaftliche 
Laufbahnen, die Nachwuchswissenschaftlerinnen 
und -Wissenschaftlern nach erfolgreicher Evaluation 
eine unbefristete Professur in Aussicht stellen. 

Transnationale Patente 

Transnationale Patentanmeldungen sind Anmeldun- 
gen in Patentfamilien mit mindestens einer Anmel- 
dung bei der World Intellectual Property Organization 
(WIPO) über das PCT- Verfahren oder einer Anmel- 
dung am Europäischen Patentamt. Für die exportori- 
entierte deutsche Wirtschaft sind solche Patente von 
besonderer Bedeutung, weil sie den Schutz der Erfin- 
dung auch jenseits des Heimatmarktes betreffen. 
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Verarbeitendes Gewerbe 

Das verarbeitende Gewerbe ist der weitaus größte 
Teil des industriellen Sektors, der alle Industriebran- 
chen mit Ausnahme der Energiewirtschaft und des 
Baugewerbes umfasst. Prägende Branchen sind etwa 
das Emährungsgewerbe, der Maschinenbau, die Her- 
stellung von Kraftwagen/Kraftwagenteilen, die Her- 
stellung von Metallerzeugnissen oder die chemische 
Industrie. 

Volumenbasierte Förderung 
(steuerliche FuE-Förderung) 

Bei der volumenbasierten steuerlichen FuE-Förde- 
rung werden die gesamten FuE- Aufwendungen bei 
der Berechnung der Fördersumme einbezogen. 

W-Professuren, W-Besoldung 

Die W-Besoldung hat im Jahr 2005 die C-Besoldung 
abgelöst. Die Vergütung der nach W besoldeten Pro- 
fessorinnen und Professoren setzt sich aus einem al- 
tersunabhängigen Grundgehalt und variablen Leis- 
tungsbezügen zusammen. 

Wagniskapital 

Unter Wagnis- oder Risikokapital, auch Venture Ca- 
pital genannt, versteht man das Startkapital für Exis- 
tenzgründende und junge Unternehmen. Dazu zählen 
auch Mittel, die zur Stärkung der Eigenkapitalbasis 
kleinerer und mittlerer Unternehmen eingesetzt wer- 
den, damit diese expandieren und innovative, teilwei- 
se mit hohem Risiko behaftete Projekte realisieren 
können. Für die Kapitalgebenden ist die Investition 
von Wagniskapital ebenfalls mit hohem Risiko be- 
haftet, daher der Begriff Risikokapital. Beteiligungs- 
kapital in Form von Wagniskapital wird oftmals von 
speziellen Risikokapitalgesellschaften (Kapitalbetei- 
ligungsgesellschaften) zur Verfügung gestellt. Man 
unterscheidet die Phasen Seed, Start-up und Later 
Stage (vgl. dort). 

Wertschöpfung 

Wertschöpfung ist die Summe aller in einer Perio- 
de entstandenen Faktoreinkommen (Löhne, Gehäl- 
ter, Zinsen, Mieten, Pachten, Vertriebsgewinne) der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und ent- 
spricht dem Volkseinkommen (Sozialprodukt). Im 
betrieblichen Sinne beinhaltet Wertschöpfung den 
Produktions wert je Periode abzüglich der in dieser 
Periode von anderen Unternehmen empfangenen Vor- 
leistungen. 

Wissensintensive Dienstleistungen 

Wissensintensive Dienstleistungen zeichnen sich 
im Wesentlichen dadurch aus, dass der Anteil der 


Beschäftigten mit Hochschulabschluss überdurch- 
schnittlich ist. 

Wissenswirtschaft 

Die Wissenswirtschaft umfasst die FuE-intensiven 
Industrien und die wissensintensiven Dienstleistun- 
gen (vgl. dort). 

Wissensexternalitäten 

In Forschung und Innovation treten Extemalitäten in 
Form von Wissensspillover auf Konkurrierende Un- 
ternehmen können durch Inspektion innovativer Pro- 
dukte und Prozesse an Wissen gelangen, ohne selbst 
die vollen Kosten für die Wissensproduktion tragen 
zu müssen. Umgekehrt bedeutet dies, dass innovie- 
rende Unternehmen nicht die vollen sozialen bzw. 
gesellschaftlichen Erträge ihrer Produkt- oder Pro- 
zessentwicklungen privatisieren können. Die priva- 
ten Erträge der Innovation weichen von den sozialen 
Erträgen ab und das innovierende Unternehmen wird 
daher aus gesellschaftlicher Sicht zu wenig in die 
Wissensproduktion investieren. 

Zukunftskcnzepte 

Förderlinie der Exzellenzinitiative (vgl. dort). Zu- 
kunftskonzepte zielen darauf ab, Universitäten als 
ganze Institutionen zu stärken und sie im internatio- 
nalen Wettbewerb in der Spitzengruppe zu etablieren. 
Inhalt der Zukunftskonzepte der geförderten Univer- 
sitäten sind ganzheitliche Strategien zur Förderung 
von Spitzenforschung für jeweils die ganze Univer- 
sität. 
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Aktuelle Studien 
zum deutschen 
Innovationssystem 


Im Auftrag der Expertenkommission Forschung und 
Innovation werden regelmäßig Studien zu innovati- 
onspolitisch relevanten Themen erarbeitet. Sie sind im 
Rahmen der Reihe „Studien zum deutschen Innovati- 
onssystem“ über die Homepage der EFI (www.e-fi.de) 
zugänglich. Die Ergebnisse fließen in das Gutachten 
der Expertenkommission ein. 

1 - 2017 

Gehrke, B.; John, K.; Kerst, C.; Wieck, M (2017): Bil- 
dung und Qualifikation als Grundlage der technologi- 
schen Leistungsfähigkeit Deutschlands 2017, Studien 
zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

2 - 2017 

Schasse, U. (2017): Forschung und Entwicklung in 
Staat und Wirtschaft - Kurzstudie 2017, Studien zum 
deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

3 - 2017 

Müller, B.; Bersch, J.; Gottschalk, S. (2017): Un- 
ternehmensdynamik in der Wissenswirtschaft in 
Deutschland 2015, Gründungen und Schließungen 
von Unternehmen, Gründungsdynamik in den Bun- 
desländern, Internationaler Vergleich, Studien zum 
deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

4 - 2017 

Neuhäusler, R; Rothengatter, O.; Frietsch, R. (2017): 
Patent Applications - Structures, Trends and Recent 
Developments 2016, Studien zum deutschen Innova- 
tionssystem, Berlin: EFI. 

5 - 2017 

Frietsch, R.; Helmich, R; Neuhäusler, P. (2017): Per- 
formance and Structures of the Gennan Science Sys- 
tem 2016, Studien zum deutschen Innovationssystem, 
Berlin: EFI. 

6 - 2017 

Gehrke, B.; Schiersch, A. (2017): Die deutsche Wis- 
senswirtschaft im internationalen Vergleich, Studien 
zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 


7 - 2017 

Frietsch, R.; Schubert, T.; Neuhäusler, P. (2017): 
Secular Trends in Innovation and Technological 
Change, Studien zum deutschen Innovationssystem, 
Berlin: EFI. 

8 - 2017 

Gehrke, B.; Schasse, U.; Leidmann, M. (2017): Fol- 
gen des wirtschaftlichen Strukturwandels für die 
langfristige Entwicklung der FuE-lntensität im inter- 
nationalen Vergleich, Studien zum deutschen Innova- 
tionssystem, Berlin: EFI. 

9 - 2017 

Rammer, C.; Schmitz, F. (2017): Fortentwicklung der 
EFl-Indikatorik: Förderlandschaft, Studien zum deut- 
schen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

10 - 2017 

Dehio, J.; Rothgang, M. (2017): Indikatorikstudien 
- Fortentwicklung und optionale Untersuchungen: 
Hochschulbildung und -finanzierung, Studien zum 
deutschen Inno vations System, Berlin: EFI. 

11 - 2017 

Frietsch, R.; Schubert, T.; Rothengatter, O. (2017): 
An Analysis of the Excellence Initiative and its Ef- 
fects on the Funded Universities, Studien zum deut- 
schen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

12 - 2017 

Belitz, H. (2017): Intemationalisierung privater For- 
schung und Entwicklung im Ländervergleich, Studi- 
en zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

13 - 2017 

Neuhäusler, R; Frietsch, R. (2017): Global Innova- 
tions - Evidence from Patent Data, Studien zum deut- 
schen Innovationssystem, Berlin: EFI. 

14 - 2017 

Fichtl, A.; Piopiunik, M. (2017): Absolventen von 
Fachhochschulen und Universitäten im Vergleich: 
FuE-Tätigkeiten, Arbeitsmarktergebnisse, Kompe- 
tenzen und Mobilität, Studien zum deutschen Innova- 
tionssystem, Berlin: EFI. 

15 - 2017 

Spengel, C.; Rammer, C.; Nicolay, K.; Pfeiffer, O.; 
Werner, A.-C.; Olbert, M.; Blandinieres, F.; Hud, M.; 
Peters, B. (2017): Steuerliche FuE-Förderung, Studi- 
en zum deutschen Innovationssystem, Berlin: EFI. 
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Endnoten- 

verzeichnis 


1 http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/ 
Roman-Herzog/Reden/ 1997/04/ 19970426_Rede.html 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

A 2 

2 Vgl. Wissenschaftsrat (2016): Wissens- und Technologie- 
transfer als Gegenstand institutioneller Strategien, http:// 
www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/5665-16.pdf 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

A 3 

3 http://www.europarl.europa.eu/summits/lis l_de.htm#I 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

4 Vgl. hierzu und im Folgenden http://cordis.europa.eu/ 
programme/rcn/805_de.html (letzter Abruf am 16. Januar 
2017). 

5 Vgl. Auskunft der SV Gesellschaft für Wissenschaftssta- 
tistik mbH. 

6 Vgl. Auskunft der SV Gesellschaft für Wissenschaftssta- 
tistik mbH. 

7 Die Berechnung des BIP wurde im Jahr 2014 verändert. 
Das BIP ist nach der neuen Berechnungsweise höher als 
nach der alten. Dies hat wiederum Auswirkungen auf die 
Höhe der FuE-Quote - sie ist dadurch etwas geringer. 

8 Im Jahr 20 1 3 finanzierte der Wirtschaftssektor einen An- 
teil von 65,4 Prozent an den Bruttoinlandsaufwendungen 
für interne FuE in Deutschland. Die Daten für 2015 liegen 
derzeit noch nicht vor. 

9 Vgl. https://www.stifterverband.org/pressemitteilun- 
gen/20 1 6_ 1 2_ 1 2_forschung_und_entwicklung (letzter 
Abruf am 16. Januar 2017). 

1 0 Vgl. auch EFI (2013: Kapitel B 2). 


A 6 

11 Vgl. die Kritik der Expertenkommission an der Einfüh- 
rung eines Leistungsschutzrechts für Presseverlage. Vgl. 
EFI (2015: Kapitel B 3). 

1 2 Die Expertenkommission hat in den Jahresgutachten 2015 
und 2016 dazu Vorschläge gemacht. Vgl. EFI (2016: Ka- 
pitel B 3-4) sowie EFI (2015: Kapitel B 3). 


B 1-1 

13 Auch die bis 2006 in Art. 91a Abs. 1 GG verankerte Ge- 
meinschaftsaufgabe „Hochschulbau“ wurde im Rahmen 
der Föderalismusreform I abgeschafft. Über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Hochschulbau“ hatte der Bund vor der 
Föderalismusreform I den Hochschulbau zu 50 Prozent 
mitfinanziert. Zum Ausgleich für die durch den Wegfall 
dieser Gemeinschaftsaufgabe entstehende Mehrbelastung 
der Länder werden diesen bis einschließlich 2019 die für 
den Hochschulbau vorgesehenen Finanzierungsanteile 
des Bundes zur Verfügung gestellt - bis 2013 erfolgte 
dies zweckgebunden. Die KMK (2016) hat bis zum Jahr 
2025 eine Finanzierungslücke für den Bestandserhalt der 
Hochschulgebäude (ohne Universitätsklinika) in Höhe 
von 8 Milliarden Euro ermittelt. Berücksichtigt man zu- 
sätzlich einen Flächenausbau von 1,2 Prozent jährlich, 
erhöht sich laut KMK das Finanzierungsdefizit auf 35 
Millliarden Euro bis zum Jahr 2025. Die KMK weist des 
Weiteren daraufhin, dass der Verband der Universitätskli- 
nika Deutschlands für die Jahre 2016 bis 2025 eine wei- 
tere Finanzierungslücke in Höhe von 12 Milliarden Euro 
errechnet hat. 

14 Vgl. EFI (2012: 57), EFI (2013: 21) und EFI (2014: 21). 

1 5 Vgl. im Folgenden EFI (2015: 20). 

16 Vgl. https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Gesell- 
schaftStaat/BildungForschungKultur/Hochschulen/Ta- 
bellen/Hochschulen-Hochschularten.html (letzter Abruf 
am 16. Januar 2017). Die 104 sonstigen Hochschulen 
umfassen sechs Pädagogische Hochschulen, 16 Theologi- 
sche Hochschulen, 52 Kunsthochschulen und 30 Verwal- 
tungsfachhochschulen. 

17 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 Reihe 4.4, Ta- 
bellenblatt TAB-09. 

18 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016a: 22). 

19 Eigene Berechnungen auf Grundlage von Statistisches 
Bundesamt, Fachserie 1 1 Reihe 4.4, Tabellenblatt TAB- 
9 und Statistisches Bundesamt, Fachserie 11 Reihe 4.1, 
Tabellenblatt ZUS-01. 

20 Das Statistische Bundesamt spricht hier mittlerweile von 
Trägermitteln und hat die Berechnungsweise gegenüber 
früher leicht verändert. Die Expertenkommission verwen- 
det hier weiter den Begriff der Grundmittel, da er zurzeit 
noch geläufiger ist als der Begriff der Trägermittel. 

21 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 Reihe 4.5, Ta- 
bellenblatt 1 .2.4. Zudem wurde der vergleichbare Wert für 
das Jahr 2005 auf Anfrage vom Statistischen Bundesamt 
übermittelt. 

22 Eigene Berechnungen auf Basis von Statistisches Bun- 
desamt, Fachserie 11 Reihe 4.5, Tabellenblatt 1.2.4 und 
schriftliche Auskunft des Statistischen Bundesamtes. 

23 Eine Ausnahme sind die Mittel aus dem Qualitätspakt 
Lehre, die laut telefonischer Auskunft des Statistischen 
Bundesamtes vom 26.09.2016 den Drittmitteln zugerech- 
net werden. 

24 Als Overheadkosten werden die bei der Durchführung 
von Drittmittelprojekten zusätzlich zu den direkten Pro- 
jektkosten entstehenden Kosten bezeichnet, wie z.B. für 
die Leistungen der Verwaltung oder für die Nutzung von 
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Räumen. Vgl. hierzu auch EFI (2014: 20) und EFI (2015: 
21 ). 

25 Vgl. hierzu und im Folgenden Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 11 Reihe4. 3. 2, Tabellenblatt 4.2.1. 

26 Vgl. hierzu und im Folgenden Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 11 Reihe4. 3. 2, Tabellenblatt 4. 1.1. 

27 Vgl. Rammer und Schmitz (2017). 

28 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2012: 44). 

29 Wie Prognos, KPMG und Joanneum Research in einer im 
Jahr 2014 veröffentlichten, im Auftrag des BMBF erstell- 
ten Studie feststellten, stellt die BMBF-Programmpau- 
schale in den meisten Fällen nur eine Teilkompensation 
der durch die Drittmittelforschung verursachten Over- 
headkosten dar: „Ein Anteil von 20% Overheadkosten bei 
BMBF-Projekten beschreibt insgesamt eher die Unter- 
grenze der verursachten direkten und indirekten variab- 
len Kosten der Drittmittelforschung. Die Erhebungswerte 
weisen je nach Disziplin, aber auch je nach Hochschultyp 
eine große Bandbreite auf. Diese reicht von Werten, die 
in einzelnen Fällen unter 20% liegen bis zu Werten, die 
gerade in den technischen und naturwissenschaftlich- 
experimentellen Disziplinen ein Vielfaches der Pauschale 
umfassen“ (Prognos et al. 2014: 1 12). Die Programmpau- 
schalen sind jedoch für alle Disziplinen gleich hoch. 

B 1-2 

30 Vgl. o.V. (2005) und o.V. (2009a). 

31 Vgl. o.V. (2005). 

32 Vgl. hierzu und im Folgenden o.V. (2009a). 

33 Vgl. hierzu und im Folgenden http://www.dfg.de/foerde- 
rung/programme/exzellenzinitiative/graduiertenschulen/ 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017). Insgesamt wurde 
während der ersten beiden Förderphasen 5 1 Graduierten- 
schulen an 35 Universitäten eine Förderung gewährt. Vgl. 
DFG undWR (2015:31). 

34 Vgl. hierzu und im Folgenden http://www.dfg.de/foer- 
derung/programme/exzellenzinitiative/exzellenzcluster/ 
index.html (letzter Abruf am 16. Januar 2017). Insgesamt 
erhielten während der ersten beiden Förderphasen 49 Ex- 
zellenzcluster an 35 Hochschulen eine Förderung. Vgl. 
DFG undWR (2015:55). 

35 Vgl. hierzu und im Folgenden http://www.dfg.de/foerde- 
rung/programme/exzellenzinitiative/zukunftskonzepte/ 
index.html (letzter Abruf am 16. Januar 2017) und o.V. 
(2005 und 2009a). In den ersten beiden Förderphasen 
wurden insgesamt die Zukunftskonzepte von 14 Univer- 
sitäten in die Förderung einbezogen. Vgl. DFG und WR 
(2015: 83). 

36 Vgl. o.V. (2009a). In der ersten Förderphase war die För- 
derung von mindestens einem Exzellenzcluster und min- 
destens einer Graduiertenschule Voraussetzung für die 
Förderung eines Zukunftskonzepts (vgl. o.V. 2005). 

37 Vgl. hierzu und im Folgenden Hetze und Mostovova 
(2016: 18). 

38 Für die Berechnung der 10 Prozent weltweit hochzitierten 
Veröffentlichungen werden Joumalpublikationen heran- 
gezogen. Hierbei wird für jedes Fach (mit Ausnahme der 
Geistes- und Sozialwissenschaften) des Web of Science 


und für jeden Dokumenttyp (Article oder Review) ein ei- 
gener Zitationsschwellenwert berechnet, der überschritten 
werden muss, damit eine Publikation zu den 10 Prozent 
meistzitierten Veröffentlichungen gezählt wird. Vgl. hier- 
zu Hornbostel und Möller (2015: 30). 

39 Vgl. Hornbostel und Möller (2015: 47f.). 

40 Vgl. Hornbostel und Möller (2015: 48) und lEKE (2016: 
19). 

41 IEKE(2016: 19). 

42 Vgl. IEKE(2015:34). 

43 Vgl. o.V. (2014a). 

44 Vgl. hierzu und im Folgenden o.V. (2016a). 

45 Vgl. o.V. (2016a). 

46 Vgl. o.V. (2016a). 

47 Vgl. o.V. (2016a). 

48 Vgl. lEKE (2015). 

49 Vgl. im Folgenden O.V. (2016). 

50 Voraussetzung für die Gewährung einer Universitätspau- 
schale ist eine Darstellung der strategischen Ziele der 
Universität. Diese wird auf Plausibilität geprüft. Der Ex- 
zellenzcluster erhält keine Universitätspauschale, wenn 
die Darstellung negativ bewertet wird. Vgl. o.V. (2016a). 

51 Vgl. EFI (2016: 27). 

52 Vgl.GWK(2016b). 

B 1-3 

53 Vgl. im Folgenden eigene Berechnungen basierend auf 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 11 Reihe 4.4, Tabel- 
lenblatt TAB-09, verschiedene Jahrgänge. 

54 Die angegebenen Zahlen schließen die hauptberuflichen 
und unbefristeten Professorinnen und Professoren ein, 
berücksichtigen jedoch keine C2-Professuren und ent- 
sprechende Besoldungsgruppen auf Zeit und keine Juni- 
orprofessuren. 

55 Als wissenschaftlicher Nachwuchs wird hier das dem 
wissenschaftlichen Nachwuchs zuzurechnende Personal 
an Hochschulen bezeichnet. Diesem werden folgende 
Personalkategorien zugerechnet: Professuren nach C2 
oder entsprechende Besoldungsgruppen vergütet auf Zeit, 
Juniorprofessuren, Dozentinnen und Dozenten sowie 
Assistentinnen und Assistenten, wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

56 Das Programm soll darüber hinaus „den mit der Etab- 
lierung der Tenure-Track Professur verbundenen Kul- 
turwandel fördern und die Personalstruktur des wissen- 
schaftlichen Personals an der gesamten Universität so 
weiterentwickeln, dass sie den neuen Karriereweg opti- 
mal ergänzt und auch Karrierewege außerhalb der Profes- 
sur aufzeigt“ (o.V. 2016b). 

57 Der Anteil der Gesamtförderung, der den Universitä- 
ten eines Bundeslandes höchstens zur Verfügung steht, 
errechnet sich zu 50 Prozent nach dem Königsteiner 
Schlüssel und zu 50 Prozent nach dem Anteil des Landes 
an den Professuren an Universitäten und gleichgestellten 
Hochschulen. 

58 Dies beinhaltet, die Gesamtzahl der Professuren wäh- 
rend der Laufzeit des Programms um dieselbe Zahl zu 
erhöhen, wie Tenure Track-Professuren im Rahmen 
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des Programms gefördert werden, die Gesamtzahl der 
Tenure Track-Professuren während der Laufzeit des 
Programms um die Zahl der durch das Programm ge- 
förderten Tenure Track-Professuren zu erhöhen und den 
mit dem Programm erreichten Umfang an Tenure Track- 
Professuren auch nach Ende des Programms zu erhalten, 
die Anzahl der unbefristeten Professuren nach Ende des 
Programms im Umfang der durch das Programm geschaf- 
fenen Tenure Track-Professuren zu erhöhen. Vgl. o.V. 
(2016b). 

59 Die Wachstumsrate bei dem dem wissenschaftlichen 
Nachwuchs zuzurechnenden Personal ergibt sich zum 
Teil auch dadurch, dass die DFG bei ihrer Nachwuchs- 
förderung vermehrt Stellen statt Stipendien finanziert hat. 
So wurden im Jahr 2006 nur 7 Prozent der im Rahmen 
von Graduiertenkollegs geförderten Promovierenden 
über Stellen finanziert, im Jahr 2015 waren es 69 Prozent. 
Schriftliche Auskunft der DFG vom 2. Dezember 2016. 

60 Altersbedingt werden in den Jahren 2017 bis 2024 vor- 
aussichtlich rund 11.770 unbefristet beschäftigte Profes- 
sorinnen und Professoren ausscheiden. Vgl. hierzu und im 
Folgenden Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 1 Reihe 
4.4 Tabellenblatt TAB- 1 1 und eigene Berechnungen. 

61 Der Universitätsverband zur Qualifizierung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses in Deutschland (UniWiND), 
der den Mitgliedsuniversitäten als Austauschforum zum 
Thema Nachwuchsförderung dient, hat bereits eine Ar- 
beitsgruppe zu außeruniversitären Karrierewegen für Pro- 
movierte gebildet. Vgl. http://www.uniwind.org/aktivita- 
eten/arbeitsgruppen/ausseruniversitaere-karrierewege/ 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

62 Dies geschieht im Wesentlichen über die Curriculamorm- 
werte (CNW). Ein CNW beziffert den studiengangspezi- 
fischen Lehraufwand, der für die Ausbildung eines bzw. 
einer Studierenden innerhalb der Regelstudienzeit erfor- 
derlich ist. Die CNW sind in den Kapazitätsverordnungen 
(KapVO) der Bundesländer festgelegt. Die Zahl der Stu- 
dienplätze errechnet sich aus der Lehrkapazität (die im 
Wesentlichen durch die Stellenzahl bestimmt ist) dividiert 
durch den CNW. 

63 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2016: 28). 

64 Vgl. im Folgenden o.V. (2016b) und http://www.gwk- 
bonn.de/themen/vorhaben-an-hochschulen/foerderung- 
des-wissenschaftlichen-nachwuchses/ (letzter Abruf am 
16. Januar 2017). 

65 Vgl. EFI (2012: 50f.) und EFI (2016: 28). 

66 Vgl. EFI (2012: Kapitel B 1) und EFI (2016: 27ff.). 

67 Vgl. hierzu auch Allianz der Wissenschaftsorganisationen 
(2016). 

B 1-4 

68 Vgl. GWK (2014). 

69 Sondertatbestände - u.a. Neugründungen oder der Wech- 
sel von Einrichtungen in eine andere Förderform - wur- 
den dabei in Einzelfällen gesondert berücksichtigt. Über 
die gemeinsame Finanzierung im Rahmen des PFI hinaus 
haben sowohl der Bund als auch die Länder zweckbe- 
stimmt im Wege von Projekt- und Sonderfinanzierungen 


zusätzliche Mittel in erheblicher Höhe zur Verfügung ge- 
stellt. Vgl. GWK (2016c: 94f.). 

70 Vgl. Frietsch et al. (2016: 4). 

71 Vgl. Frietsch et al. (2016: 4). 

72 Vollzeitäquivalent. 

73 HGW: von 0,28 (2001-2005) auf0,25 (201 1-2014); WGL: 
0,49 (2001-2005) auf 0,48 (2011-2014). Vgl. Frietsch et 
al. (2016:5). 

74 Vgl. Frietsch et al. (2016: 6). 

75 Vgl. GWK (2016c: 57). 

76 Für den Zeitraum 2011 bis 2015 verzeichnen beispiels- 
weise das Karlsruher Institut für Technologie 61, die 
Freie Universität Berlin 60 und die Technische Universi- 
tät München 47 Ausgründungen. Die Zahl der Ausgrün- 
dungen der ETH Zürich lag im Zeitraum 2013 bis 2015 
bei 7 1 . 

77 Der HTGF ist ein von BMWi, KfW und mehreren deut- 
schen Großunternehmen als öffentlich-private Partner- 
schaft angelegter Fonds für Frühphaseninvestitionen. Seit 
2005 investiert der HTGF Wagniskapital branchenoffen 
in technologieorientierte Gründungen. Vgl. http://high- 
tech-gruenderfonds.de/de/#tools-events (letzter Abruf am 
16. Januar 2017). 

78 Vgl. Auskunft der High-Tech Gründerfonds Management 
GmbH. 


B 1-5 

79 Zu- oder Abwanderung meint hier eine dauerhafte Be- 
schäftigung in einem neuen Land, nicht aber kürzere, 
zeitlich befristete Gastaufenthalte oder Auslandsreisen im 
Rahmen von Tagungen oder internationalen Kooperati- 
onsprojekten (vgl. hierzu auch Noorden (2012). 

80 Neben direkten Effekten der Zu- und Abwanderung 
auf die Wissenschafts- und Innovationstätigkeit sind 
grundsätzlich auch indirekte Effekte der Mobilität zu 
berücksichtigen. Bei indirekten Effekten handelt es sich 
beispielsweise um positive Netzwerkeffekte und eine 
stärkere Einbindung in die internationale Wissenszirku- 
lation, durch die die nationale Forschung im Ansatz ge- 
stärkt werden kann. Obgleich indirekte Effekte schwierig 
zu quantifizieren sind, wirken sie zumindest tendenziell 
den direkten Effekten entgegen. Vgl. EFI (2014: B 2). 

81 Vgl. EFI (2014: B 2) und Franzoni et al. (2014). 

82 Bei Forscherinnen und Forschern kann generell für die 
Bildung eines Mobilitätsindikators die auf einer Publi- 
kation angegebene Institutszugehörigkeit als Ausgangs- 
punkt verwendet werden, um festzustellen, ob im Laufe 
der Zeit länderübergreifende Institutionswechsel statt- 
gefunden haben. In die Analyse der OECD einbezogen 
werden Forscherinnen und Forscher, die mindestens 
zwei wissenschaftliche Publikationen in der Datenbank 
zu verzeichnen hatten, so dass geprüft werden kann, ob 
diese Publikationen aus demselben oder einem anderen 
Land gemeldet wurden. Bleibt das Land einer Autorin 
oder eines Autors zwischen zwei Publikationen iden- 
tisch, werden diese als „Nicht-mobile Forscherinnen 
und Forschern“ charakterisiert; ändert sich das Land, 
werden sie als „Movers“ bezeichnet. Bei Forscherinnen 
und Forschem mit mindestens drei Publikationen können 
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„Movers“ noch weiter unterschieden werden, und zwar 
in „Rückkehrende“, also solche, die in ein Land zurück- 
kehren, in dem sie vorher schon einmal waren, und in 
„Neuankommende“, also solche, die erstmals in ein Land 
zuziehen. Vgl. OECD (2015a: 128). 

83 Zu den Zielen des Europäischen Forschungsraumes, zu 
denen sich auch die Bundesregierung verpflichtet hat, ge- 
hört u.a., die Mobilität des wissenschaftlichen Personals 
zu erhöhen und einen gemeinsamen Arbeitsmarkt für die 
Wissenschaft zu etablieren. Diese übergeordneten Ziele 
relativieren in begrenztem Maße die Abwanderungspro- 
bleme, sofern sich die Forscherinnen und Forscher für 
Standorte innerhalb Europas entscheiden und auf längere 
Sicht die Salden ausgeglichen sind. 

84 Vgl. OECD (2015a: 129). Die dort durchgeführten bib- 
liometrischen Berechnungen fußen auf Scopus Custom 
Data, Elsevier. 

85 Zwischen den Jahren 1996 und 2011 zeigten die Statis- 
tiken noch ein weniger positives Bild für Deutschland. 
Seinerzeit verließen die durchschnittlich publikations- 
stärksten Forscherinnen und Forscher Deutschland und 
gleichzeitig waren die nach Deutschland zurückgekehrten 
und neuankommenden Forscherinnen und Forscher im 
Durchschnitt etwas weniger publikationsstark. Vgl. EFI 
(2014: Kapitel B 2). 

86 So lag der durchschnittliche Impact (Zahl an Zitationen) 
der Publikationen dieser beiden Gruppen (Rückkehrer 
und Neuankommende) deutlich über den Vergleichswer- 
ten der Gruppen „abwandernder“ und „nicht-mobiler“ 
Forscherinnen und Forscher. 

87 Förderungen des ERC umfassen sogenannte „Star- 
ting Grants“, „Advanced Grants“ sowie „Consolidator 
Grants”. Im Rahmen der verschiedenen Förderlinien er- 
halten Spitzenwissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler 
Mittel in Höhe von 1,5 bis 2,5 Millionen Euro für einen 
Zeitraum von fünf Jahren. Die Förderdatenbank zum ERC 
umfasst u.a. Angaben zur Nationalität der Spitzenwissen- 
schaftlerinnen und -Wissenschaftler sowie zum Sitzland 
ihrer bzw. seiner Forschungseinrichtung. Unterscheiden 
sich Nationalität und Sitzland, wird davon ausgegangen, 
dass es sich um mobile Spitzenwissenschaftlerinnen und 
-Wissenschaftler handelt. 

88 Vgl. Noorden (2012), Geuna (2015) und Franzoni et al. 
(2012). Die Studie von Franzoni et al. (2012) dokumen- 
tiert eine Befragung von mehr als 15.000 Forscherinnen 
und Forschem aus 1 6 Ländern im Jahr 2011. Befragt wur- 
den sie in vier verschiedenen Disziplinen (Biologie, Che- 
mie, Material- und Umweltwissenschaften). Vgl. auch 
EFI (2014: B 2). 

89 Hemmend wirken sich dagegen rigide organisatorische 
Strukturen, inkompatible Sozialversicherungssysteme 
oder überkomplexe und nicht nutzerfreundliche Visaver- 
fahren auf eine erfolgreiche Anwerbung bzw. eine Rück- 
kehr aus dem Ausland aus. Vgl. EFI (2014: Kapitel B 2) 
und DFG (2013). 

90 Bei den Graduiertenschulen kamen im Jahr 2013 etwa 
37 Prozent der finanzierten Promovierenden von einer 
ausländischen Institution. In den Exzellenzclustem wur- 
den 48 Prozent der Professorinnen und Professoren im 
Ausland rekmtiert; bei den Nachwuchsgmppenleitungen 
waren es 33 Prozent, bei den Promovierenden 20 Prozent. 


Bei den Zukunftskonzepten waren insgesamt 30 Prozent 
der finanzierten Forscherinnen und Forscher zuvor im 
Ausland tätig. Die verstärkte Rekmtiemng ausländischen 
Personals im Kontext der Exzellenzinitiative lag damit 
deutlich über dem durchschnittlichen Niveau ausländi- 
schen Personals der Universitäten in Deutschland. Vgl. 
IEKE(2016). 

9 1 Positive Effekte kömite auch die mit der Exzellenzinitiati- 
ve einhergehende internationale Reputation und „Leucht- 
turmfunktion“ haben. Auch die Einfühmng vereinfachter 
Aufenthaltstitel auf EU-Ebene, basierend auf der soge- 
nannten Blauen Karte (von der insbesondere Deutschland 
Gebrauch macht), könnte einen positiven Einfluss auf die 
in der jüngsten Vergangenheit vermehrt zu beobachten- 
de Zuwandemng von Forscherinnen und Forschem nach 
Deutschland gehabt haben. Vgl. http://www.bamf de/DE/ 
Migration/ Arbeiten/BuergerDrittstaat/BlaueKarte/blaue- 
karte-node.html (letzter Abmf am 16. Januar 2017). 


B 2-1 

92 Vgl. Stephan (1996) und zur Diskussion des Begriffs 
Erkenntnistransfer u.a. https://juser.fz-juelich.de/re- 
cord/ 1 362 1 2/files/PTJ_Schriftenreihe_0 1 .pdf (letzter Ab- 
mf am 16. Januar 2017). 

93 Im Folgenden werden ausgewählte Maßnahmen auf Bun- 
desebene betrachtet, daneben gibt es weitere Maßnahmen 
auf Landesebene (etwa „Transfer.NRW“ in Nordrhein- 
Westfalen) und Prograrmne auf EU-Ebene (etwa im Rah- 
men von „Horizont 2020“ oder dem „European Institute 
of Innovation & Technology (EIT)“). 

94 Das Programm sieht ein Auswahlverfahren bis Ende 20 1 7 
vor. Die Förderung beginnt im Jahr 2018 und es wird in 
zwei Runden jeweils für fünf Jahre gefördert. 

95 So unterstützen gründungsrelevante Einrichtungen und 
Formate innerhalb der AUF, wie beispielsweise „Fraun- 
hofer Venture“ oder „Helmholtz Enterprise“, die Finan- 
zierungsbemühungen und die Professionalisierung der 
institutseigenen Ausgründungen. 

96 Vgl. zu den im Pakt für Forschung und Innovation ver- 
ankerten Zielen u.a. „Forschungsverbünde und Koope- 
rationen mit der Wirtschaft auszubauen“ und den „Aus- 
tausch der Wissenschaft mit Wirtschaft und Gesellschaft 
stärken“. Vgl. https://www.bundestag.de/dokumente/ 
textarchiv/20 1 5/kw 1 3_pa_bildung_forschung_technik- 
folgenabschaetzung/364770 bzw. http://www.pakt-fuer- 
forschung.de/index. php?id=27 (letzte Abrufe am 16. Ja- 
nuar 2017). 

97 Vgl. für eine ausführliche Betrachtung Koschatzky et al. 
(2008) sowie Correa und Zuniga (2013). 

98 Die Maßnahme besteht aus drei Säulen: EXIST-Grün- 
dungskultur (seit 1998), EXIST-Gründungsstipendium 
(seit 2007, davor EXIST SEED) und EXIST-Forschungs- 
transfer (seit 2008) und wird unterstützt durch den Euro- 
päischen Sozialfonds (ESF). 

99 Die drei Maßnahmen „SIGNO - Schutz von Ideen für die 
gewerbliche Nutzung“, „Transfer von FuE-Ergebnissen 
durch Nonnung und Standardisiemng (TNS)“ und „INS 
- Innovationen mit Normen und Standards“ wurden in 
WIPANO zusammengeführt. 
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100 Vgl. EPO Economic and Scientific Advisory Board 
(2015). 

1 0 1 Zusätzlich ist mit einem relativ geringen zusätzlichen Pa- 
tentierungssaufkommen an den Patentämtern zu rechnen. 
Vgl. http://documents.epo.org/projects/babylon/eponet. 
nsf/0/A3EB2FE2F8A5 AD7 1 C 1 257E6D0057 1 94A/$Fi 
le/b+sub-group_non-prejudicial_disclosures_grace_peri- 
od_en.pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

102 Vgl. https://www.bmbf.de/pub/Open_Access_in_ 
Deutschland.pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 
Forschungsergebnisse sollen entweder direkt unter einem 
Open Access-Modell veröffentlicht oder nach Ablauf 
einer Embargofrist in einen öffentlich frei zugänglichen 
Dokumentenserver eingestellt werden (sogenannter Gol- 
dener und Grüner Weg). Vgl. auch EFI (20 1 3 : A 2). 

103 Vgl. EFI (2015: B 3). 

104 Vgl. u.a. Daimer et al. (2014), Kulicke et al. (2015), Be- 
cker et al. (2011), Schleinkofer und Kulicke (2010) und 
Egeln et al. (2010). 

1 05 Vgl. IIT (2016). Die Evaluation zeigt, dass Initiativen, die 
nicht gefördert wurden, ebenfalls positive Effekte haben. 
Allerdings findet in diesen Initiativen Forschung unter ei- 
nem Dach meist nicht statt. 

1 06 Hierfür finden sich Belege in verschiedenen wissenschaft- 
lichen Studien, nicht nur im Falle Deutschlands. Dies gilt 
beispielsweise ebenso für vergleichbare Gesetzesände- 
rungen in Norwegen, die auch dort zu einem quantita- 
tiven und qualitativen Rückgang der akademischen Pa- 
tentierung und der Ausgründungen geführt haben. Vgl. 
Czarnitzki et al. (2015), Hvide und Jones (2016) sowie 
von Proff et al. (2012). 

107 Nur wenige Maßnahmen wurden nicht (in modifizierter 
Form) fortgeführt, so beispielsweise das vom BMBF im 
Jahr 2007 initiierte Programm „ForMaT“ (Vgl. Lehmann 
et al. 2016). Eine Konsolidierung fand etwa durch WI- 
PANO statt. 

108 Vgl. Lehmann et al. (2016: 185ff.) 

109 Vgl. Lehmann et al. (2016). 

B 2-2 

110 Vgl. Porter (1998: 78). 

1 1 1 Man spricht von Agglomerationseffekten. Diese können 
weiter unterschieden werden in Cluster- und in Urbani- 
sierungseffekte. Erstere entstehen, wenn mit wachsender 
Größe einer Industrie in einer Region eine Steigerung der 
Produktivität einhergeht. Letztere entstehen, wenn die 
zunehmende Größe einer Stadt zu einer Steigerung der 
Produktivität führt. 

1 1 2 Diese sogenannten positiven lokalen Wissensextemalitä- 
ten sind besonders wirksam, wenn die Unternehmen zu 
miteinander verbundenen oder verwandten Wirtschafts- 
zweigen gehören. Man spricht in diesem Fall von Mar- 
shall-Arrow-Romer (MAR)-Extemalitäten. Gehören die 
betrachteten Unternehmen zu unterschiedlichen Bran- 
chen, spricht man von Jacobs-Extemalitäten. 

113 Für die folgenden Ausführungen vgl. EFI (2015: 40ff.) 
und BMBF (2016). Mit der „Clusterplattform Deutsch- 
land“ stellen BMBF und BMWi eine Informationsplatt- 
form für Clusterakteure in Deutschland und im Ausland 


über die Clusterlandschaft und -politik auf Bundes- und 
Länderebene zur Verfügung. Die Plattform informiert ins- 
besondere über laufende Ausschreibungen und Program- 
me auf den verschiedenen Ebenen - von den Ländern 
über den Bund bis zur EU. Mittels einer Suchfunktion 
mit verschiedenen Auswahlkriterien wie z.B. Exzellenz- 
maßnahme, technologischer Fokus oder Bundesland kann 
gezielt nach Clustern - differenziert nach Technologiefel- 
dem und Standorten - recherchiert werden. Vgl. BMBF 
(2016:209). 

114 Daneben existiert die „Bund-Länder-Gemeinschaftsauf- 
gabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
(GRW)“. Vgl. BMBF (2016: 233). 

115 Vgl. EFI (2015: 46). 

116 Vgl. die Intemetseite des BMBF: https://www.bmbf de/ 
de/der-spitzencluster-wettbewerb-537.html (letzter Abmf 
am 16. Januar 2017). 

1 1 7 „go-cluster” schloss an die Vorgängermaßnahme „Kom- 
petenznetze Deutschland“ an. 

1 1 8 Ein weiteres Ziel von „go-cluster“ ist die Erhöhung der 
internationalen Sichtbarkeit. Vgl. BMBF (2016: 25f). 

1 1 9 Derzeit vereint „go-cluster“ etwa 1 00 Innovationscluster 
in 1 6 Technologiefeldem. Insgesamt erreicht die Maßnah- 
me knapp 1 5.000 Unternehmen und Einrichtungen, davon 
über 7.000 KMU. Dabei werden etwa 1,8 Millionen Euro 
für direkte Projektförderungen und knapp 1,5 Millionen 
Euro für clusterpolitische Beratungsleistungen, den Be- 
trieb der „Clusterplattform“, Exzellenzimpulse und Wei- 
terbildungsangebote sowie die Förderung risikobehafteter 
Modellvorhaben aufgewendet. Vgl. BMBF (2016: 25f ) 
sowie Ekert et al. (2016: 7ff., 71f ). 

120 Einen Überblick über Begründungen für Clusterpolitik 
hinsichtlich Markt- und Systemversagen liefern Fomahl 
et al. (2015: 54ff.). Während Marktversagen den Schwer- 
punkt auf unbeabsichtigte Wissensspillover legt, fokus- 
siert Systemversagen auf gewollte (lokale) Wissensspill- 
over. 

121 Wenn ein existierendes Cluster allerdings bereits ein Sta- 
dium der Reife erreicht hat, verlieren Argumente für Sub- 
ventionen und andere Eingriffe schnell ihre Berechtigung. 
Ein ökonomisches Argument für eine Politikintervention 
liegt erst wieder in der Endphase der Clusterentwicklung 
vor, wenn ein Erneuerungsprozess unterstützt werden 
kann. Vgl. Klein Woolthuis et al. (2005). 

1 22 Konkret werden beim Systemversagen die Dimensionen 
Intermediationsproblem, Komplementaritätsproblem und 
Reziprozitätsproblem unterschieden. Vgl. OECD (1997), 
Cantner und Graf (2003) sowie Klein Woolthuis et al. 
(2005). 

1 23 Die Auswirkungen eines technologischen Lock-in in ei- 
nem Cluster wurden erstmals bei Grabher (1993) für das 
Ruhrgebiet dargestellt. Mögliche Auswege aus einem 
Lock-in erläutert etwa Hassink (2005). 

124 Vgl. BMBF (2016: 2 15f). 

125 Zu den Cluster-Förderinitiativen innerhalb von „Unter- 
nehmen Region“ zählen die sogenannten „Innovations- 
foren“ (seit 2001 wurden mehr als 170 Innovationsforen 
mit jeweils bis zu 85.000 Euro gefördert), „Innovative 
regionale Wachstumskerne“ (seit 2001 wurden mehr 
als 50 Wachstumskerne gefördert, Bewilligungssum- 
me bis 31. Dezember 2015 rund 350 Millionen Euro), 
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„Wachstumskerne Potenzial“ (bislang wurden rund 40 
Verbuiidvorhaben mit zusammen mehr als 60 Millionen 
Euro gefördert) sowie „InnoProfile-Transfer“ (das BMBF 
stellt im Rahmen von „InnoProfile-Transfer“ bis 2019 
insgesamt 123 Millionen Euro zur Förderung von 23 
marktorientierten Verbundprojekten, sieben Nachwuchs- 
forschungsgruppen und 21 Forschungsgruppen, die von 
untemehmensfinanzierten Stiftungsprofessuren geleitet 
werden, bereit). Vgl. BMBF (2016: 231f.). 

126 Vgl. BMBF (2016: 232). 

127 Die genannten Förderinitiativen in „Unternehmen Regi- 
on“ und im Vorläufer „InnoRegio“ summierten sich zwi- 
schen 1999 und 2024 auf mehr als eine Milliarde Euro. 
Vgl. EFI (2015:39). 

128 Vgl. EFI (2015: 44). 

129 Vgl. Rothgang et al. (2014). 

1 30 Die Evaluationsstudie wurde von der INTERVAL GmbH 
durchgeführt. Der Abschlussbericht ist seit Februar 2016 
verfügbar. Vgl. Ekert et al. (2016). 

131 Go-cluster führte bei den geförderten Clustern zu einem 
wahrgenommenen Reputationszuwachs. Allerdings fiel 
dieser Effekt kleiner aus als erwartet. Bezüglich Transpa- 
renz und Sichtbarkeit wurden ebenfalls positive Wirkun- 
gen wahrgenoramen. Vgl. Ekert et al. (2016). 

1 32 Hierzu werden die jeweilige Ausgangslage der beteiligten 
Cluster, Zukunftsprojekte und Netzwerke sowie deren In- 
temationalisierungskonzepte beurteilt und Vorschläge zur 
Unterstützung der geforderten Akteure unterbreitet. Wäh- 
rend der Förderung findet ein fortlaufendes Monitoring 
der Internationalisierungsziele und der Umsetzungsakti- 
vitäten der geforderten Akteure statt. 

133 Vgl. http://www.crie.uni-bremen.de/files/fomahl/data_ 
store/Projektbeschreibung%20InterSpiN.pdf (letzter Ab- 
mf am 16. Januar 2017). 

1 34 Vom Vorläuferprogramm „InnoRegio“ sowie von den da- 
mnter gmppierten Förderinstrumenten „InnoProfile“ und 
„Innovationsforen“ sind auf Basis von Befragungen der 
geförderten Unternehmen positive Wirkungen auf ver- 
schiedene Zielgrößen wie Netzwerkentwicklung, FuE- 
Ergebnisse und die Beschäftigungsentwicklung ermittelt 
worden. Vgl. EFI (2015: 45) sowie BMBF (2005, 2012a, 
2012b). 

B 3-1 

135 Vgl. EFI (2014). 

136 Vgl. EFI (2012: 60). 

137 Vgl. EFI (2012: 60). 

1 38 Der Mangel an Fachkräften wird in den nächsten Jahren 
dadurch verschärft, dass die geburtenstarken Jahrgänge 
ins Rentenalter vorrücken. Dieser Effekt wird allerdings 
maßgeblich vom faktischen Renteneintrittsalter bestimmt, 
das in den letzten Jahren wieder angestiegen ist und sich 
aus dieser Perspektive vorteilhaft entwickelt hat. Wäh- 
rend es 20 1 1 noch bei 60,9 Jahre für Männer und bei 60,8 
Jahre für Frauen lag, hat es sich bis zum Jahre 2014 auf 
61,8 Jahre für Männer und 61,7 Jahre für Frauen erhöht. 
Vgl. http://www.deutschlandinzahlen.de/tab/deutschland/ 
soziales/gesetzliche-rentenversichemng/renteneintrittsal- 
ter (letzter Abmf am 16. Januar 2017). 


Vgl. EFI (2014:31). 

Vgl. Fuchs et al. (2016: 8). 

Vgl. Böhm et al. (2011:4). 

Vgl. EFI (2013: 104ff.). 

Analysen der Hans-Böckler-Stiftung für den Zeitraum 
2008 bis 2015 zeigen insbesondere bei Aufsichtsratsposi- 
tionen einen positiven Trend am aktuellen Rand, während 
bei Vorständen die Entwicklung eher langsam vorangeht: 
Der Frauenanteil in Aufsichtsräten stieg von 9,3 Prozent 
(2008) auf 22 Prozent (2015). Gleichzeitig stieg er auch 
in Vorständen, aber nur von 2,5 Prozent (2008) auf 5,4 
Prozent (2015). Vgl. http://www.boeckler.de/51389.htm 
(letzter Abmf am 16. Januar 2017). Eine aktuelle Auswer- 
tung der Beratungsfirma EY zeigt, dass es zum 1 . Januar 
2017 in den 160 börsennotierten Firmen aus den Indizes 
Dax, MDax, SDax und TecDax nur 45 weibliche Vorstän- 
de gab (630 männliche Vorstände). Der Frauenanteil liegt 
damit bei 6,7 Prozent; Anfang 2016 waren es 5,9 Prozent, 
Anfang 2015 5,2 Prozent. Etwa 76 Prozent der Vorstands- 
gremien sind weiter ausschließlich mit Männern besetzt. 
Vgl. http://www.ey.com/de/de/newsroom/news-releases/ 
ey-20 1701 09-immer-mehr-frauen-in-deutschen-vorstan- 
den-dax-konzeme-vorreiter (letzter Abmf am 16. Januar 
2017). 

Vgl. EFI (2013: 100). 

Empirische Studien deuten allgemein darauf hin, dass 
sich ein ausgeglicheneres Verhältnis von Männern und 
Frauen positiv auf verschiedene Untemehmenskennzah- 
len auswirkt. Unternehmen mit gemischten Teams und 
mit Frauen in Management-Positionen erzielen bessere 
Ergebnisse bei Absatz, Umsatz, Kunden und Gewinn, 
vgl. etwa Hoogendoom et al. (2013), Smith et al. (2006) 
oder Herring (2009). Sie bringen spezifische funktionale 
Expertisen ein, die ansonsten in Fühmngspositionen und 
Boards fehlen würden, und erhöhen dadurch die Produk- 
tivität, vgl. Kim und Starks (2016). Außerdem gibt es 
Hinweise, dass Frauen im Management insbesondere bei 
auf Innovationen ausgelegten Firmenstrategien besonders 
wertvoll sind, vgl. Deszö und Ross (2012), und sie beein- 
flussen die Innovationstätigkeit und den Gründungserfolg 
von Unternehmen positiv, vgl. Parotta und Smith (2013) 
sowie Weber und Zulehner (2010). Zusätzlich führt die 
stärkere Einbindung von Frauen im Innovationsprozess 
zu neuen Arten von Innovationen. Eine von der Europäi- 
schen Kommission eingesetzte Expertengmppe hat hier- 
für den Begriff der „Gendered Innovations“ entwickelt. 
Vgl. ausführlicher EFI (2014: 123f.). 

Vgl. EFI (2012:64). 

Vgl. Veen und Backes-Gelhier (2009). 

Vgl. aktuell hierzu Sachverständigenrat (2016: 288ff.). 
Die heute schon praktizierte Aussetzung der Vorrangprü- 
fung für Mangelbemfe und die Absenkung der Einkom- 
mensgrenzen weisen in die richtige Richtung. Seit Herbst 
2016 gibt es zudem ein Modellprojekt (PuMa) für eine 
kriterienbasierte Fachkräftezuwandemng, das gemeinsam 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
und der Bundesagentur für Arbeit (BA) in Baden-Würt- 
temberg durchgeführt wird. Über eine Dauer von drei 
Jahren soll damit einer begrenzten Zahl von beruflich qua- 
lifizierten Fachkräften aus Drittstaaten im Rahmen eines 
Punktesystems ein kriterienbasierter Zuwanderungsweg 
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eröffnet werden. Diese praktische Erprobung eines Steu- 
erungsmechanismus für Arbeitsmigration kann dabei hel- 
fen, wertvolle Erkenntnisse für die Steuerung zukünftiger 
Fachkräftezuwanderung zu gewinnen, vgl. https://www3. 
arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Uebemns/Re- 
gionaldirektionen/BadenWuerttemberg/Regionalinfor- 
mationen/PuMAModellprojekt/index.html (letzter Abruf 
am 16. Januar 2017). 

1 50 Empirische Studien belegen einen positiven Zusammen- 
hang zwischen Immigration und Innovation über eine 
Verstärkung des Pools an formal höher qualifizierten 
Arbeitskräften, vgl. etwa Hunt und Gauthier-Loiselle 
(2010). Ähnliches gilt auch für formal geringer qualifi- 
zierte Migranten. Jahn und Steinhardt (2016) untersuchen 
beispielsweise die Einwanderung deutscher Aussiedler 
nach Deutschland und finden keine Evidenz, dass dies ne- 
gative Effekte auf Innovation hat; die Ergebnisse deuten 
stattdessen daraufhin, dass es allenfalls sogar einen posi- 
tiven Effekt auf Innovation gibt, vgl. Jahn und Steinhardt 
(2016) sowie EFI (2014: 123). 

151 Vgl. EFI (2012: 72). 

152 Dabei hilft insbesondere ein gutes Zusammenspiel von 
dualer Berufsausbildung und akademischer Hochschul- 
ausbildung, die beide je einen zentralen Pfeiler des deut- 
schen Innovationssystems darstellen. Für eine Weiter- 
entwicklung des deutschen Bildungssystems stellen in 
diesem Zusammenhang Bildungssysteme, die alleine oder 
zu stark auf Hochschulen fokussiert sind, keine geeigne- 
ten Vorbilder dar. In Deutschland kommt es vielmehr auf 
eine Stärkung und das Zusammenspiel beider Pfeiler des 
Bildungssystems an. Vgl. auch EFI (2012: 72ff.). 

1 53 „Kein Abschluss ohne Anschluss“ gilt beispielsweise in 
der Schweiz als eines der Grundprinzipien für die Wei- 
terentwicklung des Bildungssystems und verweist darauf, 
dass es im Bildungswesen keinen Abschluss geben darf, 
der später keine Anschlussmöglichkeiten bietet. Alle Ab- 
solventinnen und Absolventen einer Ausbildung müssen 
später die Möglichkeit haben, ihren Bildungsweg fortzu- 
setzen, vgl. ausführlicher SBFI (2014). 

154 Vgl. EFI (2014: 35). 

155 Vgl. EFI (2012: 15). 

156 Vgl. EFI (2014: 57). 

157 Vgl. EFI (2014: 13). 

B 3-2 

158 Vgl. Rammer und Schmitz (2017). 

159 Österreich: 12,5 Prozent, Großbritannien: 8,9 Prozent, 
Frankreich: 8,1 Prozent, Italien: 6,4 Prozent, Schweden: 
6,1 Prozent, Finnland: 2,8 Prozent, eigene Berechnungen 
auf Grundlage von OECD, Research and Development 
Statistics (aktueller Rand = 2013). 

160 Vgl. hierzu und im Folgenden Rammer und Schmitz 
(2017). 

161 Für die Jahre 2009 bis 20 1 1 wurde ZIM im Rahmen des 
Konjunkturpakets II um 900 Millionen Euro aufgestockt. 
Im Jahr 201 1 entfiel auf die technologieoffene Förderung 
fast ein Viertel der gesamten Bundesmittel für FuE in Un- 
ternehmen. Vgl. hierzu Depner et al. (2011) und Günther 
et al. (2011). 


162 Ohne Förderbereiche N (Raumordnung und Stadtentwick- 
lung, Bauforschung), T (Förderorganisationen, Umstruk- 
turierung der Forschung im Beitrittsgebiet, Hochschulbau 
und überwiegend hochschulbezogene Sonderprogram- 
me), U (Großgeräte der Grundlagenforschung), Y (nicht 
FuE-relevante Bildungsausgaben) und Z (Ministerium 
inkl. Versorgung). Vgl. im Folgenden auch Rammer und 
Schmitz (2017). 

163 Vgl. hierzu und im Folgenden Rammer und Schmitz 
(2017). 

164 Vgl. hierzu und im Folgenden Mertens (2009) zit. in 
Rammer und Schmitz (2017) und Rammer und Schmitz 
(2017). Vgl. auch EFI (2016: Kapitel B 1). 

165 Vgl. hierzu und im Folgenden Rammer und Schmitz 
(2017). 

166 So werden Vorhaben derzeit in der Profi-Datenbank nur 
einem Förderbereich zugewiesen. Damit ergeben sich für 
die themenbezogenen Analysen Unschärfen. Zukünftig 
könnten diese durch fraktionale Zuweisung der jeweiligen 
Vorhaben zu mehreren Förderbereichen reduziert werden. 
Damit ließe sich auch die Präzision von ex post Analysen 
steigern. 

B 3-3 

167 Vgl. https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Gesamt- 
wirtschaftUmwelt/UntemehmenHandwerk/KleineMittle- 
reUntemehmenMittelstand/Aktuell_.html (letzter Abruf 
am 16. Januar 2017). 

168 Folgende Länder wurden in den Vergleich einbezogen: 
Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Ita- 
lien, Niederlande, Österreich und Schweden. 

169 Vgl. EFI (2016: 38f.) und Rammer et al. (2016). 

170 Vgl. EFI (2016: 38f.) und Ranuner et al. (2016). 

171 Die Gruppe der KMU weist in Schweden, Finnland, 
Frankreich, den Niederlanden, Österreich und auch Itali- 
en ein höheres Verhältnis von Innovationsausgaben zum 
Umsatz auf als die KMU in Deutschland. Vgl. EFI (2016: 
35) und Rammer et al. (2016). 

172 Vgl. im Folgenden EFI (2016: 36ff.) und Rammer et al. 
(2016: 53ff.). 

173 Vgl. im Folgenden EFI (2016: 39ff.) und Rammer et al. 
(2016: 103ff.). 

174 Vgl. OECD (2015b). 

175 Vgl. OECD und Eurostat (2005). 

176 Vgl. Rammer et al. (2015: 4). 

177 Vgl. im Folgenden EFI (2016: 40ff.) und Rammer et al. 
(2016). 

B 3-4 

178 Sichern sich Unternehmen Zugang zu großen, stark wach- 
senden oder strategisch bedeutsamen Märkten, spricht 
man von marktseitigen Motiven der Intemationalisiemng 
von FuE. Bei marktseitigen (oder home-base exploiting 
basierten) Motiven steht die wirtschaftliche Verwertung 
heimischer FuE-Aktivität im Ausland im Fokus. Dagegen 
beziehen sich sogenannte technologieorientierte Motive 
der Intemationalisierung auf den Zugang zu spezifischem 
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Wissen. Bei technologieorientierten (oder home-base 
augmenting basierten) Motiven geht es im Wesentlichen 
um den Zugang zu spezifischem Wissen oder hochspe- 
zialisierten Arbeitskräften im Zielland. Vgl. u.a. Ambos 
(2005). Geringe Lohn- oder Kapitalkosten im Zielland 
sind hierbei weniger bedeutend. Vgl. Booz Allen Hamil- 
ton und INSEAD (2006), Thursby und Thursby (2006), 
Kinkel und Maloca (2008), Belderbos et al. (2009) sowie 
Europäische Kommission (2010). 

179 Vgl. OECD (2016c). 

180 Vgl. Ciriaci et al. (2016). 

181 Vgl. beispielsweise die internationalen Regelwerke der 
World Trade Organisation (WTO). 

182 Vgl. EFI (2013: 70). Ziel solcher nationalen Regierun- 
gen kann es u.a. sein, durch Förderung bzw. Erzwingung 
von FuE im Inland höherwertige Produktionsstrukturen 
zu erreichen oder den Technologie- und Wissenstransfer 
sicherzustellen. Insbesondere dort, wo die staatliche Be- 
schaffung eine zentrale Rolle spielt, können jene Unter- 
nehmen begünstigt werden, die (auch) mit eigener FuE 
im Land vertreten sind. 

1 83 Tatsächlich ist dann nicht die Entstehung von Innovatio- 
nen international, sondern deren Finanzierung sowie der 
Handel mit geistigem Eigentum, und die Standortwahl 
folgt unternehmensstrategischen Überlegungen. Wäh- 
rend weniger als 10 Prozent aller Patente mit Anmeldern 
(Eigentümern) in den G7-Staaten Erfinder im Ausland be- 
nennen, steigt dieser Anteil bei kleinen offenen Volkswirt- 
schaften (beispielsweise Irland) sowie bei Ländern, die 
einen hohen Anteil an MNU aufweisen (z.B. die Nieder- 
lande oder Schweden), auf 30 Prozent. Ein hoher Anteil 
ist ebenfalls in Ländern mit einem günstigen Steuersys- 
tem beobachtbar (z.B. Barbados, Cayman Inseln, Briti- 
sche Jungfeminseln), vgl. OECD (2015a: 140). Um der 
legalen Steuervermeidung entgegenzuwirken, erarbeitet 
die OECD Maßnahmen gegen die Aushöhlung der Steu- 
erbasis und die Gewinnverlagerung (Base Erosion and 
Profit Shilling - BEPS). Ziele sind der Schutz nationaler 
Steuerbasen, mehr Sicherheit für die steuerpflichtige Be- 
völkerung, Vermeidung von Doppelbesteuerung und von 
Einschränkungen grenzüberschreitender Wirtschaftsakti- 
vitäten. (https://www.oecd.org/berlin/publikationen/beps- 
berichte.htm; zuletzt abgerufen am 16. Januar 2017). Die 
Expertenkommission hat in ihrem Gutachten 2016 die 
von den G20 angestoßene internationale Harmonisierung 
der Unternehmensbesteuerung grundsätzlich begrüßt 
(EFI 2016: Kapitel A 2). 

1 84 Vgl. OECD (2016c). Die Untersuchung basiert auf 5000 
Greenfield-Investitionen, das Hauptmotiv liegt hier in der 
Markterschließung. 

185 Vgl. OECD (2016c). 

186 Diese Rückverlagerung knüpft an die folgende Feststel- 
lung der Expertenkommission an (EFI 2013: 70) an: „Im 
Hinblick auf die Struktur der Zielländer für FuE-Investiti- 
onen vollziehen sich stärkere Änderungen als bei den Ge- 
berländem. Dennoch werden die , klassischen Standorte‘ 
keineswegs schnell abgelöst.“ 

187 Ein weiterer wichtiger Indikator für die Globalisierung 
der Wissensentstehung sind internationale Ko-Autoren- 
schaften in Spitzenpublikationen. Die Anteile internatio- 


naler Ko-Autorenschaften sind in den vergangenen Jahren 
weltweit stark gestiegen, vgl. OECD (2015a). 

188 Transnationale Patente umfassen Anmeldungen in Patent- 
familien mit mindestens einer Anmeldung bei der World 
Intellectual Property Organization (WIPO) über das 
PCT- Verfahren oder einer Anmeldung am Europäischen 
Patentamt, vgl. Frietsch und Schmoch (2010: 196). Neu- 
häusler et al. (2017) liefern einen Vergleich für weitere 
Länder. Internationale Ko-Patentierungen von sogenann- 
ten IP5-Anmeldungen sind ein alternativer Indikator, den 
beispielsweise die OECD in vielen Studien verwendet. 
Hierunter fallen Anmeldungen von Patentfamilien in 
mindestens einem der fünf größten Patentämter: SIPO, 
JPO, KIPO, USPTO und EPO. Vgl. beispielsweise OECD 
(2015a). 

189 FuE-Aufwendungen ausländischer Unternehmen im 
Inland können als ein Indikator für die Attraktivität des 
deutschen FuE-Standortes interpretiert werden. 

190 Vgl. Stifterverband (2013: 37f). 

191 Vgl. Schasse etal. (2016: 88ff). 

192 Die Identifikation erfolgt gemäß European R&D Score- 
board 2013; vgl. Stifterverband (2015: 15). 

193 Die Branchenabgrenzung erfolgt gemäß der Klassifikati- 
on der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008). Der 
stark international ausgerichtete sonstige Fahrzeugbau, 
der den Schiff- und Eisenbahnbau sowie die Luft- und 
Raumfahrtindustrie umfasst, ist im Fahrzeugbau einge- 
rechnet. Vgl. Stifterverband (2015: 14). 

194 Interne FuE-Aufwendungen sind Aufwendungen für 
Forschung und experimentelle Entwicklung, die inner- 
halb des Unternehmens mit eigenem Forschungspersonal 
durchgeführt werden, sowohl für eigene Zwecke als auch 
im Auftrag anderer. Dem gegenüber umfassen externe 
FuE-Aufwendungen jene Aufwendungen für FuE-Leis- 
tungen, die von außerhalb des Unternehmens bezogen 
werden. Dazu zählen z.B. Forschungsaufträge an andere 
Unternehmen, Universitäten oder staatliche Forschungs- 
institutionen. Vgl. beispielsweise Stifterverband (2015: 
5). 

195 Die Berechnungen der Anteile basieren auf Daten einer 
Auswertung der SV Wissenschaftsstatistik. Für die nach 
Branchen differenzierte Analyse der FuE-Aufwendungen 
ausländischer Unternehmen sind keine Angaben zu deren 
externen FuE-Aufwendungen verfügbar. Der in Abbil- 
dung B 3-4-2 illustrierte Rückgang der gesamten auslän- 
dischen FuE in Deutschland lässt sich, bezogen auf die in- 
ternen FuE-Ausgaben, auch differenziert nach Branchen 
ausweisen: Während Fahrzeug- und Maschinenbau eben- 
so wie die Pharmazie (und diese besonders stark) einen 
Rückgang zwischen 2011 und 2013 verzeichneten, sind 
die aus dem Ausland attrahierten Ausgaben im Bereich 
Elektrotechnik leicht gestiegen. 

196 Basierend auf vorläufigen Daten der SV Wissenschafts- 
statistik. 

197 So lag in den letzten Jahren der Anteil mobiler Forschen- 
der, die Deutschland verlassen, beispielsweise in der 
Pharma- und Biotechnologieindustrie sowie in den Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien deutlich hö- 
her als ihr Anteil im Maschinenbau, der zu den etablierten 
Stärken am Standort zählt. Vgl. EFI (2014: Kapitel B 2 
und B 3). 
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198 Vgl. EFI (2012: 76) 

199 Vgl. EFI (2012: 76) sowie EFI (2016: II6f.). Die Wis- 
senswirtschaft umfasst die wissensintensiven Dienstleis- 
tungen und die FuE-intensiven Industrien. Wissensin- 
tensive Dienstleistungen zeichnen sich im Wesentlichen 
dadurch aus, dass der Anteil der Beschäftigten mit Hoch- 
schulabschluss überdurchschnittlich ist. Vgl. EFI (2015: 
151). FuE-intensive Industrien umfassen Wirtschafts- 
zweige mit einer FuE-Intensität zwischen 3 und 9 Prozent 
(hochwertige Technologien) sowie über 9 Prozent (Spit- 
zentechnologien). Vgl. EFI (2014: 210). 

200 Die Schließungsrate in der Wissenswirtschaft lag im Zeit- 
raum von 2005 bis 2015 bei etwa 5 Prozent. Vgl. Müller 
etal. (2017b: 17). 

201 Vgl. http://bmwi.de/DE/Mediathek/ 
publikationen,did=741 8 14.html (letzter Abruf am 16. Ja- 
nuar 2017). 

202 Vgl. www.exist.de (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

203 Vgl. BMWi (o.J.a). 

204 Vgl. https://www.bmbf.de/de/gruendungsfoerde- 
rung-816.html (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

205 Gründungen aus der Arbeitslosigkeit heraus werden mit 
Hilfe des Instruments Gründungszuschuss durch die Bun- 
desagentur für Arbeit gefordert. Der Gründungszuschuss 
wurde am 1. August 2006 eingeführt und hat die frühe- 
ren Instrumente Überbrückungsgeld und Ich-AG ersetzt. 
Sowohl seine Ausgestaltung als Rechtsanspruch als auch 
seine Auswirkungen mit Verbleibsquoten in der Selbst- 
ständigkeit von 75 bis 84 Prozent werden in verschiede- 
nen Studien positiv bewertet. Missbrauch und Mitnah- 
meeffekte spielen bei dieser Förderung nur eine geringe 
Rolle. Vgl. Bernhard und Wolff (20 1 1 ). 

206 Vgl. EFI (2012: 78). 

207 Der Anteil der Geförderten bezogen auf den Bestand an 
Arbeitslosen im SGB III sank von 1,25 Prozent im Jahr 
2011 auf 0,19 Prozent im Jahr 2012. In den Jahren 2013 
und 2014 gab es wieder einen leichten Anstieg, allerdings 
auf niedrigem Niveau (mit Werten von 0,23 Prozent bzw. 
0,27 Prozent). Vgl. Bernhard et al. (20 15:2). Nicht nur die 
Zahl, auch die Struktur der Geförderten hat sich verändert. 
„Es zeigt sich, dass der gesetzlich verankerte Vorrang der 
Vermittlung vor sonstigen Leistungen der aktiven Arbeits- 
marktpolitik nach § 4 SGB III eine entscheidende Rolle 
spielt. Dabei kommt der Vermittlimgsvorrang nicht allein 
als Ablehnungsgrund in Ermessensentscheidungen zum 
Tragen, sondern auch - und vor allem - als Argument, mit 
dem Vermittlungsfachkräfte die Alg-I-Beziehenden ent- 
mutigen, einen Antrag zu stellen. Die Alg-I-Beziehenden 
akzeptieren dieses Argument zumeist oder versuchen gar 
nicht erst, bei den Agenturen einen Gründungszuschuss 
zu beantragen (...)" (Bernhard und Grüttner 2015: 5). 

208 Vgl. Stemberg et al. (2015: 20f.). 

209 Vgl. Stemberg et al. (2015: 20f.). 

210 Beispiele: Deutscher Gründerpreis für Schüler, vgl. htt- 
ps://www.dgp-schueler.de/top/wettbewerb.html; Junior - 
Wirtschaft erleben, vgl. https://www.junior-programme. 
de/de/junior-schueler-erleben-wirtschaft/; Jugend grün- 
det, vgl. https://www.km.bayem.de/schueler/meldung/57/ 


wettbewerb-foerdert-unternehmerisches-denken-an-den- 
schulen.html (letzte Abmfe am 16. Januar 2017). 

2 1 1 Als Gmnd für die Schwierigkeit, unternehmerisches Den- 
ken an Schulen zu etablieren, wird die Angst vor einer zu 
starken Einflussnahme von Unternehmen auf die Lehrin- 
halte genannt. Vgl. Stemberg et al. (2016: 24f.) 

212 Vgl. Kulicke und Seus (2016: 112). 

213 Vgl. BMWi (2015a: 6ff.). 

214 Vgl. Kulicke und Seus (2016: 115). 

215 Vgl. Kulicke und Seus (2016: 1121T.). 

2 1 6 Vgl. Ripsas und Tröger (20 15:3) sowie http://www.faz.net/ 
aktuell/wirtschaft/cebit/code-n/wenn-startups-scheitern- 
aufstehen-mund-abputzen-weitergruenden- 1349 1341. 
html; http://www.spiegel.de/karriere/fuckup-night-unter- 
nehmer-erzaehlen-vom-scheitem-a-1034303.html; http:// 
gruender.wiwo.de/lernen-aus-dem-scheitern-steh-auf- 
mann/ (letzter Abmf am 1 6. Januar 20 1 7). 

217 Vgl. Stemberg et al. (2015: 20f.) sowie Kollmann et al. 
(2016:77). 

218 Vgl. http://www.doingbusiness.org/rankings (letzter Ab- 
mf am 16. Januar 2017). 

219 Ease of doing Business in Germany: 17; Starting a busi- 
ness in Germany: 114. Für das Ranking Ease of doing 
Business werden insgesamt 41 Indikatoren berücksich- 
tigt. Vier davon werden für den Unterindikator Starting a 
business verwendet: Procedures (Number); Time (Days); 
Cost (Percent of income per capita); Minimum Capital 
(Percent of income per capita). Vgl. World Bank Group 
(2016). 

220 Vgl. Kollmann et al. (2016). 

221 Das System des Einheitlichen Ansprechpartners be- 
ruht auf der EU-Dienstleistungsrichtlinie, wonach die 
öffentliche Verwaltung Unternehmen und Gründenden 
einen grenzüberschreitenden gebündelten Zugang zu 
sämtlichen Informationen und Verfahren bieten soll. 
BMWi (o.J.b) sowie http://www.bmwi.de/DE/Presse/ 
pressemitteilungen,did=731008.html (letzter Abruf am 
16. Januar 2017). 

222 Vgl. Europäische Kommission (2015). 

223 Vgl. Wirtschaftsministerkonferenz (2015). 

224 Vgl. http://www.egovemment-computing.de/der-einheit- 
liche-ansprechpartner-20-a-567301/ (letzter Abmf am 16. 
Januar 2017). 

225 Workshop am 16. November 2016 sowie gemäß telefoni- 
scher Auskunft des BMBF (20. Dezember 2016). 

226 Eine Finanziemng der Geschäftstätigkeit zählt als Sub- 
vention. 

227 Vgl. EFI (2012: 79f.) 

B 4-2 

228 Vgl. EFI (2015:33). 

229 Vgl. EFI (2012: 84f.) 

230 Vgl. EFI (2012: 85). 

231 Vgl. BMF (2015). 

232 Vgl. OECD (2016c). 

233 Die Angaben beziehen sieh auf das Jahr 2015. Vgl. EFI 
(2017: Kapitel C 4). 

234 Anzahl der Unicoms 2016: Großbritannien: 18; Schwe- 
den: 7; Deutsehland: 6. Vgl. Madhvani et al. (2016). 
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235 Vgl. BMF (2015: 2). 

236 Das Förderprogramm INVEST war im Jahr 2016 positiv 
evaluiert worden. Laut Evaluationsstudie hat INVEST 
trotz der bisher kurzen Laufzeit bereits zur Belebung des 
Beteiligungskapitalmarktes beigetragen, wenn auch nur 
mit einem geringen Anteil. So haben 30 Prozent der durch 
INVEST geförderten Investoren erstmals in ein junges 
Unternehmen investiert. Vgl. Gottschalk et al. (2016: 
232ff). 

237 Auf Investitionen in Wagniskapital erhalten Privatperso- 
nen oder Kapitalgesellschaften einen Zuschuss von 20 
Prozent. Die Obergrenze für die Bezuschussung wurde 
auf 500.000 Euro verdoppelt. INVEST 2.0 beinhaltet 
ferner einen Exit-Zuschuss in Höhe von 25 Prozent der 
Veräußerungsgewinne, die aus INVEST-Beteiligungen 
entstehen. Dieser Exit-Zuschuss stellt eine pauschale 
Erstattung der vom Investor auf die Veräußerungsge- 
winne zu zahlenden Steuern dar. Vgl. http://www.exist. 
de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Startschuss-fuer- 
INVEST.html (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

238 Vgl. BMF (2015: 2). 

239 Die KfW hatte sich 2012 vom Markt zurückgezogen. Mit 
ihrem neuen ERP- Venture Capital-Fondsinvestments will 
die KfW gemeinsam mit dem BMWi die Förderung von 
technologieorientierten Start-ups und jungen, innovati- 
ven Unternehmen verbessern. Die KfW beteiligt sich an 
ausgewählten Wagniskapital-Fonds in Deutschland und 
Europa. Sie hofft damit einen wichtigen Impuls zur Ge- 
winnung weiterer in- und ausländischer institutioneller 
Investoren leisten zu können. Vgl. https://www.kfw.de/ 
KfW-Konzem/Newsroom/ Aktuelles/Pressemitteilungen/ 
Pressemitteilungen-Details_274688.html (letzter Abruf 
am 16. Januar 2017). 

240 Vgl. BMWi (2016a). 

241 Der Coparion-Fonds beteiligt sich an der Finanzierung 
eines Unternehmens unter der Voraussetzung, dass ein 
privater Lead-Investor Kapital in mindestens gleicher 
Höhe und zu gleichen wirtschaftlichen Konditionen zur 
Verfügung stellt (maximal 10 Millionen Euro pro Unter- 
nehmen). Das Fondsvolumen beträgt 225 Millionen Euro. 
Auf diese Weise kann innovativen jungen Unternehmen 
Kapital in Höhe von rund 450 Millionen Euro zur Ver- 
fügung gestellt werden. Vgl. BMWi (2016a: 3) sowie 
BMWi (2016d) und http://www.foerderdatenbank.de/ 
Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?g 
et=views;document&doc=9061 (letzter Abruf am 16. Ja- 
nuar 2017) 

242 Antragsberechtigt sind Wagniskapital-Fonds, die maß- 
geblich in Deutschland investieren und deren Anlage- 
politik insbesondere Technologieunternehmen in ihrer 
frühen Entwicklungsphase oder Anschlussfinanzierungen 
für Technologieuntemehmen in ihrer frühen Phase, Ent- 
wicklungsphase oder Wachstumsphase beinhaltet. Vgl. 
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigati- 
on/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document& 
doc=8933 (letzter Abruf am 16. Januar 20 17). 

243 Der gemeinsam vom Europäischen Investitionsfonds 
(EIF) und dem ERP-Sondervermögen (verwaltet durch 
das BMWi) finanzierte Dachfonds beteiligt sich an 
Wagniskapital-Fonds, die maßgeblich in Deutschland 
investieren. Die Kapitalausstattung wird hälftig vom 


Europäischen Investitionsfonds (EIF) und dem ERP- 
Sondervermögen aufgebracht und vom Europäischen 
Investitionsfonds (EIF) mit Sitz in Luxemburg verwal- 
tet. Vgl. http://www.bmwi.de/DE/Themen/Mittelstand/ 
Mittelstandsfinanzierung/innovationsfinanzierung.html 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017) sowie BMWi (2016c). 

244 Vgl. http://www.bmwi.de/DE/Themen/Mittelstand/Mit- 
telstandsfinanzierung/innovationsfinanzierung.html (letz- 
ter Abruf am 1 6. Januar 20 1 7). 

245 Das Darlehen müssen die Untemehmensgründer mit Zin- 
sen zurückzahlen, brauchen dafür aber keine Firmenan- 
teile abzutreten. Mögliche Verluste des Fonds aus Kre- 
ditausfällen soll Berichten zufolge der Bundeshaushalt 
ausgleichen. Vgl. https://www.boersen-zeitung.de/index. 
php?li= 1 &artid=20 16141 007&titel=Milliarden-fuer- 
Wagniskapital (letzter Abruf am 16. Januar 2017). Zu 
welchem Zeitpunkt und mit welchen Förderkonditionen 
der Tech Growth Fund starten soll, ist noch unklar. Vgl. 
Deutscher Bundestag (2016). 

246 Vgl. http://gennanaccelerator.com/life-sciences/program/ 
sowie http://www.exist.de/DE/Netzwerk/German-Acce- 
lerator/inhalt.html (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

247 Vgl. Bundesregierung (2016). 

248 Verlustvorträge bezeichnen die Summe der in den abge- 
laufenen Geschäftsjahren angefallenen Verluste, die nicht 
mit positiven Einkünften verrechnet werden konnten. 
Diese Verluste können vorgetragen und dann mit Gewin- 
nen folgender Geschäftsjahre verrechnet werden. Sie sen- 
ken so die Steuerlast in den folgenden Geschäftsjahren. 
Vgl. EFI(2015: 140). 

249 Vgl. EFI (2015), EFI (2012), EFI (2011) und EFI (2009) 
sowie BMWi (2015b). 

250 Vgl. EFI (2015: 34). 

251 Bundesregierung (2016). 

252 Vgl. Hessisches Ministerium der Finanzen (2014). 

253 Vgl. EFI (2015: 34). 

254 Vgl. Deutscher Bundestag (2014: 9). 

255 Vgl. EFI (2015: 35). 

256 Z.B. Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Lu- 
xemburg, Niederlande und Spanien. Vgl. EVCA (2013). 

257 Vgl. EFI (2015: 35). 

258 Das Engagement der KfW als Ankerinvestor im Venture 
Capital-Markt erfolgt mit einem Budget von 400 Millio- 
nen Euro im Rahmen der ERP Venture Capital-Fondsfi- 
nanzierung. Vgl. KfW (2015). 

259 Vgl. EFI (2012: 88) sowie BMWi (2015b). 

260 Vgl. BMWi (2016b). 

261 An dem Dialog nahmen Vertreterinnen und Vertreter von 
Start-ups, Wagniskapital-Gesellschaften, Investoren, 
Konsortialbanken, Anlegerschützem und der Deutschen 
Börse teil. Vgl. BMWi (2015) sowie BMWi (2016b). 

262 Vgl. BMWi (2016b) und http://www.venture-network. 
com/dbvn-de/ (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

263 Vgl. BMWi (2016b) sowie Deutsche Börse (2016). 

264 Vgl. http://www.handelsblatt.com/finanzen/maerkte/ 
boerse-inside/boerse-fuer-wachstumsuntemehmen-bloss- 
kein-neuer-markt-2-0/14873538-all.html (letzter Abruf 
am 16. Januar 2017). 
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265 Vgl. hierzu und im Folgenden Fier und HarhotT (2002) 
und Gassler et al. (2006). 

266 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2015: 25) und BMBF 
(2006). Als Leitmärkte wurden beispielsweise Medizin- 
technik und innovative Fertigungstechnik genannt. Bei- 
spiele für Schlüsseltechnologien sind IKT, neue Werkstof- 
fe und Mechatronik. 

267 Vgl. BMBF (2010). 

268 Vgl. EFI (2015: 25) und BMBF (2014: 11). 

269 BMBF (2014: 5). 

270 Vgl. EFI (2015: 4). 

271 Vgl. Dachs et al. (2015) und EFI (2015: 25). 

272 Vgl. BMBF (2014). 

273 BMBF (2014: 36). Als Beispiele für Schlüsseltechnolo- 
gien nennt die Bundesregierung in der neuen Hightech- 
Strategie die als Industrie 4.0 bezeichnete Integration der 
Digitalisierung in die Produktionsprozesse, die Mikro- 
elektronik, die Batterietechnologien und die Biotechno- 
logie. Vgl. BMBF (2014: 36). 

274 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2015: 36). 

275 Vgl. BMBF (2014:3011. und 37ff.). 

276 Vgl. BMBF (2014: 40ff.) und EFI (2015: 26). 

277 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2015: 25). 

278 Vgl. BMBF (2014: I4ff.). 

279 Vgl. EFI (2015: 28). 

280 Vgl. EFI (2015: 26). 

281 Vgl. BMBF (2015). 

282 Vgl. BMBF (2016: 246f.). 

283 Vgl. EFI (2015: 25). 

284 Vgl. EFI (2016: 18). 

285 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2016: 18). 

286 Vgl. EFI (2016: 19). 

287 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2016: 18). 

288 Das BMBF integriert teilweise gesellschaftliche Frage- 
stellungen in seine Fachprogramme. Beispiele hierfür 
sind laut schriftlicher Auskunft des BMBF vom 20. De- 
zember 2016 folgende Programme: Im Forschungspro- 
gramm Technik zum Menschen bringen wird untersucht, 
wie Technik zum bestmöglichen Nutzen des Menschen 
eingesetzt werden kann. Im Rahmen des Programms For- 
schung für Nachhaltige Entwicklung wird nach Wegen 
gesucht, die Bürgerinnen und Bürger an der Energiewen- 
de zu beteiligen. Im Rahmen des Konzepts Bioökonomie 
als gesellschaftlicher Wandel wird die sozial- und geistes- 
wissenschaftliche Forschung mit der natur- und technik- 
wissenschaftlichen Forschung verzahnt. Mit der Förderin- 
itiative Innovative Hochschule soll der forschungsbasierte 
Ideen-, Wissens- und Technologietransfer an deutschen 
Hochschulen gefordert werden. Bei der Fördermaßnahme 
Validierung des technologischen und gesellschaftlichen 
Innovationspotenzials wissenschaftlicher Forschung - 
VIP+ geht es gleichermaßen um technologische und sozi- 
ale Innovationen. Im Rahmen der Förderinitiative Innova- 
tionsforen Mittelstand engagieren sich KMU gemeinsam 
mit Akteuren aus Wissenschaft und Gesellschaft in rund 
50 Foren, um gemeinsam Ideen und neue Geschäfts- 
modelle zu entwickeln. Das BMBF hat sich mit einem 
Grundsatzpapier Partizipation hinsichtlich der Bedeutung 


der Beteiligung der Zivilgesellschaft an Forschung und 
Forschungspolitik positioniert. 

289 Vgl. BMBF (2016). Das BMBF plant, für das Rahmen- 
programm in der Laufzeit 2016 bis 2020 insgesamt 400 
Millionen Euro zur Verfügung zu stellen (BMBF 2016: 
21). 

B 5-2 

290 Der Staat wird hierbei zunehmend in der Funktion des 
Unternehmers gesehen, dem eine zentrale Rolle als Ini- 
tiator von Innovationen zufällt. Nachfrageseitige Innova- 
tionspolitik wird daher als staatliche Daueraufgabe inter- 
pretiert. Vgl. Mazzucato (2013). 

291 Vgl. EFI (2013: 87). 

292 Dabei kann der Staat einerseits auf innovative Vorleis- 
tungen zurückgreifen, die auf dem Markt erhältlich sind. 
Andererseits muss die öffentliche Hand selbst Innovati- 
onsprozesse anstoßen, wenn die benötigten Produkte und 
Dienstleistungen auf dem Markt noch nicht verfügbar 
sind und erst entwickelt werden müssen. Vgl. EFI (2013: 
87ff). 

293 Vgl. EFI (2013: 90). 

294 Vgl. https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/ 
Pressemitteilungen/20 1 6/1 1/PD 1 6_4 1 3_8 1 1 .html;jsessi 
onid=B3D532D3D7487628BF5235CFAB01E514.cae3 
(letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

295 Vgl. Berger et al. (2016: 10). 

296 Vgl. EFI (2013: 90). 

297 Vgl. Falck und Wiederhold (2013: 32). 

298 Vgl. Falck und Wiederhold (2013: 75ff.). 

299 Vgl. Eßig und Schaupp (2016: 25). 

300 PCP bezieht sich auf die Ausschreibung von FuE-Leis- 
tungen in der vorkommerziellen Phase. Das PCP-Inst- 
rument soll es im Rahmen der öffentlichen Beschaffung 
ermöglichen, die Entwicklung technologisch innovativer 
Lösungen anzuregen. Üblicherweise beinhaltet PCP die 
(Weiter-)Entwicklung eines Produkts bzw. einer Dienst- 
leistung, die in mehreren Etappen von zwei oder mehr 
Unternehmen vorangebracht wird. Vgl. Falck und Wie- 
derhold (2013: 75). PPI stellt eine Beschaffung dar, bei 
der eine öffentliche Beschafftingsstelle als (Erst-)Anwen- 
derin für innovative Produkte, Dienstleistungen oder Sys- 
temlösungen auftritt, die sich in einer frühen Marktphase 
befinden. Vgl. Berger et al. (2016: lOf). 

301 Vgl. http://de.koinno-bmwi.de/innovation/innovations- 
preis (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

302 Vgl. Eßig und Schaupp (2016: 8). 

303 Das Kompetenzzentrum wurde 2016 im Auftrag des 
BMWi evaluiert. Die Bilanz der Arbeit von KOINNO 
fällt durchwachsen aus. Zwar empfehlen die Evaluatoren 
die Weiterführung des Kompetenzzentrums, jedoch be- 
mängeln sie, dass die Wirkungen von KOINNO auf eine 
eher kleine Gruppe von Beschaffungsverantwortlichen 
beschränkt geblieben sind. Ein umfassender Mentalitäts- 
wechsel bei den Beschaffungsverantwortlichen aufgrund 
der Arbeit von KOINNO konnte nicht festgestellt werden. 
Auch gelang es KOINNO nicht, neue Beschaffungsver- 
fahren wie etwa die vorkommerzielle Auftragsvergabe 
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(PCP, Pre-Commercial Procurement) in größerem Um- 
fang in Deutschland zu etablieren. Von den ursprünglich 
angedachten drei PCP-Projekten konnte bislang nur eins 
umgesetzt werden. Vgl. Berger et al. (2016: 49ff.). 

304 Vgl. Falck und Wiederhold (2013: 7). 

305 Für die beteiligten Unternehmen ist SBIR nicht nur auf- 
grund der finanziellen Anreize attraktiv, sondern auch, 
weil sie ihre Rechte am intellektuellen Eigentum, das im 
Kontext der SBIR-finanzierten FuE-Aktivitäten entsteht, 
behalten. Vgl. OECD (2010: 2). 

306 Nur einige Bundeseinrichtungen, wie z.B. das US-Ver- 
teidigungsministerium, verwenden das SBIR-Programm 
unmittelbar als Instrument für die Beschaffung innovati- 
ver Produkte, die aus der geförderten FuE-Tätigkeit her- 
vorgegangen sind. Vgl. Falck und Wiederhold (2013: 7). 

307 Vgl. OECD (2010; 2). 

B 5-3 

308 Vgl. EFI (2013: Kapitel A 6). 

309 Vgl. für eine ausführliche und aktuelle Diskussion die 
Arbeiten von Rothstein und von Wächter (2016) sowie 
Deaton und Cartwright (2016). 

310 Vgl. lAB (2011) sowie Steinke et al. (2012). 

311 Anders ist dies beispielsweise in Österreich. Hier gibt 
es hochwertige Standards für Evaluationen in der For- 
schungs- und Technologiepolitik. Vgl. Projektträger Jü- 
lich (2010). 

312 Vgl. https://www.socialpolitik.de/docs/VfS-Leitlinien_ 
Ex_post-Wirkungsanalysen.pdf (letzter Abruf am 16. Ja- 
nuar 2017). 

313 Vgl. schriftliche Auskunft von BMBF und BMWi. 

314 Vgl. für die USA, http://clear.dol.gov/topic-area (letzter 
Abruf am 16. Januar 2017). 

315 Vgl. Deutscher Bundestag (2016f). 

316 Beispiele aus unterschiedlichen Politikbereichen in USA 
zeigen, wie durch die Nutzung administrativer Daten die 
Gestaltung wirtschafts- und sozialpolitischer Maßnahmen 
verbessert werden kann. So hat z.B. das Department of 
Housing & Urban Development mit Verweis auf die For- 
schung von Chetty, Hendren und Katz (20 1 6) zur sozialen 
Mobilität seine Regeln für die Gestaltung von Mietzu- 
schüssen überarbeitet. 

3 1 7 “The 1 5-member Commission is charged with examining 
all aspects of how to increase the availability and use of 
govemment data to build evidence and inform program 
design, while protecting privacy and confidentiality of 
those data. Specifically, the Cormnission is charged with: 
detennining how to integrate administrative and survey 
data and to make those data available to facilitate research, 
evaluation, analysis, and continuous improvement while 
protecting privacy and confidentiality; recommending 
how data infrastructure, database security, and Statistical 
protocols should be modified to best fiilfill the Integration 
and increased availability of data as described above; re- 
commending how best to incorporate rigorous evaluation 
into program design; and considering whether a Federal 
clearinghouse should be created for govemment survey 
and administrative data.” https://www.whitehouse.gov/ 


omb/management/commission_evidence (letzter Abruf 
am 16. Januar 2017). 

B 6-1 

318 Cloud Computing bezeichnet das dynamisch an den Be- 
darf angepasste Anbieten, Nutzen und Abrechnen von IT- 
Dienstleistungen über das Internet. Vgl. BSI (2015). 

319 Die digitale Wirtschaft umfasst laut Definition des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
sowohl die IKT-Branche mit ihren Hard- und Software- 
Herstellern und -Dienstleistem als auch die Intemetwirt- 
schaft. Vgl. BMWi (2014b: 13). 

320 Ausführungen zur Definition der Begriffe und zu ihrer 
Abgrenzung finden sich in EFI (2016, Kapitel B 4). Hin- 
sichtlich der Einordnung der beiden Branchen anhand 
verschiedener Industrieklassifikationen sowie der Analy- 
se der Marktkapitalisiemng vgl. Müller et al. (2016). 

321 Vgl. BMWi (2014b). 

322 Vgl. EFI (2016: 73). Zu diesen neuen Anwendungsfel- 
dem, die zur weiteren Expansion der digitalen Wirtschaft 
führen, zählen u.a. die Bereiche Smart Home, Internet 
der Dinge, neue Formen der Kommunikation, Robotik, 
erweiterte und virtuelle Realität sowie Mobilität oder Si- 
cherheit. 

323 Damnter befinden sich durchaus auch deutsche Unterneh- 
men. Vgl. Müller et al. (2016). 

324 Vgl. EFI (20 1 3 : Kapitel A 4). Die vermeintliche Standort- 
schwäche hat sogar Vorteile, da die jungen Unternehmen 
im lokalen Arbeitsmarkt nicht intensiv mit etablierten Ak- 
teuren konkurrieren müssen. 

325 8 Für viele Investoren sind Unternehmen mit hohen Nutz- 
erzahlen daher besonders attraktiv. Die Expertenkommis- 
sion hatte in der Vergangenheit schon auf die wachsende 
Bedeutung von „Nutzerkapital“ für den Wert intemetba- 
sierter Unternehmen hingewiesen. Vgl. EFI (2015: Kapi- 
tel B 3). 

326 Vgl. EFI (2016: 66, Tabelle B 3-5). 

327 Vgl. EFI (2016: 67, Box B 3-6). 

328 Vgl. Bloching etal. (2015). So stehen beispielsweise Ban- 
ken in den USA bei innovativen, mobilen Zahlungssys- 
temen neuen Wettbewerbern gegenüber. Bezahlverfahren 
werden dort zunehmend über Smartphones abgewickelt. 
In Europa werden sich ähnliche Entwicklungen vollzie- 
hen. Die Banken werden sowohl von Start-ups im soge- 
nannten FinTech-Bereich (Financial Technology) als auch 
von globalen Unternehmen der Intemetwirtschaft wie 
Apple, Alphabet, PayPal oder Amazon unter erheblichen 
Wettbewerbsdmck gesetzt. 

329 Vgl. Jetter(2011). 

330 Vgl. Bain & Company (2012). 

331 Vgl. D’Emidio et al. (2014). 

332 Vgl. Müller etal. (2016:47). 

333 Vgl.GfK(2014;7). 

334 Vgl. EFI (2016: 75, Abbildung B 3-12). 

335 Vgl. Rebholz (2016) sowie http://www.iwkoeln.de/pres- 
se/pressemitteilungen/beitrag/autonomes-fahren-deut- 
sche-starten-von-guter-basis-286200 (letzter Abruf am 
16. Januar 2017). 
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336 Vgl. Sadowski et al. (2016). 

337 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2015: 29f.). 

338 Vgl. http://www.oecd.org/sti/broadband/oecdbroadband- 
portal.htm (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

339 Die hier genannte Einschätzung geht auf den Glasfaser- 
verband BREKO zurück, in dem sich 148 Netzbetreiber 
zusammengeschlossen haben. 

B 6-2 

340 Vgl. EFI (2016: 82). 

341 Das Fraunhofer-Institut für Offene Kommunikations- 
systeme schätzt, dass der Aufbau eines leistungsfähigen 
E-Govemments einen Investitionsimpuls von rund 1,7 
Milliarden Euro für Entwicklung und anschließenden 
fün^ährigen Betrieb bedeuten würde. Vgl. Fromm et al. 
(2015: 5). 

342 Vgl. Edler (2006: 78ff.) sowie Kim (2014). 

343 Vgl. EFI (2016: 88). 

344 “The Survey examines emerging e-government issues 
and trends, and innovative practices that are relevant to 
the international community. By studying broad pattems 
of e-govemment around the world, the Survey assesses 
the e-govemment development Status of the 193 United 
Nations Member States. ”(• - •) “Mathematically, the EGDI 
is a weighted average of three nonnalized scores on three 
most important dimensions of e-government, namely: 
scope and quality of online Services (Online Service In- 
dex, OSI), development Status of telecommunication inf- 
rastmcture (Telecommunication Infrastmcture Index, TU) 
and inherent human Capital (Human Capital Index, HCl). 
Each of these sets of indices is in itself a composite mea- 
sure that can be extracted and analyzed independently.” 
Vgl. UN DESA (2016: 2 u. 219). 

345 Vgl. EFI (2016: 81 u. 84). 

346 Vgl. UN DESA (20 16). 

347 Vgl. EFI (2016: 87). 

348 Vgl. EFI (2016: 87). 

349 Das größte Hemmnis beim Aufbau bzw. Ausbau von E- 
Government sind die föderalen Strukturen in Deutsch- 
land. Verwaltungsorganisation in Deutschland ist grund- 
sätzlich Ländersache, allerdings können Bund und Länder 
auf Gmndlage von Art. 9 1 c GG im Bereich der Infonna- 
tionstechnik - die auch E-Government umfasst - Zu- 
sammenarbeiten. Für die Umsetzung von Strategien und 
Gesetzen zu einem länderübergreifenden E-Govemment 
bedarf es daher der Zusammenarbeit von Bund und Län- 
dern. Vgl. EFI (2016: 88). 

350 Vgl. EFI (2016: 88). 

351 Vgl. https://www.bundesregiemng.de/Content/DE/Pres- 
semitteilungen/BPA/20 1 6/ 1 0/20 16-10-1 4-beschluss- 
bund-laender.html (letzter Abmf am 16. Januar 2017). 

352 Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern wird über 
die Zustimmungspflicht im Bundesrat gesichert. Vgl. ht- 
tps://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/ 
DE/2016/12/buergerportal.html (letzter Abmf am 16. Ja- 
nuar 2017). 

353 § 4 Elektronische Abwicklung von Verwaltungsver- 
fahren: Für die elektronische Abwicklung von Verwal- 


tungsverfahren, die der Ausfühmng von Bundesgesetzen 
dienen, wird die Bundesregiemng ermächtigt, im durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Verwendung bestimmter IT-Komponenten verbindlich 
vorzugeben. In der Rechtsverordnung kann auch die Ver- 
wendung von IT-Komponenten geregelt werden, die das 
jeweils zuständige Bundesministerium bereitstellt. Die 
Länder können von den in der Rechtsverordnung getrof- 
fenen Regelungen durch Landesrecht abweichen, soweit 
sie für den Betrieb im Portalverbund geeignete IT-Kom- 
ponenten bereitstellen. § 6 Kommunikationsstandards: 
Für die Kommunikation zwischen den im Portalverbund 
genutzten informationstechnischen Systemen legt das 
Bundesministerium des Innern im Benehmen mit dem 
IT-Planungsrat durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die technischen Kommunikationsstan- 
dards fest. Vgl. BMF (2016: 30f.). 

354 Vgl. https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/ 
Content/DE/Pressemitteilungen/20 16-12-1 4-nkr-durch- 
bruch-digitale-verwaltung.html?nn= 1 669400 (letzter Ab- 
mf am 16. Januar 2017). 

355 Vgl. EFI (2016: 83). 

356 Vgl. BMI (2014: 4ff.). 

357 Hinsichtlich der Umsetzung der fünf Prinzipien der Open 
Data Charta der G8 erreichte Deutschland im Jahr 2015 
nur den vorletzten Platz vor Russland. Neben der gerin- 
gen Anzahl der auf GovData veröffentlichten Datensätze 
wurde auch die Vielzahl der verwendeten Lizenzen nega- 
tiv vermerkt. Vgl. Castro und Körte (20 1 5 : 4ff.). Kritisiert 
wurde auch das Fehlen von wichtigen Datensätzen auf 
GovData (z.B. zu staatlichen Ausgaben, Ausschreibun- 
gen und Vergaben sowie Wirtschaftsdaten). Vgl. Stiftung 
Neue Verantwortung (2015: 8f.). 

358 Vgl. https://www.govdata.de/web/guest/datenbereitsteller 
(letzter Abmf am 16. Januar 2017). 

359 Vgl. https://www.govdata.de/web/guest/datenbereitsteller 
(letzter Abmf am 16. Januar 2017). 

360 Nur über ein zentrales Portal, das alle Bundesländer um- 
fasst, kann es gelingen, die Übersichtlichkeit der Daten 
sowie ihre Kompatibilität untereinander sicherzustellen 
und somit Transaktionskosten und potenzielle Mehr- 
fachinvestitionen zu vermeiden. Vgl. EFI (2016: 87). 

361 Vgl. Bundesregiemng: Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des E-Govemment-Gesetzes, vgl. http://www. 
stiftung-nv.de/sites/default/files/gesetzentwurf_egov- 
gl2a_open_data.pdf (letzter Abmf am 16. Januar 2017). 

362 CDU; CSU; SPD (2013: 107). 

363 Der Gesetzentwurf wird von einigen zivilgesellschaftli- 
chen Akteuren dahingehend kritisiert, dass er zahlreiche 
Ausnahmen und auslegungsoffene Formulierungen ent- 
halte. Ferner wird bemängelt, dass eine Einpassung in 
die bestehende Informationszugangsgesetzgebung sowie 
eine Abwägung von Datenöffnung und Datenschutz feh- 
le. Vgl. Stiftung Neue Verantwortung (2016: 3ff.). Parallel 
zur Vorlage des Gesetzentwurfs hat die Bundesregiemng 
im Dezember 2016 die Teilnahme Deutschlands an der 
Open Government Partnerschaft erklärt und sich damit 
zu einem offenen Regierungs- und Verwaltungshandeln 
(Open-Government) bekannt. Vgl. https://www.bmi. 
bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/12/ 
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bekanntgabe-der-teilnahme-an-open-goverament-part- 
nership.litml (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

364 Vgl. http://www.behoerden-spiegel.de/ 
icc/Internet/sub/2bf/2bf3 76e3-670e-751b- 
91a0-4c67b988f2ee,,,aaaaaaaa-aaaa-aaaa- 
bbbb-000000000003&uMen=lf75009d-e07d-iT)ll-4e64- 
494f59a5fb42.htm (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

365 Vgl. Stiftung Neue Verantwortung (2015: 10): http:// 
www.stiftung-nv.de/sites/default/files/impulse_g8-open_ 
data_charta_l.pdf (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

366 Vgl. https://transparenzgesetz.rlp.de/transparenzrlp/de/ 
home/file/fileId/112 (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

367 Vgl. https://opendata.bonn.de/page/bonner-ogd-vor- 
gehensmodell; https://transparenz.karlsruhe.de/; ht- 
tps://www.moers.de/de/rathaus/offene-daten-moers/ 
sowie http://www.kommune21.de/meldung_22737_ 
Her+mit+den+Daten.html (letzter Abruf am 16. Januar 
2017). 

B 7 

368 Vgl. Arrow (1962) und Nelson (1959). 

369 Vgl. hierzu und im Folgenden EFI (2012: 95ff.). 

370 Grundlegende Beiträge zu dieser Form von Marktver- 
sagen finden sich bei Simon (1959) und Akerlof (1970). 
Vgl. im Folgenden auch Spengel und Wiegard (2011: 
llf.). 

371 Grundlegende Beiträge zu dieser Form von Marktversa- 
gen finden sich bei Myers und Majluff (1984) und Myers 
(1977, 1984). 

372 Vgl. beispielsweise OECD (2016a). 

373 Dieses Verfahren gilt grundsätzlich für die direkte Pro- 
jektförderung im Rahmen der Fachprogramme des Bun- 
des, für Förderungen im Rahmen der BMWi-Programme 
ZIM und IGF, für die Förderprogramme der Länder und 
die Förderung durch die EU sowie für die FuE-Förderung 
im Rahmen des ERP-Innovationsprogramms der KfW. 
Vgl. Rammer und Schmitz (2017). 

374 Wie kostenintensiv der bürokratische Aufwand der Pro- 
jektförderung auf Basis des geltenden Zuwendungsrechts 
für die Antragsstellenden ist, hat das Bundeskanzler- 
amt 2010 ermittelt. Demnach betrug der monetarisierte 
Aufwand je Antrag durchschnittlich knapp 2.500 Euro. 
Rammer et al. (2016: 140f) schätzen auf Basis einer 
KMU-Befragung zur Evaluierung der Förderinitiative 
KMU-innovativ den Aufwand für die Antragstellung 
durchschnittlich sogar auf etwa 5.000 Euro - für bewil- 
ligte wie abgelehnte Anträge gleichermaßen. Gleichzeitig 
gaben KMU mit Erfahrungen in unterschiedlichen För- 
derprogrammen an, dass sich diese Kosten zwischen den 
einzelnen Programmen nicht wesentlich unterscheiden. 

375 Technologieunspezifische Fördermaßnahmen wie ZIM 
weisen diesen Vorteil ebenfalls auf 

376 Vgl. Geyer und Tiefenthaler (2011:13) sowie EFI (2012: 
98). 

377 Vgl. EFI (2013: 21) und EFI (2015: 24). 

378 Die OECD-Staaten, die keine steuerliche FuE-Förderung 
einsetzen, sind Deutschland, Estland, Mexiko, Neusee- 
land, Schweden und die Schweiz. Für Israel liegen keine 
Informationen vor. Die Slowakei wird wegen der zusätz- 


lichen Abzugsfähigkeit bei der Bemessungsgrundlage 
abweichend von der OECD-Statistik unter jenen Ländern 
geführt, die eine steuerliche FuE-Förderung verwenden. 
Unter den Nicht-OECD Staaten bieten außerdem Brasi- 
lien, China, Russland und Südafrika steuerliche Anreize 
für private FuE-Aktivitäten. Vgl. OECD (2016a: 8). Seit 
dem 1 . Juli 2016 ist Lettland ebenfalls OECD-Mitglied. 

379 Die Darstellung unterschiedlicher Ausgestaltungsvarian- 
ten erfolgt mit Blick auf die EU-Mitgliedstaaten sowie 
Australien, Japan, Kanada, Liechtenstein, Norwegen, die 
Schweiz und die USA. 

380 Vgl. hierzu und im Folgenden Europäische Kommission 
(2014a) sowie Spengel et al. (2017: 13ff ). 

381 Außerdem nennt die Studie Programme der EU-Mit- 
gliedsstaaten Dänemark, Kroatien und Spanien sowie aus 
Kanada. 

382 Abseits der hier genannten Programme empfiehlt die 
EU-Kommission noch ein weiteres Programm, das einen 
erhöhten Abzug bei der Bemessungsgrundlage vorsieht - 
das kroatische Enhanced Allowance for R&D Expenses. 
Vgl. Europäische Kommission (2014a). 

383 Bei einem Personalkostenanteil von 50 Prozent der 
gesamten FuE-Aufwendungen entspricht der WBSO- 
Fördersatz von 50 Prozent näherungsweise einem Förder- 
satz von 25 Prozent bei einer Gutschrift, die sämtliche 
FuE-Aufwendungen einbezieht. 

384 Daneben können auch Vergünstigungen bei Verbrauchs- 
steuern wie der Umsatzsteuer gewährt werden, wenn die- 
se für FuE-Investitionen anfallen. Diese Ausgestaltung 
erfolgt in der Praxis sehr selten. Vgl. Belitz (2015). 

385 Vgl. liierzuundimFolgenden: Spengeletal. (2017: llff). 

386 Damit werden FuE-Tätigkeiten, die ökonomisch gesehen 
auf den Aufbau einer Kapitalgröße (Wissen) abzielen, 
anders behandelt als Investitionen in physische Kapital- 
güter, die zunächst keine steuerlich relevante Betriebs- 
ausgabe darstellen. Erst die Abschreibungen auf die aus 
Investititionen entstandenen Vermögensgegenstände sind 
als Aufwandsgröße steuerlich abzugsfähig. 

387 Konkret werden die Ausgestaltungsvarianten in Australi- 
en, Japan, Kanada, Liechtenstein, Norwegen, der Schweiz 
und den USA herangezogen. 

388 Vgl. OECD (2015a). 

389 Bei SkatteFUNN liegt der Fördersatz der Steuergutschrift 
für KMU mit 20 Prozent 2 Prozentpunkte höher als der 
für große Unternehmen. 

390 Vgl. Europäische Kommission (2003). 

39 1 Lediglich beim Programm R&D Tax Credit in Irland kön- 
nen auch FuE-Gemeinkosten geltend gemacht werden. 

392 Das Programm CII aus Frankreich verwendet eine De- 
finition für die qualifizierten FuE-Aufwendungen, die 
über die Frascati-Maßgaben hinausgeht, um speziell die 
Prototypenentwicklung zu stärken. Auch bei Großbritan- 
niens R&D Tax Relief sowie bei SkatteFUNN in Norwe- 
gen sind einige Aufwendungen förderfahig, die über die 
Frascati-Definition hinausgehen. 

393 Vgl. Netherlands Enterprise Agency (2016: 7). 

394 Beim Programm R&D Tax Credit in Irland darf Auf- 
tragsforschung allerdings nur maximal 10 Prozent oder 
100.000 Euro der gesamten FuE-Aufwendungen ausma- 
chen (15 Prozent für Bildungseinrichtungen). 
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395 Förderfähige Aufragsforschung wird innerhalb der 
Programme aus Frankreich und Irland auf die FuE be- 
grenzt, die innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums 
stattfindet. In Norwegen können extern vergebene FuE- 
Dienstleistungen ohne geografische Begrenzung geltend 
gemacht werden. Es muss allerdings im Rahmen der An- 
tragstellung versichert werden, dass die zu erwartenden 
Erträge aus den FuE-Tätigkeiten einem Unternehmen 
mit Steuerpflicht in Norwegen zufließen. In Irland gilt 
die Regelung, dass die im Ausland anfallenden FuE-Auf- 
wendungen nach jeweiligem ausländischem Steuerrecht 
keiner zusätzlichen steuerlichen Förderung unterliegen. 
Für diese und weitere Ausführungen vgl. Spengel et al. 
(2017: 16f.). 

396 Eine Ausnahme bildete bis vor Kurzem lediglich das bri- 
tische Programm R&D Tax Relief: Hier war eine Dop- 
pelförderung für KMU ausgeschlossen, für Großunter- 
nehmen allerdings unter bestimmten Voraussetzungen 
zulässig. 

397 Für das Programm CII in Frankreich existiert die Mög- 
lichkeit, sich die Förderwürdigkeit durch spezielle Zerti- 
fizierungsstellen bestätigen zu lassen. Der Bescheid ist für 
die Steuerbehörden bindend. 

398 Für das Programm SkatteFUNN existiert ebenfalls die 
Möglichkeit, sich die Förderwürdigkeit vorab durch die 
Behörden bescheinigen zu lassen. Allerdings entscheidet 
erst die Steuerdirektion final über die Höhe der Gutschrift. 

399 Vgl. EIM(2012:8). 

400 So weisen etliche Studien Probleme bezüglich der Exo- 
genität der Regressoren, Selektionseffekte und andere 
Schwächen auf. Wilson (2009) beispielsweise untersucht, 
inwieweit die beobachtbar positiven Effekte steuerlicher 
Förderung auf FuE -Aufwendungen lediglich auf die Ver- 
lagerung von FuE aus anderen Regionen zurückzuführen 
sind. Die Studie berücksichtigt jedoch nicht, dass Länder 
mit weniger FuE einen höheren Anreiz haben, steuerli- 
che FuE-Förderinstrumente zu nutzen (Endogenitätspro- 
blem). Auch sind die geschätzten Koeffizienten nicht als 
Effekte der steuerlichen Anreize auf die Allokation der 
FuE-Aufwendungen interpretierbar. Schließlich kann die 
Verschiebung von FuE-Anteilen nicht von der Entwick- 
lung der Gesamthöhe der FuE-Aufwendungen unterschie- 
den werden. 

401 Vgl. hierzu und im Folgenden Spengel et al. (2017: 65ff.). 
In weiteren Studien, die nicht direkt die Wirkungen einer 
Senkung der FuE -Nutzerkosten oder die Förderwirkung 
evaluieren, finden sich außerdem positive Effekte einer 
steuerlichen FuE-Förderung auf die Attraktivität eines 
Steuersystems für Investitionen in FuE. Formal ennitteln 
diese Analysen einen signifikant negativen Einfluss des 
sogenannten B-Index auf FuE-Aufwendungen, vgl. z.B. 
Falk (2006), Corchuelo und Martinez-Ros (2010) oder 
Westmore (2013). Der B-Index misst die Attraktivität ei- 
nes Steuersystems für Investitionen in FuE und sinkt bei 
steigender Attraktivität. 

402 Die aufgeführten Studien wurden vom Zentrum für Eu- 
ropäische Wirtschaftsforschung (ZEW) ausgewählt. Die 
Expertenkommission schließt sich der Auswahl an. 

403 Vgl. Spengel et al. (2017: 65ff.). Zur Definition von FuE- 
Nutzerkosten vgl. Jorgenson (1963: 249) sowie Hall und 


Jorgenson (1967). Eine häufig gebrauchte formale Defini- 
tion findet sich bei Bloom et al. (1997). 

404 Die genannten Studien ermitteln Erhöhungen der FuE- 
Aufwendungen um zwischen 0,07 und 5,47 Prozent, wenn 
die FuE-Nutzerkosten um 1 Prozent gesenkt werden. Für 
die Durchschnittsberechnung verwendet das ZEW das 
arithmetische Mittel der in den aufgeführten Studien er- 
mittelten Werte. Wird zusätzlich eine Gewichtung der 
Studien über deren Qualität vorgenommen, ergeben sich 
keine Signifikaten Abweichungen von diesem Durch- 
schnittswert. Dabei bewertet das ZEW zur Gewichtung 
der Studien deren Qualität hinsichtlich der angewandten 
Methodik, der verfügbaren Datenbasis sowie der Robust- 
heit der Ergebnisse und variiert die Gewichtungsfaktoren 
in gewissen Grenzen. 

405 Wird zusätzlich eine Gewichtung der Studien über deren 
Qualität vorgenommen, ergeben sich auch hier keine Sig- 
nifikaten Abweichungen von diesen Durchschnittswerten 
(vgl. oben). 

406 Die Bandbreite der ermittelten Förderwirkungen reicht 
hier von 0,19 bis 2,80. Für die Durchschnittsberechnung 
verwendet das ZEW das arithmetische Mittel der in den 
aufgeführten Studien ermittelten Werte (vgl. oben). 

407 Vgl. Spengel et al. (2017: 65ff.) für eine vergleichende 
Analyse von 74 ökonometrischen Studien (publiziert 
zwischen 1980 und 2016) aus 14 Ländern zur Inputad- 
ditionalität. 58 Studien enthalten Angaben zur Wirkung 
der FuE-Nutzerkosten und ermitteln Erhöhungen der 
FuE-Aufwendungen zwischen 0,16 und 5,47 Prozent. Im 
Durchschnitt führte eine Verringerung der FuE-Nutzer- 
kosten um 1 Prozent zu einer Erhöhung der FuE- Aufwen- 
dungen um 1,09 Prozent. Sofern die Studien aus dieser 
größeren Gruppe eine Unterscheidung nach kurz- und 
langfristigen Effekten ausweisen, so liegen die kurzfris- 
tigen Effekte im Mittel der untersuchten Studien bei 0,44 
Prozent, die langfristigen bei 1,15 Prozent. Studien, die 
volumenbasierte Förderungen untersucht haben, kommen 
im Mittel auf einen Faktor von 1,6 für die Zunahme der 
FuE-Aufwendungen, während Studien zu inkrementeilen 
Förderungen einen Faktor von 0,8 ausweisen. Die För- 
derwirkung wurde in 39 der 74 betrachteten Studien er- 
mittelt, mit einer Bandbreite von 0,05 bis 2,8. Studien, 
die sich auf einen aktuelleren Zeitraum (1990er, 2000er 
Jahre) beziehen, zeigen tendenziell eine höhere Förder- 
wirkung. Studien, die eine inkrementeile steuerliche FuE- 
Förderung untersucht haben, schätzen tendenziell eine 
etwas höhere Förderwirkung (1,3) als Studien zu volu- 
menbasierten Fördermaßnahmen (1,2). 

408 Vgl. CDU, CSU und FDP (2009: 15). 

409 Vgl. Antrag der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen, Deutscher Bundestag (2016a) vom 15. März 2016. 

410 Für das von der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vorgeschlagene Modell errechnen Spengel et al. 
(2017: 51) jährliche Steuermindereinnahmen in Höhe 
von 794,11 Millionen Euro. Bei dieser Prognose sind al- 
lerdings die von der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vorgeschlagenen Kappungsgrenzen von 15 Milli- 
onen bzw. 7,5 Millionen Euro nicht berücksichtigt. 

411 Vgl. http://www.bundestag.de/presse/hib/201609/- 
/459976 (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 
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412 Vgl. Antrag der Länder Bayern und Niedersachsen: Deut- 
scher Bundestag (2016b) vom 4. Mai 2016. 

413 Vgl. Beschluss des Bundesrates: Deutscher Bundesrat 
(2016) vom 17. Mai 2016. 

414 Vgl. Europäische Kommission (20 1 6). Der Vorschlag soll 
den ersten Schritt eines stufenweisen Ansatzes darstellen 
und konzentriert sich auf die Komponenten einer gemein- 
samen Bemessungsgrundlage - d.h. die Regeln für die 
Berechnung der Körperschaftsteuer-Bemessungsgrund- 
lage, einschließlich bestimmter Bestimmungen gegen 
Steuervermeidung - und die internationale Dimension des 
vorgeschlagenen Steuersystems. 

415 Kurzfristig steigerten KMU ihre FuE- Aufwendungen um 
5,7 Prozent und Großunternehmen um 1,5 Prozent. Vgl. 
Lokshin und Mohnen (2012). 

416 Vgl. Agrawal et al. (2016). Dass KMU stärker auf die 
steuerliche Förderung reagieren als Großunternehmen 
wurde auch in zahlreichen weiteren Studien ermittelt. 
Vgl. Kobayashi (2014), Rao (2016), Banghana und Moh- 
nen (2009), Corchuelo und Martinez-Ros (2009), De- 
chezlepretre et al. (2015), Guceri (2015) sowie Lester und 
Warda (2014). 

417 Vgl. Lokshin und Mohnen (2013). 

418 Vgl. hierzu und im Folgenden Spengel (2009: 98ff.). 

419 Es kann beispielsweise nicht ausgeschlossen werden, 
dass Unternehmen FuE-Aktivitäten melden, die nicht den 
gängigen Definitionen von FuE des Frascati-Handbuchs 
entsprechen. 

420 Vgl. Guceri (2016). 

421 Vgl. Neicu et al. (2016). 

422 Vgl. EFI (2016: 37f.). Zur Abgrenzung von FuE- und 
Innovationsausgaben vgl. Box B 3-3-2 im vorliegenden 
Gutachten. 

423 Vgl. EFI (2009: 18), EFI (2010: 26f.), EFI (2011: 19), EFI 
(2012: 97f.) und EFI (2016: 46). 

424 Dass die unmittelbaren Steuermindereinnahmen einer 
steuerlichen FuE-Förderung bei längerfristiger Betrach- 
tung durch Mehreinnahmen überkompensiert werden, 
wird von verschiedenen Studien angenommen. Vgl. u.a. 
Spengel (2009), Spengel und Wiegard (2011) sowie BDI 
und ZVEI (2017). 

425 Abbildung B 7-5 basiert auf den bis zum Stichtag 30. 
November 2016 gemeldeten, erfassten und bereinigten 
Daten der FuE-Erhebung der SV Wissenschaftsstatistik 
für 2015. 

426 Erste Hochrechnungen der SV Wissenschaftsstatistik im 
Januar 2017 deuten an, dass dieser Wert noch höher aus- 
fällt. Demnach würden bei einer Ausgestaltung der Förde- 
rung als volumenbasierte Steuergutschrift mit 10 Prozent 
Fördersatz und einer Kappungsgrenze der Gutschrift von 
zwei Millionen Euro pro Unternehmen sogar 97,6 Pro- 
zent der FuE betreibenden Unternehmen die Förderung 
voll ausschöpfen können. Damit würden 20,7 Prozent der 
gesamten privaten internen FuE-Aufwendungen potenzi- 
ell von einer steuerlichen Förderung erfasst. 

427 Zugrunde liegt das Mikrosimulationsmodell ZEW Tax- 
Comm, das Bilanzdaten der DAFNE-Datenbank, Daten 
des Mannheimer Innovationspanels (MIP), Daten der eu- 
ropäischen Patentdatenbank REGPAT und manuell selek- 
tierte Geschäftsberichte verwendet. Einzelfallbasierte Si- 
mulationen unter Berücksichtigung institutioneller sowie 


regulatorischer Rahmenbedingungen erlauben die Ablei- 
tung der unternehmensindividuellen, periodisch festzu- 
setzenden Gewerbe- und Körperschaftsteuerschuld. Vgl. 
Spengel et al. (2017) sowie Spengel und Wiegard (2011). 

428 Die Studie Spengel et al. (2017) ermittelt darüber hinaus 
differenzierte Schätzungen für zu erwartende Steuermin- 
dereinnahmen durch die Verwendung regressiver Förder- 
sätze (das sind Fördersätze, die mit steigenden FuE-Auf- 
wendungen abnehmen) sowie durch die Ausgestaltung 
mittels inkrementeller statt volumenbasierter Förderung 
(vgl. erläuternd Box B 7-1). 

429 Für dieses und alle folgenden Ergebnisse vgl. Spengel 
et al. (2017). Um den Aufkommenseffekt zu berechnen, 
werden die förderfähigen FuE-Aufwendungen mit dem 
jeweiligen Satz der Steuergutschrift multipliziert. 

430 Vgl. Europäische Kommission (2003). 

431 Der KMU-Anteil der Steuermindereinnahmen hätte etwa 
5,5 Prozent der staatlichen FuE-Förderung sowie 0,05 
Prozent des gesamten bundesdeutschen Steueraufkom- 
mens entsprochen (die fiktive steuerliche Förderung nicht 
inklusive). 

432 Die Berücksichtigung von niedrigeren Teilnahmequoten 
trägt der Wahrscheinlichkeit Rechnung, dass nicht alle 
Unternehmen mit qualifizierten FuE-Aufwendungen die 
steuerliche FuE-Förderung auch tatsächlich in Anspruch 
nehmen. Studien zu FuE-Anreizen in anderen Ländern 
weisen Teilnahmequoten zwischen 23 Prozent und 87 
Prozent aller Unternehmen aus. Dabei deuten die empiri- 
schen Befunde daraufhin, dass Unternehmen mit diskon- 
tinuierlicher FuE-Aktivität seltener teilnehmen. Darüber 
hinaus finden sich Hinweise, dass kleinere Unternehmen 
und Unternehmen mit geringen FuE-Intensitäten eben- 
falls seltener teilnehmen. 

433 Zugrunde gelegt wird ein Anteil der FuE-Personalauf- 
wendungen an den FuE-Gesamtaufwendungen von 48 
Prozent. Dieser Wert stammt aus Spengel und Wiegard 
(2011) und bezieht sich auf Messungen aus dem Jahr 
2007. Vgl. Spengel et al. (2017: 56f ). 

434 Vgl. http://www.ifm-bomi.org/definitionen/kmu-definiti- 
on-des-ifm-bonn/ (letzter Abruf am 16. Januar 2017). 

435 Die Hochrechnung des Aufkommensausfalls basiert 
ebenfalls auf dem für 2007 erhobenen Anteil von FuE- 
Personalaufwendungen an den FuE-Gesamtaufwendun- 
gen. Vgl. Spengel etal. (2017: 61). 

436 Spengel et al. (2017) ermitteln weitere differenzierte 
Schätzungen der Steuermindereinnahmen bei Beschrän- 
kung auf FuE-Personalaufwendungen u.a. durch Variation 
der Fördersätze für Nicht-KMU/KMU (4 Prozent/ 12 Pro- 
zent oder 4 Prozent/25 Prozent) sowie durch Variation der 
Kappungsgrenzen (zwischen einer und zehn Millionen 
Euro pro Unternehmen). 

437 Vgl. Rammer et al. (2016) sowie EFI (2016: 39ff.). 

438 Der Mangel an externen Finanzierungsquellen ist eben- 
falls ein großes Innovationshemmnis: Der Anteil der 
deutschen KMU, die diesen Mangel an externen Finanzie- 
rungsmöglichkeiten beklagten, lag im Zeitraum 2012 bis 
2014 bei 22 Prozent. Vgl. EFI (2016: 41) sowie Rammer 
etal. (2016: 105ff.). 

439 Deutschland finanzierte so zuletzt nur rund 14 Prozent der 
gesamten FuE -Ausgaben der KMU. In Frankreich wurde 
dagegen über die Hälfte der FuE-Kosten von KMU über 
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Staatliche Fördermaßnahmen finanziert. In den Nieder- 
landen und Großbritannien lagen die durchschnittlichen 
Gesamtförderquoten zuletzt bei 38 beziehungsweise 32 
Prozent. Vgl. EFI (2016: 36ff., 41). 

440 In Italien und Finnland lag der Finanzierungsanteil staat- 
lich geforderter FuE in KMU durch indirekte steuerliche 
Anreize zuletzt bei 64 Prozent, in Österreich bei 41 Pro- 
zent. Eigene Berechnungen, vgl. EFI (2016: Abb. B 1-12). 

441 Vgl. OECD (2016). 

442 Allerdings liegen der Expertenkommission in Bezug auf 
die steuerliche FuE-Förderung auch keine Erkenntnisse 
aus anderen Ländern vor, inwiefern ein etwaiges Abwei- 
chen von der KMU-Definition der EU-Kommission zu 
Konflikten mit dem Beihilferecht geführt hat. 

443 Vgl. OECD (2015: 29, 43ff.). 

444 Vgl. insbesondere Spengel et al. (2017: 29) zur Behand- 
lung von Auftragsforschung. 

445 Die Frist zur Abgabe einer Steuererklärung endet bei Ein- 
bezug eines Steuerberaters erst am 31.12. des Folgejahres 
(§ 149 Abs. 2 AO). Gleichzeitig nimmt die Anfertigung 
des Steuerbescheids weitere Zeit in Anspruch. 

446 Für die FuE-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter bliebe die 
Verminderung der abzuführenden Lohnsteuer ohne Folge, 
da die bescheinigte Lohnsteuer vollständig - also unge- 
achtet der Steuergutschrift - auf die tarifliche Einkom- 
mensteuer angerechnet werden könnte. 

447 Die Einkommensteuer und die Körperschaftsteuer wer- 
den auf den Bund und die Ländergesamtheit aufgeteilt, 
wobei den Gemeinden ein Anteil an der Einkommensteu- 
er zusteht. Bund und Länder erhalten jeweils 42,5 Pro- 
zent der Einkommensteuer und 50 Prozent der Körper- 
schaftsteuer. Die Gemeinden sind mit 15 Prozent an der 
Einkommensteuer beteiligt. Damit ist die Aufteilung der 
Steuermindereinnahmen auf Bund und Länder unabhän- 
gig davon, ob die Förderung an die Körperschaftsteuer, 
die Einkommensteuer oder an die Lohnsteuer anknüpft, 
da die Lohnsteuer eine Vorauszahlung auf die Einkom- 
mensteuer darstellt. Vgl. https://www.bundesfinanz- 
ministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/ 
Oeffentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/ 
Laenderfinanzausgleich/DEr-Bundestaatliche-FAG. 

pdf? blob=publicationFile&v=4 (letzter Abruf am 16. 

Januar 2017). 

c 

448 Die systematische Auswahl internationaler Vergleichs- 
länder orientiert sich u. a. an der Größe der Volkswirt- 
schaften und der nationalen FuE-Intensität in den OECD- 
und BRICS-Staaten. 


c 1 

449 Vgl. Gehrkeetal. (2017). 

C2 

450 Vgl. Schasse (2017). 

C3 

451 Vgl. hierzu und im Folgenden Kammer und Hünermund 
(2013). 

452 Vgl. hierzu auch Kammer et al. (2017). 

453 Vgl. Blind (2002). 

C5 

454 Kapitel C 5 basiert auf einer für die Expertenkommission 
erstellten Studie des ZEW. Vgl. Müller et al. (2017). 

455 Allerdings ist die Vergleichbarkeit der einzelnen Länder- 
daten nicht uneingeschränkt gegeben. Vgl. hierzu detail- 
liert Müller et al. (2014). 

456 Vgl. hierzu im Einzelnen Müller et al. (2013). 

457 Eine originäre Neugründung liegt vor, wenn eine zuvor 
nicht ausgeübte Untemehmenstätigkeit aufgenommen 
wird und zumindest eine Person ihren Haupterwerb damit 
bestreitet. Eine Untemehmensschließung liegt vor, wenn 
ein Unternehmen keine wirtschaftliche Tätigkeit mehr 
durchführt und am Markt keine Produkte mehr anbietet. 

458 Das MUP hat eine deutlich enger gefasste Definition von 
wirtschaftsaktiven Unternehmen sowie von Marktein- 
und -austritten, so dass eher geringe unternehmerische 

C7 

459 Vgl. Frietsch et al. (2017). 

460 Vgl. Frietsch et al. (2017: 18ff.). 

C8 

46 1 Dieser Abschnitt sowie die folgenden Abbildungen basie- 
ren auf Gehrke und Schiersch (2017). 

462 Für eine methodische Erläuterung des RCA-Indikators 
vgl. Gehrke und Schiersch (2014: 74). 

D 


463 Vgl. Gehrke et al. (2013). 
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